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Ende der 1980er Jahre erreichte die „Gorbimanie“ in der Bundesrepublik 
Deutschland ihren Höhe punkt. Der Generalsekretär des Zentralkomitees der Kom-
munistischen Partei der Sowjetunion galt als Hoffnungsträger für ein Ende des Kal-
ten Kriegs und eine Überwindung der Teilung Europas. Hermann Wentker zeigt auf, 
warum gerade die Grünen Michail Gor bat schow zurück haltender begegneten als an-
dere politische Kräfte in der alten Bundesrepublik, er erklärt, weshalb sie in ihrer 
Einschätzung zwischen Zustimmung und Kritik schwankten, und er fragt danach, 
welche Rolle die Auseinandersetzungen zwischen den „Realos“ und den „Fun dis“ 
unter den Grünen dabei spielten.  nnnn

Hermann Wentker

Die Grünen und Gorbatschow
Metamorphosen einer komplexen Beziehung 1985 bis 1990

1. Einleitung

Als der sowjetische Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow vom 13. bis zum 
15. Juni 1989 zu einem Staatsbesuch in der Bundesrepublik weilte, empfingen ihn 
die Grünen mit ei nem offenen Brief. Das in der Frankfurter Rundschau abgedruck-
te Schreiben enthielt eine dif  ferenzierte Auseinandersetzung mit Gorbatschows 
Politik aus „grüner“ Perspektive. Die Ver  fasser begrüßten seine Abrüstungspolitik 
uneingeschränkt und unterstützten die „Politik der Anerkennung des territori-
alen Status quo in Europa“ – einschließlich der deutschen Tei lung unter „Aufgabe 
von politischen und wirtschaftlichen Hegemonieansprüchen in der BRD“. Kritik 
übten die Grünen an einzelnen autoritären Erscheinungen und dem ge walt sa-
men Umgang mit Protesten im Kaukasus, wenngleich sie „die Ausbrüche von Na-
tionalismus“ mit Sorge betrachteten. Grundsätzlich begrüßten sie die Einleitung 
von Wirtschaftsreformen, woll  ten allerdings „von Anfang an ökologische und sozi-
ale Kriterien ins Zentrum rücken“. Da  her standen sie einigen westdeutsch-sowje-
tischen Wirtschaftsverträgen skeptisch ge gen über, „weil in ihnen kein neues Den-
ken im Verhältnis Ökologie-Ökonomie zu entdecken“ sei1. Die Grünen setzten 
sich damit von der allgemeinen „Gorbimanie“ dieser Tage ebenso ab wie von der 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung, die am Wiedervereinigungsgebot des 
Grund  gesetzes festhielt.

Um diese zwischen Sympathie und Kritik oszillierende Position der Grünen zu 
verstehen, ge nügt es nicht, das nähere Umfeld des Staatsbesuchs vom Juni 1989 
auszuleuchten. Es gilt viel mehr, das Verhältnis der Grünen zur Sowjetunion in 
den Jahren 1985 bis 1990 insgesamt zu betrachten. Dies soll in diesem Beitrag 
sowohl unter einer perzeptionsgeschichtlichen als auch unter einer transnatio-

1 „Herr Gorbatschow, wie soll das gemeinsame Haus denn aussehen?“, in: Frankfurter Rund-
schau vom 14. 6. 1989.
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nalen Fragestellung geschehen. Am Anfang steht die Frage, wel ches Bild sich die 
Grünen von Gorbatschow machten, wobei festzuhalten ist, dass der sow je ti sche 
Spitzenpolitiker ein Mann mit vielen Gesichtern war, der sich zwischen seinem 
Amts an tritt als Generalsekretär der Kommunistischen Partei der Sowjetunion 
(KPdSU) im März 1985 und den Umwälzungen des Jahres 1990 erheblich wandel-
te. Es fiel westlichen Beobachtern da her generell nicht leicht, ihn richtig einzu-
schätzen. Was die Grünen angeht, so wurde die Mei nungsbildung durch ihre ver-
wirrende Vielstimmigkeit und ihr besonderes Selbst ver ständ nis zusätzlich 
erschwert: Angetreten als „Antiparteien-Partei“, avancierten sie ab Mitte der 
1980er Jahre zunehmend zu einer „ökologischen Reformpartei“2, die sich außer-
dem als po li tisch-parlamentarischer Arm der Anti-Atomkraft- und der Friedensbe-
wegung betrachtete3. Die ser Prozess war von heftigen innerparteilichen Auseinan-
dersetzungen insbesondere zwi schen zwei Gruppierungen geprägt. Auf der einen 
Seite standen die sogenannten Realpolitiker oder „Realos“, die zur Umsetzung 
ihrer Ziele eine Koalition mit der SPD und eine Re gie rungs  beteiligung nicht aus-
schlossen, um auf diese Weise das politische System der Bun des re pub lik zu verän-
dern. Auf der anderen Seite sprachen sich die Fundamentalisten oder „Fundis“ 
ge gen diesen Kurs aus, da sie den Status quo vor allem mit Hilfe der sozialen Be-
wegungen über winden wollten; das Parlament diente ihnen lediglich als Bühne, 
um ihren Anliegen zu sätz lich Gehör zu verschaffen. Der transnationale Aspekt 
des vorliegenden Aufsatzes ergibt sich vor allem daraus, dass es sich bei den Grü-
nen um nichtstaatliche Akteure handelte, die über dies nicht nur Beziehungen 
zur sowjetischen Führung unterhielten, sondern auch an Kon tak ten zu Dissi-
denten und den immer wichtigeren „informellen Gruppen“4 interessiert waren. 
Aus dieser Parallelität resultierten Spannungen, die die transnationalen Bezie-
hungen der Grü nen in die Sowjetunion zu einem besonders reizvollen Untersu-
chungsobjekt machen.

Nachdem sich zu Beginn der 1990er Jahre vor allem die Politikwissenschaft mit 
den Grünen als Phänomen zwischen sozialer Bewegung und politischer Partei be-
fasst hat5, sind sie seit ei ni ger Zeit auch Gegenstand der historischen Forschung. 
Eine zentrale Quelle für die An fangs jah re bildet die Edition der Protokolle der 

2 Vgl. Silke Mende, Von der „Anti-Parteien-Partei“ zur „ökologischen Reformpartei“. Die Grü-
nen und der Wandel des Politischen, in: Meik Woyke (Hrsg.), Wandel des Politischen. Die 
Bundesrepublik während der 1980er Jahre, Bonn 2013, S. 277–319.

3 Vgl. Saskia Richter, Der Protest gegen den NATO-Doppelbeschluss und die Konsolidierung 
der Partei Die Grünen zwischen 1979 und 1983, in: Philipp Gassert/Tim Geiger/Hermann 
Wentker (Hrsg.), Zweiter Kalter Krieg und Friedensbewegung. Der NATO-Doppelbeschluss in 
deutsch-deutscher und internationaler Perspektive, München 2011, S. 229–245, hier S. 243–
245.

4 Bei den „informellen Gruppen“ handelte es sich um gesellschaftliche Initiativen, die eine 
eigene, nicht notwendigerweise dissidentische Subkultur in der Sowjetunion bildeten. Unter 
Gorbatschow kam es zu einer starken Ausweitung dieser Szene; vgl. Yuliya von Saal, KSZE-Pro-
zess und Perestroika in der Sowjetunion. Demokratisierung, Werteumbruch und Auflösung 
1985–1991, München 2013, S. 86–100.

5 Vgl. Joachim Raschke, Die Grünen. Wie sie wurden, was sie sind, Köln 1993; Rudolf van Hül-
len, Ideologie und Machtkampf bei den Grünen, Bonn 1990; Hubert Kleinert, Aufstieg und 
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Fraktion der Grünen im Bundestag zwischen 1983 bis 19876; grundlegend ist auch 
Josef Boyers Handbuchartikel über die Mitgliedschaft und So zialstruktur der al-
ternativen Partei7. Eine wichtige Untersuchung zur Geschichte der Grün dungs-
grünen hat kürzlich Silke Mende vorgelegt8; dabei spielte Petra Kelly eine heraus-
ra gen de Rolle, die inzwischen auch durch eine wissenschaftliche Biographie ge-
würdigt worden ist9. Was die Vorstellungen und Aktivitäten der Grünen auf 
verschiedenen Politikfeldern betrifft, so hat sich Mende neben den für die Grü-
nen besonders relevanten Themen Wachstum und Fort schritt sowie Integration 
und „multikulturelle Gesellschaft“ auch dem Thema So zial staat lich keit im Wan-
del gewidmet10. Daneben ist vor kurzem die Deutschlandpolitik der Grünen in 
den 1980er Jahren eingehend untersucht worden11. Etwas älter ist die politik wis-
sen schaft li che, auch auf Archivmaterial beruhende Studie des ehemaligen Grü-
nen-Politikers Ludger Vol mer über das Verhältnis seiner Partei zur Außenpolitik. 
Die Grünen orientierten sich Vol mer zufolge in den 1980er Jahren vor allem nach 
Westen; Osteuropa erschien den meisten von ihnen „als opak und undurchschau-
bar“. Deutlich wird, dass sich die Grünen in einem Di lem ma befanden: Sie sahen 
im „real existierenden Sozialismus“ zwar keine Alternative zu den Verhältnissen in 
der Bundesrepublik, wollten aber weder als Verteidiger des von ihnen hef tig kriti-
sierten westdeutschen Systems noch als Antikommunisten erscheinen12.

Hin tergrund dieses Dilemmas war der „Angst-Diskurs“ der Friedensbewegung 
zu Beginn der 1980er Jahre. Die durchaus reale, aber zugleich kultivierte Furcht 
vor einem Atomkrieg rich te te sich dabei auch gegen diejenigen, die ein nukleares 
Inferno auslösen konnten. Dabei han del te es sich de facto um eine „halbierte 
Angst“, die sich sehr viel stärker gegen die Strategie der NATO und deren ver-
meintliche Kriegsvorbereitungen als gegen die Sowjetunion richtete. Denn Angst 
vor „den Russen“ war eine „falsche Angst“; das Feindbild Sowjetunion, das auch 
von anderen Parteien gezeichnet wurde, sahen Friedensbewegung und Grüne 
mehrheitlich als schäd lich an, da es die westliche Aufrüstung rechtfertigte und 

Fall der Grünen. Analyse einer alternativen Partei, Bonn 1992; Markus Klein/Jürgen Falter, 
Der lange Weg der Grünen, München 2003.

6 Vgl. Josef Boyer/Helge Heidemeyer (Bearb.), Die Grünen im Bundestag. Sitzungsprotokolle 
und Anlagen 1983–1987, Düsseldorf 2008.

7 Vgl. Josef Boyer, Die Grünen. Mitgliedschaft und Sozialstruktur, in: Ders./Till Kössler (Be-
arb.), Handbuch zur Statistik der Parlamente und Parteien in den westlichen Besatzungs-
zonen und in der Bundesrepublik Deutschland. SPD, KPD und kleinere Parteien des linken 
Spektrums sowie die Grünen. Mitgliedschaft und Sozialstruktur 1945–1990, Düsseldorf 2005, 
S. 943–1032.

8 Vgl. Silke Mende, „Nicht rechts, nicht links, sondern vorn“. Eine Geschichte der Gründungs-
grünen, München 2011.

9 Vgl. Saskia Richter, Die Aktivistin. Das Leben der Petra Kelly, München 2010.
10 Vgl. Mende, Von der „Anti-Parteien-Partei“, in: Woyke (Hrsg.), Wandel des Politischen.
11 Vgl. Regina Wick, Die Mauer muss weg – Die DDR soll bleiben. Die Deutschlandpolitik der 

Grünen von 1979 bis 1990, Stuttgart 2012.
12 Ludger Volmer, Die Grünen und die Außenpolitik – ein schwieriges Verhältnis. Eine Ide-

en-, Programm- und Ereignisgeschichte grüner Außenpolitik, Münster 1998, das Zitat S. 273. 
Insgesamt spielt das Verhältnis zu Gorbatschow und zur Sowjetunion aber für ihn nur eine 
untergeordnete Rolle.
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damit vor der wirklichen Ge fahr – der sich ständig schneller drehenden Rüstungs-
spirale – ablenkte13. Das bedeutete keine Ver teidigung der östlichen Rüstungspo-
litik: Die Grünen vertraten hier mehrheitlich einen An satz der Äquidistanz, der 
sowjetische und amerikanische Rüstungsprogramme gleichermaßen ver urteilte14.

Gleichwohl artikulierten die meisten Grünen damals „eine scharfe Amerikakri-
tik“, wobei es vor allem um den „American way of life“ sowie die Sicherheits- und 
Außenpolitik der USA ging. Als „antiamerikanisch“ wollten sie indes nicht gelten, 
da sie zwischen den friedlichen Bür gern der Vereinigten Staaten und deren 
kriegstreiberischen Führung unterschieden15. Die Kri tik an der anderen Super-
macht und den Ostblockstaaten entzündete sich dagegen an der Be setzung von 
Afghanistan und an Verstößen gegen die Menschenrechte. Hier solidarisierten 
sich die meisten Grünen mit den oppositionellen und dissidenten Gruppen, sei 
es in Polen, in der DDR, der ČSSR oder in der Sowjetunion16.

Über die Bedeutung der Menschenrechte in Osteuropa kam es Mitte der 
1980er Jahre bei den Grü nen zu einer Kontroverse. Petra Kelly und andere gin-
gen, offensichtlich in Anlehnung an das Gedankengut der Charta 77, von der Un-
teilbarkeit von Frieden und Menschenrechten aus: Nur wenn in den Staaten selbst 
Frieden herrsche, also die Menschenrechte geachtet würden, sei auch „wahrer 
Friede“ zwischen den Nationen möglich17. Gegen dieses Junktim wandten sich im 
Mai 1986 einige Grüne um Klaus Croissant und Dirk Schneider – beide übrigens 
In of fi zielle Mitarbeiter des Ministeriums für Staatssicherheit – mit dem Argu-
ment, man habe „an ge sichts der gesellschaftlichen Verhältnisse im westlichen Teil 
der Welt […] nicht den ge ring sten Anlaß […], die Situation der Menschenrechte 
West im Vergleich mit der Situation der Menschenrechte Ost als überlegen zu 
betrachten“18. Petra Kelly und ihre Unterstützer sahen darin eine Gefährdung des 
„grünen Grundkonsenses“, betonten jedoch, „daß innerer und äußerer Frieden 
zusammengehören“, und stellten fest, dass bestimmte Grundfreiheiten wie Presse-
freiheit und Freizügigkeit „in der Tat ‚bei uns‘ besser verwirklicht sind als in den 

13 Vgl. Susanne Schregel, Konjunktur der Angst. „Politik der Subjektivität“ und „neue Frie-
densbewegung“, 1979–1983, in: Bernd Greiner/Christian Th. Müller/Dierk Walter (Hrsg.), 
Angst im Kalten Krieg, Hamburg 2009, S. 495–520, hier S. 508–511; Judith Michel, „Richti-
ge“ und „falsche“ Angst in der westlichen Debatte um den Nato-Doppelbeschluss, in: Patrick 
Bohrmann/Thomas Freiberger/Judith Michel (Hrsg.), Angst in den internationalen Bezie-
hungen, Göttingen 2010, S. 251–272, hier S. 253 f.

14 Vgl. Mende, Nicht rechts, S. 343 f.
15 Vgl. ebenda, S. 344–346.
16 Vgl. ebenda, S. 342; Volmer, Die Grünen und die Außenpolitik, S. 274–277.
17 Vgl. Benjamin Müller, Von der Konfrontation zum Dialog. Charta 77, Menschenrechte und 

„Samtene Revolution“ in der Tschechoslowakei 1975–1989, in: Helmut Altrichter/Hermann 
Wentker (Hrsg.), Der KSZE-Prozess. Vom Kalten Krieg zu einem neuen Europa 1975 bis 
1990, München 2011, S. 99–110, hier S. 104.

18 Klaus Croissant/Beno Hopmann/Barbara Lütkecosman/Angela Schäfers/Dirk Schneider, 
Zur Verknüpfung von Friedens- und Menschenrechtsfrage, in: Kommune. Forum für Politik, 
Ökonomie, Kultur 4 (1986), H. 5, S. 82–84, die Zitate S. 84.
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Staa ten des realen Sozialismus“19. Letztlich blieb der Konflikt ungelöst, der vor 
allem in der Deutsch landpolitik eine wichtige Rolle spielte. Mit Blick auf die So-
wjetunion gaben meist Kel ly und ihre Getreuen den Ton an, wenngleich sich im-
mer wieder Vertreter der anderen Grup pe zu Wort meldeten.

Bei den Grünen interessierten sich nur wenige für die Sowjetunion und Ost-
europa. Neben Petra Kelly, für die dies jedoch nur ein Arbeitsgebiet unter vielen 
bildete, waren es vor allem die Mitglieder der Bundesarbeitsgemeinschaft Frie-
den, insbesondere aber die seit 1984/85 exis tierende Gruppierung „Ost-West-
Dialog“ (die oft auch als Arbeitskreis Ost-West-Fragen oder als Ost-West-AG 
firmierte)20. Spiritus rector dieses Arbeitskreises war die promovierte Thea ter-
wissenschaftlerin Elisabeth Weber, die zwischen 1970 und 1980 der maoistischen 
KPD angehört hatte, sich dann aber den Grünen zuwandte. Im Dezember 1983 
wurde sie Mit ar beiterin der Grünen-Fraktion, wo sie besonders für die Abgeord-
neten Uli Fischer, Milan Ho ráček und Helmut Lippelt tätig war. Als ihr Marken-
zeichen galt das Engagement für die un  ter schied lichsten Menschenrechtsgrup-
pen in der DDR, Osteuropa und der Sowjetunion, zu de nen sie auch persönliche 
Kontakte knüpfte. Freundschaftliche Beziehungen unterhielt sie etwa zur Frau 
des ausgebürgerten Schriftstellers Lew Kopelew, Raissa Orlowa, die Weber als Do-
zen tin in ihrem Deutschkurs für Ausländer an der Universität Köln kennenge-
lernt hatte21. Über dies waren bei offiziellen Anlässen oder Reisen die jeweiligen 
Sprecher und Spre che rinn en des Bundesvorstands und der Bundestagsfraktion 
qua Amt genötigt, sich hier zu engagieren.

Die folgenden Darlegungen gelten sowohl der Perzeption Gorbatschows durch 
die Grünen als auch den transnationalen Beziehungen zwischen dieser westdeut-
schen Partei und der sowje ti schen Führung, den Dissidenten und den Oppositio-
nellen. Dabei wird unter anderem danach gefragt, inwieweit das eigene Selbstver-
ständnis sowie die Pflege oder die Vernachlässigung von Kontakten diese 
Perzeption prägten. Da auch das Bild von Gorbatschow und der Sow jet uni on 
Wandlungen unterworfen war, orientiert sich der Beitrag, abgesehen vom ersten 
Ab schnitt, in dem es um die Haltung der Grünen zu den Abrüstungsvorschlägen 
des sow je ti schen Generalsekretärs bis 1987 geht, an der Chronologie. Nach ersten 
Begegnungen und Be ur teilungen bis Ende 1986 kam es im Juni 1987 zu einer 
länger vorbereiteten Diskussion in der Bundestagsfraktion, die jedoch ohne greif-
bares Ergebnis blieb. Erst 1989 lebte die Gor bat schow-Debatte aufgrund seines 
spektakulären Abrüstungsvorschlags und seines Besuchs in der Bundesrepublik 
wieder auf. Im Laufe des Jahres 1990 mussten die Grünen erleben, wie sie mit ih-
rer ost- und deutschlandpolitischen Haltung schließlich im Abseits landeten.

19 Uli Fischer/Milan Horacek/Petra Kelly/Elisabeth Weber, Was soll das Geholze? Croissant 
und andere gefährden leichtsinnig einen grünen Grundkonsens, in: Ebenda, H. 6, S. 58–60, 
die Zitate S. 58. Die Debatte wurde in den Heften 7 und 8 fortgesetzt.

20 Vgl. Wick, Die Mauer muss weg, S. 168.
21 Zur Biographie vgl. http://www.jugendopposition.de/index.php?id=2289 [20. 2. 2014]; 

 Ehrung für Elisabeth Weber, in: Kölner Stadt-Anzeiger vom 2. 10. 2003.
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2. Die Grünen und die Abrüstungsvorschläge Gorbatschows 1985 bis 
1987

Schon bald nachdem Michail Gorbatschow am 11. März 1985 zum Generalsekre-
tär des Zen tral komitees (ZK) der KPdSU gewählt worden war, beeindruckte er die 
westliche Welt nicht nur mit Umbesetzungen im Führungsapparat und ersten 
 Reformankündigungen, sondern auch mit zahlreichen Rüstungskontroll- und Ab-
rüstungsvorschlägen. Vor dem Hintergrund ihres En gagements für Abrüstung 
begrüßten die Grünen diese Initiativen uneingeschränkt. Anders als etwa die 
 Experten vom Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Studien 
in Köln hielten sie diese nicht für Propaganda, sondern für einen „ernst zu neh-
mende[n] Aus druck des Abrüstungswillens der Sowjetunion“22. Wie sehr sie sich 
in ihrer Ablehnung des Feind bilds Sowjetunion bestätigt sahen, verdeutlichte 
Fraktionssprecherin Annemarie Borg mann im Bundestag: „In dem Maße, in dem 
sich die sowjetische Bedrohungslegende in Ver hand lungsangebote auflöst, ent-
larvt sich die westliche Notwehrpolitik mehr und mehr als rück sichtsloses 
Fallenkomplott.“23 Nicht die sowjetische, sondern die US-Regierung de mon strie-
re etwa mit dem Festhalten an der Strategic Defense Initiative (SDI), dass sie kein 
In ter esse an Abrüstungsvereinbarungen habe24.

Jedoch gab es nicht nur positive Stimmen zu den Abrüstungsinitiativen des 
KPdSU-Ge ne ral se kretärs. Das zeigt eine Kontroverse zwischen Wolfgang Bruck-
mann, einem Si cher heits ex per ten und Mitarbeiter der Grünen-Fraktion, und 
 Michael Schmid-Vöhringer vom Verein für Frie denspädagogik Tübingen, dem 
Mitautor einer Broschüre über die Geschichte der Frie dens bewegung in der Bun-
desrepublik. Bruckmann schätzte den Vorschlag Gorbatschows vom 15. Januar 
1986, bis 2000 etappenweise alle Kernwaffen abzuschaffen, trotz einiger offener 
Fra gen „grundsätzlich positiv“ ein und sah nun den Westen „am Zuge“. Schmid-
Vöhringer hin gegen erkannte zwar den Willen Gorbatschows an, die Aufrüstungs-
spirale zu stoppen; aber die ser habe damit „noch keine grundsätzlich neue Politik 
eingeläutet“. Denn auch Gor bat schow beharre auf „beiderseitige Maßnahmen“ 
und behalte „das gefährliche Pa ri täts den ken“ bei. Daher sollte die Friedensbewe-
gung „ihre Hoffnungen nicht auf eine neue sow je ti sche Politik richten“25. Zwar 
setzten die Grünen auch weiterhin auf Gorbatschow; doch es bleibt auffällig, wie 

22 Archiv Grünes Gedächtnis (künftig: AGG), Petra Kelly Archiv (PKA), Nr. 178, Presseerklä-
rung Nr. 34/86, 16. 1. 1986: Grüne begrüßen Gorbatschow-Vorschlag.

23 Deutscher Bundestag, Stenographischer Bericht, 10. Wahlperiode, 214. Sitzung am 
25. 4. 1986, S. 16447.

24 Vgl. etwa AGG, PKA, Nr. 1589, Pressemitteilung Nr. 134 o.D. [März 1986]: Zur Rede Gor-
batschows auf dem Parteitag der KPdSU. Bei SDI handelte es sich um den Plan zum Aufbau 
eines weltraumgestützten Abwehrschirms gegen Interkontinentalraketen.

25 AGG, PKA, Nr. 178, Wolfgang Bruckmann, Der Gorbatschow-Plan: Grundsätzlich positiv – 
mit Problemen im Detail, 29. 1. 1986; AGG, PKA, Nr.1134, Michael Schmid-Vöhringer, Der 
Gorbatschow-Plan: Die Wende zur Abrüstung?, 4. 4. 1986. Vgl. ders./Uli Jäger, „Wir werden 
nicht Ruhe geben …“. Die Friedensbewegung in der Bundesrepublik Deutschland 1945–
1982. Geschichte, Dokumente, Perspektiven, Tübingen 1982.
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sehr sie auf einseitige Abrüstung drängten. Dies geschah etwa in einem Brief der 
Fraktionssprecher an Gorbatschow vom 24. April 1986, in dem sie seinen Aufruf 
vom 18. April begrüßten, auch konventionell in Europa abzurüsten, darüber hi-
naus aber an mahn ten, seinen Initiativen „durch tatsächliche Schritte einseitiger 
Abrüstung Kraft zu ver leihen“26.

Ungeachtet dessen änderte sich nichts daran, dass die Grünen Gorbatschow 
einen größeren Ab rüstungswillen attestierten als der US-Administration unter 
Präsident Ronald Reagan. Als Gor batschow beim Gipfel von Reykjavik am 11./12. 
Oktober 1986 vorschlug, alle Mit tel strecken raketen in Europa abzuschaffen, Rea-
gan aber im Gegenzug nicht auf SDI verzichten woll te, sahen die Grünen darin 
erwartungsgemäß einen „Beleg für die außenpolitische Be weg lichkeit der Sowjet-
union unter Gorbatschow“; die Verantwortung für das Scheitern des Tref fens lag 
für sie „allein beim amerikanischen Präsidenten“27.

Der Streit zwischen den Befürwortern einseitiger Abrüstung und den Realpoli-
tikern, die durch bi  laterale Vereinbarungen zum Ziel kommen wollten, eskalierte 
im Frühjahr 1987, als die Ver handlungen über die Intermediate Range Nuclear Forces 
(INF) nach Gorbatschows Zugeständnis, nicht länger auf dem gleichzeitigen ame-
rikanischen Verzicht auf SDI zu be ste hen, deutliche Fortschritte machten. Der 
Koordinierungsausschuss der Friedensbewegung bat im Frühjahr die Grünen-
Fraktion, im Bundestag den sofortigen Abzug der Mit tel strecken waf fen aus der 
Bundesrepublik zu verlangen. Die Fraktion lehnte dieses Ansinnen zunächst ab, 
gab aber nach entsprechendem Druck der Basis am 2. Juni nach. Bei der nament-
lichen Ab stim mung über den Antrag zwei Tage danach enthielten sich jedoch 
sechs Grünen-Ab ge ord ne te mit der Begründung, dass angesichts der begin-
nenden Verständigung der Supermächte auf bilaterale Abrüstung ein solcher 
Schritt nicht sinnvoll sei28. Dies zeigte die Zerrissenheit der Grünen in einer für 
sie zentralen Frage; die Perzeption Gorbatschows wurde davon frei lich nur am 
Rande berührt.

Als nach der Unterzeichnung des INF-Abkommens in Washington am 10. De-
zember 198729 der Bundestag über eine Regierungserklärung dazu diskutierte, 

26 AGG, Bestand Annemarie Borgmann, Nr. 8, Borgmann, Hönes, Volmer an Gorbatschow, 
24. 4. 1986. Eine Antwort, die auch auf einseitige Schritte der Sowjetunion verwies, wurde 
ihnen am 11. 6. 1986 von Botschafter Juli Kwiziniski übermittelt, AGG, B.II.3, Nr. 1063, Ak-
tenvermerk Borgmann, 16. 6. 1986. Auch im Gespräch mit Politbüromitglied Hermann Axen 
vom 2. 9. 1986 drängten Grünen-Vertreter auf einseitige Abrüstungsschritte: vgl. Wick, Die 
Mauer muss weg, S. 212.

27 Deutscher Bundestag, Stenographischer Bericht, 10. Wahlperiode, 238. Sitzung am 
16. 10. 1986, S. 18323 (Borgmann, erstes Zitat); AGG, PKA Nr. 178, Pressemitteilung Nr. 
664/86, 15. 10. 1986: Erklärung von Petra Kelly und Gert Bastian (zweites Zitat). Vgl. auch 
Bestand Annemarie Borgmann, Nr. 10, Pressemitteilung Nr. 656/86, o. D. [Oktober 1986], 
Abrüstungschancen vertan. Erklärung zu den Nicht-Ergebnissen von Reykjavik.

28 Vgl. Volmer, Die Grünen und die Außenpolitik, S. 184 f.
29 In dem Abkommen wurde vereinbart, alle landgestützten Mittelstreckenwaffen zu vernichten 

und diese Vernichtung wechselseitig zu überprüfen. Es bildete den Abschluss eines langen, 
durch den NATO-Doppelbeschluss vom 12. 12. 1979 eingeleiteten Prozesses, der die Statio-
nierung von Mittelstreckenwaffen in Europa vorsah, wenn die Sowjetunion nicht ihre Mittel-
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waren die Grünen in ihrem Lob Gorbatschows wieder einig. So machte der „Rea-
lo“ Alfred Mechtersheimer darauf auf merk sam, dass die Sowjetunion im Ver-
gleich zu den USA das Doppelte an Trägersystemen und das Fünffache an Spreng-
köpfen in den Vertrag einbringe. Das bedeute einen grund le gen den Wandel 
gegenüber der sowjetischen Politik unter Breschnew: Der „Schlüssel für die Ver-
än derung [sei daher] nicht im Nachrüstungsbeschluß, sondern in den Ände-
rungen in Moskau zu sehen“30. Angelika Beer, die in den 1970er Jahren dem Kom-
munistischen Bund angehört hatte, nutzte die Gelegenheit, um auf drei 
Hindernisse aufmerksam zu machen, die weiteren Rüs tungsanstrengungen im 
Westen entgegenständen: leere Kassen, Gorbatschows Ab rüs tungs initiativen und 
die Friedensbewegung. Und sie fügte hinzu: „Ihr solltet nicht un ter schät zen, was 
für eine Angst die Etablierten vor einer Neuauflage der Stationierungsdebatte 
[von] 1983 haben.“31 Zwar sollte sich die letzte Bemerkung mit Blick auf die De-
batte um die Kurz strecken raketen als zutreffend erweisen; ihre Argumentation 
implizierte aber auch die These, dass Frie dens bewegung und Grüne gemeinsam 
mit Gorbatschow für die Abrüstungserfolge ver  ant wort lich seien. Sehr viel deut-
licher formulierte es Grünen-Sprecherin Jutta Ditfurth vom fun da mentalistischen 
Flügel am 19. Januar 1988 in einem Gespräch mit dem sow je ti schen Außen-
minister Eduard Schewardnadse: Es seien „das Neue Denken in der Sowjetunion 
und die westliche Friedensbewegung [gewesen,] die den Vertrag durchgesetzt 
und den ame ri ka ni schen Rambo bezwungen“ hätten32. Eine der führenden Grü-
nen präsentierte also die Frie  den s bewegung zu einem Zeitpunkt als Bündnispart-
ner Gorbatschows, als dieser seine Politik im mer deutlicher auf die Bundesregie-
rung ausrichtete, und zeigte damit, wie sehr sie die Rolle der Friedensaktivisten 
überschätzte.

3. Hoffnungen und Enttäuschungen 1986/87

Welche Richtung Gorbatschow 1985/86 innenpolitisch einschlagen würde, war 
für die Grü nen – wie für alle anderen politischen Akteure in der Bundesrepublik 
– nur schwer ein zu schät zen. So schrieb etwa Joscha Schmierer, der Chefredakteur 
der den Grünen nahe ste hen den Zeitschrift Kommune, im Juli 1985, dass die aus 
machtpolitischen Überlegungen heraus ein geleiteten Reformen vielleicht zu 
mehr Effektivität führen könnten; aber „unter eman zi pa to rischen Gesichtspunk-
ten ist von der Reform des Reiches wenig, von seinem Zerfall viel zu er warten“33. 

streckenraketen vernichtete. Da die Verhandlungen mit der Sowjetunion 1983 scheiterten, 
wurde auf westlicher Seite „nachgerüstet“. Eine wesentliche Rolle spielte dabei die Bundes-
republik, die ab November 1983 aufgrund eines Bundestagsbeschlusses der Stationierung 
amerikanischer Mittelstreckenwaffen auf eigenem Gebiet zustimmte.

30 Deutscher Bundestag, Stenographischer Bericht, 11. Wahlperiode, 49. Sitzung am 
10. 12. 1987, S. 3419 f.

31 Ebenda, S. 3431 f.
32 AGG, PKA, Nr. 470, Bericht vom Gespräch Grüne-Schewardnadse am 19. 1. 1988.
33 Joscha Schmierer, Ein Reformator im Zentrum des Reiches?, in: Kommune 3 (1985), H. 7, 

S. 64.
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Mit anderen Worten: Einschneidende Veränderungen erwartete er nicht von den 
Re formvorhaben Gorbatschows, sondern von deren nicht intendierten Effekten 
an der Peri phe rie des sowjetischen Machtbereichs. Ähnlich unsicher war sich Pe-
tra Kelly bei der Be ur tei lung des XXVII. Parteitags der KPdSU vom 25. Februar 
bis zum 6. März 1986, zu dem sie no tierte: „Eine Einschätzung ist sehr schwierig. 
Die Expertenmeinung[en] gehen weit aus ein an der.“34 Die Wirtschaftsreformen 
boten dem „Realo“ Eckhard Stratmann zufolge, der An fang April 1986 von einer 
einwöchigen Reise aus der Sowjetunion zurückkehrte, ein „sehr un ein heitliches 
Bild“: Auf der einen Seite gebe es starke Zentralisierungsbestrebungen auf ge-
samt staatlicher Ebene, andererseits solle die Wirtschaft auf regionaler und be-
trieblicher Ebene weit gehend dezentralisiert werden, wobei „erhebliche Realisie-
rungsdefizite“ bestünden35.

Es waren jedoch weniger die Wirtschaftsreformen als der Krieg in Afghanistan 
und die an hal ten den Menschenrechtsverletzungen, die das durch die Abrüs-
tungsinitiativen aufgehellte Bild der Sowjetunion aus Sicht der meisten Grünen 
wieder verdunkelte. Dies wurde deutlich, als die für Oktober 1985 geplante Mos-
kau-Reise einer Grünen-Delegation am 17. September platz te, da die sowjetische 
Botschaft die Teilnahme des Abgeordneten Ulrich Fischer unter Ver weis auf des-
sen „‚illegalen‘ Aufenthalt in Afghanistan im Herbst 1984“ ablehnte36. Fi scher hat-
te „schwere Vorwürfe sowohl gegen die sowjetische Besatzungspolitik als auch ge-
gen die Einmischung von Seiten der USA erhoben“. Da für die Grünen aber das 
„Eintreten für das Selbstbestimmungsrecht der Völker und die Menschenrechte 
unteilbar“ war, verzichteten sie auf die Reise, wenngleich sie weiterhin Interesse 
am Dialog mit der Sowjetunion bekun de ten37.

Fraktionssprecherin Hannegret Hönes und Petra Kelly forderten im Dezember 
1985 überdies Gor batschow in zwei Briefen auf, nicht länger Dissidenten zu ver-
folgen und politische Ge fan ge ne wie Juri Orlow und Anatoli Schtscharanski38 frei-
zulassen. Bereits vor Gorbatschows Macht antritt hatten sie sich für ein Ende der 
Verbannung der prominenten Regimekritiker An drei Sacharow und seiner Frau 
Jelena Bonner eingesetzt. Im Dezember setzte eine Gruppe grü ner Abgeordneter 
dieses Engagement mit einer Erklärung fort, in der sie sich „im Wissen, daß äuße-
rer und innerer Friede zusammengehören“, mit den Dissidenten in der Sowjet-
union so lidarisch erklärte. Zugleich verurteilte sie das System, das von seinen Bür-
gern Treue be kennt  nisse durch Diffamierung Andersdenkender verlange, und 
bekundete dem Ehepaar Sa cha row ihren Respekt. Hönes schrieb überdies an 

34 AGG, PKA, Nr. 1589, [Petra Kelly,] KPdSU-Parteitag, o. D. (Hervorhebung im Original).
35 AGG, PKA, Nr. 469, Pressemitteilung Nr. 217/86.
36 AGG, B.II.3, Nr. 1063, Bundes- und Fraktionsvorstand der Grünen an das Komitee für Si-

cherheit und Zusammenarbeit [in Moskau], 24. 9. 1985; Chronologie – Reise in die Sowjet-
union, o.D.

37 Ebenda, Pressemitteilung Nr. 593/85, Grüne Fraktion sagt geplante Reise in die Sowjetuni-
on ab, 24. 9. 1985.

38 Orlow und Schtscharanski waren Physiker und Dissidenten in der Sowjetunion, die 1976 die 
Moskauer Helsinki-Gruppe mitbegründeten. Diese sollte die Einhaltung der Bestimmungen 
der KSZE-Schlussakte in der Sowjetunion überwachen.
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Gorbatschow, dass dessen Ab rüs tungs vor schlä ge angesichts der sowjetischen Af-
ghanistan- und Menschenrechtspolitik unglaubwürdig seien (womit sie nicht im-
plizierte, dass die Grünen diese Initiativen nur für taktisch motiviert hiel ten)39.

Ungeachtet dieser Kritik an Gorbatschow unternahm eine Delegation des Bun-
desvorstands der Grünen vom 13. bis zum 19. April 1986 auf Einladung des ZK 
der KPdSU eine Reise nach Moskau und Leningrad. Die Delegation, die aus den 
„Realos“ Lukas Beckmann und Nor bert Kostede, den „Fundis“ Jutta Ditfurth und 
Rainer Trampert sowie dem Dolmetscher Rolf Schälike bestand, sprach sowohl 
mit der Partei- und Staatsführung (außer mit Gor bat schow) als auch mit Mitglie-
dern der sogenannten Vertrauensgruppe40. Nach ihrer Heimkehr zo gen sie eine 
weitgehend positive Bilanz: So zeugte der erste Dialog mit den ver ant wort lichen 
Funktionären zu ökologischen Fragen „vom großen Interesse gegenüber den al-
ter na ti ven Vorstellungen der Grünen“. Aus den Gesprächen mit Boris Jelzin, An-
drei Gromyko und Mi chail Simjanin gewannen sie den Eindruck, dass die Abrüs-
tungsvorschläge Gorbatschows ernst zu nehmen seien. Nur im Zusammenhang 
mit dem „Demokratieverständnis konnten die teil weise wesentlich unterschied-
lichen Denkweisen und Erfahrungen nicht auf einen Nenner ge bracht werden“. 
Zudem ergaben die Ergebnisse der Unterredungen mit Mitgliedern der „Gruppe 
zur Herstellung des Vertrauens zwischen der UdSSR und den USA“, kurz Ver-
trauens gruppe genannt, dass in der Sowjetunion „parallel zu einer merklich of-
feneren At mos phäre […] eine verschärfte Verfolgung von politisch Andersden-
kenden erfolgt“41. Auf Tram pert hatte der Stadtparteichef von Moskau, Boris 
Jelzin, einen vorwiegend negativen Eindruck ge macht: Dieser habe wie ein Mana-
ger gewirkt, für den die „Steigerung des Wachstums“ von zen traler Bedeutung sei 
und der „sehr populistisch“ vorgehe. Leute wie er versuchten, durch Säu berungen 
im mittleren Management und die Schaffung von Anreizen die Wirtschaft von 
oben zu erneuern. Die neue Entwicklungsphase in der Sowjetunion berühre da-
her „nicht die all gemeine gesellschaftliche Demokratie“42. Trampert konnte folg-
lich den sowjetischen Wirt schafts reformen nicht viel abgewinnen, da sie sich in 
ihrer Wachstumsfixierung nicht vom west lichen Modell unterschieden und auf 
eine Anpassung an die Marktwirtschaft hinaus zu lau fen schienen.

39 AGG, PKA, Nr. 464, Hönes an Gorbatschow, o. D. [11. 12. 1985], Kelly an Tolkunow, 
11. 12. 1985, Kelly an Gorbatschow, 11. 12. 1985; AGG, PKA Nr. 465, Grüne: Den Kampf um 
Frieden mit dem Kampf um Menschenrechte verbinden, 10. 12. 1985 (Erklärung von Uli Fi-
scher, Heinz Suhr, Petra Kelly, Otto Schily); Elisabeth Weber, Bericht über unsere Solidaritäts-
arbeit für A. Sacharow und J. Bonner für die AG Ost-West-Dialog, 1. 6. 1984.

40 Die Vertrauensgruppe konstituierte sich 1982 und setzte sich zunächst für konstruktive 
Vorschläge zur Herstellung eines Vertrauensverhältnisses zwischen den Supermächten und 
später auch zwischen den Menschen aus Ost und West ein; vgl. dazu AGG, PKA, Nr. 468, 
Rolf Schälike, Die „Vertrauensgruppen“ in der Sowjetunion, in: osteuropa-forum Nr. 12, Mai 
1986. Zu deren weiterer Entwicklung vgl. von Saal, KSZE-Prozess und Perestroika, S. 91 f. u. 
S. 103–105.

41 AGG, B.II.3, Nr. 1064, Bericht über die Delegationsreise des Bundesvorstandes der Grünen 
in die UdSSR vom 13.-19. 4. 1986.

42 Ebenda, Grünen-Pressedienst, Nr. 45/86, Neuer Kurs in der Sowjetunion?, 21. 4. 1986.
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Trotz dieser Einschränkungen schätzten die grünen Delegierten die Gespräche 
zur Friedens- und Sicherheitspolitik, zu Demokratie und Menschenrechten als 
„weitgehend konstruktiv und […] informativ“ ein, auch wenn es Differenzen gege-
ben habe. Überdies bewerteten sie das „In teresse der KPdSU an einem Dialog mit 
den Grünen […] als stabil und langfristig“. Dieses In teresse speise sich vor allem 
aus den „ernstgemeinten abrüstungspolitischen Absichten der KPdSU“, die nur mit 
Unterstützung der westeuropäischen Friedensbewegung umgesetzt wer den 
könnten. Daraus ergab sich aus Sicht der Berichterstatter die Möglichkeit für die 
Grünen, „eige ne Ziele, Inhalte und Formen in einen solchen Dialog einzubringen 
und umzusetzen“43. Die Grünen verkannten offensichtlich, dass sie für die sowje-
tische Führung nur von instru men tellem Wert waren: Moskau wollte die Grünen 
– genauso wie die SPD – nutzen, um sich im politischen Meinungsstreit in der 
Bundesrepublik Gehör und Einfluss zu verschaffen. Die Grü nen waren in dieser 
Beziehung sicher eigensinnige und unbequeme Partner, aber sie über schätz ten 
ihr Gewicht, wenn sie meinten, die sowjetische Politik langfristig beeinflussen zu 
kön nen. Dies hatten sie aber zweifellos im Sinn, da sie mit der internationalen 
Abteilung der KPdSU Vereinbarungen zum Informations-, Artikel-, Besucher- 
und Referentenaustausch so wie zur Förderung von Städtepartnerschaften schlos-
sen44.

Kurz nach der Rückkehr der Grünen-Delegation, am 26. April 1986, explodier-
te Block 4 des Kern kraftwerks Tschernobyl. Die Grünen machten die Reak-
torkatastrophe umgehend zum The ma, um die sofortige Abschaltung aller 
Atomkraft werke in der Bundesrepublik zu er rei chen. Im Unterschied zum Bun -
des vorstand und zu den Fraktionssprechern übten einzelne Lan desverbände 
durchaus Kritik an Gorbatschow. So schrieb etwa Wolfgang Schenk für die Frak-
tion der Alternativen Liste im Berliner Abgeordnetenhaus einen offenen Brief an 
den Ge ne  ralsekretär, in dem er Mitgefühl für die Opfer und „Empörung und Be-
stürzung über das ver  antwortungslose Handeln der sowjetischen Behörden“ äu-
ßerte; die sowjetische Infor ma ti ons  politik bezeichnete er als „Ausdruck men-
schenverachtenden Denkens und Handelns“45. Ei nige Grüne trafen Anfang Mai 
mit Jelzin zusammen, der zum Parteitag der Deutschen Kom munistischen Partei 
(DKP) angereist war. Jelzin, der die westdeutsche Presse wegen Ver brei tung 
„freche[r] Lügen“ über die Reaktorkatastrophe öffentlich scharf angegriffen hat-
te, wie gelte gegenüber den Grünen ab. Im Rückblick beschrieben diese den 
 Tenor seiner Äuße run gen wie folgt: „Was ist denn schon passiert? Was regt ihr 
euch auf? Glaubt eurer Bun des re gierung!“46 Diese Äußerungen wurden zwar als 
unbefriedigend empfunden, aber erst am 13. Ok tober beschloss der Fraktionsvor-

43 Ebenda, Bericht über die Delegationsreise des Bundesvorstandes der Grünen in die UdSSR 
vom 13.-19. 4. 1986 (Hervorhebungen im Original).

44 Ebenda, Norbert Kostede, Vereinbarungen zwischen den Grünen und der Internationalen 
Abteilung beim ZK der KPdSU, 21. 4. 1986.

45 AGG, B.II.3, Nr. 1063, Schenk an Gorbatschow (Offener Brief), 30. 4. 1986.
46 AGG, B.II.3, Nr. 1064, Bericht über die Delegationsreise des Bundesvorstands und der Bun-

destagsfraktion der Grünen in die UdSSR vom 11.-14. 11. 1986; das Zitat von Jelzin in: „Die 
‚Hauptfront des Klassenkampfes‘ und Tschernobyl“, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
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stand mit drei gegen zwei Stimmen, den offenen Brief ei ner Bürgerinitiative an 
Gorbatschow „zur bestürzenden Wiederaufnahme des Betriebs des Atom-
kraftwerkes in Tschernobyl mit zu unterzeichnen“47. Diese starke Zurückhaltung 
ist wahr scheinlich darauf zurückzuführen, dass die Grünen antisowjetischen 
Stimmungen bei sich keinen Raum geben und nicht in die Kritik vom rechten 
Flügel des politischen Spektrums ein stimmen wollten. Dessen ungeachtet waren 
sie von Gorbatschow enttäuscht. Norbert Kos te de vom Bundesvorstand vertrat 
die Auffassung, dass international drei Hauptakteure die „Rüs tungs eska la tions-
politik der Reagan-Administration und deren Verbündeter“ bekämpften: „Block-
freie, Friedensbewegung, Sowjetunion“. Nach Tschernobyl habe sich die „Situati-
on der internationalen Abrüstungskoalition“ verschlechtert, weil „die Sowjetunion 
eine Dop pel rol le spielt und sich zugleich im gegnerischen Lager herumtreibt: in 
der internationalen Atomkoalition“. Der Spielraum eines Dialogs zwischen der 
Sowjetunion und den Grünen ver en ge sich daher; gleichwohl würden die Grünen 
auch nach Tschernobyl „hartnäckig an die ‚Dia log‘-Vereinbarungen erinnern“48.

Weil von Seiten der Grünen nach wie vor erhebliches Interesse an der Fortset-
zung der Ge sprä che mit der Sowjetunion bestand, nahmen sie eine Einladung 
des sowjetischen „Komitees für Europäische Sicherheit“ nach Moskau an. Dies-
mal bestand die Delegation aus den „Realos“ Otto Schily, Norbert Kostede, Lukas 
Beckmann und den „Fundis“ Jutta Ditfurth und An  nemarie Borgmann sowie aus 
dem Pressesprecher Franz Stänner und dem Dolmetscher Rolf Schälike. Am er-
sten Tag des Besuchs, dem 11. November 1986, bekundeten sie in einem Schrei-
ben an Gorbatschow unter anderem ihre Hoffnung, über einen Ausstieg aus der 
Atom ener gie zu sprechen. Die prominentesten Gesprächspartner waren diesmal 
Andrei Gromyko, Eduard Schewardnadse und Anatoli Dobrynin; die Grünen 
führten aber auch „Ba sis ge sprä che“ mit der Vertrauensgruppe. Die Urteile über 
die sowjetische Politik fielen weniger positiv aus als im Frühjahr. Kritik an Atom-
energie sei inzwischen zwar „nicht mehr tabu“ – und die Grü nen konnten das 
Thema, anders als im April, auch ansprechen. Aber die sowjetische Füh rung halte 
an ihrer Atomenergiepolitik fest; es sehe sogar so aus, „als ob die Katastrophe von 
Tscher nobyl ein Symbol zur Überwindung unvermeidlicher Schwierigkeiten ge-
worden ist, daß Tschernobyl die Kräfte in Richtung einer pro-westlichen Indus-
triepolitik mobilisiert und för dert“. Auch in der Sicherheits- und Außenpolitik 
waren die Berichterstatter ziemlich un zu frie den mit den sowjetischen Antworten. 
So äußerten sie den Verdacht, dass die kurz zuvor ge scheiterten Gespräche in 
Reyk javik möglicherweise „nur propagandistischen Zielen ge dient“ hätten und 
dass auch das sowjetische „Bestehen auf dem SDI-Verbot […] nicht 100-pro zentig“ 

5. 5. 1986. Vgl. auch das Interview mit Jelzin, „Vielleicht war nur ein Mensch schuld“, in: Stern 
vom 7. 5. 1986.

47 Protokoll über die 96. Sitzung des Fraktionsvorstandes, 13. 10. 1986, Teil 2, in: Boyer/Hei-
demeyer (Bearb.), Die Grünen im Bundestag, S. 973 (für den offenen Brief vgl. Anlage A, 
S. 974).

48 Norbert Kostede, Internationale Politik nach Tschernobyl. Zur Delegationsreise des Bundes-
vorstandes der Grünen nach Moskau und Leningrad, in: Kommune 4 (1986), H. 6, S. 28–31, 
hier S. 28 f.
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sei. Die Äußerungen zu einem blockfreien Europa – einer Lieblingsidee von Otto 
Schily49 – blieben zudem „sehr allgemein und unkonkret“, so dass hier festgehal-
ten wurde: „Die heutige Position der Sowjetunion konnte nicht überzeugen.“ Dif-
ferenzen bestanden des Weiteren bei Menschenrechtsfragen. Trotz größerer Of-
fenheit der sowjetischen Führung sei die Entwicklung weiterhin widersprüchlich: 
„Wir erfuhren von mehr Demokratie, Offenheit, aber auch von verstärkten Verfol-
gungen.“ Obwohl im Gesamturteil die Reise als „sinnvoll“ be wertet wurde, 
warnten die Verfasser des Abschlussberichts davor, deren Bedeutung zu über-
schätzen50.

Gleichwohl waren die Grünen davon überzeugt, dass die sowjetische Seite sie 
als Partner für ihre Außen- und Abrüstungspolitik benötige. Norbert Kostede 
brachte dies in einem Artikel für die Kommune auf die selbstironische Formel: 
„Roter Bär sucht grünen Gartenzwerg. Daß die ser Wicht recht streitsüchtig ist 
[…], nimmt man als Risiko in Kauf.“51 Die offiziellen sowje tischen Gesprächspart-
ner vergaßen auch nicht, dem grünen Selbstbewusstsein zu schmei cheln, indem 
sie mehrfach betonten, dass deren Vorschläge „genauestens diskutiert“ wür den. 
Die Berichterstatter über die Reise vom November 1986 waren zwar realistisch 
genug, um abschließend festzuhalten: „Das Gewicht der Grünen in der Sowjetuni-
on hängt im we sentlichen von ihrer Bedeutung in der Bundesrepublik Deutsch-
land, von einer er folg rei chen grünen Politik ab.“52 Daran, dass die Sowjetunion 
die Grünen für einen wichtigen Part ner in der Bundesrepublik hielt, hatten sie 
aber keinen Zweifel.

Die Reise sollte ein parteiinternes Nachspiel haben. Fraktionssprecherin Anne-
marie Borg mann echauffierte sich in einem internen Schreiben vom 1. Dezember 
1986, das fast voll stän dig im Spiegel abgedruckt wurde, zum einen über die Zu-
sammensetzung der Delegation und zum anderen darüber, dass jedes Delegati-
onsmitglied versucht habe, „mit seinem Stecken pferd die Gespräche zu dominie-
ren“, ohne vorher eine gemeinsame Linie abgesteckt zu haben. Mit drastischen 
Worten schrieb sie daher: „Der Brachialo-Flügel in Moskau: mir war elend und 
zum Kotzen zumute!“ Doch Borgmann beließ es nicht bei gekränkter Eitelkeit; sie 
erhob auch taktisch-inhaltliche Einwände gegen eine zu heftige Kritik an der so-
wjetischen Rüs tungskontrollpolitik, wie sie vor allem von Beckmann „gegenüber 
derjenigen Blockmacht [vor getragen worden sei], die von den Grünen im Bun-
destag mehr denn je als Hoff nungs trä ger für einen Ausstieg aus der Rüstungsspi-
rale angesehen wird“53. Daraus lässt sich ent neh men, dass sie den sowjetischen 

49 Vgl. Otto Schily, Perspektiven der Friedenspolitik: Die „Mitteleuropäische Friedensunion“, 
in: Ders., Vom Zustand der Republik, Berlin (West) 1986, S. 103–110.

50 AGG, B.II.3, Nr. 1064, Bericht über die Delegationsreise des Bundesvorstands und der Bun-
destagsfraktion der Grünen in die UdSSR vom 11.-14. 11. 1986.

51 Norbert Kostede, Gorbatschows Risiko, in: Kommune 5 (1987), H.1, S. 38 f., hier S. 38.
52 AGG, B.II.3, Nr. 1064, Bericht über die Delegationsreise des Bundesvorstands und der Bun-

destagsfraktion der Grünen in die UdSSR vom 11.-14. 11. 1986.
53 AGG, PKA, Nr. 2540, Annemarie Borgmann an Bundestagsfraktion, Bundesvorstand, Bun-

deshauptausschuss, BAG Frieden, BAG Internationalismus, 1. 12. 1986; dies., Der Brachia-
lo-Flügel in Moskau, in: Der Spiegel vom 15. 12. 1986. Norbert Kostede reagierte darauf im 
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Kurs sehr viel stärker unterstützte als etwa der „Realo“ Beck mann; da sie sich nicht 
hatte durchsetzen können, zog sie sich mit dem Ende der Legis la tur pe rio de aus 
dem Bundestag zurück.

Trotz der gewachsenen Skepsis gegenüber Gorbatschow unter zahlreichen grü-
nen „Ost po li ti kern“ rissen die Kontakte zwischen den Grünen und der sowje-
tischen Führung nicht ab. Auch Pe tra Kelly und Gert Bastian bemühten sich in 
einem Brief im Dezember 1986 um eine Audienz beim sowjetischen Parteichef. 
Sie wollten Gorbatschow ihre Sorgen über ausbleibende Ab rüs tungs verein-
barungen vortragen und die Gruppe „Generale für den Frieden“ vorstellen, als 
deren deutscher Sprecher der ehemalige Bundeswehrgeneral Bastian fungierte54. 
Im Februar 1987 traten beide in Moskau auf, wo Petra Kelly auf dem Friedensfo-
rum sprach, einer Groß ver anstaltung mit 900 Teilnehmern aus aller Welt. Vor ih-
rer Reise erlebten die Grünen ein Wech selbad der Gefühle. Am 8. Dezember starb 
der prominente Regimegegner Anatoli Mart schen ko in Haft, was die Grünen zu 
einem offenen Brief an Gorbatschow veranlasste, in dem sie diesen um Freilas-
sung aller politischen Gefangenen und um Auflösung der psychiatrischen Son-
derkliniken und Straflager baten55. Nur wenige Tage später, am 16. Dezember, er-
klärte Gor batschow die Verbannung Sacharows und Bonners für aufgehoben, was 
nicht nur die Grü nen als „ein Zeichen der Hoffnung [werteten], daß sich der De-
mokratisierungsprozess in der Sow jetunion positiv entwickelt“56. Unmittelbar da-
nach traten Kelly und Bastian in einen Mei nungs austausch mit Sacharow ein, den 
sie bei ihrem Moskau-Aufenthalt fortsetzten57.

Zum Abschluss des Friedensforums am 16. Februar 198758 hatten die beiden 
grünen Spit zen po litiker Gelegenheit, mit Gorbatschow persönlich zu sprechen. 
Sie übergaben einen Bericht von Amnesty International zur Lage der politischen 
Gefangenen in der Sowjetunion und dank ten für die Rückkehr des Ehepaars Sa-
charow nach Moskau, während Gorbatschow zum Er folg der Grünen bei den 
Bundestagswahlen vom Januar gratulierte. Als der Generalsekretär schließ lich 
„auch noch einen Button mit dem Bild ‚Schwerter zu Pflugscharen‘“ ent ge gen-
nahm, war Petra Kelly begeistert. Zu einem Journalisten sagte sie: „Ich bin ja wirk-
lich nicht leicht umzuhauen, aber das hat mich umgehauen.“59 In einer Pressemit-

Grünen-Pressedienst (Nr. 189/86) am 17. 12. 1986 unter anderem mit der Aussage, dass ihm 
„von Annemarie Borgmann kein eigenständiger und qualifizierter Beitrag zur Abrüstungs- 
und Friedenspolitik bekannt“ sei, in: AGG, PKA, Nr. 2540.

54 AGG, PKA, Nr. 2540, Kelly und Bastian an Gorbatschow, 8. 12. 1986.
55 Ebenda, Pressemitteilung Nr. 813/86, Offener Brief an Gorbatschow anläßlich des Todes 

von Anatoli Martschenko, 10. 12. 1986.
56 AGG, PKA Nr. 465, Pressemitteilung Nr. 844/86, Erklärung zur Aufhebung der Verbannung 

Sacharows, 19. 12. 1989.
57 AGG, PKA, Nr. 2113, Kelly und Bastian an Sacharow, 5. 2. 1987; AGG, PKA, Nr. 2537, Presse-

mitteilung Nr. 84/87, Petra Kelly und Gert Bastian tief beeindruckt von Gespräch mit Andrej 
Sacharow und Jelena Bonner, o. D. [Februar 1987].

58 Kelly referierte zum Zusammenhang von „Frieden, Abrüstung, Umweltschutz und Men-
schenrechten“. AGG, PKA, Nr. 2537, Beitrag von Petra Kelly auf dem Moskauer Friedensfo-
rum am 14. 2. 1987.

59 Johannes Grotzky, Das Ergebnis einer neuen Denkweise, in: Die Zeit vom 20. 2. 1987.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 62 (2014), Heft 4 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2014_4.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 4/2014

 Hermann Wentker:  495 
Die Grünen und Gorbatschow  495

teilung nach ihrer Rück kehr formulierten Kelly und Bastian: „Die Grünen zeigten 
sich beeindruckt von der Per sön lichkeit des Generalsekretärs Gorbatschow, den 
sie als ‚unglaublich offen, gradlinig und warm herzig‘ empfunden hatten.“60 Die 
Beziehungen zwischen den Grünen und der Sow jet union unter Gorbatschow er-
hielten damit eine persönlich-emotionale Dimension, die für Petra Kel ly, die ihre 
Gefühle sehr ernst nahm61, von besonderer Bedeutung werden sollte. Gor bat-
schow hatte mit seiner Gewandtheit und Spontaneität dazu beigetragen; dass sei-
ne Offenheit und seine geschickten Gesten verfingen, war jedoch wesentlich auf 
die Persönlichkeit von Pet ra Kelly zurückzuführen.

4. Wohin treibt die Sowjetunion? Debatten und Auseinandersetzungen 
1987

Anlass zu einer systematischeren Meinungsbildung über Gorbatschow und sei-
nen Kurs unter Be teiligung der Bundestagsfraktion war ein von der Bundesar-
beitsgemeinschaft (BAG) Frie den im Herbst 1986 geplanter Kongress zum The-
ma „Sowjetunion auf dem Prüfstand“, um den sich eine am 25./26. Oktober 
eingesetzte Vorbereitungsgruppe kümmern sollte62. Eli sa beth Weber war maßgeb-
lich daran beteiligt, indem sie Materialien zusammenstellte und ver schickte. Zwar 
diskutierte die BAG Frieden darüber im Februar 1987; aber obwohl Kostede da-
rauf bestand, „daß ein SU-Kongreß auf jeden Fall stattfinden werde“, verfolgte 
man die Idee nicht weiter63. Dafür machte sich Ende Februar Elisabeth Weber 
„Gedanken über eine Dis kussion der Fraktion zum Thema der Reformpolitik von 
Gorbatschow“64. Hintergrund war höchst wahrscheinlich das im Westen breit rezi-
pierte Januarplenum des ZK der KPdSU, auf dem Gorbatschow erbarmungslos 
mit der Breschnew-Ära abrechnete und „Demokratisierung“ for derte – insbeson-
dere in der KPdSU. Eine Sondersitzung des Arbeitskreises Abrüstung, Frie den 
und Internationales (AFI) mit auswärtigen Experten am 4. Mai diente der Vor be-
rei tung der Fraktionssitzung, die schließlich am 16. Juni stattfand. Weber und 
ihre Mitstreiter ver folgten damit mehrere Ziele: Erstens wollten die Grünen in der 
neuen sowjetischen Öf fent lich keit mehr und andere Gesprächspartner finden; 
zweitens sollte eine Grundlage geschaffen wer den, um in der westdeutschen Dis-
kussion über die Sowjetunion neue Impulse geben zu kön  nen, doch dazu musste 
– drittens – die Ostpolitik bei den Grünen insgesamt ein höheres Ge wicht bekom-
men65.

60 AGG, PKA, Nr. 2537, Pressemitteilung Nr. 102/87, Petra Kelly und Gert Bastian treffen Gor-
batschow, 17. 2. 1987.

61 Vgl. Richter, Die Aktivistin, S. 277–280.
62 Das geht aus einer Bemerkung von Harald Hellweg-Mahrt hervor; ders., Gedanken zur bishe-

rigen „Sowjetunion-Diskussion“ in der BAG Frieden, 2. 3. 1987, in: AGG, B.II.3, Nr. 1033.
63 Ebenda, Protokoll der BAG Frieden, o.D., [Februar 1987].
64 AGG, PKA, Nr. 469, Weber an Fraktionsvorstand (Kelly, Lippelt, Schily), 28. 2. 1987.
65 Ebenda, Elisabeth Weber, Thesen zum Verhältnis Grüne-Gorbatschows Reformpolitik, Ent-

wurf, 15. 3. 1987.
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Elisabeth Weber spielte in dieser Debatte eine wichtige Rolle, da sie eine der 
wenigen Ex per ten war, die sich bereits vor 1985 stärker mit der Sowjetunion und 
Osteuropa befasst hatten. Ein langes Papier, das sie am 18. Januar 1987 zur Vorbe-
reitung des Kongresses an die Teil neh mer der BAG Frieden verschickte66, enthielt 
unter anderem Äußerungen zu den Systemen in Osteuropa, zur Sowjetunion und 
zu den dortigen Oppositionellen. Die realsozialistischen Sys teme betrachtete sie 
mit Skepsis: Ein „Reich des Bösen“ (so Ronald Reagan) war die Sow jet union und 
ihr Imperium für sie zwar nicht, aber die dortigen Gesellschaften hielt sie für in-
sta bil. Die Sowjetunion verfolge keinen „Plan einer militärischen Eroberung und 
Besetzung West europas“, aber als „Friedensmacht“ könne sie aufgrund ihres rie-
sigen Militärpotenzials und des Stellenwerts, den das Militär dort besitze, auch 
nicht gelten. Die demokratischen Op po sitionsgruppen in Osteuropa, die die 
Grünen „als unsere authentischen Verbündeten“ an sa hen, träten dort „für die ge-
sellschaftliche Erneuerung ihrer Systeme“ ein. Doch seien deren zen trale The-
men weder Frieden noch Umweltschutz noch Emanzipation der Frau, sondern es 
ge he vielmehr um „die Frage nach einer demokratischen Gesellschaft“. Dazu 
„sollten Grüne sich [nicht] zynisch oder überheblich verhalten“, sondern sich 
„trotz aller negativen Er fah run gen mit dem Staatsapparat der BRD“ zu Gewalten-
teilung und Rechtsstaat als Grundlage der ei genen „Vorstellung von Staat und Ge-
sellschaft [und] Grundlage des Nachdenkens über weite re Demokratisierung“ 
bekennen. Diese Formulierungen zeigen bereits, welche Schwie rig keiten viele 
Grüne mit osteuropäischen Oppositionellen hatten: Aufgrund ihrer oft ins Fun-
da mentalistische gehenden Opposition zur Bundesrepublik war ihnen unver-
ständlich, wie Dis sidenten in Osteuropa in den westlichen Systemen ein Vorbild 
sehen konnten. Elisabeth We ber unterschied sich aufgrund ihrer persönlichen 
Kontakte zu Oppositionellen in Ost eu ro pa darin von zahlreichen ihrer grünen 
Mitstreiter.

In ihrer Februar-Sitzung und in zwei Papieren kritisierten die Mitglieder der 
BAG Frieden We bers Vorlage „unter mehreren Gesichtspunkten“67. Dabei wollte 
Magistratsdirektor Alex an der Schubart aus Frankfurt am Main vor allem den ge-
planten Kongress-Titel ändern, er plä dierte für eine Veranstaltung „mit und nicht 
über die Sowjetunion“. Zur Demokratie- und Men schenrechtsproblematik be-
merkte er, dass „es keinen Staat der Welt gibt – insbesondere auch nicht die BRD 
selbst – in dem die Gewährleistung der Menschenrechte widerspruchlos und 
bruchlos gegeben wäre“. Es gehe lediglich „um einen Normal- und Mindeststan-
dard an Men schenrechten“, auf dem man bestehen müsse; die Existenz von kon-
kurrierenden poli ti schen Parteien gehöre aber nicht dazu68. Harald Hellweg-
Mahrt hingegen kritisierte das Pa pier sehr viel grundsätzlicher und verband mit 

66 AGG, B.II.3, Nr. 1033, Weber an die Teilnehmer der BAG Frieden, 18. 1. 1987; das 20-seitige 
Papier trägt keinen Titel und war Anfang 1985 im AFI erarbeitet worden.

67 Ebenda, Protokoll der BAG Frieden, o.D., [Februar 1987]. Das Protokoll, das Weber am 
18. 3. 1987 an Clasen, Schälike, Süß und Timm verschickte und als „nicht sehr freundlich“ 
bezeichnete, ist allerdings sehr allgemein gehalten und enthält so gut wie keine Äußerungen, 
die einzelnen Teilnehmern zugeordnet werden können.

68 Ebenda, Schubart an BAG Frieden, 12. 2. 1987.
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seinen Bemerkungen auch eine implizite Gorbatschow-Kritik. So fragte er etwa, 
ob die „‚Reaktivierung‘ Lenins als Idol“ nicht vor dem Hintergrund von „Gorbis 
Disziplinforderungen zu verstehen“ sei, mit dem „Ziel, zu einem ‚modernen in-
tensiven Wirtschaftswachstum‘ zu gelangen“. Die Industriegesellschaft schaffe, 
un  abhängig vom politischen System, „automatisch unpersönliche Arbeitsstruk-
turen und nicht min der unpersönliche, unbarmherzige und mechanische 
menschliche Beziehungen. Diese Struk turen bedingen den bürokratischen Staat 
mit seinen Verwaltern, Moralisten, Richtern, Psychia tern und Umerziehungsla-
gern!“ Vor diesem Hintergrund sei es ihm völlig unver ständ lich, wie die Osteuro-
päer „das westliche System als das ‚bessere‘ ansehen“ könnten69. Da Grü ne wie 
Hellweg-Mahrt die moderne Industriegesellschaft letztlich als Grund allen Übels 
iden tifizierten, verlor für sie der zentrale Unterschied zwischen Demokratie und 
Diktatur an Be deutung, auf dem die osteuropäischen Oppositionellen vor dem 
Hintergrund eigener bit te rer Erfahrungen beharrten.

Auch mit ihren „Thesen zum Verhältnis Grüne-Gorbatschows Reformpolitik“ 
versuchte We ber die Diskussion im Vorfeld der geplanten Fraktionssitzung zu 
steuern. Es handelte sich um ei ne Analyse, die sich weitgehend im Einklang mit 
dem westdeutschen Mainstream befand. Gor batschows Versuch einer Reform von 
oben sei zunächst nur auf die Wirtschaft ausge rich tet gewesen; seit dem Januar-
plenum habe diese aber auch eine politische Dimension. Mit sei ner Politik von 
Glasnost – also von Transparenz und Offenheit, insbesondere in den Medien – und 
der Freilassung politischer Gefangener habe er zwar die Intelligenzija ge wonnen, 
nicht aber das entscheidende Konsumproblem gelöst: „Es ist viel leichter, die 
Schubladen der Dich ter zu leeren“, zitierte Weber ihre Freundin Raissa Orlowa-
Kopelewa, „als die Regale der Ge schäf te zu füllen.“ Deshalb und auch wegen der 
gestiegenen Anforderungen an die Ar beits dis zi plin blieben die Arbeiter skep-
tisch. Gleichwohl verteidigte Weber Gorbatschow gegenüber Kri tikern aus den 
Reihen der Grünen, die dessen „Politik als technokratische und autoritäre Re-
form“ verdammten. Immerhin setze er „einen Veränderungsprozeß in Gang […], 
in dem so wohl unabhängige Positionen entstehen oder gestärkt werden können, 
die uns wesentlich nä her stehen“70. Auch Weber sah offensichtlich in Gor-
batschows Zielen kein Ideal; sie setzte aber auf gesellschaftliche Eigendynamik als 
Folge seiner Initiativen.

Mit diesen Thesen und anderem Material versehen, trafen sich Vertreter des 
Fraktions vor stands und des Arbeitskreises Abrüstung, Frieden, Internationales 
am 4. Mai mit den Ost eu ro pa-Historikern Wolfgang Eichwede und Michal Rei-
man, den Politikwissenschaftlern Klaus Seg bers und Mária Huber, dem ehema-
ligen tschechischen Politiker und Gorbatschow-Be kann ten Zdeněk Mlynář, dem 
Publizisten Gerd Koenen, Raissa Orlowa-Kopelewa, den Über set zern Bernhard 
Clasen und Rolf Schälike sowie der Slawistik-Studentin Susanne Nies im Haus 

69 Ebenda, Harald Hellweg-Mahrt, Gedanken zur bisherigen „Sowjetunion-Diskussion“ in der 
BAG Frieden, 2. 3. 1987.

70 AGG, PKA, Nr. 469, Elisabeth Weber, Thesen zum Verhältnis Grüne-Gorbatschows Reform-
politik, Entwurf, 15. 3. 1987.
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Wittgenstein bei Bonn, der Bildungsstätte der Grünen. Die Diskussion erbrachte 
zwar ei nen Konsens darüber, dass Gorbatschow mehr als nur eine technokratische 
Reform im Sinn ha be; aber insbesondere die Gäste und Experten fanden auch 
genügend Kritikpunkte. Dabei äußer te sich Orlowa-Kopelewa am schärfsten: Man 
höre von Gorbatschow „immer schöne Wor te“, sehe aber keine Taten. Mlynář be-
mängelte nicht nur das Fehlen eines „umfassenden Kon zept[s] in der Führung“, 
sondern auch mangelnden Druck von unten. In eine ähnliche Rich  tung ging 
Eichwede, der konstatierte, Staat und Gesellschaft seien „auf die neue Situation 
nicht vorbereitet“. Schälike prognostizierte, die Reform werde „durch ein tiefes 
Tal führen“; die Grünen müssten wissen, dass die Sowjetunion „keine neue Gesell-
schaft, kein 3. Weg“ sei – hier schwang die Warnung mit, in Gorbatschow nicht das 
hineinzuprojizieren, was dieser gar nicht beabsichtige71. Insgesamt waren daher 
die Erwartungen an die sowjetische Zukunft ge dämpft, wenngleich man Gor-
batschow den Willen zu tiefgreifenden Veränderungen be schei nigte.

Derart vorbereitet, konnte nach mehreren Verschiebungen die Fraktionssit-
zung über Gor bat schow am 16. Juni 1987 stattfinden, die mit Einleitungsstate-
ments von Helmut Lippelt und Wal traud Schoppe begann. Petra Kelly sollte eben-
falls sprechen, konnte aber nicht teil neh men. Ihre schriftlich überlieferten 
Thesen waren von der ihr eigenen Emotionalität geprägt. Gor batschow, so ihre 
Überzeugung, handele bei seinen Reformen nicht aus taktischem Kal kül, son-
dern sei ein zutiefst glaubwürdiger, warmherziger und „von seiner Aufgabe über-
zeug ter Mensch, der Vertrauen verdient“. So habe sie ihn auf dem Moskauer Frie-
densforum im Feb ruar erlebt; auch „skeptischste Gesprächspartner haben später 
geäußert, wie sehr sie von Gor batschows Glaubwürdigkeit und Gradlinigkeit be-
eindruckt waren“. Ihr Gefühl und die Kon version von Skeptikern zu Anhängern 
des Generalsekretärs waren für ihre Urteilsbildung maß gebend. Daraus ergab 
sich alles Weitere: Gorbatschow müsse seine Ausstrahlung nun auch gegen seine 
Widersacher im Apparat einsetzen, er müsse durch westliches Ent ge gen kom men 
gestützt werden, um ihm die außenpolitischen Erfolge zu bescheren, von denen 
er in nen politisch abhänge. Seine neue Politik böte die „vielleicht einmalige Chan-
ce zur grund le gen den Neugestaltung des Ost-West-Verhältnisses“, die unbedingt 
zu nutzen sei, nicht zuletzt zur Verbesserung der Menschenrechtssituation im 
Ostblock. Kritisch sah sie lediglich, dass der sowjetische Kurs der Öffnung nach 
Westen auch eine Amerikanisierung der sowjetischen Kon sumkultur mit sich 
brachte, wie sie sich etwa in der Eröffnung einer Filiale von McDo nald’s auf dem 
Roten Platz zeigte72.

Der eher moderate, von der SPD kommende Helmut Lippelt betonte zwar 
auch, „daß in der Sowjet union ein Prozeß in Gang gekommen ist, der uns alle 
angeht“. Aber er argumentierte sehr viel rationaler, etwa mit den Erfahrungen, 
die Gorbatschow gemacht habe. Dabei waren die se Überlegungen nicht frei von 

71 AGG, B.II.1, Nr. 5177, Elisabeth Weber, Gesprächsnotiz von einer Diskussion über die Politik 
Gorbatschows am 4. 5. 1987 im Haus Wittgenstein, 17. 5. 1987.

72 AGG, PKA Nr. 469, Petra Kelly, Betr.: Thesen zur Gorbatschow-Debatte in der Fraktion Die 
Grünen, Juni 1987.
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Spekulationen, so etwa, dass zu dessen „formativen Er leb nis sen“ die Ostblock-
Krisen von 1956, 1968 und 1980/81 gehörten. Aber er führte auch „be leg bare 
Taten“ an, die seiner Meinung nach die Ernsthaftigkeit von Gorbatschows Reform-
be mü hungen zeigten: die Neubelebung rechtsstaatlicher Grundsätze, die Perestroi
ka – also der Um bau von Staat und Gesellschaft – und das Bündnis mit der Intelli-
genz. Er bewertete dies al les positiv, wie auch die von Gorbatschow in Gang 
gesetzte „Demokratisierung“, die „stär ker auf institutionelle Absicherung von Pro-
zessen [ziele], die die SU an die wirtschaftliche, aber auch kulturelle Entwicklung 
der Gegenwart wieder heranbringen soll“73.

Waltraud Schoppe schließlich trug ebenfalls eine weitgehend sachliche Analy-
se vor, die sich mit Gorbatschows Innenpolitik, seiner auf Rüstungsreduktion zie-
lenden Außen- und Si cher heits politik sowie Ursachen und Problemen seines Re-
formkurses befasste: Die rückständige Pro duktionsweise in der Sowjetunion habe 
die Einführung von Entlohnung nach Gewinn not wen dig gemacht, was freilich zu 
weiteren Ungerechtigkeiten und Arbeitslosigkeit führen wer de. Die Menschen 
aber, die nicht länger unter Mangel leiden wollten, „werden die geforderte An-
strengung nicht mit einem angemessenen Konsum kompensieren können, des-
halb sind sie eher skeptisch als begeistert“. Wie Kelly nahm sie an, dass Gor-
batschows innenpolitischer Er folg „auf den außenpolitischen Erfolg angewiesen 
sein“ werde. Überdies teilte sie deren Auf fas sung, dass Gorbatschows neuer Kurs 
„eine historische Chance mit weltweiten Aus wir kun gen“ biete, die genutzt werden 
müsse. Einige Bedenken Elisabeth Webers aufnehmend, mahn te sie: „Ganz falsch 
finde ich es, mit unseren westlichen Ideologemen die Ver än de run gen in der 
UdSSR abzukanzeln.“ Freilich fand sie die eigene Unruhe darüber berechtigt, 
„bloß nicht alle Fehler zu wiederholen, die wir schon hinter uns haben“ – ein biss-
chen sollte Gor bat schow schon von den Grünen lernen74!

Die Diskussion in der Fraktion ergab, dass man der Sowjetunion mehrheitlich 
eine düstere Zu kunft prophezeite. Sie zeigte aber auch, wie gering das Interesse 
an der Sowjetunion und Ost   europa letztlich war. So blieb es dem Ökosozialisten 
Thomas Ebermann vorbehalten zu fra gen, ob die Grünen „die Zielsetzung der 
erhöhten Produktivität überhaupt gut finden“. Der „Realo“ Hubert Kleinert 
mahnte, die Reichweite der Reformen nicht zu überschätzen; andere wie Willi 
Hoss (ehemals KPD/DKP) oder Udo Knapp (einst Funktionär des Sozialistischen 
Deut schen Studentenbunds) bezweifelten letztlich die Reformfähigkeit des sowje-
tischen Sys tems. Die Sowjetunion, so Knapp, treibe unter anderem aufgrund des 
Nationalitätenproblems „in eine Krise hinein“. Jene, die sich wie der „Realo“ Otto 
Schily zu einer „Mischung von Hoff nung und Skepsis“ bekannten oder wie Chris-
ta Vennegerts nur die Frage aufwarfen, ob Gor batschow seine Reformpolitik 
durchhalte, waren in der Minderheit. Schließlich zeigt sich der Mangel an Interes-
se daran, dass die Mehrheit es ablehnte, sich mit dem Entwurf eines Briefs an 
Gorbatschow zu befassen, der an die Fraktionsmitglieder verteilt worden war. Der 

73 AGG, B.II.1, Nr. 1500, Helmut Lippelt, Thesen zur Einschätzung der „Gorbatschow-Politik“, 
16. 6. 1987.

74 Ebenda, Waltraud Schoppe, Zur Gorbatschow-Debatte, o.D.
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Vor schlag Schilys, die Diskussion darüber auf den folgenden Tag zu verschieben, 
wurde zwar ak zeptiert; laut Protokoll der Sitzung am 17. Juni, die der Deutsch-
landpolitik gewidmet war, fand eine solche Diskussion allerdings nicht statt75.

Anders als die Mehrheit der Fraktionsmitglieder hatte Elisabeth Weber am 16. 
Juni gefordert: „Die Grünen sollten klar sagen, daß die Prozesse in der SU zu 
 begrüßen sind.“ Überdies sei es sehr wichtig für die Grünen, „in der Ostpolitik 
einen Schwerpunkt zu sehen“76. Mit beiden For  derungen hatte sie bei Kelly, Lip-
pelt und Schoppe Gehör gefunden, sich in der Fraktion aber nicht durchsetzen 
können. Jedoch gab sie nicht auf, sondern legte nach der Frak tions sit zung in der 
Kommune ihren Standpunkt nochmals ausführlich dar. Sie warb tendenziell dafür, 
Gor batschows Revolution von oben und seinen Initiativen für mehr wirtschaft-
liche Effizienz größeres Verständnis entgegenzubringen. Sie stellte zwar explizit 
fest: „Gorbatschow ist kein Grü ner“, mahnte aber, seine Vorstellungen über die 
Modernisierung der Sowjetunion sorg fäl tig zu prüfen und sich an dieser Debatte 
zu beteiligen. Kritik übte sie lediglich an den Wirt schafts abkommen zwischen der 
Bundesrepublik und der Sowjetunion, unter anderem zur friedlichen Nutzung 
der Kernenergie. Hier zeichnete sich für sie „die Tendenz ab, dass Tech nik-
fetischisten aus Ost und West sich zusammenschließen, um gemeinsam ihr Atom-
pro gramm zu betreiben“. Außerdem verdeutlichte sie, dass die Grünen „kein 
 Interesse daran [hät ten], daß westdeutsches Kapital sich günstige Produktionsbe-
dingungen sucht in einem Land mit niedrigen Löhnen und ohne Streikrecht […] 
und daß durch die Zusammenarbeit der In dus triemanager das Nachdenken in 
beiden Gesellschaften über die ökologischen Folgen die ses Industriemodells 
 verhindert wird“. Wie nicht anders zu erwarten, plädierte sie erneut da für, mit 
den unabhängigen demokratischen Oppositionellen in Osteuropa zu kooperie-
ren – die se blieben für viele grüne Konzepte „nach wie vor die einzigen Ver bün-
deten“77.

Die Gegenmeinung wurde in derselben Zeitschrift von Udo Knapp vertreten, 
dem die Fas zi na tion, die Gorbatschow auslöste, eindeutig zu weit ging. Er äußerte 
sogar deutliche Kritik am Ehe paar Gorbatschow; dessen „sich im westlichen Lu-
xus selbst darstellende großbürgerliche At titüde […] auf dem Hintergrund der 
Briefe von Menschen aus der Sowjetunion, die nicht ge nug zum Fressen haben“, 
machte ihn wütend. Entscheidend war für Knapp aber, dass Gor bat schows einzig 
erkennbare ökonomische Zielvorstellung „sich an westlichen ka pi ta lis ti schen Ent-
wicklungsmodellen mit all ihren ökologischen Verbrechen und sozialen Un ge-

75 AGG, B.II.1, Nr. 569, Protokoll der Fraktionssitzung vom 16. 6. 1987; AGG, B.II.1, Nr. 2136, 
Protokoll der Fraktionssitzung vom 17. 6. 1987. Es handelte sich um einen Briefentwurf von 
Gertrud Schilling und Petra Kelly, in dem um die Freilassung von Mathias Rust gebeten wur-
de, der mit einer Cessna am 31. 5. 1987 auf dem Roten Platz gelandet und anschließend in-
haftiert worden war. Der Briefentwurf wurde auf der Fraktionssitzung vom 23. 6. 1987 von 
Gertrud Schilling zurückgezogen. Diesen Hinweis verdanke ich Paul Kraatz.

76 AGG, B.II.1, Nr. 569, Protokoll der Fraktionssitzung vom 16. 6. 1987.
77 Elisabeth Weber, Zum Verhältnis der Grünen zu Gorbatschows Reformpolitik, in: Kommune 

5 (1987), H. 8, S. 42–45, hier S. 43 f.
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rech tig keiten orientiert“78. Beide Beiträge ähnelten zwar einander in der für die 
Grünen typischen In dustriefeindlichkeit; jedoch brachte Weber aufgrund ihrer 
intimen Kenntnis der Situation in Ost europa sehr viel mehr Verständnis für Gor-
batschows wirtschaftspolitischen Reformkurs auf als Knapp.

5. Neue Gesprächspartner und neue Themen 1987/88

1987 und 1988 zeigte sich bei den Kontakten der Grünen in die Sowjetunion ein 
neuer Schwer punkt. Hatten 1986 noch die Beziehungen zur politischen Führung 
überwogen – die Ver trauensgruppe wurde letztlich nur besucht, wenn Grünen-
Delegationen zu offiziellen Ge sprä chen in der Sowjetunion weilten –, intensi-
vierte man nun die Verbindungen zu den so ge nann ten Informellen in der Sowjet-
union. Nach wie vor pflegten jedoch nur wenige Personen die se Kontakte. Zwei 
Begegnungen grüner Politiker 1987 und 1988 mit Gorbatschow und Sche-
wardnadse verdeckten jedoch, dass der Stern der Grünen in Moskau bereits im 
Sinken be griffen war, da die sowjetische Führung ihre Beziehungen zur Bundesre-
gierung vertiefte.

Als Indiz für diese Entwicklung kann die Tatsache gelten, dass nach 1986 Ein-
ladungen zu ei ner offiziellen Visite in die Sowjetunion ausblieben. Als Anfang No-
vember 1987 die Bun des vor standsmitglieder Jutta Ditfurth und Jürgen Maier 
Moskau besuchten, um an den Feier lich kei ten zum 70. Jahrestag der Oktoberre-
volution teilzunehmen, bildeten sie nur eine von 178 De legationen aus 123 Län-
dern. Gleichwohl nahm Gorbatschow die beiden mit der Be grü ßung: „Ökologie 
und Sozialismus passen gut zueinander“, und Lob für Ditfurths Rede im in ter-
nationalen Forum am 5. November79 direkt für sich ein. Auch der abschließende 
Bericht, in dem etwa die Bevorzugung der Grünen-Delegation bei den Wortmel-
dungen auf dem in ter na tio nalen Forum hervorgehoben wurde, zeigt, wie leben-
dig die Illusion der eigenen Bedeutung für Gorbatschow noch war80. In ihrer 
Rede hatte Ditfurth die Oktoberrevolution als „eines der be deutendsten Ereig-
nisse der Geschichte“ gepriesen, die amerikanische und bundesdeutsche Rüs-
tungs- und Atompolitik kritisiert und generell vor der Nutzung von Atomenergie 
ge warnt81.

Elisabeth Weber war entsetzt über diese „kumpelhafte Anbiederung“: In Dit-
furths Re de gebe es „kein Wort zum Pazifismus, zur Gewaltfreiheit, zur Kriegs-
dienstverweigerung, kein Wort zum Militarismus der Sowjetunion, kein Wort ge-
gen deren autoritäres Staats ver ständ nis, kein Wort auch zu unserer Vorstellung 
von der Zukunft Europas, kein Wort zur de mo kra tischen Op position in Osteuro-
pa“. Außerdem fehle jede „Spur der Betroffenheit über die Verbrechen der So-

78 Udo Knapp, Zur Faszination der Rolle des „Großen Mannes“, in: Kommune 5 (1987), H. 8, 
S. 44 f.

79 Dabei handelte es sich um eine zweitägige Großveranstaltung im Rahmen der Feierlichkei-
ten, auf der die Delegationen aus dem Ausland kurze Ansprachen hielten.

80 AGG, PKA, Nr. 2795, Grünen-Pressedienst, Nr. 188/87, Bericht vom 12. 11. 1987 über die 
Reise der Delegation des Bundesvorstands nach Moskau vom 1.-8. 11. 1987.

81 Ebenda, Rede Ditfurths vor dem Internationalen Forum im Kreml am 5. 11. 1987.
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wjetmacht“. Auf diese Weise vermittele sie ein falsches Bild von den Grü nen: 
Denn es zeige „die Verführbarkeit der Grünen durch die Macht und dazu noch 
durch eine, die 70 Jahre lang mit brutalster Autorität herrschte“82. Diese Kontro-
verse verweist dar auf, dass es bei den „Fundis“ auch Personen mit einer ausgespro-
chenen Sympathie für den Kom munismus sowjetischer Prägung gab, was andere, 
die sich den Oppositionellen im Ost block verbunden fühlten, nicht nachvollzie-
hen konnten. Möglicherweise lag Webers harsche Kri tik daran, dass sie selbst von 
Gorbatschows Rede zum 70. Jahrestag der Ok to berrevolution enttäuscht war, zum 
einen wegen des mangelnden Muts zur his to ri schen Wahrheit, zum anderen aber 
auch, weil darin „das gesamte Konzept der Indus tri ali sie rung weiter gerechtfer-
tigt“ worden sei83.

Gegen Ende seines dreitägigen Besuchs in Bonn vom 17. bis zum 19. Januar 
fand Eduard Sche wardnadse noch Zeit für ein Gespräch mit Jutta Ditfurth und 
Petra Kelly. Während Dit furth vor allem in Fragen der Abrüstung Einigkeit mit der 
Sowjetunion beschwor und nur vor sich tig nach der sowjetischen Einschätzung 
der Lage in Afghanistan fragte, war Kelly kri ti scher. Sie sprach sich für ein „block-
freies Europa“ aus und forderte damit den Abzug aller frem den Truppen, also 
auch der sowjetischen aus der ČSSR. Überdies mahnte sie erneut die Zu-
sammengehörigkeit von innerem und äußerem Frieden an und kritisierte die Re-
pressalien ge gen Menschenrechtsgruppen in der Sowjetunion, die sie am eigenen 
Leib erfahren hatte, als Gert Bastian und ihr im vorangegangenen Dezember die 
Einreise zu einem Mens chen rechts se minar des Presseklubs „Glasnost“ verweigert 
worden war84.

Trotz dieser Hindernisse wurden die Beziehungen zu den „Informellen“ in der 
Sowjetunion für die Grünen ab 1987 immer wichtiger, was auch damit zusammen-
hing, dass diese nun mehr Bewegungsfreiheit erhielten. Die Anzahl der Gruppen 
erhöhte sich insbesondere ab 1988 schlagartig; die Sowjetunion erlebte einen 
„Aufbruch […] in den politischen Mei nungs plu  ralismus“85. Die Grünen nutzten 
diese erweiterten Möglichkeiten. So nahm etwa der Mit ar bei ter der Grünen-Frak-
tion Milan Horáček im Mai 1987 an einem Dialogtreffen von 300 De le gierten von 

82 AGG, PKA, Nr. 2536, Elisabeth Weber, Auf dem roten Teppich ausgerutscht? (15. 1. 1988), in: 
osteuropa-forum Nr. 19, März 1988, S. 7.

83 AGG, B.II.3, Nr. 1078, Weber an Schily, 10. 11. 1987, Betr.: Moskau-Reise. Weitere Details 
über diese Moskau-Reise Schilys sind noch unbekannt.

84 AGG, PKA, Nr. 470, Bericht vom Gespräch Grüne-Schewardnadse am 19. 1. 1988 (vgl. dazu 
auch Anm. 32). Zum Besuch Schewardnadses vgl. Claus Gennrich, Der Anschein des Nach-
gebens, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 20. 1. 1988. Zur geplanten Moskau-Reise 
Kellys und Bastians und der Visumsverweigerung vgl. AGG, B.II.3, Frieder [Wolf] an Kelly, 
13. 11. 1987, Gesprächsnotizen mehrerer Gespräche mit Joanne Landy, betr.: Glasnost-Pres-
seklub Menschenrechtsseminar; AGG, PKA, Nr. 469, Pressemitteilung Nr. 1136/87, Petra K. 
Kelly und Gert Bastian Visa für Moskau verweigert, 9. 12. 1987.

85 Von Saal, KSZE-Prozess und Perestroika, S. 209–252, das Zitat S. 209. Bereits im Juli 1987 hatte 
der den Grünen nahestehende Osteuropa-Historiker Eichwede im Hinblick auf diese Vor-
gänge geschrieben: „In jedem Fall ist die heutige Konstellation ohne Vorbild in der Sowjet-
union.“ AGG, B.II.3, Nr. 1173, Wolfgang Eichwede, Moskau 1987: Wandel im Umgang mit 
den Bürgerrechten (Manuskriptabschluss: 5. 7. 1987).
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Friedensorganisationen aus 40 Ländern teil. Im November 1988 unternahmen 
Eli sabeth Weber und Susanne Nies eine Reise nach Moskau, in der sie sich fast 
ausschließlich um Kontakte zu den „informellen Gruppen“ kümmerten. An ihren 
Berichten wird deutlich, dass die Grünen, die die Verhältnisse in der Sowjetunion 
selbst kennenlernten und Ba sis kon tak te pflegten, größeres Verständnis für die 
Bedürfnisse der Menschen aufbrachten und auch den Wunsch nach mehr Kon-
sumgütern eher nachvollziehen konnten. Elisabeth Weber re flek tier te sogar im 
Anschluss an ihre Reise über das eigene Unvermögen, angemessen auf die 
Heraus forderungen in der Sowjetunion zu reagieren. Die bundesdeutsche Gesell-
schaft kam ihr auf einmal, im Unterschied zur sowjetischen, „unnatürlich homo-
gen vor“. Überdies erschien ihr die Bewertung bestimmter Vorgänge in der Bun-
desrepublik nach ihren Moskauer Er fah run gen als übertrieben: „Die 
Gedenkstunde im Bundestag, Jenningers Rede, die berechtigte Kri tik daran, der 
Rücktritt, alles zusammen kam mir vor wie eine deutsche Hausfrau, die zwang haft 
ihre Wäsche immer weißer zu waschen versucht, ohne zu sehen, daß nebenan die 
Leute nichts anzuziehen haben. Der satte Reichtum unseres Landes, materiell wie 
geistig, war mir kaum erträglich.“86 Eine solche Selbstkritik war jedoch bei den 
Grünen alles andere als selbst verständlich.

Es verwundert nicht, dass Weber für einen Ausbau der Beziehungen zu den 
„informellen Grup pen“ plädierte; diese hätten „große gesellschaftliche Bedeu-
tung für die Selbsterziehung ei ner Gesellschaft, die kaum Erfahrungen mit demo-
kratischer politischer Kultur hat“. Dabei soll ten die Grünen zwar „keinerlei 
‚Bruderpartei‘-Beziehungen und keinerlei Exklusivität her stel len“. Gleichwohl 
sprach sie sich „entschieden für eine Kooperation mit ‚Memorial‘ aus“, einer 
Gruppe, die „mit der Aufarbeitung des Stalinismus das […] entscheidende The-
ma zur Her stellung von Demokratiefähigkeit der sowjetischen Gesellschaft be-
handelt und dies in ei ner Weise tut, die demokratisch ist, d.h. Menschen und ihre 
Erfahrungen zu Wort kommen läßt“87. Eine solche Kooperation zwischen „Memo-
rial“ und der parteinahen Heinrich-Böll-Stif tung kam nicht zuletzt dank der Initi-
ativen und Mahnungen Webers auch zustande. Die Böll-Stiftung gründete im Sep-
tember 1989 sogar einen „Arbeitskreis ‚Memorial‘“, dem nicht nur Grüne 
angehörten, so dass der Kontakt institutionalisiert werden konnte88. Die Ableh-
nung des Stalinismus war offensichtlich bei den Grünen weit verbreitet, so dass 
eine Reihe grüner Ab geordneter 1988 auch den Appell „Für die vollständige Re-
habilitierung der Opfer der Mos kau er Prozesse“ unterschrieb. Die Hauptverwal-

86 AGG, PKA, Nr. 469, Milan Horáček, Dialogtreffen von Friedensorganisationen in Moskau, 
13.–15. 5.1987, 12. 6. 1987; AGG, PKA, Nr. 470, Elisabeth Weber, Notizen über Gespräche mit 
einigen Mitgliedern „informeller Gruppen“ in Moskau im November 1988, 20. 11. 1988. Sie 
spielte darin auf die verunglückte Rede von Bundestagspräsident Philipp Jenninger zum 50. 
Jahrestag der Pogrome vom 9. 11. 1938 und dessen darauf folgenden Rücktritt an.

87 Ebenda.
88 Zur Zusammensetzung des Arbeitskreises vgl. Memorial. Aufklärung der Geschichte und Ge-

staltung der Zukunft, hrsg. von der Heinrich-Böll-Stiftung, Bad Honnef 1989, S. 47 f. Diesen 
Hinweis verdanke ich Dr. Jürgen Zarusky. Vgl. dazu insgesamt AGG, B.II.3, Nr. 1041.
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tung A des Ministeriums für Staatssicherheit der DDR interpretierte dies als for-
cierte Aktivität „antikommunistische[r] Kreise der Grü nen“89.

1988 kam zu den Reisezielen der Grünen in der Sowjetunion das Baltikum hin-
zu. So be such ten Elisabeth Weber und Ralf Fücks (ehemals Kommunistischer 
Bund Westdeutschland) von den Bremer Grünen Riga, wo sich am 3. September 
rund 100.000 Menschen an einer großen Ak tion gegen das Ostseesterben beteilig-
ten. Hier machten die Grünen „verblüffende Er fah rungen, die [ihre] Vorstel-
lungen gründlich durcheinanderbrachten“90. Denn dass sich Proteste ge gen Um-
weltverschmutzung auch mit nationalen Motiven und Forderungen nach 
kultureller wie politischer Autonomie verbinden konnten, war für sie völlig neu. 
Dennoch plädierte We ber im Anschluss an die Reise für eine Unterstützung die-
ser Forderungen, war sich aber sicher, dass die „Frage der Loslösung der bal-
tischen Staaten von der UdSSR“ nicht aktuell sei, so dass die Grünen dazu nicht 
Stellung beziehen müssten91. Andere, die von einem vier zehn tägigen Bildungsur-
laub im Baltikum berichteten, waren nicht so optimistisch, sondern sa hen „die 
Gefahr eines sich verselbstständigenden Nationalismus, der Unabhängigkeit um 
je den Preis zum Ziel hat“92.

Der Reformprozess in der Sowjetunion fand in den Führungszirkeln der Grü-
nen allem An schein nach weniger Aufmerksamkeit als noch ein Jahr zuvor, ob-
wohl mit der Unions partei kon ferenz der KPdSU vom 28. Juni bis zum 1. Juli 1988 
eine wichtige Etappe genommen und das Fundament für die ersten halbfreien 
Wahlen in der Sowjetunion gelegt wurde, die im März 1989 stattfinden sollten. 
Die Grünen beschränkten sich darauf, in einer Pressemitteilung die Ergebnisse 
der Konferenz zu begrüßen, von denen sie „die geforderte Abschaffung des Mei-
nungsmonopols der Partei sowie die angestrebte Befristung der Tätigkeit von 
Partei funk tio nären“ für besonders bedeutsam hielten93. Am 10. November 1988 
meldete sich überdies Schily in der Bundestagsdebatte zum Besuch Helmut Kohls 
bei Gorbatschow zu Wort, warnte an   ge sichts der verbesserten deutsch-sowje-
tischen Beziehungen vor „Wie der ver ei ni gungs il lu sio  nen“ des Kanzlers und hoffte 
mit Bundespräsident Richard von Weizsäcker auf eine „sys tem  öff nende Koopera-
tion“, etwa bei der Umweltpolitik und bei der Umsetzung der „Vision ei nes ge-
meinsamen Europäischen Hauses“. Aus den sowjetischen Reformen resultiere 

89 Der Bundesbeauftragte für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 
Deutschen Demokratischen Republik, MfS, HVA Nr. 52, Information über die Haltung der 
Grünen zu außen- und abrüstungspolitischen Fragen sowie zu ihrem Verhältnis zur DDR, 
16. 5. 1988, Bl. 183–187, hier Bl. 186.

90 Ralf Fücks, Ökologie und Nationalismus. Lettische Irritationen – Erfahrungen einer Reise, 
in: Kommune 6 (1988), H. 11, S. 44–46, hier S. 44.

91 AGG, PKA, Nr. 470, Elisabeth Weber, Bericht vom 11.9.1988 an den AFI über eine Reise nach 
Riga vom 1.-6. 9. 1988.

92 AGG, B.II.3, Nr. 1074, Wevers, Laing, Schneidewind, Protokoll des 14-tägigen Bildungsur-
laubs: „Sowjetisches Baltikum: Avantgarde der Nation?“ (2.10.-16. 10. 1988). Das Zitat ent-
stammt dem mit „Perestroika, Glasnost und der baltische Nationalismus“ überschriebenen 
Abschnitt.

93 AGG, PKA, Nr. 469, Pressemitteilung Nr. 635/86, Erklärung von Christa Vennegerts, 
3. 7. 1988.
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„eine neue his torische Dimension für die europäische Zukunft“, blinde „Eupho-
rie“ sei aber nicht an  ge bracht. Schily begrüßte die Chancen, die sich aus den so-
wjetischen Reformen für West- und Ost europa ergeben konnten; zugleich sprach 
er sich ebenso gegen eine Abschottung des Wes tens in einer „Festung Westeuro-
pa“ aus wie gegen die starre Erhaltung des Ostblocks durch die Sowjetunion. Für 
ihn war entscheidend, dass die „künftige europäische Architektur […] sich nach 
den Interessen der europäischen Völker“ richtete, deren Wille „sich aber nur in 
ei ner europaweiten pluralistischen Demokratie verwirklichen“ lasse94. Damit hat-
te Schily ein deu tig westliche Maßstäbe an die Reformen und Reformergebnisse 
angelegt; ein Dritter Weg, wie ihn offensichtlich viele andere Grüne favorisierten, 
kam für ihn als überzeugten „Realo“ nicht in Frage.

6. Ein Dritter Weg? Perzeptionen und Diskussionen 1989

Die spektakuläre Ankündigung Gorbatschows vor der Vollversammlung der Ver-
einten Na tio nen am 7. Dezember 1988, die sowjetischen Streitkräfte einseitig um 
500.000 Mann und 10.000 Panzer zu reduzieren, die beginnenden Unruhen in 
Osteuropa und der Gorbatschow-Be such in Bonn ließen die Debatten über Poli-
tik und Person des Generalsekretärs bei den Grü nen erneut aufflammen. Für eine 
am 9. Mai 1989 geplante Fraktionssitzung arbeitete die BAG Frieden ein Papier 
aus, deren Verfasser vor allem im INF-Vertrag, in der jüngsten Ab rüs tungsinitiative 
Gorbatschows sowie in weiteren solchen Schritten, die dieser angekündigt hat te, 
eine „deutliche Bedrohungsminderung“ sahen. Die Sowjetunion betreibe zwar 
weiterhin Welt machtpolitik und bewege sich nach wie vor „im Rahmen des Ab-
schreckungssystems“; gleich wohl müssten jetzt einseitige Abrüstungsschritte des 
Westens folgen. Die Frie dens be we gung und ihr verbundene Parteien hätten dabei 
„eine besondere Verantwortung […], durch öf fentlichen Druck die Entschei-
dungsträger der NATO-Staaten zur Beteiligung an dem von der UdSSR begon-
nenen Abrüstungsprozess zu veranlassen“, um so eine „Abrüstungsdynamik 
durch [zu]setzen“95. Die Grünen beharrten also weiter auf einseitigen Maßnah-
men, ohne zur Kennt nis zu nehmen, dass alle Beteiligten vor allem auf bi- oder 
multilaterale Abrüstungs ver hand lungen setzten.

Elisabeth Weber konstatierte im Frühjahr 1989 in einer umfassenden Analyse, 
dass in Ost eu ro pa eine tiefgehende Systemkrise „offen ausgebrochen“ sei. Jetzt 
komme die Bewegung „von unten“ in Gestalt der „informellen Gruppen und im 
Gewand nationaler Konflikte im sow jetischen Vielvölkerstaat; überdies seien die 
Strukturprobleme der Wirtschaft un be rechen bar. Die damit verbundenen Ausei-
nandersetzungen drohten „alle Reformansätze zunichte zu ma chen“. Die Grünen 

94 Deutscher Bundestag, Stenographischer Bericht, 11. Wahlperiode, 106. Sitzung am 
10. 11. 1988, S. 7292 f.

95 AGG, B.II.1, Nr. 2107, BAG Frieden, Abrüstungsdynamik durchsetzen – Wir machen den 
zweiten und dritten Schritt. Die friedenspolitische Antwort der Grünen auf Gorbatschow, 
Mai 1989. Als Verfasser der Vorlage wurde in der Fraktionssitzung am 23. 5. 1989 der Bundes-
tagsabgeordnete Tay Eich genannt; vgl. AGG, B.II.1, Nr. 2800.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 62 (2014), Heft 4 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2014_4.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 4/2014

506  Aufsätze

müssten daher einsehen, dass es nicht mit der Zustimmung zu Gor bat schows Ab-
rüstungsinitiativen getan sei. Osteuropa stehe „vor gigantischen innenpolitischen 
Auf gaben“, bei denen der Westen nicht viel tun könne: Das „Schicksal von Gor-
batschow wird sich nicht an der Reaktion des Westens, sondern am innenpoli-
tischen Kräfteverhältnis ent schei den“. Sie ließ auch keinen Zweifel daran, dass im 
„Systemkonflikt zwischen Ost und West […] plötzlich der Westen offen als Sieger“ 
dastehe und die Blockstruktur in Bewegung ge rate, was neue Möglichkeiten 
schaffe. Einen Dritten Weg zwischen Ost und West, mit dem vie le Grüne liebäu-
gelten, hielt sie dabei jedoch für ausgeschlossen. Doch so klar ihre Analyse auch 
war, so wenig konkret waren ihre Hinweise auf die Schlussfolgerungen, die die 
Grünen dar aus ziehen sollten. Als Oppositionspartei könnten die Grünen „nicht 
viel mehr machen, als ei nerseits bei der Herausbildung neuer gesellschaftlicher 
Milieus helfen und andererseits ei ni ge ostpolitische Akzente setzen“. Diese wur-
den zwar näher ausgeführt, liefen aber letztlich auf die alten Themen und Re-
zepte hinaus – Ökologie, Kooperation mit der demokratischen Op position, Plä-
doyer für „eine gesamteuropäische Orientierung“96.

Wenngleich im Frühjahr 1989 die revolutionären Entwicklungen in Mittel- und 
Osteuropa noch nicht absehbar waren, entging aufmerksamen Beobachtern im 
Westen die bis dahin un ge ahnte Dynamik der Vorgänge nicht. Umso erstaun-
licher ist es, dass die Bundestagsfraktion der Grünen dieser Frage kaum Aufmerk-
samkeit entgegenbrachte. Nachdem das Thema in der Sit zung am 9. Mai „auf-
grund der bereits fortgeschrittenen Zeit“, den „Ermüdungs er schei nun gen der 
Fraktion“97 und „mangels Teilnahme der MdBs“98 vertagt worden war, kam es am 
23. Mai wieder auf die Agenda. Dabei machte der Abgeordnete Tay Eich von den 
„Fundis“, der das Papier der BAG Frieden verfasst hatte, eingangs darauf aufmerk-
sam, dass auch diesmal zu wenige Bundestagsabgeordnete anwesend seien, „um 
einen Beschluß zu erwirken“. Es kam zwar zu einer Aussprache; der Vorschlag, ein 
Meinungsbild festzuhalten, wurde je doch mit fünf zu vier Stimmen abgelehnt.

Wenig später gerieten Gorbatschow und seine Reformen erneut in den Fokus 
der Grünen, als der Generalsekretär vom 13. bis zum 15. Juni 1989 die Bundesre-
publik besuchte. Ur sprüng lich war vorgesehen, dass Gorbatschow auch Vertreter 
der Grünen empfangen und bei dieser Ge legenheit einen Brief des Bundesvor-
stands und der Fraktion entgegennehmen sollte. Das Schrei ben wurde Gor-
batschow zwar am 31. Mai über die sowjetische Botschaft zugeleitet und er schien 
am 15. Juni in der Frankfurter Rundschau99. Das Treffen wurde aber gestrichen, und 
die Grünen mussten sich mit einem Gespräch mit Gorbatschows Berater Alexan-

96 AGG, PKA, Nr. 470, Elisabeth Weber, Grüne Ost-Politik – gibt es das?, März/April 1989, mit 
handschriftlichem Vermerk: „Vorlage zur Diskussion in der Ost-West-AG“.

97 AGG, B.II.1, Nr. 2800, 82. Fraktionssitzung am 9. 5. 1989.
98 Ebenda, 83. Fraktionssitzung am 23. 5. 1989. Dieses und alle weiteren Zitate entstammen die-

sem Protokoll.
99 AGG, B.II.1, Nr. 2147, 84. Fraktionssitzung am 30. 5. 1989; AGG, PKA, Nr. 471, Bundesvor-

stand und Fraktionsvorstand an Gorbatschow, 31. 5. 1989. Zum Inhalt vgl. den Anfang dieses 
Aufsatzes.
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der Jakowlew und anderen sowjetischen Delegationsmitgliedern begnügen100 – 
ein weiterer Hinweis auf den Be deutungsverlust der Grünen für die sowjetische 
Führung, die nun vor allem die Be zie hun gen zur Bundesregierung pflegte.

Die Grünen nutzten den Besuch vor allem zu Kritik an Bundeskanzler Kohl: 
„‚Perestroika‘ kann nicht heißen, in Osteuropa soll sich alles ändern, und in der 
Bundesrepublik bleibt alles beim alten.“ Die Bundesregierung solle den an Gor-
batschow gepriesenen Mut zur Erneuerung end  lich selbst aufbringen und „einen 
seit Jahren überfälligen eigenen Beitrag der Bun des re pub lik zum Abrüstungspro-
zeß in Europa“ liefern101. Daran knüpfte Helmut Lippelt im Bun destag an, als er 
Kohl vorwarf, sich „hinter dem Raketenzaun der NATO“ zu ver schanzen, wäh rend 
Gorbatschow von der Perestroika spreche, die „auch ein Bestandteil zuneh-
mender De mokratisierung der Weltordnung“ sei. Überdies bemängelte er, dass in 
der von Gor bat schow und Kohl unterschriebenen „Gemeinsamen Erklärung 
viele schöne Prinzipien“, wie das Überleben der Menschheit, die Rettung der 
Umwelt und die Überwindung von Hunger und Armut, enthalten seien; aus den 
abgeschlossenen Abkommen gehe jedoch eine Über be to nung der wirtschaftli-
chen Beziehungen hervor. Es komme letztlich nicht darauf an, ob Ka pi ta lis mus 
oder Sozialismus das bessere System seien, sondern es gehe darum, „wie sich bei-
de bei den neuen Aufgaben des Umweltschutzes bewähren“. Erneut mahnte er 
an, „daß die Ver än derungen in Osteuropa auch Anstöße zu Veränderungen bei 
uns bedeuten müssen“. Damit ins trumentalisierte Lippelt Gorbatschows Reform-
kurs, um die Bundesregierung als Bremser im Abrüstungsprozess zu brandmar-
ken. Die weit verbreitete „Gorbimanie“ interpretierte er als „Wunsch nach einer 
besseren Zukunft, nach Überwindung der alten Feindbilder, nach Über win dung 
der Militärblöcke, der gegenseitigen Bedrohung, der Überrüstung, der Abgren-
zung und der geschlossenen Grenzen“. So projizierte er grüne Wunschvorstel-
lungen in die Begeisterung der Menschen102. Deutlich wird, dass die Grünen Gor-
batschow weiterhin an ihren eigenen Ide alen maßen und bei aller Sympathie für 
seine Abrüstungsinitiativen gegenüber seiner Wirt schafts politik skeptisch blie-
ben.

Während die Bundestagsfraktion der Grünen über Gorbatschow und seine Po-
litik kaum mehr dis kutierte, gewann die Idee eines „Perestroika“-Kongresses Ge-
stalt, die aus dem sogenannten Lin ken Forum stammte. Im April 1989 waren die 
Pläne bereits so konkret, dass Jürgen Reents, ein Protagonist dieser Gruppierung, 
unter anderem den Bundesvorstand und den Frak tions vorstand der Grünen über 
das Vorhaben informieren konnte. Ziel des Kongresses war es, „ei ne umfassende 
Diskussion über die Perestroika in der Sowjetunion zu führen und Über le gun gen 
daraus für die gesellschaftspolitische Debatte in der Bundesrepublik zu gewin-

100 AGG, B.II.1, Nr. 2107, Pressemitteilung Nr. 514/89, Grüne sprachen mit Alexander Jakow-
lew, 15. 6. 1989.

101 AGG, PKA, Nr. 1588, Pressemitteilung Nr. 502/89, Gorbatschow-Besuch und „Gemeinsame 
Erklärung“, 13. 6. 1989.

102 Deutscher Bundestag, Stenographischer Bericht, 11. Wahlperiode, 150. Sitzung am 
16. 6. 1989, S. 11197–11199.
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nen“. Die Konferenz sollte gemeinsam mit der West-Berliner Alternativen Liste 
organisiert werden und im Frühjahr 1990 mit Gästen aus der Sowjetunion in West-
Berlin stattfinden. Damit war auch ein klares Signal verbunden: die „Abkehr von 
der ‚Ost-West-Frontstadt‘ zu einer ‚Ost-West-Dialogstadt‘“103. Reents zufolge 
stimmte der Bundesvorstand am 29. Mai „im groben“ zu, auch der Bundeshaupt-
ausschuss befürwortete das Projekt am 17. Juni 1989 im Großen und Gan zen. Am 
12. September lag zwar immer noch kein überarbeitetes Konzept, aber dafür ein 
neu er Arbeitstitel vor: „Grenzüberschreitungen. Perestroika Ost – Alternativen 
West: Wege zum gemeinsamen europäischen Haus?“104 Dies zeigt schon, wie reali-
tätsfern Reents und sei ne Mitstreiter waren, die trotz der unübersehbaren Krise 
des realsozialistischen Systems – zwei Tage zuvor hatte die ungarische Regierung 
die Grenze für Flüchtlinge aus der DDR ge öff net – noch an einen Dritten Weg 
zwischen Sozialismus und Kapitalismus glaubten, den sie ge meinsam mit der So-
wjetunion beschreiten wollten.

Obwohl die Vorbereitungsgruppe für den Kongress 270.000 DM benötigte, un-
terstützte Ralf Fücks vom Bundesvorstand am 12. Dezember die Idee, die „durch 
die revolutionären Er eig nis se in Ost-Mitteleuropa noch an politischer Aktualität 
gewonnen“ habe, empfahl aber den Un tertitel „Auf der Suche nach dritten We-
gen“. Gleichzeitig mahnte er an, die Veranstaltung für die Reformbewegungen 
aus Ostmitteleuropa zu öffnen und auch deren Protagonisten ein zu laden105. 
Horáček hatte letzteres bereits zu einem früheren Zeitpunkt vorgeschlagen, war 
aber von Reents mit der Bemerkung abgewiesen worden, „die Prozesse in den 
übrigen Län dern seien dafür noch nicht reif genug“. Jetzt wiederholte er seine 
Forderung und gab zu be den ken, dass es seines Erachtens „nicht um die Suche 
nach einem 3. Weg [gehe], sondern um die Suche nach demokratischen europä-
ischen Rechtsstaaten“106. Während das Linke Forum noch in alter Tradition vor 
allem mit den sowjetischen Machthabern ins Gespräch kommen woll te und dabei 
die wachsende Bedeutung der Bewegung von „unten“ ausblendete, waren die-
jenigen, die mit den Verhältnissen in den ostmitteleuropäischen Staaten vertraut 
waren und eigene Kontakte mit den dortigen Oppositionellen unterhielten, sehr 
viel eher zu einem zu tref fen den Urteil in der Lage.

Die Organisatoren des Linken Forums ließen sich indes kaum von dieser Kritik 
beeindrucken. Zwar versuchten sie nun auch, sowjetische „Informelle“ einzube-
ziehen – womit sie auf den Un willen ihrer offiziellen sowjetischen Partner stießen 
–, hielten aber zunächst an einem weit ge hend bilateralen Konzept fest107. Schließ-
lich teilte Fücks am 20. März 1990 dem Frak tions vor stand, Lippelt und der Ost-
West-AG mit, der Kongress könne nicht wie geplant statt fin den, weil die Finanzie-
rung nicht gesichert und „die politische Unterstützung innerhalb der Grü nen 

103 AGG, B.II.3, Nr. 1035, Reents an Bundesvorstand, Fraktionsvorstand u. a., 15. 4. 1989: Pro-
jekt Perestroika-Kongress (mit Anlagen).

104 AGG, B.II.1, Nr. 2278, Reents an Lippelt, 28. 9. 1989; Protokoll Vorbereitungsgruppe Pere-
stroika-Kongress, 12. 9. 1989.

105 AGG, B.II.3, Nr. 1035, Fücks an Vorbereitungsgruppe Perestroika-Kongress, 12. 12. 1989.
106 AGG, B.II.1, Nr. 2278, Horáček an Fücks, 15. 12. 1989.
107 AGG, B.II.3, Nr. 1035, Bundesweite Perestroika-Koordination, 28. 2. 1990.
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infragegestellt“ sei. Das Vorhaben sei „nicht zuletzt an der – vornehm ausgedrückt 
– dis tanzierten Haltung der Bundestagsfraktion und des Ost-West-AK [sic] 
gescheitert“108. Lip pelt und Weber wiesen diese Vorwürfe empört zurück. Lippelt 
hatte sich sehr wohl in der Frak tion für den Kongress eingesetzt, bis er erfuhr, dass 
geplant war, sowohl den tsche chos lo wa kischen Staatspräsidenten Vaclav Havel als 
auch den polnischen Arbeitsminister Jacek Ku roń einzuladen, die zwar äußerst 
prominent, aber nicht abkömmlich waren. „[N]ach solch durch sichtiger Hoch-
stapelei“ war Lippelt die Lust vergangen, sich weiter zu engagieren109. We ber ver-
wies darauf, dass die Vorbereitungsgruppe selbst eine ernsthafte Kooperation mit 
der Ost-West-AG abgelehnt habe, da deren Mitarbeit „nicht ins strömungspoli-
tische Profil des ge planten Kongresses paßte“. Die Ost-West-AG sei überdies nach 
der Lektüre der Vorbereitungspapiere zu dem Ergebnis gekommen, dass die gan-
ze Sache letztlich unseriös sei110.

Die Auseinandersetzung um diesen Kongress, der nie stattfand, war einerseits 
Teil der grünen Flü gelkämpfe; andererseits steht er aber auch für divergierende 
Perzeptionen der Sowjetunion un ter Gorbatschow, die aus zwei unterschiedlichen 
Zugangsweisen resultierten: Das Linke Fo rum glaubte 1988/89, mit einer refor-
mierten, aber weiterhin sozialistischen Sowjetunion ei nen seit langem von Seiten 
der „undogmatischen Linken“ angestrebten Dritten Weg zwischen Ost und West 
beschreiten zu können, wobei man sich fast ausschließlich auf die sowjetische 
Füh rung konzentrierte. Lippelt, Weber und ihre Mitstreiter hingegen gingen we-
niger von ei ge nen Wunschvorstellungen als von den bekannten Realitäten aus. 
Die meisten Menschen in Ost europa wollten keinen Dritten Weg, sondern den 
demokratischen Rechtsstaat. Die Frage, ob und wie die Sowjetunion unter diesen 
Bedingungen weiter überleben sollte, war für sie da bei letztlich zweitrangig.

7. „Von der Realität überrollt“: Die Grünen und die Sowjetunion 1990

Als infolge der friedlichen Revolution in der DDR die deutsche Wiedervereini-
gung er mög licht wurde, bedeutete dies eine nicht nur von den Grünen völlig un-
erwartete Renaissance des Na tionalstaats in Europa. Elisabeth Weber hatte zwar 
die Staaten Osteuropas für nicht stabil ge halten, aber nationales Denken katego-
risch abgelehnt: „Ein politisches Denken in den In ter es sen des Nationalstaats“, so 
ihre Überzeugung, „gehört nicht in das Europa der Jahr tau send wende.“ Anfang 
des Jahres 1990 stellte sie „mit Bestürzung“ fest, wie sehr sie sich, „trotz al ler 
blockübergreifenden Konzepte, auf den Status quo eingestellt hatte“. Die Grü-
nen, so We ber weiter, seien „in ihrem Selbstverständnis von der deutsch-deut-
schen Entwicklung über rum pelt worden“111. Obwohl die Grünen sich im Frühjahr 

108 Ebenda, Fücks an Fraktionsvorstand, Lippelt, Ost-West-AG, o. D. [20. 3. 1990].
109 Ebenda, Lippelt an Fücks, 21. 3. 1990.
110 Ebenda, Weber an Fücks und Vorbereitungsgruppe Perestroika-Kongress, 22. 3. 1990.
111 Elisabeth Weber, Bericht über meine ersten Erfahrungen der Zusammenarbeit von Grünen 

und Bündnis 90 [Dezember 1990], in: Grünes Gedächtnis (2009), S. 23–37, hier S. 28.
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1990 mit der deutschen Einheit ar ran gierten112, blieben sie äußerst skeptisch ge-
genüber der Politik der Bundesregierung, die ein wie dervereinigtes Deutschland 
in der NATO anstrebte.

Nachdem Gorbatschow am 31. Mai einer deutschen NATO-Mitgliedschaft ge-
genüber Prä si dent Bush verklausuliert und am 15./16. Juli in Moskau und Archys 
gegenüber Kohl end gül tig zugestimmt hatte, bat Fraktionssprecher Willi Hoss 
den „Re alo“ Wolfgang Bruckmann um eine Einschätzung der neuen Situation113. 
Bruckmanns Papier enthielt unter anderem hef tige Kritik an der Haltung der 
Grünen. Diese hätten sich „in den drei großen außen- und si cher heitspolitischen 
Wendepunkten der letzten Jahre als kaum handlungsfähig erwiesen“. Ers tens hät-
ten sie trotz „der Realität des INF-Vertrages“ weiter „die Kündigung des NATO-
Dop pel beschlusses verlangt und damit dogmatisch an einseitiger Abrüstung fest-
gehalten“. Sie hät ten, zweitens, zu lange auf der Zweistaatlichkeit beharrt und es, 
drittens, abgelehnt, „sich auf die absehbare NATO-Mitgliedschaft eines vereinten 
Deutschlands einzulassen“. Obwohl Bruck mann die Grünen schon am 10. Mai 
vor die Wahl gestellt hatte, entweder „ein zweites Mal von der Realität überrollt“ 
zu werden oder einen Zukunftsentwurf auf der Basis der deut schen NATO-Mit-
gliedschaft zu erarbeiten, habe die Fraktion kein einziges Mal über diese Fra  gen 
beraten. Einzelne Abgeordnete hätten lediglich Stellungnahmen „nach be-
kanntem Mus  ter“ abgegeben, denen zufolge eine deutsche NATO-Mitgliedschaft 
Gorbatschow und sei ne Reformen gefährde; grundsätzlich habe es „viel Verständ-
nis nur für die sowjetische Po si tion“ und „antiwestliche Affekte“ gegeben114. Die 
grünen Abgeordneten, die sich überhaupt zu dem Thema äußerten, hatten aus 
traditioneller Abneigung gegen die amerikanische Re gie rungs politik und gegen 
die NATO sowie aus einer grundsätzlichen Pro-Gorbatschow-Stim mung heraus 
die Augen vor der Realität verschlossen.

Doch wie sollten sich die Grünen nun positionieren? Elisabeth Weber schrieb 
dazu in der Kom mune, die Grünen seien „wie gelähmt durch den Schock, den die 
Entwicklungen in Ost eu ropa für viele bedeuten“, und müssten „jetzt dafür bezah-
len, dass sie die seit vielen Jahren schwe lende Krise in Osteuropa regelrecht ver-
drängten“. Sie hätten im Gegenteil eine Reihe von Tabus gepflegt, wie etwa die 
Ablehnung der nun von den Osteuropäern zusammen mit dem Rechtsstaat ange-
strebten Marktwirtschaft, und sie hätten vielfach „den Zusammenhang von Frie-
den und Menschenrechten auseinander[ge]rissen“. Drei Zukunftsszenarien hielt 
Weber für denkbar: ein düsteres, in dem in der Sowjetunion „eine Militärdiktatur 
oder ein Fa schis mus russischen Stils“ errichtet werde, Osteuropa zerfalle, EG-Eu-
ropa sich als „schimmernde Burg“ organisiere, Deutschland vereinigt und „die 
Mauer […] an der Oder-Neiße-Grenze neu er richtet“ werde; ein konservativ-auto-
ritäres mit stagnierender Entwicklung in der Sow jet uni on aufgrund eines innen-
politischen Patts zwischen traditionellen und Reformkräften, einem Ost europa, 
in dem sich „autoritär-nationalistische Muster“ durchsetzten, Deutschland zu 

112 Vgl. Wick, Die Mauer muss weg, S. 272–280.
113 AGG, B.II.1, Nr. 2012, Hoss, Schoppe, Vollmer an Fraktionsvorstand und AFI, 30. 7. 1990.
114 Ebenda, Bruckmann an Vorstand, z. H. Hoss, 20. 7. 1990.
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Kohls Bedingungen vereinigt werde und die EG mit den schwachen osteuropä-
ischen Staaten ko operiere; schließlich ein demokratisches, in dem es kommunis-
tischen Reformpolitikern in der Sowjetunion und in Osteuropa zusammen mit 
demokratisch-informellen Bewegungen ge län ge, „einen Prozeß der demokrati-
schen Umgestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft ein zu leiten“, DDR und Bun-
desrepublik „von unten“ zusammenwüchsen, aber zwei Staaten blie ben, und 
Euro pa sich „auf der Basis des KSZE-Prozesses“ zusammenschlösse, gemeinsam 
öko logische Umbauschritte einleite, entmilitarisiert sei, kooperativ mit der Drit-
ten Welt zu sam menarbeite und „in dem die Menschen […] freundschaftlich und 
sich gegenseitig bereichernd zu sammenleben“115. Das dritte Szenario zeigt, dass 
auch Weber von der Vision einer grün ge färb ten europäischen Zukunft nicht las-
sen wollte, wenngleich sie skeptisch war, ob diese un ter den damaligen Bedin-
gungen verwirklicht werden konnte. Die Schlussfolgerungen aus ih ren Überle-
gungen für die operative Politik blieben wieder sehr allgemein. Die Ost-West-AG 
war sich allerdings bei ihrem Treffen vom 15./16. Dezember 1990 einig, „daß eine 
Ar beits grup pe zu Osteuropa im Spektrum Die Grünen/Bündnis 90 weiterexistie-
ren“ müsse. Deren Auf gaben sollten weiterhin vor allem Basiskontakte nach Ost-
europa umfassen, um dort Part ner „für eine ökologische, demokratische und so-
ziale Politik“ zu suchen116.

8. Fazit

Die Beurteilung Gorbatschows und seiner Politik fiel den Grünen – wie auch den 
anderen po li tischen Parteien – zunächst nicht leicht, was auch an den wider-
sprüchlichen Signalen lag, die die Bundesrepublik aus der Sowjetunion er-
reichten. Dennoch erhielt ihr Gorbatschow- und Sow jetunion-Bild ab 1986 erste, 
wenngleich zum Teil noch verschwommene Konturen. Die Au ßen- und Abrüs-
tungspolitik des Generalsekretärs bestätigte weitgehend das grüne Welt bild, in 
dem die Sowjetunion zwar nicht als Freund, aber auch nicht als Feind galt. Die 
Grü nen wollten nicht in den Chor jener einstimmen, die „Angst vor den Russen“ 
propagierten, um eine weitere Aufrüstung zu rechtfertigen. Als Gorbatschow mit 
Rüstungskontroll- und Ab rüstungsinitiativen an die Öffentlichkeit trat, stand da-
her für die Grünen, anders als für wei te Teile der Regierungsparteien und viele 
Sowjetexperten, deren Ernsthaftigkeit von An fang an fest. Die Vereinigten Staaten 
unter Ronald Reagan und die NATO, denen die Grünen ei nen echten Abrüs-
tungswillen absprachen, bestätigten dieses Weltbild, da sie auf die Vor schlä ge 
Gorbatschows zu zögerlich reagierten oder diese sogar torpedierten – wie etwa 
beim Gip fel in Reykjavik. Gleichwohl entsprachen die sowjetischen Initiativen 
nicht genau ihren Vor stellungen, weil Moskau am Bilateralismus festhielt, die 
Grünen aber fast ausschließlich auf einseitige Abrüstung setzten.

115 Elisabeth Weber, Große Hoffnung, große Angst, in: Kommune 8 (1990), H. 2, S. 26–28.
116 AGG, B.II.3, Nr. 1205, Elisabeth Weber, Protokollnotiz einer Diskussion über die zukünf-

tigen Aufgaben einer Ost-West-Arbeitsgruppe im Umkreis von Die Grünen/Bündnis 90, 
21. 1. 1991.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 62 (2014), Heft 4 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2014_4.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 4/2014

512  Aufsätze

In der Beurteilung der Innenpolitik Gorbatschows taten sich die Grünen 
schwerer. 1985/86 wur de ihr Gorbatschow-Bild noch primär durch den sowje-
tischen Krieg in Afghanistan, fort ge setzte Menschenrechtsverletzungen und das 
unnachgiebige Vorgehen gegen Dissidenten be einträchtigt. Als Sacharow Ende 
1986 aus der Verbannung zurückkehren durfte und danach die politischen Ge-
fangenen sukzessive freigelassen wurden, änderte sich auch die Vorstellung ei ner 
durch und durch repressiven Sowjetunion. Dagegen waren die Grünen 1986 über 
das sowje tische Verhalten angesichts der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl vo-
rübergehend sehr enttäuscht, auch wenn sie das nach außen kaum zu erkennen 
gaben: Gorbatschow war da mit anscheinend auf die Seite der gegnerischen 
„Atomkoalition“ gewechselt. Dies trübte das Bild zwar bis Ende 1986, bevor sich 
die Grünen verstärkt anderen Themen zuwandten. Was sie fast durchgehend an 
Gorbatschow und seinen Reformversuchen störte, war deren wirt schaftspolitischer 
Schwerpunkt: Da sie die moderne Industriegesellschaft und die west li che Markt-
wirtschaft ablehnten, standen sie auch Gorbatschows Bemühungen auf dem Feld 
der Ökonomie kritisch gegenüber. Das betraf die Bemühungen um mehr wirt-
schaftliche Effizienz ebenso wie seine Initiative zu verstärkter Kooperation mit 
der westdeutschen Wirtschaft. Die meisten Grünen unterstellten dem Generalse-
kretär sogar, marktwirtschaftliche Ver hältnisse etablieren zu wollen, obwohl sich 
Gorbatschow damit bis 1990 Zeit ließ. Hier zeigt sich, wie das grüne Feindbild die 
Realität überlagerte.

Zwar einte die Skepsis gegen die sowjetische Wirtschaftspolitik die verschie-
denen Flügel der Grü nen, gleichwohl lassen sie sich auch in ihrer Einschätzung 
Gorbatschows und der Sowjet uni on nicht über einen Kamm scheren. Auf der ei-
nen Seite standen hier noch Personen, die wie Jutta Ditfurth unverhohlene Sym-
pathien für das mit der Oktoberrevolution eingeleitete so zialistische Experiment 
Sowjetunion äußerten, oder Annemarie Borgmann, die in der Sowjet uni on im-
merhin einen „Hoffnungsträger“ in puncto Abrüstung sah. Auf der anderen Seite 
stan den jene, die wie Elisabeth Weber nicht müde wurden, die Schattenseiten der 
sowje ti schen Diktatur zu benennen. Inwieweit Gorbatschow durch seine Persön-
lichkeit dieses Bild än derte, hing wesentlich vom Betrachter ab. Petra Kelly mit 
ihrer emotionalen Beurteilung Gor batschows nahm hier vielleicht eine Sonder-
stellung ein; ansonsten scheint sich die „Gor bi manie“ unter den Grünen in Gren-
zen gehalten zu haben.

Allerdings wandelten sich die Urteile und Bewertungen seit 1987. Nun ging es 
nicht mehr nur um den Kurs Gorbatschows, sondern auch um die Frage, ob er 
sich damit auch durchsetzen kön ne. War er in der Lage, die Regale in den Ge-
schäften zu füllen, um so die Kon sum wün sche der Sowjetbürger zu befriedigen 
und damit den Rückhalt für seine Politik unter der Be völ kerung zu erhalten? 
Konnte er sich gegen seine Widersacher im Partei- und Staatsapparat so wie in den 
Streitkräften durchsetzen? Dass der Westen Gorbatschow dabei unterstützen 
konn te, indem er ihm bei der Abrüstung entgegenkam, war bis Ende 1988 eine 
weit ver brei te te Meinung; erst im Frühjahr 1989 räumte Elisabeth Weber ange-
sichts der Krise des realen So zialismus mit diesem Irrglauben auf. Dass nicht nur 
die Wirtschaft, sondern auch die Na tio na litätenfrage Gorbatschow vor ungeahnte 
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Herausforderungen stellte, wurde den Grünen rich tig erst ab 1988 bewusst. Sie 
machten dabei insbesondere im Baltikum die Erfahrung, dass das Engagement 
für Umweltschutz, Demokratie und nationale Eigenständigkeit eine für sie bis 
dahin unbekannte Verbindung eingehen konnten.

Das Gorbatschow-Bild und die transnationalen Beziehungen der Grünen in 
die Sowjetunion wa ren untrennbar miteinander verbunden. Die Grünen, die von 
sowjetischer Seite auch ent spre chend hofiert wurden, betrachteten sich und die 
Friedensbewegung als politische Bünd nis  partner Gorbatschows. Auf ihr Zusam-
menspiel führten sie auch das INF-Abkommen vom Dezember 1987 zurück. Da 
die Sowjetunion die Grünen als Alliierte für ihre Friedenspolitik be nötige, glaub-
ten letztere auch, auf Gorbatschows Innenpolitik Einfluss nehmen zu können. 
Frei lich ließ ihre Bedeutung für Gorbatschow seit 1987 objektiv nach, was sie zu-
nächst nicht wahr nahmen. Erst 1988/89 muss ihnen dies deutlich geworden sein, 
etwa als sie von Gor bat schow anlässlich seines Bonn-Besuchs nicht empfangen 
wurden. Die Beziehungen zur sowje ti schen Führung hatten folglich auch weitge-
hende Rückwirkungen auf die Selbst wahr neh mung der Grünen.

Die Basiskontakte nach Osteuropa und in die Sowjetunion wurden nur von ei-
ner kleinen Gruppe aufrechterhalten. Bei den Grünen, die sich hier engagierten, 
entwickelte sich jedoch ei ne größere Sensibilität gegenüber den Dissidenten so-
wie den dortigen Gesellschaften mit ih ren Bedürfnissen und Wünschen. Elisa-
beth Weber und ihre Mitstreiter brachten sehr viel mehr Verständnis für die Kon-
sumwünsche der Osteuropäer auf als Parteifreunde, die sich nur theo retisch mit 
dem Ostblock beschäftigten. Wichtiger war indes Webers Erkenntnis, dass es den 
Oppositionellen in der Sowjetunion und Osteuropa nicht um einen Dritten Weg, 
sondern um einen demokratischen Rechtsstaat ging. Aufgrund ihres Austauschs 
mit den dissidenten Grup pen war ihnen der Wert des demokratischen Rechts-
staats mit Gewaltenteilung und Ver pflich tung zur Wahrung der Menschenrechte 
durchaus bewusst, so dass sie bei aller Kritik an den Verhältnissen in der Bundes-
republik den Unterschied zwischen Diktatur und Demokratie noch deutlich zu 
ziehen vermochten. Anders verhielt es sich mit einigen Exponenten des fun da-
mentalistischen Flügels der Grünen, die noch 1989 mit dem immer stärker ero-
dierenden sowje tischen Regime über einen Dritten Weg diskutieren wollten.

Am Ende wurden die Grünen gleich welcher Couleur „von der Realität über-
rollt“. Wenn gleich manche von ihnen die Ostblockstaaten als instabil eingeschätzt 
hatten, wurden sie von dem sowjetischen Rückzug aus Osteuropa und der Wieder-
vereinigung Deutschlands über rascht, denn sie hatten, wie so viele, die Behar-
rungskraft des Nationalstaats unterschätzt. Zahl reiche Grüne hatten sich zwar im 
Vereinigungsprozess noch auf die Seite Gorbatschows ge stellt und sich auch ge-
gen eine NATO-Mitgliedschaft des vereinigten Deutschland aus ge spro chen. Als 
die Entwicklung jedoch einen anderen Verlauf nahm und die Grünen im De zem-
ber 1990 eine verheerende Wahlniederlage verkraften mussten, verschwanden 
Osteuropa und die Sowjetunion fast völlig von ihrer Agenda. Noch einmal, beim 
Putsch gegen Gor bat schow vom 19. bis zum 21. August 1991, riefen sie zu Protest-
kundgebungen vor der sow je ti schen Botschaft in Bonn und dazu auf, die Krise in 
der Sowjetunion „durch freie Wahlen, [und] nicht durch Panzer“ zu lösen. In der 
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Niederlage der Putschisten sahen sie dann einen „groß artige[n] Erfolg für Boris 
Jelzin und die Demokratiebewegung“117. Auch für die Grünen ver blasste der Stern 
Gorbatschows, den sie nie so euphorisch wie andere in der Bun des re pub lik um-
jubelt hatten.

117 AGG, B.II.3, Pressedienst Bündnis 90/Die Grünen, Nr. 208/91, Bestürzung über Ausschal-
ten Gorbatschows/Für Demokratie in der Sowjetunion demonstrieren, 19. 8. 1991; ebenda, 
Nr. 215/91, Großartiger Erfolg für die Demokratiebewegung in der Sowjetunion/Jelena 
Bonner frei, 21. 8. 1991.
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In vielen Darstellungen der revolutionären Ereignisse in Bayern 1918/19 taucht 
der Name Tobias Axelrod auf. Seine Rolle in der Münchner Räterepublik ist bekannt, 
doch darüber hinaus lagen über sein Leben bislang nur sporadische Informationen 
vor. Der Moskauer Historiker Alexander Vatlin hat sich in russischen und deutschen 
Archiven auf eine biografische Spurensuche begeben und zeichnet das Porträt eines 
rastlosen Revolutionärs, dem zur politischen Karriere Glück und Talent fehlten und 
der am Ende Stalins Terror zum Opfer fiel.  nnnn

Alexander Vatlin

Weltrevolutionär im Abseits
Der Kommissar der bayerischen Räterepublik Tobias Axelrod

Die Geschichte der revolutionären Bewegungen ist reich an Persönlichkeiten, die 
sich als „Weltbürger“ verstanden und in globalen Kategorien der Befreiung der 
Menschheit dachten – ohne dabei vor Betrug und Gewalt zurückzuschrecken. Man 
denke nur an solche Protagonisten wie Michail Bakunin, Leo Trotzki oder Ernesto 
„Che“ Guevara. In aller Regel war die Sternstunde dieser Menschen mit Gefahr für 
das eigene Leben verbunden. Ihre politischen Vorhaben blieben unrealisiert, sie 
selbst zogen von Land zu Land – überall ausgestoßen und marginalisiert.

In der heutigen Welt haben sie, von religiösen Fanatikern und vereinzelten po-
litischen Extremisten abgesehen, keine Nachfolger mehr. Die im Laufe des vergan-
genen „Zeitalters der Revolutionen“ erprobten Rezepte für eine schnelle und radi-
kale Umgestaltung der Welt verloren ziemlich bald ihre angebliche Wunderkraft. 
Dafür aber hatten sie jede Menge Nebenwirkungen. Jene, die geglaubt hatten, ih-
rer Zeit voraus zu sein, wurden letztlich an den Rand des historischen Prozesses 
gespült und landeten im politischen Nirgendwo.

Den Titel eines Architekten und Opfers der Weltrevolution des Proletariats zu-
gleich beanspruchte auch der im vorliegenden Beitrag vorgestellte Tobias Axel-
rod. Sein Name taucht in vielen Darstellungen der revolutionären Ereignisse in 
Bayern am Ende des Ersten Weltkriegs auf, ohne dass viel über sein Schicksal da-
vor und danach bekannt ist. Die Auswertung von Quellen aus russischen wie aus 
deutschen Archiven ermöglicht es, ein vollständigeres Bild des Lebens eines Be-
rufsrevolutionärs zu zeichnen, dessen politischer Karrierehöhepunkt nur wenige 
Tage währte.

Vor der Revolution

Über Axelrods Leben vor der Revolution wissen wir nur wenig. Er wurde 1887 in 
einer jüdischen Familie im „Ansiedlungsrayon“1 geboren. Diesen konnte er als 

1 Als Ansiedlungsrayon wurden die westlichen Regionen Russlands bezeichnet, jenseits derer 
den Juden des Zarenreichs der dauerhafte Aufenthalt untersagt war. Diese Gebiete mit ho-
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junger Mann verlassen und studierte einige Zeit an der Petersburger Universität. 
„Seit meinem 16. Lebensjahr war der Sozialismus meine Religion“, sagte er 1919 
bei seinem Prozess in München2. Axelrod trat in den „Allgemeinen jüdischen Ar-
beiterbund von Litauen, Polen und Russland“ ein, eine nicht-zionistische jüdisch-
sozialistische Partei, die meist kurz „Bund“ genannt wurde, und nahm im pol-
nischen Gebiet des Zarenreichs an der russischen Revolution von 1905 teil3. Er 
wurde verhaftet und nach Sibirien verbannt, von wo er 1910 ins Ausland floh. In 
seiner 1934 verfassten Autobiografie gibt er an, zehn Sprachen zu beherrschen4 – 
ein indirekter Beweis dafür, dass er viel in Europa umherwandern musste.

Schließlich fand Axelrod Zuflucht in der Schweiz5 und arbeitete an der von 
dem linken Sozialdemokraten Robert Grimm geleiteten „Berner Tagwacht“ mit. 
In der Zeit des Ersten Weltkriegs näherte er sich den Bolschewiki in der Schweizer 
Emigration an und half bei der Herausgabe und Verbreitung der Propagandalite-
ratur der Zimmerwalder Linken6. Es war Axelrod, dem Lenin bei der Abreise sei-
nen berühmten Brief an die Schweizer Arbeiter hinterließ, der veröffentlicht wer-
den sollte, sobald er Deutschland auf dem Weg nach Russland verlassen hätte7.

Axelrod zog es ebenfalls in die Heimat, wo sich gerade die ersten Akte des Re-
volutionsdramas abspielten. Zusammen mit seiner Frau gelangte er in den zwei-
ten „verplombten Waggon“ mit russischen Sozialisten, der Ende April Zürich ver-
ließ. Seine Rolle beim Oktoberumsturz ist unbekannt, jedenfalls leitete er 
unmittelbar danach das Pressebüro des Rats der Volkskommissare, also der neuen 
revolutionären Regierung.

Die Bolschewiki, die sich vorgeblich auf die Volksmassen stützen wollten und 
unaufhörlich wiederholten, dass jede Köchin in der Lage sei, den Staat zu lenken, 
gestatteten indes weder den Proletariern der Werkbank noch den Proletarierinnen 
des Herdes den Zugang zur Macht, nachdem sie diese ergriffen hatten. Die tatsäch-

hem jüdischen Bevölkerungsanteil waren im Zuge der Teilung Polens im 18. Jahrhundert an 
Russ land gefallen. Die entsprechende Anweisung Katharinas II. hatte grundsätzlich bis zur 
Februarrevolution von 1917 Bestand.

2 Aussage Axelrods im Zuge des Gerichtsverfahrens im Juli 1919, in: Bayerisches Hauptstaatsar-
chiv, Slg. Personen, 3958.

3 Aus einem Brief Axelrods an Lenin vom 4. 4. 1921, in: Rossijskij gosudarstvennyj archiv 
social’no-političeskoj istorii (künftig: RGASPI), f. 2, op. 1, d. 18033, l. 1.

4 Ebenda, f. 17, op. 100, d. 84790.
5 Nach Angabe der Schweizer Polizei traf Axelrod am 27. 6. 1913 in Zürich ein, war mit Anna 

Gil’gulina verheiratet und wohnte in der Ottikerstraße 37. Während des Kriegs trat er dem im 
Sommer 1915 gegründeten Diskussionszirkel der Sozialistischen Jugend bei; RGASPI. f. 17, 
op. 100, d. 84790, Bl.1–2. (Autobiografie).

6 Lenin schrieb über Tobias Axelrod: „Ich kenne ihn als Bolschewiken bereits aus Zürich 1916.“ 
Vladimir Lenin, Polnoe sobranie sočinenij [Vollständige Ausgabe der Werke], Bd. 52, Moskau 
51965, S. 126. Im schweizerischen Zimmerwald fand vom 5. bis zum 8. 9. 1915 eine Konferenz 
sozialistischer Kriegsgegner statt. Während das Zimmerwalder Manifest einen Verständi-
gungsfrieden ohne Annexionen und Kontributionen propagierte, forderte die Zimmerwal-
der Linke um Lenin die Umwandlung „des imperialistischen Krieges“ in einen revolutionä-
ren Bürgerkrieg.

7 Vladimir Lenin, Biografičeskaja chronika [Biographische Chronik], Bd. 4, Moskau 1973, 
S. 43.
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liche Personalreserve, über die Lenin verfügte, bestand aus einer – gemessen an 
der Partei – winzigen Gruppe von ihm persönlich bekannten Weggefährten, die 
zumindest eine gewisse Ausbildung genossen hatten und bereit waren, sich dem 
Willen ihres Führers widerspruchslos unterzuordnen. Ausgesprochene politische 
Führungsfiguren vom Kaliber eines Leo Trotzki, Nikolaj Bucharin, Jakov Sverdlov 
oder Josef Stalin waren in dieser Gruppe die absolute Ausnahme – die Regel waren 
aufrichtige Idealisten, die bereit waren, sich selbst zu opfern, es jedoch nicht über 
sich bringen konnten, Tausende und Zehntausende von der Revolution aufgerüt-
telte einfache Menschen in den Feuerofen eines Bürgerkriegs zu schicken.

Die Jahre der Emigration waren für diese Kategorie Menschen nicht nur ein 
schmerzhafter Bruch mit der Heimat gewesen, sondern auch eine Zeit, in der die 
russische Realität in ihrer Weltsicht von den europäischen Realitäten verdrängt 
wurde. Nach Moskau oder Petrograd zurückgekehrt, fühlten sie sich oft wie an 
Land gespülte Fische – die fremde Umgebung führte anfangs zu erhöhter poli-
tischer Aktivität, dem Bestreben, das Leben um jeden Preis in die richtige Rich-
tung zu lenken, „es so zu machen wie in Europa“. In der Folge wurde die Aktivität 
von stetig wachsender Apathie und der Entzauberung der Ideale abgelöst, die 
noch vor Kurzem absolut unerschütterlich schienen. Die meisten Bolschewiki mit 
Emigrationserfahrung ließen früher oder später entweder selbst die Schalthebel 
des Partei- und Staatsapparats los oder wurden von diesen im Zuge der Säube-
rungen und Oppositionskämpfe der 1920er-Jahre entfernt. Nachdem die kaum 
formalisierte politisch-soziale Gruppe der „alten Bolschewiki“ in die „innere Emi-
gration“ gegangen war – nicht ohne eine mehr als hohe Meinung von sich selbst 
beizubehalten und mit genügend Gründen ausgestattet, um die „Generallinie der 
Partei“ nach Lenins Tod zu kritisieren – hörte, sie in der Zeit der Stalin’schen Re-
pressionen auf, zu existieren.

Eine kleine Minderheit –, zu der Tobias Axelrod gehörte – kehrte nach einigen 
erfolglosen Versuchen der Arbeit im neuen heimatlichen Staatsapparat in den 
Westen zurück. Die Wege der „zweiten Emigration“ waren ebenso verschieden wie 
ihre Formen: Einige gingen in den diplomatischen Dienst, andere wurden Kom-
intern-Agenten, wieder andere zogen es vor, zur Lebensweise normal Sterblicher 
zurückzukehren. Eine „Invasion der Experten“, die sich gegenseitig im Wege stan-
den, erlebte bereits die erste Bevollmächtigte Vertretung des Neuen Russland im 
Ausland. Im Sommer und Herbst 1918 strömten in Berlin „Berater“ aller Ebenen 
und Amtsbezeichnungen zusammen8. Später bildeten gerade diese Menschen 
den Kern eines einzigartigen und zugleich recht verbreiteten Phänomens, das die 
Bezeichnung „krasnoe nevozvraščenčestvo“ („rote Rückkehrverweigerung“) er-
hielt9.

8  Vgl. die Memoiren eines der ersten „Rückkehrverweigerer“, der als Sekretär der Bevollmäch-
tigten Vertretung in Berlin tätig war: Grigorij Solomon, Sredi krasnych voždej [Bei den roten 
Führern], Moskau 2007 [zuerst 1930 in Paris auf Russisch erschienen, erste Ausgabe in Russ-
land 1995].

9 Für neueste, auf breiter Quellenbasis fußende Forschungen vgl. Vladimir Genis, Nevernye 
slugi režima. Pervye sovetskie nevozvraščency (1920–1933) [Untreue Diener des Regimes. Die 
ersten sowjetischen Nichtheimkehrer], Kniga 1. Moskau 2009.
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Der Karriereaufschwung Axelrods nach dem Oktoberumsturz war keine Folge 
besonderer revolutionärer Verdienste oder einer entsprechenden Ausbildung, 
sondern seiner persönlichen Bekanntschaft mit Lenin. Für diesen war es natür-
lich ein Risiko, verantwortungsvolle Positionen mit Leuten zu besetzen, die sich 
nicht durch praktische Arbeit bewährt hatten. Aber er hatte eben nicht besonders 
viel Auswahl. Der „Kaderhunger“, der mit jeder Revolution einhergeht, wurde 
noch vervielfacht durch das Bestreben der Bolschewiki, den Baugrund, auf dem 
das Gebäude der „neuen Welt“ errichtet werden sollte, von Grund auf zu säubern.

So verschlug es Axelrod, der nur sehr oberflächlich mit dem Verlagswesen ver-
traut war, an die Spitze des Pressebüros der sowjetischen Regierung. Wir verfügen 
über keinerlei nähere Informationen über seine Arbeit in dieser Position, aber 
offensichtlich deprimierte ihn das Tagesgeschäft mit seinen Meldungen und Tele-
grammen – er fühlte sich zum „Globalen“ hingezogen. Zum Teil wurden seinen 
Bemühungen erste Steine von jenem sowjetischen Propagandaimperium in den 
Weg gelegt, das unter den Bezeichnungen „Sovinformbjuro“ oder „TASS“ in die 
Geschichte eingegangen ist.

Im April 1918 präsentierte Axelrod einen Plan zur Ausweitung der Tätigkeit 
seiner Behörde und schlug vor, sie zur ausschließlichen Informationsquelle der 
noch nicht endgültig verstaatlichten russischen Presse zu machen. Obwohl dieser 
Plan auf den Widerstand der Petrograder Nachrichtenagentur (PTA) stieß, lag 
die Idee (die ganz und gar George Orwells „Wahrheitsministerium“ entsprach) 
weiterhin in der Luft und wurde bereits in den ersten Jahren der bolschewisti-
schen Diktatur umgesetzt. In jenem April schrieb PTA-Kommissar Leonid Stark 
diesbezüglich an Lenin: „Ich trage mich mit dem Plan, eine besondere Institution 
zu schaffen, sagen wir, ein Informationskommissariat, das […] die gesamte sowje-
tische Information in ein geordnetes System bringen und mit Hilfe der entspre-
chenden Organisation auch einen festen Rahmen für alle privaten Informationen 
setzen würde.“10

Konfrontiert mit einem derart einflussreichen Konkurrenten, verlagerte Axel-
rod seine Projekte über die russische Grenze. Am 13. Juli 1918 plädierte er für die 
Schaffung einer Auslandsabteilung des Pressebüros11 zur Information der west-
lichen Öffentlichkeit über die „Entwicklungsgeschichte und das Wesen der Rus-
sischen Revolution, zur Erläuterung der Politik der Sowjetmacht und zur Durch-
führung von Propaganda bei den russischen Kriegsgefangenen und europäischen 
Sozialisten“. Natürlich sollte die neue Einrichtung vom Urheber der Idee selbst 
geleitet werden, der zudem einen mehr als soliden Budgetentwurf vorlegte12.

10 RGASPI, f. 5, op. 1, d. 1387.
11 Ab Sommer 1918 war das Pressebüro nicht mehr dem Rat der Volkskommissare (SNK), son-

dern dem Allrussischen Zentralen Exekutivkomitee (VCIK) unterstellt.
12 Gosudarstvennyj archiv Rossijskoj Federacii (künftig: GARF), f. 1235, op. 54, d. 10, l. 1–3. Auf 

den Ort, an dem die neue Abteilung tätig werden sollte, weist der in Mark erstellte Kosten-
voranschlag hin: 67 000 im Monat. Dem Abteilungsleiter stand ein Gehalt von 2 000 Mark 
zu, was mehr war, als der Bevollmächtigte Vertreter Sowjetrusslands in Deutschland er-
hielt – 1200 Mark; vgl. Solomon, Sredi krasnych voždej, S. 67.
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Der Vorschlag fiel auf fruchtbaren Boden. Lenin beklagte sich ständig über die 
Informationsblockade, in der sich Sowjetrussland befinde, und hielt diese für 
eine bewusste Kreation der Führer der Entente, die sich zu Tode davor fürchte-
ten, dass „die Funken unseres Feuers auf ihre Dächer überspringen“13. Axelrod 
erhielt von Lenin die erforderlichen Mittel und eine Liste von Periodika, die aus 
dem Ausland zu übersenden seien. „Wenn nicht alles geht, dann Ausschnitte von 
allem über die Bolschewiki“14, so lautete die wichtigste Anweisung zum Abschied.

Ende Juli in Berlin angekommen, musste Axelrod vom Revolutionär zum Di-
plomaten umschulen. Er registrierte die wohlwollende Haltung der deutschen 
Öffentlichkeit gegenüber den Ereignissen in Russland, was es der Vertretung des 
Pressebüros ermöglichte, ihre Verlagstätigkeit in großem Stil zu betreiben. Es ent-
stand der Eindruck, die deutsche Regierung würde es den Zeitungen nicht gestat-
ten, die Bolschewiki übermäßig schlecht zu reden15. Diese wurden zu Recht als 
Garanten des Friedens von Brest-Litowsk betrachtet, der die Mittelmächte aus der 
Zweifrontenstellung befreit hatte.

Den ersten diplomatischen Konflikt seines Lebens erlebte Axelrod in den Mau-
ern der Bevollmächtigten Vertretung der UdSSR. Ihr Leiter, Adolf Joffe, sah in 
dem Abgesandten aus Moskau einen Konkurrenten, der sich in seine Kompe-
tenzen einmischte. Joffe bestand darauf, dass die Berliner PTA-Abteilung für die 
Informations- und Propagandaarbeit völlig ausreichend und die neue Organisati-
on mit ihrem beträchtlichen Budget daher schlichtweg überflüssig sei. Axelrod 
hingegen bewertete die Tätigkeit der PTA als völlig unzureichend16. Schließlich 
wurde eine Entscheidung auf höchster Ebene getroffen – per Dekret des Allrus-
sischen Zentralen Exekutivkomitees wurden das Pressebüro und die PTA zur Rus-
sischen Nachrichtenagentur (ROSTA) vereinigt17. Folglich mussten auch ihre Ber-
liner Vertretungen zusammengelegt werden. Leiter der ROSTA-Außenstelle 
wurde Josef Korinec, der bis dahin bei der PTA gearbeitet hatte18.

Allerdings blieb auch Axelrod nicht ohne Beschäftigung. Er behielt weiterhin 
ein breites Spektrum an Befugnissen – von der Beeinflussung der deutschen öf-
fentlichen Meinung durch das fiktive („private“) Büro für Presse und Kinopropa-
ganda bis hin zur Herausgabe eines Informationsblattes für Sozialisten sowie ei-
ner Zeitung für russische Kriegsgefangene. In seinen Berichten unterstrich er 
insbesondere die „verschiedenen Formen der Unterstützung der Parteiarbeit“, 
mit anderen Worten – der Vorbereitung der deutschen Revolution19.

13 Vladimir Lenin, Polnoe sobranie sočinenij, Bd. 35, Moskau 51962, S. 324.
14 Ders., Biografičeskaja chronika, Bd. 6, Moskau 1975, S. 12.
15 Die Pressepolitik des Auswärtigen Amtes verfolgte tatsächlich das Ziel, die als deutsch-freund-

lich eingestuften Bolschewiki vor Kritik zu schützen; vgl. Winfried Baumgart, Deutsche Ost-
politik 1918. Von Brest-Litowsk bis zum Ende des Ersten Weltkrieges, Wien 1966, S. 316–319.

16 GARF, f. 1235, op. 54, d. 10, l. 6–7.
17 Vgl. Izvestija VCIK vom 10. 9. 1918.
18 Die von Stark unterzeichnete Verfügung findet sich in der Archiv-Ermittlungsakte von Ko-

rinec‘ Frau, Ella Korinec, die sich mit ihrem Mann in Berlin befand. GARF, f. 10035, op. 1, 
d. p–11201.

19 RGASPI, f. 5, op. 1, d. 3080, l. 6.
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Ein wesentlicher Aspekt dieser Unterstützung war die Arbeitsbeschaffung für 
die Mitglieder der linksradikalen Spartakusgruppe. Mit einem von ihnen, dem 
aus Russland stammenden Eugen Leviné, sollte Axelrod in München bald zusam-
mentreffen. Die Auswahl der Mitarbeiter des Büros erfolgte nach politischen und 
persönlichen Empfehlungen, wodurch eine nahezu familiäre Atmosphäre ent-
stand. Die Sekretärin Wise (Luise) Kaetzler schrieb ihrer Freundin Hilde Kramer 
von den hartnäckigen Avancen ihres Chefs, der für sie ein „kleiner sympathischer 
Kulturjude“ war. Dies führte aber zu nichts Ernstem20.

Axelrod entfaltete stürmische Aktivitäten auf verschiedensten Gebieten. Er traf 
sich mit linken Sozialdemokraten, darunter mit Franz Mehring, ließ sich von der 
deutschen Presse interviewen und begann, Korrespondentenstellen in neutralen 
Staaten einzurichten – in Holland, Dänemark und in der Schweiz. Lenin baute 
sehr darauf, dass diese Stellen die Propagandaarbeit der Bolschewiki im Ausland 
ankurbeln würden. Er schrieb an den sowjetischen Bevollmächtigten Vertreter in 
der Schweiz Jan Antonovič Berzin: „Axelrod war nicht bei Ihnen? Das sollte er 
aber!“21 Über die Vertretung des Pressebüros des Allrussischen Zentralen Exeku-
tivkomitees (VCIK) gelangte Informationsmaterial über die Lage in Deutschland 
und in anderen Ländern der Mittelmächte nach Moskau, das in den sowjetischen 
Zeitungen nachgedruckt wurde. Eine Anerkennung der Verdienste Axelrods für 
die Verbindungen mit dem Ausland war seine in Abwesenheit vorgenommene 
Wahl in das Zentralbüro für Auslandsbeziehungen des Zentralkomitees der Rus-
sischen Kommunistischen Partei (RKP(b)) am 28. September 191822.

Zum Zeitpunkt der deutschen Revolution hielt sich Axelrod in Kopenhagen 
auf. Sein „kaiserliches Visum“ wurde annulliert. Erst am 8. Dezember konnte er 
nach Berlin zurückkehren, nachdem er eine Spezialerlaubnis von Emil Eichhorn, 
dem USPD-Politiker und Polizeipräsidenten der deutschen Hauptstadt, erhalten 
hatte23. Zu diesem Zeitpunkt war Axelrod dort der einzige Mensch mit einem so-
wjetischen Diplomatenpass24, denn die deutsche Regierung hatte am 5. Novem-
ber die diplomatischen Beziehungen zu Sowjetrussland abgebrochen und dessen 
Botschafter des Landes verwiesen. Mit dem Mitglied des Rats der Volksbeauftrag-
ten Hugo Haase (USPD) verhandelte er über die Wiederherstellung diploma-
tischer Beziehungen zu Sowjetrussland, jedoch ohne Erfolg. Die Wohnung Axel-
rods in Wilmersdorf wurde polizeilich durchsucht, er selbst wohnte Ende 1918 
konspirativ im Hotel „Kaiserhof“25.

Axelrod hatte es nicht eilig, Berlin zu verlassen. Offensichtlich rechnete er da-
mit, dass der Strom der Ereignisse ihn früher oder später in den Vordergrund der 

20 Christiane Sternsdorf-Hauck, Brotmarken und rote Fahnen. Frauen in der bayrischen Revo-
lution und Räterepublik 1918/19, Köln 2008, S. 76.

21 Vladimir Lenin, Neizvestnye dokumenty [Unbekannte Dokumente], Moskau 1999, S. 251.
22 RGASPI, f. 17, op. 84, d. 1, l. 1.
23 Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes (künftig: PA/AA), R 10926.
24 Sein Widersacher, der Leiter des Berliner ROSTA-Büros, versuchte im Dezember 1918 ver-

geblich, nach Deutschland zu gelangen, und bediente sich zu diesem Zweck sogar gefälsch-
ter Dokumente. GARF, f. 10035, op. 1, d. p–11201.

25 PA/AA, R 2738.
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Geschichte spülen würde. Es kann kaum ein Zweifel daran bestehen, dass er in 
den stürmischen Tagen der Revolution in engem Kontakt mit den Spartakisten 
stand, die die Räumlichkeiten der ROSTA zu ihrer Verfügung hatten. Diese befan-
den sich unmittelbar im Zentrum der deutschen Hauptstadt, an der Adresse 
Friedrichstraße 21726. Erst nach der blutigen Niederschlagung des sogenannten 
Spartakusaufstands brach Axelrod zusammen mit seiner Frau und seinem Mitar-
beiter Ivan Slesarev nach Süden auf, offenkundig in der Hoffnung, in die Schweiz 
gelangen zu können. Dort hatte er immer noch alte Bekanntschaften unter den 
einheimischen Sozialisten und er setzte darauf, im relativ „ruhigen Hafen“ solan-
ge abwarten zu können, bis die revolutionären Aktivitäten in Deutschland einen 
neuerlichen Aufschwung erleben würden.

Die Flüchtigen verbrachten einige Tage in Stuttgart, wo sie bei der dort leben-
den Clara Zetkin einen Unterschlupf und Unterstützung fanden. Trotz strengster 
Konspiration wurden alle drei am Morgen des 14. Januar verhaftet. Slesarev 
schrieb in sein Tagebuch: „In den Augen der Deutschen sind wir keine friedlichen 
Journalisten, welche sich [. . .] mit der Liquidation der Berliner Abteilung der 
 ROSTA beschäftigen – in ihren Augen sind wir gefährliche Agenten des russischen 
Bolschewismus.“27 Der bei der Polizei vorgelegte sowjetrussische Diplomatenpass 
zeigte jedoch Wirkung. Der württembergische Ministerpräsident Wilhelm Blos 
machte sich die Tatsache zunutze, dass die Russen aus Bayern gekommen waren, 
und verfügte persönlich, sie mit Eskorte zurück nach München zu schicken.

Ausgerechnet das konservative Bayern, ein Bollwerk des Katholizismus und 
monarchistischer Prinzipien, preschte im November 1918 in die vorderste Linie 
der Revolution vor. Bereits vor den Ereignissen in Berlin war in München die Dy-
nastie der Wittelsbacher gestürzt und eine demokratische Republik mit dem 
USPD-Politiker Kurt Eisner als Ministerpräsidenten ausgerufen worden. Aller-
dings verfügte die neue Regierung weder über einen festen Rückhalt in den un-
teren sozialen Schichten, noch über das Vertrauen der alten gesellschaftlichen 
Eliten.

Die linken Radikalen kritisierten die Eisner-Regierung für ihre Unfähigkeit, 
einen nachhaltigen sozialen Wandel einzuleiten. Ihrer Meinung nach „hielt sie 
sich nur durch ein völliges Gleichgewicht zwischen revolutionären und konterre-
volutionären Kräften, wobei sie Gefahr lief, beim geringsten Übergewicht einer 
von beiden in den Abgrund zu stürzen“28. Demzufolge konzentrierte sich die Tä-
tigkeit der neuen Machthaber auf die Vorbereitung des eigenen Rückzugs. Es ge-

26 V. Pik (Wilhelm Pieck), Ot nojabr’skoj revoljucii do ubijstva Rozy Ljuksemburg i Karla Lib-
knechta. Vospominanija [Von der Oktoberrevolution zur Ermordung Rosa Luxemburgs und 
Karl Liebknechts. Erinnerungen], in: Proletarskaja revoljucija (1928), Nr. 11–12, S. 161.

27 Eintrag vom 9. 1. 1919. Eine Kopie des Tagebuchs findet sich in der Gerichtsakte Axelrods 
(Staatsarchiv München, Staatsanwaltschaft. 1939). Dieses Dokument ist abgedruckt in: Fried-
rich Hitzer, Der Mord im Hofbräuhaus. Unbekanntes und Vergessenes aus der Baierischen 
Räterepublik, Frankfurt a.M. 1981, S. 397–411, hier S. 400.

28 P. Verner (Paul Werner, i.e. Paul Fröhlich), Evgenij Levinė i Bavarskaja sovetskaja respublika 
[Eugen Leviné und die Bayerische Räterepublik], Moskau 1923, S. 25.
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lang ihnen, innerhalb weniger Wochen eine Landesverfassung auszuarbeiten und 
am 12. Januar 1919 Landtagswahlen abzuhalten.

Als Axelrod dem bayerischen Regierungschef drei Tage nach der Wahl einen 
Besuch abstattete, hatte er keinen Grund zu gratulieren. Die Partei Eisners – die 
Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD) – hatte lediglich 
drei von 180 Mandaten erhalten und stand vor der Gefahr der Spaltung. Das Ab-
stimmungsergebnis in Bayern hatte gezeigt, dass Eisners Versuch der Vereinigung 
von parlamentarischer Demokratie und Diktatur des Proletariats reine Utopie 
war. Aber das Errungene kampflos aufgeben, wollte man auch nicht. Einige linke 
Führer der USPD gründeten in München einen Ableger der Kommunistischen 
Partei, der darauf ausgerichtet war, das „russische Beispiel“ zu wiederholen, je-
doch keinerlei nennenswerte Basis bei den Massen hatte.

Worüber der Führer des republikanischen Bayern und der Vertreter Sowjetruss-
lands konkret gesprochen haben, ist nicht bekannt. Axelrod erwähnte später sei-
nen Vorschlag, in Bayern eine Vertretung der ROSTA zu eröffnen, was von der 
Gegenseite unter Hinweis auf die fehlende Kabelverbindung mit Moskau höflich 
abgelehnt wurde. Eisner war von der Ankunft dreier Russen – noch dazu mit Es-
korte – nicht gerade begeistert. Ungeachtet seiner linken Ansichten zeichnete er 
sich nicht eben durch eine besondere „Russophilie“ aus. Er sah in den Bolsche-
wiken mehr einen Haufen erfolgreicher Verschwörer und nicht die Avantgarde 
der Arbeiterklasse29. Am 18. Januar schrieb der Regierungschef an das bayerische 
Staatsministerium des Äußeren: „Für einen Arrest gibt es keinen Grund. Die Rus-
sen sagen, dass sie nach Russland möchten. Ich kann nicht die Verantwortung 
dafür übernehmen, Herrn Axelrod und seine Genossen unbeaufsichtigt zu las-
sen. Daher habe ich aus humanitären Erwägungen die Entscheidung getroffen, 
sie im Sanatorium des Dr. Marcuse unterzubringen.“30

 Bei dem Aufenthalt in Ebenhausen, einem ländlichen Vorort der Landes-
hauptstadt, handelte es sich keineswegs um einen Hausarrest. Axelrod fuhr stän-
dig nach München, kaufte dort Zeitungen und Bücher und versuchte, Kontakt 
mit Moskau aufzunehmen. Es ging eher um eine Abmachung zwischen zwei erfah-
renen Politikern „für alle Fälle“. Für Eisner war es sowohl aus propagandistischen 
wie auch aus praktischen Erwägungen heraus von Vorteil, einen Mann, der di-
rekten Zugang zur Führungsspitze der Sowjetunion hatte, als Trumpf im Ärmel zu 
behalten. Es war offensichtlich, dass sich auch Axelrod keineswegs nach der Hei-
mat sehnte. Im Zuge des Ermittlungsverfahrens nach der Niederschlagung der 
Räterepublik erklärte er, er habe in Bayern „in der ersten Zeit wie ein Privatmann 
gelebt“. Allen drei „Sanatoriumsgästen“ wurde der Eid abgenommen, sich unter 
keinen Umständen am politischen Kampf auf bayerischem Gebiet zu beteiligen. 

29 Den Erinnerungen des bayerischen Anarchisten Erich Mühsam zufolge weigerte sich Eisner, 
Kontakt mit dem revolutionären Russland aufzunehmen, und habe erklärt: „Ich unterhalte 
keine Beziehungen mit einer Regierung, die eine Politik mithilfe von Millionen macht.“ Er 
meinte das Geld, das die Bolschewiken für die Unterstützung der Revolutionäre in Deutsch-
land ausgaben; Die Münchner Räterepublik. Zeugnisse und Kommentare, hrsg. von Tankred 
Dorst und Helmut Neubauer, Frankfurt a. M. 1967, S. 54.

30 Staatsarchiv München, Staatsanwaltschaft, 1939, Bl. 78.
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Am 28. Januar teilte Eisner Lenin in einem Telegramm mit, Axelrod und seine 
Frau seien am Leben und unversehrt31. Der Internierungsort war nicht zufällig 
gewählt – der bekannte Neuropathologe Julian Marcuse war für seine linken An-
sichten bekannt. Wie sich die Gäste des Sanatoriums erinnerten, kamen die Rus-
sen mit großem Gepäck an und ließen es sich an nichts fehlen.

Es war Axelrods Geld, mit dem der Druck der Münchner „Roten Fahne“32 zu-
erst finanziert wurde. Gerade aus Berlin zurückgekehrt, stellte der Chefredakteur 
der Zeitung und Anführer der örtliche Kommunisten – der bereits erwähnte Eu-
gen Leviné – Anfang April in seinem Blatt die rhetorische Frage nach der Bereit-
schaft der neuen Machthaber zur Herstellung von „Beziehungen zu Sowjetruss-
land. In Ebenhausen ist der offizielle Vertreter der russischen Regierung bereits 
einen Monat lang interniert. Eisner hat ihn verhaftet und die jetzige Regierung 
hat ihn bis jetzt nicht freigelassen.“33 Dieser Vorwurf war eine weitere Bestätigung 
dafür, dass Leviné und sein ehemaliger Chef bei der Berliner Abteilung des Pres-
sebüros trotz aller Eide weiterhin eng zusammenarbeiteten.

In der Führung der Bayerischen Räterepublik

Nach der vernichtenden Wahlniederlage der USPD forderten viele Parteigenos-
sen von Eisner, den Beginn der „zweiten Revolution“ zu verkünden. Ob er diesem 
Appell gefolgt wäre, bleibt offen, denn am Tag der ersten Landtagssitzung, am 
21. Februar 1919, wurde Eisner von dem Rechtsextremen Anton Graf von Arco 
auf Valley ermordet. Der Effekt des Terroranschlags war indes das Gegenteil des 
Erwarteten: Die Massen gingen auf die Straße, bei spontanen Kundgebungen und 
Demonstrationen forderten sie, den Tod der ermordeten Führungspersönlichkeit 
zu rächen und den Provokationen der Konterrevolutionäre ein Ende zu setzen. 
Die Führer der Arbeiter- und Soldatenräte riefen den Generalstreik aus und 
setzten die Verhängung des Notstands in München durch. Allerdings fand der 
Gedanke einer Erweiterung der demokratischen Revolution zu einer sozialis-
tischen bei einem bayernweiten Rätekongress nicht die notwendige Unterstüt-
zung34.

Auch die außenpolitische Lage trug in diesem Moment zur Ausweitung der re-
volutionären Prozesse im Süden Deutschlands bei. Nach dem Ende des Ersten 
Weltkriegs war an den westlichen Rändern des ehemaligen russischen Imperiums 
eine Reihe von Sowjetrepubliken entstanden. Unter dem Eindruck dieser Erfolge 
und im Versuch, den Sozialdemokraten die Initiative zu entreißen, forcierte Le-
nin auf jede erdenkliche Weise die Schaffung einer Kommunistischen Internatio-

31 In Beantwortung des Telegramms bedankte sich Georgij Čičerin am 20. 2. 1919 für die Infor-
mation und verlieh der Hoffnung Ausdruck, dass Axelrod und seine Frau in nächster Zeit in 
die Heimat ausreisen könnten; vgl. Helmut Neubauer, München und Moskau 1918/1919. 
Zur Geschichte der Rätebewegung in Bayern, München 1958, S. 37.

32 RGASPI, f. 495, op. 293, d. 2, l. 9.
33 Rote Fahne (München) vom 4. 4. 1919, zit. nach Verner (Werner), Levinė, S. 30.
34 Der Kongress fand vom 25.2. bis zum 8. 3. 1919 in München statt.
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nale35. Sowohl er als auch seine engsten Weggefährten waren überzeugt, dass ein 
neuerlicher Anlauf der europäischen Revolution eine Angelegenheit der nächs-
ten Wochen sei. Anfang März unterbreitete Joffe Lenin den Plan, nach Deutsch-
land zurückzukehren und als bevollmächtigter Vertreter Sowjetrusslands in Mün-
chen aufzutreten36.

In jenen Tagen schien es tatsächlich, als käme die proletarische Weltrevolution 
dicht an die bayerischen Grenzen heran. Am 21. März kam die Mitteilung aus 
Budapest, dass dort eine Räterepublik ausgerufen worden sei. Am 1. April berich-
tete der preußische Gesandte in Bayern, Julius Graf von Zech-Burkersroda, dass 
sich die radikalen Strömungen unter dem Einfluss der Ereignisse in Ungarn dras-
tisch verstärkt hätten. „Die Perspektive einer dritten Revolution, die sich aller 
Wahrscheinlichkeit nach gegen das Reich richten wird, ist durchaus greifbar ge-
worden. Die Regierung ist hilflos angesichts des Fehlens zuverlässiger Streitkräfte 
und des ständigen Linksrucks der Massen.“37

In der Nacht vom 6. auf den 7. April entglitt die Lage endgültig der Kontrolle 
der Regierung des vom Landtag gewählten Ministerpräsidenten Johannes Hoff-
mann (SPD). Der in München tagende und von Linkssozialisten und Anarchisten 
dominierte Zentrale Revolutionsrat nahm die Macht in seine Hände und rief die 
Bayerische Räterepublik aus. Die lokalen Kommunisten verweigerten diesem Ent-
schluss die Gefolgschaft, um nicht „für andere die Kastanien aus dem Feuer zu 
holen“. Die Macht der Räte erstreckte sich nur auf das südliche Bayern; das Kabi-
nett Hoffmann floh aus München und schlug seine Zelte im nordbayerischen 
Bamberg auf. In Bayern kam es zu einer „Doppelherrschaft“, die der Situation, 
wie sie sich im Frühjahr 1917 in Russland ergeben hatte, durchaus ähnelte.

Die neuen Machthaber konnten nicht umhin, sich an den „offiziellen Vertreter 
Sowjetrusslands“ zu erinnern, so zweifelhaft seine diplomatischen Befugnisse 
auch sein mochten. Am 8. April traf eine Matrosendelegation im Sanatorium ein, 
Axelrod war aber nicht anwesend. Man erklärte den Gästen und dem Personal, 
dass kein Stein des Sanatoriums auf dem anderen bleiben würde, sollte ihm etwas 
zustoßen. Es gab ein allgemeines Aufatmen, als der Ehrenhäftling mit seiner Frau 
nach München umzog. Von dort telegrafierte er nach Moskau, dass die Führer der 
Bayerischen Räterepublik gerne freundschaftliche Beziehungen mit Sowjetruss-
land aufnehmen würden38.

35 Vgl. Die Weltpartei aus Moskau: Der Gründungskongress der Kommunistischen Internatio-
nale 1919. Protokoll und neue Dokumente, hrsg. von Wladislaw Hedeler und Alexander Vat-
lin, Berlin 2008.

36 Brief Joffes an Lenin vom 5. 3. 1919, in: Jakov Drabkin (otv. sost.), Kommunističeskij Interna-
cional i ideja mirovoj revoljucii [Die Kommunistische Internationale und die Idee der Welt-
revolution], Moskau 1998, S. 136–140, hier S. 137.

37 PA/AA, R 19599.
38 Der Schriftverkehr Axelrods mit Moskau in der Zeit der Bayerischen Räterepublik findet sich 

in: F. Chitcer (Friedrich Hitzer), Pod imenem doktora Iordanova. Lenin v Mjunchene [Unter 
dem Namen Dr. Jordanov. Lenin in München], Moskau 1981, S. 388–394 (Deutsche Ausgabe 
München 1977). Im Zuge der Verhöre nach derm Ende erklärte der Räterepublik Axelrod, 
dass er zweimal gebeten worden sei, Bevollmächtigter Vertreter zu werden, was er jedoch 
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Unterdessen änderte sich die Lage in München mit atemberaubender Ge-
schwindigkeit. Die Meuterei eines in einer Münchener Garnison stationierten 
Truppenteils, die am 13. April begonnen hatte, wurde innerhalb weniger Stunden 
von bewaffneten Arbeitern niedergeschlagen. Nach ihrem Sieg fanden sie Ge-
schmack am offenen Kampf; ihre Führer sprachen von der letzten Chance, die 
den Revolutionären geblieben sei. Danach übernahmen die Kommunisten, die 
sich noch eine Woche zuvor dagegen ausgesprochen hatten, Sowjetmacht zu spie-
len, die Regierung. Jetzt beschlossen sie zu zeigen, wie man Revolution „auf Rus-
sisch“ macht39. Es wurde ein unbefristeter Generalstreik ausgerufen, die Presse 
unter scharfe Kontrolle gestellt und die „nichtproletarische Schicht“ der Stadt 
unter Androhung von Terror gezwungen, all ihre Waffen abzugeben.

Hier ist nicht der Ort für eine umfassende Darstellung der bayerischen Rätere-
publik und von Axelrods Rolle darin. Er wurde jedenfalls für einen jener „Vier“ 
gehalten, die die Zügel der Regierung in München übernahmen, zumindest wur-
de es in der sowjetischen Presse so dargestellt40. Er selbst räumte im Ermittlungs-
verfahren lediglich seine Tätigkeit als politischer Kommissar beim Volksbeauf-
tragten für Finanzen ein. Die Berufung eines Mannes, der nur eine äußerst vage 
Vorstellung von der Finanzwelt hatte, in diese Position zeugte vor allem vom bren-
nenden Wunsch der bayerischen Revolutionäre, „es so zu machen wie in Russ-
land“. Jeder, der die Bolschewiki repräsentierte oder sich deren Repräsentant 
nannte, erschien ihnen wie ein Messias. Ernst Toller, Vorsitzender der USPD nach 
der Ermordung Eislers, schrieb später dazu: „Entscheidenden politischen Einfluß 
gewinnen einige Russen, einzig darum, weil ihr Paß sie als Sowjetbürger ausweist. 
Das große Werk der russischen Revolution verleiht jedem dieser Männer ma-
gischen Glanz, erfahrene deutsche Kommunisten starren wie geblendet auf sie. 
Weil Lenin Russe ist, trauen sie ihnen dessen Fähigkeiten zu. Das Wort ‚In Ruß-
land haben wir es anders gemacht‘ wirft jeden Beschluß um.“41

Ein wesentliches Anliegen der Räteregierung war die Finanzierung der eilends 
geschaffenen Roten Armee. In sie wurden Freiwillige aufgenommen, von denen 
sich viele jedoch aus materiellen Gründen meldeten42. In Bayern gab es zu dieser 
Zeit neben der Reichsmark auch eine Notwährung, die Druckplatten für deren 
Herstellung hatten jedoch die Beamten der Regierung Hoffmann mitgenommen. 

zweimal abgelehnt habe. Er habe seine Tätigkeit lediglich auf die Rolle eines Verbindungs-
mannes mit Russland beschränkt, in: Staatsarchiv München, Staatsanwaltschaft. 1939, Bl. 14.

39 Vgl. dazu Georg Köglmeier, Die Zentralen Rätegremien in Bayern 1918/19. Legitimation – 
Organisation – Funktion, München 2001, S. 344- 393.

40 Am 18. April berichtete die „Pravda“, dass der Münchener Kommunist Leviné und zwei Rus-
sen – Axelrod und Max Levien – der Führung der Bayerischen Räterepublik angehören wür-
den. Letzterer sei gebürtiger Russe und besitze wie Leviné die deutsche Staatsbürgerschaft.

41 Zit. nach Dorst/Neubauer (Hrsg.), Die Münchner Räterepublik, S. 103.
42 Aus einem Dekret der bayerischen Räteregierung vom 25. 4. 1919: „Der Sold des Soldaten 

beträgt 8 Mark zuzüglich 2 Mark pro Tag für den Bereitschaftszustand. Die Familie des Rot-
soldaten erhält eine mietfreie Wohnung. Außerdem empfängt seine Frau täglich 4 Mark und 
1 Mark für jedes Kind. […] Der Sold wird für jeweils 10 Tage und im Voraus ausbezahlt.“ 
Paul‘ Verner (Paul Werner), Bavarskaja sovetskaja respublika [Die Bayerische Räterepublik], 
Moskau 1924, S. 148.
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Geld musste von überall dort genommen werden, wo es die revolutionäre Fantasie 
nur aufspüren konnte. Es erschienen von Axelrod unterzeichnete Verordnungen 
der Räteregierung über die Konfiszierung zuerst von Bargeld und danach auch 
von Wertsachen aus Bankschließfächern. Man bediente sich in großem Stil, es 
ging um Millionen. So fand sich unter den bei Gericht vorgelegten Sachbeweisen 
eine an Axelrod gerichtete und von Eugen Leviné unterzeichnete Anordnung zur 
Konfiszierung von 23,5 Millionen Mark.

Neben seiner finanziellen Tätigkeit richtete Axelrod einen Nachrichtenkanal 
mit Russland ein. Dieser funktionierte allerdings nur mit großen Unterbre-
chungen und ausschließlich über einen ungarischen Sender. In seiner Gerichts-
akte finden sich Telegramme aus Moskau mit der Adresse „Wittelsbacher Palais, 
Axelrod“. In den Aussagen verhafteter Kommunarden wird der Versuch Axelrods 
erwähnt, wegen finanzieller Unterstützung nach Budapest zu fliegen und im Falle 
günstiger Rahmenbedingungen auch nach Moskau43. Seine Frau ging im Auftrag 
der örtlichen „Tschekisten“ auf das Münchener Hauptpostamt, wo sie die Telefon- 
und Telegrafenverbindungen der Bayerischen Räterepublik mit der Außenwelt 
überwachte.

Offensichtlich gelang es ihr nicht, Sabotageakte der dortigen Beamten zu ver-
eiteln: In den Beständen des ehemaligen Archivs der KPdSU und der Komintern 
ist nicht ein einziges Telegramm Axelrods aus München abgelegt und auch in den 
Moskauer Presseberichten sind keinerlei Hinweise darauf zu finden. Wahrschein-
lich war dies einer der Gründe, warum in der Führung sowohl der russischen als 
auch der deutschen Kommunisten eine misstrauische Haltung gegenüber der Ba-
yerischen Räterepublik bestehen blieb. Nach einer Serie von misslungenen Auf-
ständen und Proklamierungen der Herrschaft der Räte in einigen deutschen 
Städten, glaubte man dort schon nicht mehr an die Siegesmeldungen.

Doch genau in einem solchen Geist sandte Axelrod sein erstes Telegramm über 
die Machtergreifung durch die Kommunisten an Lenin: „Am letzten Sonntag 
[dem 13. April,] versuchten alte Soldatenräte und die republikanische Schutz-
truppe, die Regierung der Unabhängigen [USPD] zu stürzen, der Bahnhof und 
die Post wurden besetzt. Gestützt auf die neu gewählten Fabrikräte mischte sich 
das Proletariat in die Sache ein, eroberte mit Geschütz- und Mörserfeuer den 
Bahnhof und die Post zurück und entwaffnete die Anhänger der sozialdemokra-
tischen Regierung Hoffmann. Derzeit besteht die Herrschaft des Vollzugsrats der 
Deputiertenräte, der zu zwei Dritteln aus Kommunisten besteht, den fünften Tag.

Die weiße Garde, die München von allen Seiten umzingelt hat, ergibt sich zum 
Teil, zum Teil wird sie geschlagen. Die Front ist 30 Kilometer von München ent-
fernt. Es gibt eine Menge Geschütze und Patronen. Vorgestern haben sich bei 
Dachau 700 Weiße nach zwei Geschützsalven ergeben. Augsburg gehört den Kom-
munisten. Die ganze Garnison und die meisten Arbeiter stehen hinter der Herr-
schaft der Räte. Rosenheim und Schleißheim wurden eingenommen. Die Regie-
rung Hoffmann hat angeboten, ihre Truppen kampflos bis Pfaffenhofen 

43 Staatsarchiv München, Staatsanwaltschaft. 2124b (Karl Petermeier), 2851 (Wilhelm Reich-
art).

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 62 (2014), Heft 4 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2014_4.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 4/2014

 Alexander Vatlin:  527 
Weltrevolutionär im Abseits  527

zurückzuziehen. Der Vollzugsrat hat beschlossen, in keinerlei Verhandlungen mit 
Hoffmann einzutreten. Heute hat Hoffman mitgeteilt, dass er Lebensmittel pas-
sieren lässt. Die Regierung des Sozialdemokraten Hoffmann hat die Stempel zum 
Druck von Geld mitgenommen. In München gibt es einen Generalstreik, das Pro-
letariat wird bewaffnet. Die Gesinnung ist fest und revolutionär. Die Lage ist er-
freulich. In der Regierung Hoffmann und bei der weißen Garde Auflösungser-
scheinungen. Wie man hört, massive Bewegung in Österreich. Heute kamen 
Informationen, dass in ganz Italien Generalstreik herrsche. In Österreich sei der 
Kommunismus eine Frage weniger Tage.“44

Die Bayerische Räterepublik wurde von ihren Architekten offenkundig vor 
allem als Funke gesehen, der das Feuer der Revolution in ganz Zentraleuropa ent-
zünden sollte. Allerdings stießen die forschen Aktivitäten der radikalen Elemente 
mit jedem Tag auf wachsenden Widerstand der Parteigänger der „Unabhängi-
gen“, die den Boden der Legalität nicht endgültig verlassen wollten. Am 22. April 
1919 berichtete der preußische Gesandte in Bayern nach Berlin: „Im Vollzugsrat 
ernsthafte Differenzen zwischen den Russen Levien, Leviné und Axelrod, die den 
roten Terror ausweiten wollen, und den gemäßigten Strömungen mit Toller an 
der Spitze. […] In der gesamten Bevölkerung wächst die Ablehnung der Räte, so-
gar die Arbeiter haben genug von den ständigen Streiks. […] Die rote Garde be-
steht aus einem kleinen, vom Krieg gestählten Kern, der von ehemaligen Offizie-
ren angeführt wird, und der riesigen Masse, die zu nichts nütze ist und bei der 
ersten Gelegenheit auseinanderrennt.“45

Die endgültige Spaltung erfolgte am 27. April. Den Anstoß dafür bildete die 
Verordnung Axelrods über die Konfiszierung von Wertsachen aus Bankschließfä-
chern46. Um die Kontrolle über die Ausführung dieses Beschlusses zu behalten, 
hatte er verlangt, alle Schlüssel von Banksafes an ihn persönlich auszuhändigen. 
Dies sah bereits aus wie eine Geste der Verzweiflung. Sein formaler Vorgesetzter, 
der Volksbeauftragte für Finanzen, Emil Karl Maenner, weigerte sich, die Verord-
nung umzusetzen und erklärte: „Wir machen eine bayerische und nicht eine rus-
sische Revolution.“47

Nachdem sie bei einer Versammlung der Vertreter der Betriebs- und Soldaten-
räte keinerlei Unterstützung in diesem Streit erhalten hatten, verkündeten die 
Kommunisten ihren Auszug aus der Regierung. Die Tage der Bayerischen Kom-
mune waren gezählt. Gleichwohl schickte Axelrod auch nach den Ereignissen des 
27. April weiterhin optimistische Telegramme nach Moskau: „Toller und Maenner 
stehen an der Spitze der Regierung. Die Kommunisten sind zur Gänze ausge-
schlossen. Dennoch halten sie ihre Machtpositionen. Die Rote Armee und die 
Rote Arbeitergarde sind in unserer Hand. Derzeit wird besonderes Augenmerk 

44 Ebenda, 1939, Bl. 6.
45 PA/AA, R 2737.
46 Münchner Neueste Nachrichten vom 26. 4. 1919.
47 „Überall, wo fremdländische Elemente an der Spitze einer Revolution stehen, wird eine Dik-

tatur geschaffen“, behauptete Emil Karl Maenner. Verner (Werner), Bavarskaja sovetskaja 
respublika, S. 85.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 62 (2014), Heft 4 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2014_4.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 4/2014

528  Aufsätze

auf die Parteiarbeit, die Rote Armee und die Organisation eines eigenen Parteiap-
parats gelegt. Wir versprechen uns, dass dieser Umschwung eine heilsame Wir-
kung auf das schwankende Proletariat ausüben wird.“48

Die Realität war jedoch eine völlig andere. Die am 1. Mai in München einrü-
ckenden Regierungstruppen richteten in der Stadt ein richtiggehendes Blutbad 
an, obwohl es den Kommunarden ohnehin nicht gelungen war, eine halbwegs 
ernsthafte Gegenwehr zu organisieren. Im Laufe weniger Tage kam es zu Massen-
verhaftungen; auch Eugen Leviné wurde festgenommen, von einem Standgericht 
zum Tode verurteilt und erschossen.

Die bürgerlichen Zeitungen, die gleich nach der „Wiederherstellung der ver-
fassungsmäßigen Ordnung“ wieder erschienen waren, betrieben eine Diffamie-
rungskampagne gegen die Anhänger der Räterepublik. Neben dem Vorwurf der 
persönlichen Bereicherung durch Beschlagnahmungen und Plünderung der 
Staatskasse tauchte in den Artikeln und Gerichtsreportagen ständig das Bild der 
vagabundierenden Revolutionäre auf, die europaweit von Ort zu Ort zögen, keine 
Gelegenheit ausließen, die Einheimischen zu verführen, und sie zum Ungehor-
sam gegenüber den gesetzlichen Autoritäten anstifteten. Die Vorstellung von 
„Verführung“ lag vielen Urteilen der Justiz gegen einfache Soldaten der baye-
rischen Roten Armee zugrunde, die in den letzten Tagen der Existenz der Repu-
blik mobilisiert worden waren49.

Unter den Aussagen, für deren Überprüfung allerdings keine anderen Quellen 
vorliegen, findet sich auch ein Bericht über einen Auftritt Axelrods am 1. Mai bei 
einer Kommunistenversammlung im Bierkeller „Mathäser-Bräu“. Er habe seine 
Sicht einer optimalen Verteidigung der Stadt dargelegt und dazu aufgerufen, un-
ter den Bewohnern der bürgerlichen Stadtviertel ein „Blutbad“ anzurichten. Un-
ter den anrückenden Regierungstruppen solle man Mundpropaganda betreiben 
und sie gleichzeitig mit Geld und Zigaretten bestechen50.

Wie dem auch sei, nach der Zerschlagung der Bayerischen Räterepublik flüch-
tete Axelrod mit zwei Kampfgenossen zu Fuß aus München nach Österreich. Am 
14. Mai wurde er auf einer Alm in Tirol aufgegriffen. Bei ihm wurden 2.100 Mark 
gefunden – keineswegs viel für einen Mann, der die Verfügungsgewalt über die 
bayerische Staatskasse innegehabt hatte. Der Versuch, dieses Geld zur Bestechung 
der Polizei zu verwenden, schlug fehl und die Flüchtigen wurden am nächsten 
Tag nach München geschafft. Später gab die österreichische Regierung zu, dass 
die Tiroler Behörden das Prozedere bei der Auslieferung von politischen Flücht-
lingen nicht eingehalten hätten. Allerdings verlangte man den Ausgelieferten 
auch nicht zurück51. Nach der Exekution Levinés am 5. Juni 1919 war Axelrod die 

48 Zit. nach Chitcer (Hitzer), Pod imenem doktora Iordanova, S. 394.
49 Vgl. z. B. das Verfahren gegen den „verführten“ Jakob Petermeier, einen Arbeitslosen, dem 

beim Arbeitsamt am 25. April mitgeteilt worden war, dass nur diejenigen eine Beihilfe ausbe-
zahlt bekämen, die in die Rote Armee eintreten würden; Staatsarchiv München, Staatsanwalt-
schaft. 2807.

50 Ebenda, 2124b.
51 Schreiben des Außenministers der Republik Österreich Otto Bauer an den Münchner Anwalt 

Dr. Steppacher vom 25. 5. 1919, in: Österreichisches Staatsarchiv, NPA, Karton 502, Liasse 
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bedeutendste Persönlichkeit der Bayerischen Räterepublik, die den Siegern in 
die Hände gefallen war.

Der Prozess

Der preußische Gesandte in Bayern brachte zweifellos die bei den siegreichen Frei-
korps verbreitete Meinung auf den Punkt, als er am 9. Juni sein Bedauern darüber 
äußerte, dass Axelrod nicht zugleich mit Eugen Leviné erschossen worden sei52. Er 
sah voraus, dass der deutschen Regierung diesbezüglich eine Reihe ernsthafter 
Konflikte mit Sowjetrussland bevorstand und schlug vor, den ausländischen Ak-
teuren der Bayerischen Kommune in Zukunft einfach die Flucht zu ermöglichen 
und auch nicht nach denjenigen zu suchen, die noch nicht gefasst worden seien.

So originell dieser Gedanke auch sein mochte, die aus Bamberg nach München 
zurückgekehrte bayerische Regierung konnte dem Ratschlag nicht folgen. Obwohl 
sich die eigentliche Macht in der Stadt bis Ende Juni in den Händen der Militärs 
befand, war es doch notwendig, den Bürgern die Rückkehr von „Recht und Ord-
nung“ vor Augen zu führen. Dies rettete Axelrod das Leben und sollte zur Folge 
haben, dass er bereits zwei Jahre später nach Russland zurückkehren konnte. Im 
Zuge der Ermittlungen stellte er sich selbst als einen einfachen Erfüllungsgehilfen 
dar: „Meine Tätigkeit sollte nur die ordnungsgemäße Führung der Geschäfte si-
cherstellen; ich habe diese Tätigkeit als etwas angesehen, was überhaupt nicht mei-
ner Aufgabe entsprach. Ich habe daher sehr wenig Kontrolle ausgeübt und nur in 
Einzelfällen Papiere unterzeichnet. […] Gelder aus bayerischen Staatsmitteln habe 
ich nie in Händen gehabt und für meine Tätigkeit nie eine Vergütung erhalten.“53

Sobald die Nachricht von der Verhaftung Axelrods nach Moskau gedrungen 
war, wurden dort alle Hebel in Bewegung gesetzt, um auf Deutschland einzuwir-
ken. Am 11. Juni 1919 richtete der Volkskommissar für Auswärtige Angelegenhei-
ten, Georgij Čičerin, ein Telegramm an das Berliner Außenministerium, in dem 
er verlangte, alle in München inhaftierten russischen Staatsbürger freizulassen. 
Die Forderung wurde von der Drohung begleitet, dass andernfalls in Russland 
verhaftete deutsche Geiseln Vergeltungsmaßnahmen zu gewärtigen hätten: „Die 
sowjetrussische Regierung wird in einem Prozess gegen Axelrod und seine Genos-
sen lediglich einen Vorgang der politischen Rache seitens der gegen die Arbeiter-
klasse kämpfenden kapitalistischen Regierung sehen.“54 Dass dieser Angelegen-
heit große Bedeutung zugemessen wurde, beweist auch die Veröffentlichung von 
Čičerins Telegramm auf der ersten Seite der „Pravda“. Bemerkenswerterweise ist 
darin keine Rede davon, dass Axelrod dem diplomatischen Dienst Sowjetruss-
lands angehörte.

Zu seiner Verteidigung wurden exzellente Anwälte engagiert. Man hatte es ei-
lig, deren Rechtsgutachten zu publizieren, in dem der Beweis geführt wurde, dass 

Bayern, I/3.
52 PA/AA, R 2737.
53 Zit. nach Chitcer (Hitzer), Pod imenem doktora Iordanova, S. 388 f.
54 Pravda vom 13. 6. 1919.
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Axelrod ein Recht auf die offiziellen Vertretern anderer Staaten zustehende Im-
munität habe55. Anschließend bestätigte der Volkskommissar für Auswärtige An-
gelegenheiten in einem Schreiben, das entgegen allen diplomatischen Gepflo-
genheiten direkt an das Standgericht adressiert war, die Befugnisse Axelrods als 
„sowjetischer Gesandter in Bayern“56.

Die Ermittlungsorgane beeilten sich ebenfalls, die Angelegenheit rechtzeitig 
bis Ende Juli dem urteilenden Standgericht übergeben zu können. (Nach Aufhe-
bung des Notstands wurden die Verfahren gegen die bayerischen Kommunarden 
von den Volksgerichten durchgeführt). In der von der Staatsanwaltschaft am 
15. Juni 1919 angefertigten Anklageschrift wurde Axelrod als Vertreter des rus-
sischen Bolschewismus präsentiert und seine Tätigkeit als gewaltsamer Umsturz 
der bayerischen Verfassungsordnung nach russischem Muster ausgelegt. „Bei Aus-
rufung der kommunistischen Räterepublik wurde er von den Führern Levien und 
Leviné sofort beigezogen, denen er als genauer Kenner der russischen Revolution 
als geistiger Ratgeber zur Seite trat.“57 Die Anklageschrift enthielt zum Teil offen-
sichtlich unwahre Angaben, etwa über regelmäßige Flüge Axelrods nach Stuttgart 
und Budapest oder die Unterschlagung riesiger Geldsummen.

Die deutsche Presse kommentierte den Prozess, der am 22. Juli begann, aus-
führlich. Entgegen den lautstarken Bekundungen der Staatsorgane über die Wie-
derherstellung eines unabhängigen Gerichtswesens nach dem Sieg über die 
„Roten“, stand der Schuldspruch des Standgerichts bereits im Vorhinein fest. Um 
sein Gesicht zu wahren und schwerwiegende außenpolitische Komplikationen zu 
vermeiden, schlug Hoffmann vor, Axelrod zuerst zu verurteilen und dann im Rah-
men eines Austauschs der sowjetischen Regierung zu übergeben58.

Axelrod selbst erklärte dem Szenario der Verteidigung entsprechend seine Un-
antastbarkeit; als offizieller Repräsentant Sowjetrusslands verfüge er über diplo-
matische Immunität. Seine Anwälte stellten die Forderung, zur Klärung der Situ-
ation einen Vertreter des Außenministeriums vorzuladen. Die Argumente der 
Verteidigung wurden vom Gericht mit einer bemerkenswerten Begründung ver-
worfen: Die Immunität Axelrods sei von der kaiserlichen Regierung anerkannt 
worden, die nicht mehr existiere!

Die Anklage ging nun zum Angriff über und legte dem Gericht ein neues Be-
weismittel vor, nämlich das Tagebuch Ivan Slesarevs. Letzterer leugnete, als Zeuge 
befragt, nicht dessen Echtheit, hob jedoch hervor, dass die Übersetzung den Sinn 
seiner Einträge entstelle. Wie dem auch sei, das Tagebuch enthielt keinerlei Infor-
mationen über die Tätigkeit der Organe der Bayerischen Räterepublik, denn sein 
Verfasser war während des gesamten in Rede stehenden Zeitraums in Ebenhausen 
geblieben. Axelrod selbst weigerte sich, irgendwelche Angaben zur Sache zu ma-
chen, und beharrte darauf, dass der Prozess als solcher rechtswidrig sei.

55 Vgl. Felix Halle, Die völkerrechtliche Unverletzbarkeit der Gesandten, Berlin o.J. [1919].
56 PA/AA, R 2738.
57 Staatsarchiv München, Staatsanwaltschaft.1939, Bl. 59.
58 Telegramm des bayerischen Ministerpräsidenten Hoffmann an Reichskanzler Gustav Bauer 

vom 5. 7. 1919, in: PA/AA, R 2738.
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Die Richter des Standgerichts machten keinen Hehl aus ihrer Herangehens-
weise an das Geschehen: Von Urteil zu Urteil verfolgte die Kommunarden das 
Postulat, die Bayerische Kommune sei die „Gewaltherrschaft eines Verbrecher-
haufens“ gewesen. Der Axelrod-Prozess bildete da keine Ausnahme. Die zehnsei-
tige Urteilsbegründung erweiterte lediglich die Hauptthesen der Anklageschrift. 
Der Prozess selbst brachte nichts Neues. Das Gericht weigerte sich, den Beschul-
digten als diplomatischen Repräsentanten Russlands im revolutionären Bayern 
anzuerkennen und berief sich darauf, dass Axelrod den Behörden kein Akkredi-
tierungsschreiben vorgelegt habe, „dass er von der russischen Regierung keine 
dahin gehende Ermächtigung besitzt, die Übergabe eines Beglaubigungsschrei-
bens hat auch nie stattgefunden“. Und weiter: „Die Gewaltherrschaft einer verbre-
cherischen Minderheit, die während weniger Wochen die verfassungsmäßige Re-
gierung innerhalb der Bannmeile von München teilweise auszuschalten 
vermochte, war selbstverständlich nicht befugt, diplomatische Beziehungen mit 
auswärtigen Staaten anzubahnen und hat dies auch nicht getan.“59

In der Urteilsbegründung hieß es unter anderem, dass die Tätigkeit des Be-
schuldigten „sich nicht auf die grobe und gewissenlose Verletzung des Rechts auf 
Privateigentum beschränkte, die zu einer katastrophalen Untergrabung der un-
ternehmerischen Tätigkeit führte und Ursache für die Abreise vieler Millionäre 
aus Bayern war. Das Gericht ist überzeugt, dass er an der Ausarbeitung eines Plans 
zur zusätzlichen Emission von Banknoten im Wert von 120 Millionen beteiligt 
war, was die Zerschlagung der bayerischen Finanzen und die weitere Verelendung 
des Landes zur Folge gehabt hätte.“60 Diese Maßnahmen setzte man mit „organi-
siertem Diebstahl“ gleich. Als erschwerende Umstände wurden die Beteiligung 
des Beschuldigten an der Revolution in Russland („Diese schweren Folgen musste 
er als genauer Kenner der russischen bolschewistischen Gewaltherrschaft vorher-
sehen“) sowie sein Missbrauch des bayerischen Gastrechtes angesehen. Den Vor-
wurf ehrloser Gesinnung machte das Standgericht daran fest, dass Axelrod aus 
München geflohen war, anstatt (wie er in seiner Rede bei der Versammlung der 
Vertreter der Betriebs- und Soldatenräte am 26. April versprochen hatte), seinen 
Kopf den Kugeln der Weißgardisten entgegenzuhalten.

Am 25. Juli 1919 verurteilten die Richter Axelrod einstimmig zu fünfzehn Jah-
ren Haft. Die Reaktion des Volkskommissars für Auswärtige Angelegenheiten war 
ebenso leicht vorhersehbar wie das Urteil selbst: „Der sowjetischen Regierung ist 
eine schwere Beleidigung widerfahren.“ Es wurde umgehend damit begonnen, an 
einem Austausch Karl Radeks und Axelrods gegen in Russland eingesperrte deut-
sche Staatsbürger zu arbeiten. Beteiligt waren auch die bekannten Anwälte und 
USPD-Politiker Kurt Rosenfeld und Oskar Cohn sowie der sowjetische Vertreter 
in Deutschland, Viktor Kopp61.

59 Staatsarchiv München, Staatsanwaltschaft. 1939, Bl. 155.
60 Ebenda, Bl. 157.
61 Zu Kopps Tätigkeit in Deutschland siehe Vasilij Černoperov, Viktor Kopp und die sowjetisch-

deutschen Beziehungen 1919–1921, in: VfZ 60 (2012), S. 529–554.
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Im Stadelheimer Gefängnis wurde Axelrod zum Anführer eines Zirkels inhaf-
tierter Revolutionäre. Es waren ihnen noch genügend Parteigänger in Freiheit 
verblieben, um sich nicht vergessen zu fühlen und ihre Sache nicht für immer 
verloren zu geben. Wie es sich für einen Akteur der „Schriftstellerrepublik“62 ge-
hörte, schrieb Axelrod Gedichte und brachte es damit sogar zu Veröffentli-
chungen in der bayerischen Presse63. Die Polizeiführung bombardierte Minister-
präsident Hoffmann mit Fragen, was mit dem „Sonderhäftling“ zu geschehen 
habe. Der wiederum schickte Anfragen nach Berlin und forderte, die Frage des 
Austauschs schleunigst zu klären64.

Nicht weniger Unruhe gab es in Moskau. Der Anwalt der in Deutschland inhaf-
tierten russischen Revolutionäre, Weinberg, teilte Lenin im Oktober 1919 mit, man 
solle als Geste des guten Willens einige der Geiseln mit dem Flugzeug nach Berlin 
schicken. Dies würde die notwendigen Voraussetzungen dafür schaffen, Radek und 
Axelrod auf die gleiche Weise, auf dem Luftweg, nach Moskau zu bringen65.

Der Austausch zog sich jedoch noch einige Monate hin. Am 23. November 
1919 wurde Axelrod aus Bayern in das Berliner Gefängnis Moabit verlegt, wo auch 
Karl Radek einsaß. Besuche seiner Frau und seiner politischen Weggefährten wa-
ren erlaubt. Zu Beginn des folgenden Jahres kamen fünf deutsche Geiseln aus 
Russland frei und anschließend durfte Radek Deutschland verlassen. Am 8. März 
1920 wurde Axelrod aus dem Gefängnis in Hausarrest überstellt, und am 6. Juni 
desselben Jahres reisten er und seine Frau über den Stettiner Hafen nach Petro-
grad aus.

Letzte biografische Zickzackspuren

Die Rückkehr erfolgte unbemerkt von der sowjetischen Presse. Es gab weder ei-
nen Grund zu triumphieren, noch schien Axelrod allzu geeignet, als „Opfer des 
Klassenkampfes“ zu figurieren. Der Apparat des Zentralkomitees der RKP(b) 
machte sich auf die Suche nach einer neuen Verwendung für ihn. Offenbar be-
stand Axelrod selbst auf einer Tätigkeit im diplomatischen Bereich, obwohl seine 
Ausreise in ein europäisches Land mit der Gefahr einer neuerlichen Verhaftung 
verbunden war. Der Volkskommissar für Auswärtige Angelegenheiten schlug vor, 
ihn nach Baku zu schicken, „um die örtlichen Genossen in Zaum zu halten“, die 
die unabhängig gewordenen Länder Transkaukasiens, Azerbaidžan, Armenien 

62 Vgl. Kurt Kreiler, Die Schriftstellerrepublik. Zum Verhältnis von Literatur und Politik in der 
Münchner Räterepublik. Ein systematisches Kapitel politischer Literaturgeschichte, Ber-
lin 1978.

63 Vgl. Tobias Axelrod, Hoffe und glaube, in: Neue Zeitung (München) vom 5. 8. 1919.
64 PA/AA, R 2738. Die erste Anfrage war von Hoffmann bereits am 29. Juli an das Berliner Au-

ßenministerium gerichtet worden – drei Tage nach Ende des Axelrod-Prozesses.
65 RGASPI, f. 2, op. 1, d. 24349, l. 1. Karl Radek (1885–1939), der der Führungsgruppe der 

Bolschewiki angehörte, war Ende 1918 illegal nach Deutschland eingereist und wurde von 
Februar 1919 bis Januar 1920 im Zellengefängnis Lehrter Straße in Berlin-Moabit festgehal-
ten.
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und Georgien um jeden Preis sowjetisieren wollten66. Am 7. Juli 1920 nahm das 
Politbüro „angesichts der bereits bestehenden Verordnung über Gen. Sergo 
[Ordžonikidze] von dieser Idee Abstand67. Im August unterstützte Lenin den Vor-
schlag, Axelrod als Bevollmächtigten Vertreter nach Litauen zu entsenden, eine 
entsprechende Entscheidung wurde jedoch nicht getroffen68.

Schließlich landete der ehemalige bayerische Kommunarde auf dem keines-
wegs beneidenswerten Posten des Leiters der Presseabteilung der Komintern. Von 
1920 bis 1921 erschien unter seiner Redaktion fast täglich das „Bulletin der Kom-
munistischen Internationale für die russische Presse, die Organisationen der RKP 
und die Politsowjets der RSFSR [Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepu-
blik]“, das auf der Grundlage übersetzter Meldungen der Auslandspresse über 
das internationale Leben informierte. Sein konfliktreicher Charakter und seine 
hohen Ambitionen, die an seine frühere Tätigkeit anknüpften, führten dazu, dass 
Axelrod besondere Rücksichtnahme auf seine Person einforderte. Es traf ihn tief, 
wenn seine Projekte und Kostenvoranschläge abgelehnt wurden. Er sah darin die 
Machenschaften von Neidern. Am 4. April 1921 übermittelte er Lenin eine Notiz 
mit der Bitte um Entlassung aus dem Apparat der Komintern: „Hier herrscht eine 
Atmosphäre, die jede produktive Arbeit völlig unmöglich macht.“69 Drei Monate 
später setzte sich die Parteiführung erneut mit seinen Beschwerden auseinander. 
Schließlich wurde entschieden, „Axelrod zu erklären, dass die Sache nicht der 
Begutachtung durch das Politbüro unterliegt“70.

Im Sommer 1921 befasste sich die Presseabteilung im Hau-Ruck-Verfahren mit 
der Erläuterung und Herausgabe der Unterlagen zum 3. Kongress der Komin-
tern. Der Kongress war am 12. Juli 1921 zu Ende, und bereits am 26. Juli wurde 
Axelrod nach einem Ultimatum ein sechswöchiger Urlaub gewährt71. Am darauf-
folgenden Tag erstattete er dem Vorsitzenden des Exekutivkomitees der Komin-
tern, Grigorij Zinov’ev, über die Arbeitsergebnisse der Presseabteilung Bericht, 
wobei er diesen mit zahlreichen Beschwerden anreicherte und ein weiteres Mal 
forderte, ihn von seiner Tätigkeit bei der Komintern zu entbinden72. Axelrod war 
es nie gelungen, alle Fäden der Verlagstätigkeit im Ausland in seiner Hand zu 
vereinigen. Zinov’ev zog es daher vor, diese Aufgabe einem alten Bekannten zu 
übertragen – dem „Genossen Thomas“, der sich in Berlin niedergelassen hatte. 
Durch die Hände von Thomas (Jakob Reich) gingen millionenschwere Subventi-

66 Bol’ševistskoe rukovodsto. Perepiska. 1912–1927. Sbornik dokumentov [Die bolschewisti-
sche Führung. Schriftwechsel 1919–1927. Dokumentensammlung], Moskau 1996, S. 135.

67 Vgl. ebenda, S. 136; Politbjuro CK RKP(b)-VKP(b). Povestki dnja zasedanij, Bd. 1: 1919–1929. 
[Das Politbüro des ZK der RKP(b)-VKP(b). Tagesordnungen der Sitzungen], Moskau 2000, 
S. 72.

68 Vgl. Vladimir Lenin, Biografičeskaja chronika, Bd. 9, Moskau 1978. S. 153, S. 179 u. S. 248.
69 RGASPI, f. 2, op. 1. d. 18033, l. 1.
70 Ebenda, f. 17, op. 3, d. 184, p. 7.
71 Ebenda, f. 495, op. 2, d. 4, l. 47.
72 Ebenda, f. 324, op. 1, d. 548, l. 13–14.
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onen aus dem sowjetrussischen Staatshaushalt, über die er ohne jede Kontrolle 
verfügen konnte73.

Zu spät erkannte Axelrod, dass sich in den zwei Jahren seiner Abwesenheit die 
Atmosphäre in der bolschewistischen Führung in Russland radikal verändert hat-
te. Man konnte nicht länger auf frühere Verdienste setzen, sondern musste sich 
neue Gönner suchen, die ein Interesse an der persönlichen Ergebenheit ihres 
„Schützlings“ hatten. Vorbei waren die Zeiten der revolutionären Freizügigkeit, als 
riesige Summen allein gegen Ehrenwort und für die abenteuerlichsten Projekte 
ausgegeben worden waren. Der sowjetrussische Staatsapparat war bei all seiner 
Bürokratie durchaus in der Lage, das Tagesgeschäft zu organisieren. Für poli-
tische Kreativität gab es so gut wie keinen Raum; man musste sich entweder mit 
der Rolle eines einfachen Staatsbediensteten abfinden oder die privilegierte 
Truppe der Parteinomenklatura verlassen.

Wie viele ehrgeizige Politemigranten, die in Europa die Luft der Freiheit geat-
met und die Bequemlichkeiten des westlichen Lebens gekostet hatten, begann 
auch Axelrod nach Möglichkeiten zu suchen, aus Sowjetrussland wegzukommen. 
Er war überzeugt, dass er von der herrschenden Partei auf diese Art für seine re-
volutionären Aktivitäten entschädigt würde. Anfangs funktionierten die alten 
Seilschaften noch: Am 12. November 1920 ersuchte Lenin Čičerin um die Arran-
gierung einer Tuberkulosebehandlung in der Schweiz für „Anna Grigorjevna 
Axelrod, die Frau des Genossen, der in München war. […] Illegal kann sie nicht 
(sowohl in Deutschland als auch in der Schweiz kennen sie alle).“74 Anna ließ sich 
in Italien nieder, wobei sie von der Bevollmächtigten Vertretung der Sowjetunion 
in Rom monatliche Zuwendungen erhielt75. Außerdem beschloss die Kleine Kom-
mission des Sekretariats des Exekutivkomitees der Kommunistischen Internatio-
nale (IKKI) am 25. Mai 1921, ihr eine finanzielle Unterstützung in Höhe von 
15 000 italienischen Lire zukommen zu lassen76.

Bald übersiedelte auch Axelrod nach Rom, nachdem er von der GPU einen 
fingierten Pass auf den Namen „Manickij“ und auf Verfügung Lenins eine „Entlas-
sungsvergütung“ von 20.000 Mark erhalten hatte. Es wird dem Ehepaar Axelrod 
wohl kaum Gewissensbisse bereitetet haben, dass diese Summen zu einer Zeit aus 
der Staatskasse ausbezahlt wurden, als im Lande völlige Zerrüttung herrschte und 
die europäische Öffentlichkeit mühsam Geld zusammenkratzte, um dem hun-
gernden Russland zu helfen. Die Doppelmoral dieser an die Macht gespülten Au-
ßenseiter war eine Zeitbombe nicht nur für die russische Revolution.

Die auch nach westlichen Maßstäben nicht geringe Summe war sehr schnell 
durchgebracht und für teure medizinische Behandlungen ausgegeben worden. 

73 Vgl. das Kapitel „Bankir Kominterna“ [Der Bankier der Komintern] in: Aleksandr Vatlin, 
Komintern: idei, rešenija, sud’by [Komintern: Ideen, Entscheidungen, Schicksale], Mos-
kau 2009, S. 285–295.

74 Lenin, Polnoe sobranie sočinenij, Bd. 52, S. 5.
75 Der Bevollmächtigte Vertreter Vaclav Vorovskij schrieb am 17. 1. 1922 an Lenin: „Sie ist ohne 

Geld in Rom gelandet und krank. Noch dazu hat sie es sich einfallen lassen, ein Kind zu 
bekommen. Man musste ihr helfen.“ In: RGASPI, f. 2, op. 1, d. 22646, l. 3.

76 Ebenda, f. 495, op. 2, d. 3, l. 108.
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Der Bevollmächtigte Vertreter in Rom, Vaclav Vorovskij, hatte von den Gesuchen 
der aufdringlichen Gäste bald genug: „Die Axelrods sind in Geldnot. Wir haben 
ihnen bereits ca. 30 000 Lire ausbezahlt und den Kredit gekündigt. Ich denke, um 
seine Frau und das Kind zu erhalten, sind das (bei allen menschlichen Gefühlen) 
doch immerhin große Ausgaben.“77 Nach der Lektüre dieses Schreibens befür-
wortete Lenin ein letztes Mal die Bitte Axelrods um finanzielle Unterstützung78. 
Dieser versuchte, sich als Resident der GPU auszugeben, um einen verantwor-
tungsvollen Posten bei der sowjetischen Botschaft zu erlangen, jedoch ohne Er-
folg. Vorovskij war nur allzu klar, dass die Einzelheiten der „bayerischen Biogra-
fie“ des Bewerbers früher oder später in der Presse auftauchen würden.

Axelrod blieb nur eines übrig: sich der Parteidisziplin unterzuordnen und 
nach Russland zurückzukehren: „Und da kam es dann zu einem Konflikt zwischen 
mir als Mitglied der RKP und als Familienvater.“79 Es siegte der Familienvater – 
Axelrod ging nicht nach Moskau. Er begann, mit Frau und Sohn in Europa he-
rumzuziehen, stellte sich als Opfer des weißen Terrors dar und hatte keinerlei 
Bedenken, sich von den lokalen Kommunistischen Parteien unterstützen zu las-
sen.

Anfangs ließ sich Axelrod im französischen Straßburg nieder und schrieb für 
die kommunistische Zeitung Humanité . Da ihm jedoch die Polizei nachstellte, 
übersiedelte er in die benachbarte Schweiz und arbeitete dort einige Jahre als 
einfacher Schriftsetzer. Schließlich traf er in Wien ein, wohin zu reisen ihm im 
Mai 1919 nicht gelungen war. Unterdessen hatte das Parteikollegium der Zentra-
len Kontrollkommission (ZKK) Axelrod – aber auch seine Frau – am 15. Februar 
1924 als „nichtkommunistisches Element“ in Abwesenheit aus der RKP(b) ausge-
schlossen. Man beschuldigte ihn geradezu krimineller Vergehen, nämlich der be-
trügerischen Entgegennahme von Botschaftsgeldern sowie der Aneignung des 
Eigentums von Genossen80.

Die kommunistischen Parteien in Europa erhielten Kenntnis von diesem Be-
schluss, so dass mit ihrer Unterstützung nicht mehr zu rechnen war. Wieder ein-
mal in einer existentiellen Sackgasse, entschloss sich Axelrod zu einem Durch-
bruch. Er begann, die Parteiinstanzen und seine alten Weggefährten mit Briefen 
zu bombardieren, forderte seine Rehabilitierung und erklärte seine Bereitschaft, 
nach Sowjetrussland zurückzukehren. Sein mit 5. Januar 1925 datiertes Schreiben 
an Stalin übergab er über einen alten Bekannten aus seiner Berliner Zeit – Adolf 
Joffe, der sich zu diesem Zeitpunkt in Wien aufhielt. Durch alle Appelle zieht sich 
ein und derselbe Grundton: Die Verweigerung materieller Unterstützung bedeu-
te, „mich und meine Frau mit unserem Kind der Willkür des Schicksals preiszuge-
ben, nachdem wir uns in Europa kompromittiert haben“81.

77 Ebenda, f. 2, op. 1, d. 22646, l. 3.
78 Vladimir Lenin, Polnoe sobranie sočinenij, Bd. 54, Moskau 51965, S. 119.
79 Aus einem Schreiben Axelrods an Stalin vom 5. 1. 1925, in: RGASPI, f. 495, op. 65a, d. 1837, 

l. 6.
80 Ebenda, f. 17, op. 100, d. 84790.
81 RGASPI, f. 495, op. 65a, d. 1837, l. 8.
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Doch das Wunder geschah: Am 27. November 1925 nahm das Plenum des Par-
teikollegiums der Zentralen Kontrollkommission der RKP(b) den aus dem Aus-
land zurückgekehrten Axelrod wieder in die Partei auf. Selbstverständlich konnte 
aber von einer Rückkehr in die Nomenklatura der Partei keine Rede mehr sein. 
Axelrod lebte von seiner literarischen Arbeit, unter anderem veröffentlichte er 
zum 70. Geburtstag von Clara Zetkin 1927 eine Broschüre. Die Beherrschung 
mehrerer europäischer Sprachen half ihm, wieder voll und ganz ins Berufsleben 
zurückzukehren. Anfangs arbeitete Axelrod bei der Zeitschrift Innostrannaja 
 Literatura („Ausländische Literatur“), ab 1930 war er stellvertretender Chef-
redakteur der Zeitung Moscow Daily News. Diese Wochenzeitung richtete sich an 
ausländische Leser, vor allem an westliche Experten, die in den Jahren des ersten 
Fünfjahresplans auf Vertragsbasis in der UdSSR tätig waren. In der Zeit der 
Stalin’schen Repressionen erschien in genau dieser Zeitung eine Notiz, die die 
Bestürzung ausländischer Kommunisten in der UdSSR hervorrief. Es war darin 
davon die Rede, dass jeder Deutsche, der sich in der Sowjetunion aufhalte, ein 
Agent der Gestapo und jeder Japaner ein Informant des japanischen Geheim-
diensts sei82.

In der Zeit des Großen Terrors konnte sich Axelrod, der fünfzehn Jahre in der 
Emigration auf dem Buckel hatte, seinem Schicksal, das ihm einen Aufschub von 
zwei Jahrzehnten gewährt hatte, nicht entziehen. Nachdem das Münchener 
Standgericht über ihn als Revolutionär beinahe die Todesstrafe verhängt hatte, 
wurde er nun vom Militärkollegium des Obersten Gerichts der UdSSR wegen 
 Zugehörigkeit zu einer „konterrevolutionären terroristischen Organisation“ ver-
urteilt und am 10. März 1938 erschossen. In seiner Gerichtsakte findet sich nicht 
einmal seine Fotografie. Die Leiche des ehemaligen Kommissars der Bayerischen 
Räterepublik wurde auf dem Areal der früheren Datscha von Genrich Jagoda un-
weit von Moskau heimlich verscharrt83. Drei Tage später wurden die sterblichen 
Überreste Aleksej Rykovs, Nikolaj Bucharins und anderer Opfer des dritten Mos-
kauer Schauprozesses in dieselbe Grube geworfen: Die im globalen Maßstab den-
kenden Revolutionäre waren wieder vereint.

Aus dem Russischen übersetzt von Verena Brunel

82 Dieses Zitat aus der französischen Ausgabe der Wochenzeitung vom 12. 4. 1938 findet sich 
in einem Schreiben Paul Jäkels an die Vertretung der KPD bei der Komintern, in: RGASPI, 
f. 495, op. 292, d. 101, l. 13–18.

83 Rasstreil’nye spiski. Moskva, 1937–1941. „Kommunarka“, Butovo. Kniga pamjati žertv 
političeskich repressij [Erschießungslisten. Moskau 1937–1941. „Kommunarka“, Butovo. Ge-
denkbuch für die Opfer der politischen Verfolgung], Moskau 2000, S. 13.
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In Italien hat sich lange Zeit der beruhigende Mythos erhalten, das Land und 
seine Soldaten seien anders als das nationalsozialistische Deutschland ohne die Hy-
pothek brutaler Besatzungsherrschaft oder gar Kriegsverbrechen aus dem globalen 
Konflikt zwischen 1939 und 1945 hervorgegangen. Erst in den letzten Jahren hat 
eine jüngere Historikergeneration den italienischen Anteil am faschistischen Krieg 
hervorgehoben. Zu diesen Historikern gehört auch Amedeo Osti Guerrazzi, der am 
Beispiel der Division „Granatieri di Sardegna“ die italienische Kriegführung und Be-
satzungspraxis in Slowenien nachzeichnet. Dabei ergeben sich insbesondere, was die 
Bekämpfung der Partisanen angeht, überraschende Einblicke und Perspektiven. Gab 
es auch im italienischen Heer verbrecherische Befehle?  nnnn

Amedeo Osti Guerrazzi

„Schonungsloses Handeln gegen den bösartigen Feind“
Italienische Kriegführung und Besatzungspraxis in Slowenien 1941/42

1. Die Besetzung Sloweniens

Romreisenden, die nicht nur Ziele des Massentourismus ansteuern wollen, sei die 
Piazza San  ta Croce in Gerusalemme empfohlen, wo sich auch das Historische Muse
um der sar di schen Gre   nadiere befindet. Es lohnt sich, diesem wenig bekannten 
Gedenkort einen Besuch ab zu  stat  ten, wartet er doch mit einer echten Überra
schung auf. Wer hätte gedacht, dass die Gre na diere zu den traditionsreichsten 
Truppenteilen des italienischen Heeres zählen? Ihre Ge schich te reicht bis ins 17. 
Jahrhundert zurück, als die Herzöge von Savoyen – die auch über Sar  di ni en 
herrschten – die ersten beiden Grenadierregimenter aufstellten. Die Grenadiere 
foch ten seit her in allen Kriegen bis zum Zweiten Weltkrieg, und noch heute trägt 
eine Bri ga de des ita lie  ni schen Heeres den Traditionsnamen „Granatieri di Sarde
gna“. Die Grenadiere zeichneten sich ur sprünglich vor allem durch ihre Körper
größe aus; bis zum heu tigen Tag muss ein Be wer ber we nig  stens 180 Zentimeter 
messen, um Aufnahme in diese Elite trup pe zu finden. Die ses Kriterium hat weni
ger mit symbolischer Repräsentation als mit der ur sprüng lichen Kampf  weise der 
Grenadiere zu tun, die ihre Handgranaten möglichst weit schleu dern muss ten.

Das Historische Museum der sardischen Grenadiere ist vor allem eines: ei ne 
Huldigung an ei nen der ältesten und renommiertesten Truppenteile der italie
nischen Infanterie. Doch auch wenn man diesen Charakter in Rechnung stellt, 
lassen sich Fragen zum Umgang mit der Ge schich te des Zweiten Weltkriegs in 
Italien nicht vermeiden, wenn man die Räume der Aus stel lung be tritt, die von 
den Einsätzen der „Granatieri di Sardegna“ zwischen 1940 und 1945 er zählen. So 
finden sich beispielsweise Vitrinen mit Fahnen, Waffen und Abzeichen, die die 
Gre nadiere im Sommer 1942 von slowenischen Widerstandskämpfern während 
einer Säu be rungs aktion am Krimberg südlich von Ljubljana erbeutet haben. Bei 
dieser Säuberungsaktion han delte es sich um eine der brutalsten und blutigsten 
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Operationen des Kö nig  lichen Heeres wäh rend der Be setzung Ju gos lawiens – ei
ner Operation, die Teil des vom fa schis  tischen Re gi me gewollten Er  obe rungs
kriegs mit dem Ziel einer Neuordnung des Mit tel meer raums war1.

Das Italien Mussolinis und das Deutsche Reich Hitlers hatten Jugoslawien zwi 
schen 1941 und 1943 unter sich aufgeteilt. So wohl die deutschen als auch die ita
lienischen Si  cherheitskräfte führten in den besetzten Ter ritorien einen von extre
mer Gewalt ge kenn zeich  neten Kampf gegen die sich rasch for mie ren de 
Widerstandsbewegung. Die Methoden, die dabei zur Anwendung kamen, waren 
von außergewöhnlicher Grausamkeit geprägt; dazu ge hörte die Deportation Tau
sender Zivilisten in Konzentrationslager, die Erschießung von Gei  seln, die Verwüs
tung und Brandschatzung gan zer Dörfer und die Hinrichtung von ge fan ge nen 
Partisanen. Obwohl italienische Historiker wie derholt den besonderen Charakter 
dieser langen, zermürbenden und brutalen Auseinandersetzung her ausgearbeitet 
haben2, hiel ten es die Ku ra to ren des Museums offenbar nicht für nötig, die Hin
terlassenschaften die ser un rühm li chen Schlachten in das rechte Licht zu setzen 
oder zumindest in den größeren historischen Kon  text zu stellen. Am Ende dieses 
Beitrags versteht man vielleicht besser, wa  rum der Zweite Weltkrieg im kol lek tiven 
Gedächtnis Italiens bis heute erst mit dem 8. Sep tember 1943 beginnt – im Zei
chen von Besatzung und Widerstand – und nicht schon mit dem Kriegseintritt des 
fa schis ti schen Kö nigreichs am 10. Juni 1940, das bis zum Waf fen still stand die 
Ziele, die Strategie und die Me thoden der Kriegführung teilte, wie man sie vom 
Deutschen Reich und sei nen Streit  kräf ten kennt.

Jugoslawien wurde von den Truppen der „Achse“ am 6. April 1941 angegriffen, 
nachdem die Regierung, die sich gerade dem Dreimächtepakt angeschlossen hat
te, gestürzt worden war3. Das jugoslawische Heer, zerrissen durch ethnische und 
religiöse Konflikte, konnte den Inva so ren keinen wirkungsvollen Widerstand ent
gegensetzen und war schon nach zehn Tagen in voller Auflösung begriffen. Am 
11. April besetzte eine Abteilung italienischer Kradschützen Ljubljana und über

1 Vgl. dazu vor allem Davide Rodogno, Il nuovo ordine mediterraneo. Le politiche di occupa
zione dell‘Italia fascista in Europa (1940–1943), Turin 2003, engl. Fassung: Fascism’s Euro
pean Empire. Italian Occupation during the Second World War, Cambridge u. a. 2006; eine 
Zusammenfassung seiner Ergebnisse bietet Rodognos Aufsatz: Die fa schis ti sche Neue Ord
nung und die politischökonomische Umgestaltung des Mittelmeerraums 1940 bis 1943, in: 
Lutz Klinkhammer/Amedeo Osti Guerrazzi/Thomas Schlemmer (Hrsg.), Die „Achse“ im 
Krieg. Politik, Ideo logie und Kriegführung 1939–1945, Paderborn u. a. 2010, S. 211–230.

2 Vgl. etwa Brunello Mantelli, Die Italiener auf dem Balkan 1941–1943, in: Christof Dipper/
Lutz Klink ham mer/Alexan der Nüt  zenadel (Hrsg.), Europäische Sozialgeschichte. Festschrift 
für Wolfgang Schieder, Berlin 2000, S. 57–74; Brunello Mantelli (Hrsg.), L’Italia fascista poten
za occupante: lo scacchiere balcanico, Triest 2002 (Qualestoria 30 (2002) H. 1); Costantino 
Di Sante (Hrsg.), Italiani senza onore. I crimini in Ju gos lavia e i pro  cessi negati, 1941–1951, 
Verona 2005; Davide Conti, L’occupazione italiana dei Balcani. Cri  mini di guerra e mito della 
„brava gente“ (1940–1943), Rom 2008; Elena Aga Rossi/Maria Teresa Giusti, Una guerra a 
parte. I militari italiani nei Balcani 1940–1945, Bologna 2011, S. 23–87; Eric Gobetti, Alleati 
del nemico. L’oc cupazione italiana in Ju goslavia (1941–1943), Rom/Bari 2013.

3 Vgl. Stevan K. Pavlowitch, Hitler’s New Disorder. The Second World War in Yugoslavia, Lon
don 2008, S. 12–18.
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nahm die Kontrolle der Stadt4. Sechs Tage später wurde der Waf fen still stand un
terzeichnet. Die italienischen Truppen hatten kaum Verluste zu verzeichnen: 12 
Tote, 16 Verwundete und 21 Vermisste. Im Zuge der Wiener Gespräche am 21. 
und 22. April 1941 zwi schen den Außenministern Galeazzo Ciano und Joachim 
von Ribbentrop wurde Ju gos la wien aufgeteilt, wobei sich das Deutsche Reich den 
Löwenanteil der Beute sicherte. Ciano musste sich anhören, der „Führer“ habe 
über Slowenien bereits unwiderruflich entschieden. Da  her ging der südliche Teil 
des Landes an Italien, während das Deutsche Reich seine Hand auf die Bergwerke 
und die Schwerindustrie im Norden legte.

Am 3. Mai entschied sich Mussolini für die Errichtung der autonomen Provinz 
Ljubljana, die dem Königreich Italien direkt einverleibt wurde. Nach der Inter
pretation Marco Cuzzis zielte die Annexion slowenischer Gebiete darauf ab, die 
Deutschen so weit wie möglich von den italienischen Grenzen fernzuhalten und 
eine Art Puffer zu schaffen5. James Burgwyn geht dage gen davon aus, dass diese 
Entscheidung dazu dienen sollte, kommunistische oder natio nalistische Zellen 
auszuschalten, die in Julisch Venetien den slowenischen Irredentismus un
terstützten. Hörte Slowenien zu bestehen auf, so Burgwyn, erledigte sich die Slo
wenische Frage von selbst6.

Als der Anschluss der Provinz Ljubljana an Italien verkündet wurde, erhielt 
Emilio Grazioli das Amt des Königlichen Hochkommissars. Grazioli hatte die fa
schistische Partei in Triest ge führt und gehörte zu den wichtigsten Exponenten 
des sogenannten julischen Faschismus, der für seine Gewaltbereitschaft im Kampf 
gegen die slawische Minderheit ebenso berüchtigt war wie für eine Politik, die 
darauf setzte, das italienischjugoslawische Grenzgebiet zwangs weise zu italianisie
ren7. In der Provinz, über die Grazioli herrschte, lebten etwa 340.000 Slo we nen, 
da  zu kamen 17.000 Flüchtlinge aus den nördlichen Landesteilen und 458 Italie
ner. Der Gou ver neur wollte die neue Provinz sowohl für den Faschismus als auch 
für die ita lie ni sche Na tion gewinnen, und er schlug dazu einen verhältnismäßig 
liberalen Kurs ein. So blieb Slo  we nisch die erste Sprache in den Schulen, während 
Italienisch in den Mittel und Ober schu len fa kultativ angeboten wurde. Weiterhin 
waren die Slowenen vom Militärdienst be freit8, und Gra zio li schuf mit der Consul-
ta eine beratende Versammlung, die aus 14 heraus ge ho benen Po li ti kern der Pro
vinz bestand9. Das Dekret zur Annexion der Provinz wurde nach To ne Ferenc „von 
den Notablen des slo we ni schen Bürgertums mit aufrichtiger oder vor ge täuschter 
Dank bar keit begrüßt“10.

4 Vgl. H. James Burgwyn, L’Impero sull’Adriatico. Mussolini e la conquista della Jugoslavia 
1941–1943, Go ri zia 2006, S. 55 (die Originalausgabe erschien 2005 unter dem Titel: Empire 
on the Adriatic. Mussolini’s Con   quest of Yugoslavia 1941–1943).

5 Vgl. Marco Cuzzi, L’occupazione italiana della Slovenia (1941–1943), Rom 1998, S. 27.
6 Vgl. Burgwyn, Impero sull’Adriatico, S. 72.
7 Vgl. Cuzzi, Occupazione, S. 32.
8 Vgl. Burgwyn, Impero sull’Adriatico, S. 134.
9 Vgl. Cuzzi, Occupazione, S. 37.
10 Tone Ferenc, La provincia „italiana“ di Lubiana. Documenti 1941–1942, Udine 1994, S. 37.
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Wie Galeazzo Ciano seinem Tagebuch anvertraute, diente die vergleichsweise 
ent ge gen kom men  de Politik der Italiener in Slowenien nicht zuletzt dem Ziel, sich 
von den Deutschen ab   zu grenzen, „um uns Sympathien im eingedeutschten Teil 
Sloweniens zu erwerben, wo die düs ter sten Übergriffe zu verzeichnen sind“11. 
Dennoch hielt Grazioli an seinem Ziel fest, ein ita lie nisches Slowenien zu schaf
fen, und um dies zu erreichen, überzog er das Land mit kul tu rel len oder wirt
schaftlichen Einrichtungen, die ebenso italienisch wie faschistisch geprägt wa ren. 
Nach dem Motto „Liebe geht durch den Magen“ bemühte sich der Hochkommis
sar aber auch da rum, die wirtschaftlichen Interessen der slowenischen Bevölke
rung zu verteidigen. Da bei schreckte er auch vor Konflikten mit den Ministerien 
in Rom nicht zurück, die nicht die Ab sicht hatten, die Menschen in der neuen 
Provinz zu begünstigen12. Viel Erfolg hatte der Königli che Hochkommissar frei
lich nicht, und das lag auch daran, dass seine Versuche, die Slowenen zu Italie
nern zu machen, auf feindselige Ablehnung bei der Bevölkerung stießen, die sich 
nicht kolonisieren lassen wollte – nicht von den Italienern und schon gar nicht 
von den Faschisten. Dies zeigte sich spätestens Ende Juni 1941, als sich nach dem 
Beginn des Un ter  nehmens „Barbarossa“ gegen die Sowjetunion der slowenische 
Widerstand um die Be frei ungs   bewegung „Osvobodilna Fronta“ (OF) zu sammeln 
begann13.

Die organisatorischen Anfänge der slowenischen Befreiungsfront reichten bis 
Ende März 1941 zurück, wobei es hauptsächlich die Kommunisten waren, die 
hier den Ton angaben, ob wohl es – wenigstens bis Anfang 1942 – auch Vertreter 
anderer Parteien gab14. Am 22. Juni 1941 rief die OF einen Generalstab der Parti
sanenverbände ins Leben, und am 16. September kon   stituierte sich das Slowe
nische nationale Befreiungskomitee, das die Macht in den be frei ten Gebieten 
übernehmen sollte15. Auch wenn der slowenische Widerstand zunächst nicht be
son ders aktiv war, brachte er die italienischen Besatzer im Sommer 1941 in 
Schwierig kei ten16. Am 29. Ju li wurde daher das Kriegsrecht über das gesamte Ge
biet der Provinz Ljubl ja na ver hängt. Gleichzeitig begannen die italienischen 
Truppen mit ersten Säuberungsaktionen ge gen die Re bel  len. Das Königliche 
Heer bot dabei die beiden Infanteriedivisionen „Isonzo“ und „Gra  na tie ri di Sar
degna“ auf; dazu kamen sechs Bataillone der faschistischen Miliz, zwei Ma  schi
nen  ge wehrBataillone, eine GrenzschutzAbteilung und eine Abteilung Heeres ar
til le rie. Diese Ver  bän de unterstanden dem XI. Armeekorps, das von General 
Mario Robotti be feh ligt wur de. Das XI. Armeekorps, das sein Hauptquartier in 
Ljubljana aufgeschlagen hatte, ge hörte seiner seits zur 2. italienischen Armee, die 

11 Galeazzo Ciano, Diario 1937–1943, hrsg. von Renzo De Fe li ce, Mailand 72000, S. 506, Eintrag 
vom 29. 4. 1941.

12 Vgl. Cuzzi, Occupazione, S. 53 ff.
13 Vgl. Teodoro Sala, Il fascismo italiano e gli Slavi del sud, Triest 2008, S. 36.
14 Vgl. Pavlowitch, Hitler’s New Disorder, S. 142.
15 Vgl. hierzu und zum Folgenden Cuzzi, Occupazione, S. 135 f. u. S. 139.
16 Vgl. dazu ausführlich Amedeo Osti Guerrazzi, The Italian Army in Slovenia. Strategies of 

Antipartisan Re pres sion, 1941–1943, New York 2013.
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bis Januar 1942 unter dem Kommando von Vit torio Am bro sio und dann unter 
dem von Mario Roatta stand.

Nach vergleichsweise verhaltenem Beginn weitete sich der Aufstand mehr und 
mehr aus. Ge ne ral Roatta schätzte 1942 die Zahl der Partisanen auf 12.000 und 
die Zahl der Unterstützer auf 20.000 bis 30.000; Historiker halten diese Angaben 
jedoch für übertrieben und gehen von rund 5000 ak ti ven Kämpfern aus17. In der 
ersten Phase verübte die Widerstandsbewegung zu nächst vor allem Attentate auf 
Slowenen, die mit den Besatzern kol la bo rier ten, um dann die ita lienischen Trup
pen – vorwiegend abgelegene Stützpunkte und die Eisenbahn – ins Visier zu neh
men. Dieses Vorgehen stellte die Besatzer vor große Probleme, da sie weder auf 
die Be  kämpfung von Partisanen vorbereitet noch dafür ausgebildet waren. Wie 
ein Offizier, der in Kroatien gekämpft hatte, nach 1945 schrieb, erwartete das ita
lienische Heer „eine Art Ko lo nialkrieg in europäischem Umfeld“18. Tatsächlich 
war es jedoch ein Krieg in feindseliger Um  ge bung gegen hochmobile Truppen
teile, die leicht in der Zivilbevölkerung untertauchen konn  ten.

Am 13. September 1941 gab Grazioli den ersten Erlass heraus, der jede Aktion 
gegen ita lie ni sche Soldaten oder Polizisten unter Todesstrafe stellte. Überdies 
wurde ein Son der gericht ge  schaffen, um die Beschuldigten auf dem schnellsten 
Weg aburteilen zu kön nen19. Nichts des tot rotz sah sich der Hochkommissar, der 
mit einigen Kontingenten Ca ra bi nie ri, Po li zei und Guardia di Finanza über eigene 
Sicherheitskräfte verfügte, harscher Kritik der mi li tä ri schen Führung aus gesetzt, 
weil er nicht in der Lage war, die öffentliche Sicherheit auf recht zu er hal ten. Der 
Konflikt zwischen Zivilverwaltung und den Besatzungstruppen wurde auf einer 
Zu sammenkunft in Ljubljana beigelegt, an der neben Grazioli und Robotti auch 
an de  re Of fi zie re teilnahmen, darunter die Kommandeure der Divisionen „Ison
zo“ und „Gra  na tie ri di Sar deg na“. Die Absprache, die dabei getroffen wurde, lief 
darauf hinaus, dass die Mi li  tärs weit ge hend freie Hand bei der Bekämpfung des 
Aufstands erhielten; dazu zählte auch die alleinige Zu ständigkeit für die Verneh
mung von Gefangenen. Überdies nahmen am 19. No vem ber Mi li tär richter und 
staatsanwälte des Feldgerichts der 2. Armee ihre Arbeit in Ljubl ja na auf, während 
das von Grazioli erst wenige Wochen zuvor eingerichtete Son der tri bu nal von der 
Bildfläche verschwand.

Marco Cuzzi ist der Ansicht, dass sich die eigentliche Wende in der Politik der 
Auf stands   be kämp fung erst mit der Ablösung von Vittorio Ambrosio durch Mario 
Roatta als Ober be fehls ha ber der 2. Armee am 19. Januar 1942 vollzog. Roatta war 
in der Tat davon überzeugt, dass die Rebellion nur dann niederzuschlagen sei, 
wenn die Streitkräfte völlig autonom operieren könnten. Der General konnte sich 
dabei auf ein Dekret Mussolinis stützen, der eben falls am 19. Januar verfügt hatte, 
dass die Verteidigung der öffentlichen Sicherheit den mi litärischen Kom
mandobehörden anvertraut sei, allerdings nach der Anforderung durch den Ho
hen Kom missar für die Provinz Ljubljana. Sollte es die militärische Führung aber 

17 Vgl. Burgwyn, Impero sull’Adriatico, S. 144 f.
18 Giuseppe Angelini, Fuochi di bivacco in Croazia, Rom 1946, S. 310.
19 Vgl. Cuzzi, Occupazione, S. 141; das Folgende nach ebenda, S. 148 ff.
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für notwendig halten, so fort einzugreifen, konnte sie dies tun; sie musste die Zivil
verwaltung lediglich über ihr Vor ge hen informieren20.

Gestärkt durch diese Befugnisse, entschied sich Roatta für einen neuen Kurs 
im Kampf gegen die Rebellen, und zwar im gesamten Operationsgebiet seiner 2. 
Armee. Ro botti und Grazioli lie ßen einen gigantischen Zaun um Ljubljana errich
ten. Am 23. Februar 1942 war die Stadt Ziel einer ausgedehnten Säuberungsakti
on, die von Grenadieren, Schwarz hem den, Polizisten und Carabinieri durchge
führt wurde und die zur Kontrolle Tausender junger Men schen und zur 
Verhaftung von über 200 Personen führte. Eine Woche später, am 1. März, fasste 
Roatta die Grundlinien seiner Strategie zur Bekämpfung der Widerstandsbewe
gung in der be rüch tig ten Anweisung „3C“ zusammen21. Auf etwa 20 Seiten ver
suchte der Ober be fehls  haber der 2. Ar mee zu begründen, warum die Lage eine 
repressive Kurskorrektur er ford erte. Zunächst un ter strich Roatta die Tatsache, 
dass das Königliche Heer in Slowenien einen ve  ritablen Krieg führ te. Es sei folg
lich nötig, alle Eigenschaften zu vergessen, die den „guten Ita lienern“ ge mein hin 
zugeschrieben würden. Die Soldaten müssten ein feindseligeres und ag gres siveres 
Ver halten gegenüber der Zivilbevölkerung an den Tag legen22. Im Einzelnen ord
nete der Ober befehlshaber an, Geiseln zu nehmen, die zur Vergeltung von An
schlägen er schossen wer den sollten, wenn man der Verantwortlichen nicht hab
haft werden konnte (ohne allerdings Zah len zu nennen). Er gab Anweisungen, 
wie und in welchen Fällen Häuser oder ganze Dör fer niedergebrannt werden 
sollten, und er befahl, Familien in Kon zen tra tions lager zu ver brin gen, deren 
männliche Mitglieder zwischen 16 und 60 Jahren ohne nach voll zieh baren Grund 
ab wesend waren. In diesem Zusammenhang ließ Roatta seine Untergebenen wis
sen: „Es sei aus drücklich darauf hingewiesen, dass übertriebene Reaktionen kei
nesfalls ver  folgt werden, wenn sie in guter Absicht erfolgt sind.“

Damit stellte der General praktisch allen Soldaten einen Blankoscheck aus, die 
bei Ope ra tio nen gegen Partisanen eingesetzt waren. In dieselbe Richtung wies 
auch ein weiterer Befehl Roattas vom 7. April 1942:

„Während laufender Operationen sind wehrfähige Männer in folgenden Fällen 
wie Rebellen zu behandeln, auch wenn sie nicht mit der Waffe in der Hand aufge
griffen werden: wenn sie in unmittelbarer Nachbarschaft von Re   bellengruppen und 
unter Umständen gefangen genommen werden, die es offensichtlich erscheinen 
lassen, dass sie am bewaffneten Kampf teilgenommen haben; wenn sie nicht in 
unmittelbarer Nachbarschaft von Re bel len  gruppen gefangen genommen wer
den, aber in einem Gebiet, in dem Kampfhandlungen statt gefunden haben oder statt-
finden, und wenn sie Uniformen oder Uniformteile, Abzeichen, die ihre Ban

20 Vgl. ebenda, S. 165 f.; das Dekret findet sich im Archivio dell’Ufficio Storico dello Stato Mag
giore dell’Eser  ci to, Rom (künftig: AUSSME), M3/325.

21 Vgl. Tone Ferenc, Si ammazza troppo poco. Condannati a morte, ostaggi passati per le armi 
nella provincia di Lubiana: 1941–1943. Documenti, Ljubljana 1999; Massimo Legnani, Il 
„ginger“ del generale Roatta, in: Ita lia contemporanea 209/210 (1997/98), S. 155–174.

22 Vgl. Gianni Oliva, „Si ammazza troppo poco“. I crimini di guerra italiani 1940–43, Mailand 
2006, S. 173–201; das vorstehende und das folgende Zitat in: Ebenda, S. 174 u. S. 183.
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den zu  gehörigkeit zeigen, militärische Ausrüstungsgegenstände, Munition und 
Sprengstoff bei sich tragen. Ver wun de te (nach ihrer Genesung) und wehrfähige 
Männer unter 18 Jahren, die unter den geschilderten Umständen ge fan  gen ge
nommen werden, sind den zuständigen Gerichten (außerordentlichen und or
dentlichen) zuzuführen.“

Aufständische sollten auf folgende Art und Weise behandelt werden:

„Die Rebellen, die mit der Waffe in der Hand aufgegriffen werden, sind sofort an 
Ort und Stelle zu erschießen. Da von ausgenommen sind Verwundete und unver
sehrte Männer unter 18 Jahren, die (erstere nach ihrer Ge ne sung) den außeror
dentlichen Gerichten zugeführt werden, sowie Frauen, die an die ordentlichen 
Gerichte über stellt werden.“23

Die zuständigen italienischen Dienststellen entschieden sich zudem dafür, Be völ
ke rungs grup pen, denen man feindselige Absichten unterstellte, in großem Stil zu 
internieren. Zu diesem Zweck errichtete man Konzentrationslager, in denen – wie 
zum Beispiel auf der Insel Rab – un menschliche Bedingungen herrschten; depor
tiert wurden Arbeitslose, Flüchtlinge, Bettler, Wai sen, Studenten, Lehrer, Ange
stellte, Freiberufler, Pfarrer, Arbeiter, die nach 1922 aus Ju lisch Venetien nach 
Slowenien gekommen waren, sowie ehemalige italienische Militär an ge hö rige mit 
Wurzeln in Julisch Venetien. Mussolini spornte Roatta zusätzlich an, als er wäh
rend einer Zusammenkunft in Fiume am 23. April 1942 erklärte, er habe die Situ
ation in Slo wenien satt, zumal „Ljubljana eine italienische Provinz“ sei. Roatta bat 
um die Ver fü gungs  ge walt über alle Sicherheitskräfte, worauf Mussolini antwor
tete: „Aber ja: die kö nig li chen Ca ra bin ieri, die Finanzpolizei, die Grenzschutz
Miliz, die Beamten der Si cher heits po li zei – auch die in Zivil – stehen bereit.“ Wei
ter erklärte der Diktator: „Die Lage ist dann am güns tigsten, wenn der Feind tot 
ist. Man muss also für viele Geiseln sorgen und Er schie ßun gen jedes Mal anord
nen, wenn sie nötig sind.“24 Einige Wochen später, Ende Juli 1942, hielt Mus so lini 
eine Rede in Gorizia, in der er Roattas Politik uneingeschränkt gut hieß. Dabei fiel 
auch der berüchtigte Satz, man müsse „dem Terror der Partisanen mit Feuer und 
Schwert be geg nen“25. Diese Politik der Gewalt, die die politische und die militä
rische Füh rung ins Werk setzten, wurde von den Soldaten im Feld entschlossen 
umgesetzt.

23 Der Befehl vom 7. 4. 1942 findet sich unter: www.criminidiguerra.it. Vgl. auch Burgwyn, Im
pero sull’Adria tico, S. 183, und Giorgio Rochat, Le guerre italiane 1935–1943. Dall’impero 
d’Etiopia alla disfatta, Turin, 2005, S. 370, der davon ausgeht, dass die zitierten Bestimmun
gen der Anweisung „3C“ nur für den Fall der Re  aktion auf einen Angriff galten.

24 AUSSME, M3/325, Unterlagen über die Zusammenkunft am 23. 5. 1942 in Fiume; vgl. auch 
Burgwyn, Impero sull’Adria tico.

25 Rodogno, Nuovo ordine mediterraneo, S. 405. Der vollständige Text findet sich bei Ugo Ca
vallero, Comando su  premo. Diario 1940–43 del Capo di S.M.G., Bologna 1948, S. 297 ff. Die 
Presseberichterstattung fiel selbst verständlich anders aus; vgl. Cronache della guerra vom 
8. 8. 1942: „Ferme parole del Duce a Gorizia“.
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2. Die Division „Granatieri di Sardegna“ im Kampf gegen den slowe-
nischen Widerstand

Als die Grenadiere im Mai 1941 in Slowenien ankamen, sahen sie sich einer miss
trauischen Be völkerung gegenüber. Im Herbst hatte sich die Situation bereits 
deutlich verschlechtert. Am 22. Oktober erließ der Kommandeur der Division 
„Granatieri di Sardegna“, General Taddeo Or   lando, verbindliche Anweisungen 
an seine Männer, da die „Übergriffe und Attentate“ das Aus maß „regelrechter mi
litärischer Handstreiche“ angenommen hätten26. Nachdem er ei   nige operative 
Dispositionen getroffen hatte, fuhr der General fort:

„Die Reaktion auf eventuelle Angriffe in Ortschaften hat entschieden und ener
gisch zu er fol gen, ohne Zögern und ohne falsches Mitgefühl. Wenn Angriffe in 
Dörfern erfolgen, ist es of fen sichtlich, dass die Einwohner zu den Komplizen ge
hören. Wer uns auf diese Weise an greift, mag schuldig sein oder nicht – in jedem 
Fall ist er ein Unterstützer. Maßnahmen – auch radikale – sind umgehend und 
ohne Verzögerung zu ergreifen.“

Dieser Befehl erinnert in Vielem an den Befehl Albert Kesselrings im März 1944 
zur Be kämp  fung der italienischen Resistenza27. Im Kriegstagebuch der Division 
„Granatieri di Sar deg na“ vom 11. November 1941 steht zu lesen:

„Die Rebellen haben sich in Banden von 50–70 Männern zusammengeschlossen, 
die in Gruppen von 15–20 Mann ope rieren, wobei sie sich nicht nur ihrer per
fekten Ortskenntnis bedienen, sondern sich auch das Zusam menleben mit der 
Zivilbevölkerung zu Nutze machen, das ihnen die Möglichkeit bietet, sich bei 
Gefahr in fried liche Bürger zu verwandeln.“28

Die Wut der Soldaten, die bei der Aufstandsbekämpfung eingesetzt waren, rührte 
nicht zuletzt von der Unmöglichkeit her, Freund und Feind voneinander zu un
terscheiden und die Rolle der Zivilbevölkerung richtig einzuschätzen, auch wenn 
das Kriegstagebuch der „Granatieri di Sar deg na“ an der selben Stelle die Notiz 
enthält, die Zivilbevölkerung werde häufig mit dem Tode bedroht, um sie zu zwin
gen, die Partisanen mit Lebensmitteln zu versorgen oder ihnen Unterschlupf zu 
gewähren29. Die Eskalation der Gewalt war freilich auch der Verachtung ge
schuldet, die die italienischen Soldaten den Einheimischen entgegenbrachten, 
wie auch aus ei nem langen Memorandum hervorgeht, das die Generäle Orlando 

26 AUSSME, DS II/509, Befehl vom 22. 10. 1941; das folgende Zitat findet sich ebenda.
27 Vgl. dazu Lutz Klink ham mer, Zwischen Bündnis und Besatzung. Das nationalsozialistische 

Deutsch land und die Re  publik von Salò 1943–1945, Tübingen 1993, S. 443 ff.
28 AUSSME, DS II/509, Kriegstagebuch der Division „Granatieri di Sardegna“ für November/

Dezember 1941.
29 Zum Widerstand in Slowenien vgl. Tone Ferenc, I partigiani nei Balcani. Il caso jugoslavo, 

in: Pier Paolo Poggio/Bruna Micheletti (Hrsg.), La guerra partigiana in Italia e in Europa, 
Brescia 1997, S. 101–113 (Annali della Fondazione Micheletti 8).
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und Robotti Ende No vember 1941 für ihren Oberbefehlshaber Vittorio Ambrosio 
verfassten. Sie analysierten da bei die po litische und militärische Lage in Slowe
nien und kamen bezüglich der Bevölkerung in der Provinz Ljubljana zu dem 
Schluss:

„20 Jahre serbischer Vorherrschaft haben insbesondere der jungen Generation 
[Ideen und Vor stellungen] ein ge flößt, die die positiven Auswirkungen der deut
schen Kul tur zu einem großen Teil zerstört haben, die diese Hand voll Slawen mit 
großer Mühe auf ein europäisches Niveau gehoben hatte. In der Tat ist der schar
fe Kontrast zwi schen der Mentalität der alten Generation – konservativ, ordnungs
liebend, respektvoll, wenn auch scheinheilig, unterwürfig und förmlich – und 
der Mentalität der neuen unübersehbar: in ihrem anti ita lienischen Hass nicht 
zu bän digen, der die ganze Palette balkanischer Wildheit zeigt, vom trivialen An
spucken bis zum mörderischen Hin terhalt und zum Banditentum. Heute lässt 
sich diese letztere Mentalität nur durch wir kungs volle Ausübung von Macht be
herrschen, da sie jede Form von Großzügigkeit verachtet, die – in über triebe ner 
Fantasie – als Schwä che oder Feigheit erscheint. Macht und Stärke dürfen aber 
nicht alleine stehen, sondern müs sen von ak ti ver, tatkräftiger Überzeugungsar
beit begleitet werden, wobei auch diese zunächst Zwangs cha rak ter haben wird, 
um äußere Einflüsse einzudämmen und auszuschalten, die den tief verwurzelten 
Hass gegen Ita lien schüren und für ihre eigenen Kriegsziele nutzen.“30

Die rassische Differenz zwischen Besatzern und Besetzten sollte überdies auch 
während der Säu  berungsaktionen stets präsent gehalten werden. Im Februar 
1942, als Ljubljana durch ei nen Stacheldrahtzaun und engmaschige Personen
kontrollen vom Umland abgeschnitten wur de, gab Orlando die Anweisung, dass 
Häuser von Italienern nicht durchsucht werden sollten, „auch um das Prestige 
unserer Rasse gegenüber der Bevölkerung zu wahren“31. Einen Monat später be
fahl der Kommandeur der „Granatieri di Sardegna“, den James Burgwyn als 
„pom pös“ charakterisiert hat, dass alle Zivilisten beim Vorbeimarsch italienischer 
Soldaten die Kopf  bedeckung abzunehmen und mit dem römischen Gruß zu salu
tieren hätten32.

Trotz der Här te, mit der die slowenische Widerstandsbewegung bekämpft wur
de, gelangen ihr spek ta ku läre Aktionen. Im März 1942 startete die OF zahlreiche 
Operationen gegen die ita lie nischen Be satzer, darunter ein Attentat auf General 
Oxilia, den Militärattaché an der italieni schen Bot schaft in Zagreb. Die italie
nischen Soldaten reagierten mit großer Entschlossenheit, wie Mar co Cuzzi be
tonte. Ihre „Frus tra tion hatte ein besorgniserregendes Ausmaß erreicht und rief 
Hass und Rachsucht gegen die Be  völkerung hervor“33. Am 23. März führten 
Schwarz hemden des der Division „Granatieri di Sar degna“ unterstellten 3. Ge

30 Das Memorandum findet sich unter: www.criminidiguerra.it.
31 AUSSME, DS II/509, Befehl vom 26. 2. 1942.
32 Burgwyn, Impero sull’Adria tico, S. 310.
33 Cuzzi, Occupazione, S. 184.
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birgsbataillons „Mon viso“ eine Säu berungsaktion bei Lipoglav durch, nachdem 
in diesem Gebiet eine Patrouille der Grenz schutzMiliz angegriffen worden war. 
In einem Feuergefecht starben vier Par ti sa nen, drei weitere Slowenen wurden an
schlie ßend erschossen. Einer der Toten hatte Ge gen stän de bei sich, die einem der 
Milizionäre ge hörten, der am Tag zuvor sein Leben verloren hat te, ein zweiter 
hatte sich unter einem Bett ver steckt, und ein dritter „zeigte noch immer Spu ren 
an den Schultern, die vom stundenlangen Tra gen eines Rucksacks stammten“34. 
Schließ lich wur den die Dörfer Velichi Lipoglav und Malo Lipoglav zerstört sowie 
alle Nutz tiere als Beute abtransportiert.

Das 2. Grenadierregiment verhielt sich kaum anders. Nach einer Säuberungs
aktion am Berg Pug led, die kein Ergebnis außer der Festsetzung von 500 Personen 
gebracht hatte, wurden zwei Verdächtige erschossen, von denen sich einer der 
Anklage ausgesetzt sah, zwei Ba jo net te, einen Sack Hartkekse, zwei Gasmasken, 
zwei MilitärDecken und eine Feldjacke zu be sit zen. „Er war überdies, so berichte
ten die Einwohner von S. Lenart, ein bekennender Kom mu nist.“35 Der Regiments
kommandeur schloss seinen Einsatzbericht mit dem Satz: „Um die Ein woh  ner 
von Podlipoglav zu bestrafen, die mit den Rebellen zusammengelebt hatten, be
fahl ich, das Dorf anzuzünden.“36

Im April 1942 führte das 1. Grenadierregiment eine Säuberungsaktion in Preža 
durch, wo sich – so hieß es – das Hauptquartier der Widerstandsbewegung befin
den sollte. Die Grenadiere brachen am 26. April gegen 10 Uhr 30 in fünf Marsch
kolonnen auf und kreisten das Dorf ein. Nach einem kurzen Schusswechsel, der 
zwei Partisanen das Leben kostete, besetzten die Ita liener den Ort, in dem sie nur 
zwei Familien mit insgesamt sieben Personen (alte Menschen und Kinder) antra
fen. Nachdem sie ein Haus angezündet und vier Rinder mitgenommen hat ten, 
kontrollierten sie die nahe gelegenen Waldgebiete, wo sie neun Personen auf
spürten und töteten, von denen einer mit einem Gewehr bewaffnet war37. Das 
Missverhältnis von Toten und aufgefundenen Waffen liegt auf der Hand; bei den 
Toten handelte es sich ver mut lich um Zivilisten, die geflohen waren, um nicht in 
Kampfhandlungen verwickelt zu wer den.

Im Juni desselben Jahres ließ Robotti auf Anweisung seines Oberbefehlshabers 
Roatta eine aus gedehnte Säuberungsaktion gegen Ljubljana durchführen, das 
eine Art von großem Kon zen t ra tions lager geworden war. Dabei machte sich Gene
ral Orlando in besonderer Weise der Kom plizenschaft schuldig, „da er Robottis 
Anweisungen mit Eifer in die Tat umsetzte und Uni versitätsstudenten aller Art aus 
Ljubljana evakuierte“38. Während dieser Operation wurden 17.076 Slowenen ver
haftet, von denen 2663 den Weg in italienische Konzentrationslager fan  den. Zu
gleich wurden 31 Geiseln als Vergeltungsmaßnahme erschossen. Burgwyn be

34 AUSSME, DS II/677, Bericht des MilizOffiziers L. vom 26. 3. 1942.
35 AUSSME, DS II/677, Bericht von Oberst Latini vom 26. 3. 1942.
36 Ebenda. Das Photo des Obersten ist im Museum der Grenadiere in Rom zu sehen, zusammen 

mit anderen Erinnerungsstücken aus dem Krieg in Slowenien, darunter auch Fahnen und 
Waffen der Partisanen.

37 AUSSME, DS II/677, Bericht von Oberst Dal Negro vom 27. 4. 1942.
38 Burgwyn, Impero sull’Adria tico, S. 142; das folgende Zitat findet sich ebenda.
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hauptet, dass Ende Juli 1942 etwa ein Viertel alle erwachsenen Männer Ljubljanas 
von den Ita liener „in Gewahrsam“ genommen worden sei. Nach einem von Orlan
do gezeichneten Be richt ging es darum, „bestimmte Personenkreise ungeachtet 
ihrer politischen Über zeu gun gen los zu werden“, wobei die Schuldfrage freilich 
nicht vernachlässigt werden sollte. Dabei gal ten die Studenten als größtes Pro
blem für die öffentliche Sicherheit; Orlando schrieb, man habe „gut 2000 von ih
nen aus dem Verkehr gezogen“39.

Die Wut unter den Besatzungstruppen war schließlich so groß, dass man auch 
daran dachte, Giftgas zur Bekämpfung der Widerstandsbewegung einzusetzen. 
Wer diesen Vorschlag machte, ist nicht bekannt, aber man weiß, dass er von Roat
ta und von Robotti in Erwägung gezogen wurde. Der Oberbefehlshaber der 2. Ar
mee schrieb am 12. März 1942 an Vittorio Ambrosio, den Chef des Generalstabs 
des Heeres, der Einsatz von Giftgas sei aus juristischer Perspektive dadurch ge
rechtfertigt, dass die Partisanen nicht als „legitime Kombattanten“ an zusehen 
seien40. Dennoch riet Roatta davon ab, um nicht die Zivilbevölkerung zu involvie
ren und um keinen gefährlichen Präzedenzfall zu schaffen41. Robotti äußerte sich 
ähn lich, auch wenn er die Zivilbevölkerung unerwähnt ließ und nur auf die Ge
fahr des Prä ze denz falls zu sprechen kam42.

Im Frühjahr 1942 musste sich die Division „Granatieri di Sardegna“ aller Ge
genmaßnahmen zum Trotz fast täglich Angriffen der Widerstandsbewegung er
wehren. Dabei kam es zu veri tablen Gefechten, die auch mit herben Niederlagen 
enden konnten. So geriet etwa eine Kampfgruppe der Grenadiere am 7. Mai auf 
dem Rückmarsch von einer Säuberungsaktion bei DobrovaHorjul in einen Hin
terhalt. Im Kugelhagel der Partisanen starben 33 Grenadiere, darunter der Kom
mandeur des 2. Regiments; 78 weitere wurden verwundet43. Der zuständige Feld
kaplan berichtete später:

„Als die Fahrzeugkolonne ein überaus enges Tal erreichte, erhielt sie von allen 
Seiten wütendes Feuer aus au to ma tischen Waffen. Die überraschten Soldaten bra
chen in Panik aus, die es nicht zuließ, irgendeine Verteidigung zu organisieren. 
Die Fahrzeuge, deren Reifen unbeschädigt geblieben waren, fuhren mit Höchst

39 Das Dokument ist abgedruckt in: Giuseppe Piemontese, Ventinove mesi di occupazione ita
liana nella provincia di Lubiana. Considerazioni e documenti, o.O. 1946, S. 67.

40 Durch das Königliche Dekret 1415 wurden 1938 Soldaten des Gegners nach ihrer Gefangen
nahme zahlreiche Rechte eingeräumt; dasselbe galt auch für Zivilisten, die sich spontan zur 
Verteidigung ihrer Heimat zusammenfanden, allerdings nur, solange das fragliche Gebiet 
nicht besetzt war. Nach der Besetzung sah die italienische Gesetzgebung keine Schutzrechte 
mehr für solche Kombattanten vor, und zwar auch dann nicht, wenn diese ihre Waffen offen 
trugen und die Regeln des Kriegsvölkerrechts respektierten. Vgl. Burgwyn, Impero sull’Adria
tico, S. 354 ff.

41 AUSSME, M 3/84, Mario Roatta an Vittorio Ambrosio vom 12. 3. 1942.
42 AUSSME, M 3/84, Mario Robotti an Vittorio Ambrosio vom 20. 3. 1942; eine Zusammenfas

sung findet sich auch bei Burgwyn, Impero sull’Adria tico, S. 358.
43 AUSSME, DS II/998, Kriegstagebuch der Division „Granatieri di Sardegna“ für Mai/Juni 

1942.
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geschwindigkeit weiter. Aber unglücklicherweise überschlug sich eines davon 
und versperrte den Nachfolgenden den Weg. Es war ein echtes Gemetzel.“44

Die Division reagierte auf diesen Überfall mit besonderer Härte. Soldaten des 1. 
Regiments er schossen in den nächsten Tagen im Gebiet von DobrovaZadelBab
na GoraVeternik 26 Men schen als Rebellen; 14 weitere fielen am 11. Mai einer 
Vergeltungsaktion im Dorf Črni Po  tok zum Opfer45. Wie die Todeskandidaten aus
gewählt wurden, schilderte wieder der Feld kaplan:

„Das erste Bataillon erhielt nach der Niederlage den Befehl, im Felde zu bleiben, 
um das Gebiet zu durch käm men. Alle wehrfähigen Männer wurden gefangen ge
nommen, in den Häusern, im Wald, wo immer man ihrer hab haft werden konnte; 
insgesamt waren es etwa 70. Dann gab es ein summarisches Verfahren; Ergebnis: 
14 Männer wur den zum Tode verurteilt.“46

In Ljubljana kam es zwischen dem 11. und dem 29. Mai als Repressalie zur Er
schießung von 40 politischen Gefangenen47. Einige Wochen später, am 28. Juni, 
wurde ein Ei sen bahn trans port angegriffen, der – bewacht von einer Hundert
schaft italienischer Sicherheitskräfte – über 600 Slowenen aus Ljubljana in das 
Konzentrationslager von Gonars bringen sollte. Die Par ti sa nen brachten den Zug 
mit Hil fe eines Signals zum Stehen, eröffneten das Feuer und hin der ten das Wach
personal daran, ihre Waggons zu verlassen. Sie brachen die Schlösser der Vieh
wag gons auf und sorgten da für, dass alle Gefangenen fliehen konnten. Der Trans
port traf folg lich am nächsten Morgen leer in Postumia ein48 .

Daraufhin schrieb General Roatta einen Brandbrief an Mario Robotti. „Ich 
halte es für not wen  dig“, so der Oberbefehlshaber der 2. Armee, „eure Exzellenz 
auf die schwerwiegende Tat  sa che aufmerksam zu machen, dass die Operationen 
unserer Streitkräfte in Slowenien der Lä  cher  lichkeit preisgegeben werden.“49 
Über Robottis Reaktion wissen wir nichts, aber es spricht viel dafür, dass er ein 
Schreiben ähnlichen Inhalts an seinen Untergebenen Orlando ge richtet hat, der 
sich am 8. Juli zu einer Antwort gezwungen sah, in der er die Schuld an die sem 
Desaster den Carabinieri in die Schuhe schob, die für die Organisation der Trans
porte ver  ant wort lich waren50.

Über solche spektakulären Aktionen hinaus griffen die Partisanen häufig die 
Pos  ten an, die zum Schutz der Eisenbahnlinien eingerichtet worden waren, und 
unterbrachen lau  fend die Schien enverbindungen. Dadurch zwangen sie die Gre
nadiere zu ebenso lang wie rigen wie nervtötenden Wachdiensten, die zu den täg

44 Pietro Brignoli, Santa Messa per i miei fucilati. Le spietate rappresaglie italiane contro i par
tigiani in Croazia dal diario di un cappellano, Mailand 1973, S. 15.

45 AUSSME, DS II/998, Bericht General Orlando vom 18. 5. 1942.
46 Brignoli, Santa Messa, S. 16.
47 Vgl. Cuzzi, Occupazione, S. 199.
48 Der diesbezügliche Bericht in: AUSSME, M3/325.
49 AUSSME, M3/325, Mario Roatta an Mario Robotti vom 2. 7. 1942.
50 AUSSME, M3/325, Taddeo Orlando an Mario Robotti vom 8. 7. 1942.
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lichen Säuberungsaktionen kamen, die nur selten zu Ergebnissen führten51. Angst 
und Schrecken unter den Soldaten waren so groß, dass Or lan do mit Blick auf die 
Anweisung „3C“ seinen Offizieren im Juni 1942 einige Punkte ins Ge dächt nis ru
fen musste:

„Sätze wie diese sind mittlerweile Gemeinplätze geworden: Es heißt ‚Wir werden 
an ge grif fen‘, wenn nur einige Schüs se auf Unterkünfte abgegeben werden, wo
bei man die Cha rak te ris tik des Angriffs, die im Wesentlichen in der Verbindung 
von Bewegung und Feuer be steht, mit der verwechselt, die in Wirklichkeit nur 
Störaktionen ei gen ist. Es heißt ‚Wir sind um zin gelt‘, wenn von mehr als einer 
Stellung Schüsse (immer mit dem Ziel zu stören) auf die Un ter künfte abgegeben 
werden. […] Den meisten Offizieren fehlt die nötige Gelassenheit – eine we sent
liche Gabe für einen Frontsoldaten, um den Geschehnissen und Unwägbarkeiten 
des Krieges zu begegnen.“52

Es herrschte demnach eine Atmosphäre erdrückender Frustration, in der nicht 
nur die Sol da ten lebten, sondern mit der auch die Führung der Besatzungsstreit
kräfte zu kämpfen hatte, al len voran Roatta und Ambrosio, denen es nicht gelang, 
mit der Widerstandsbewegung fertig zu werden. Sie fühlten sich im Gegenteil 
durch Aktionen wie den Überfall auf den Ge fan ge nen transport nach Gonars der 
Lächerlichkeit preisgegeben.

3. Das Unternehmen „Frühling“ und die Säuberungsaktion am Krimberg

Nach dem Ende des Winters begannen Roatta und Robotti damit, Einsatzpläne 
auszuarbeiten, um der slowenischen Widerstandsbewegung einen harten Schlag 
zu versetzen, die eine ihrer Hoch burgen auf dem Krimberg im Dinarischen Ge
birge südöstlich von Ljubljana hatte. Die Ak tion gegen die Partisanen auf dem 
Krimberg sollte sich im Rahmen des umfassenderen Un ter nehmens „Frühling“ 
vollziehen, das die Auflösung kleiner Stützpunkte und die Zu sam men fas sung der 
Truppen in 12 Garnisonen in den Siedlungszentren des Landes vorsah. Roattas 
neue Strategie zielte darauf ab, nicht mehr das ganze Land durch ein engma
schiges Stütz punkt netz zu kon trollieren und auf Angriffe zu warten, sondern mit 
starken Kampfgruppen aus zurücken und den Feind aus seinen Verstecken zu ja
gen. „Es ist notwendig“, wies der Oberbefehlshaber der 2. Armee am 8. Juni 1942 
die ihm unterstellten Truppenteile an, „wie im Kolonialkrieg ein Stütz punkt netz 
mit dem Einsatz mobiler Kampfgruppen zu ver bin den.“53 Die Kampfgruppen 
sollten so energisch und entschlossen wie nur möglich vorgehen. Sie hatten den 

51 Allein für Mai 1942 verzeichnet das Kriegstagebuch der Division „Granatieri di Sardegna“ elf 
Säuberungs ak tio nen.

52 AUSSME, DS II/998, Kriegstagebuch der Division „Granatieri di Sardegna“ für Mai/Juni 
1942, Anlage 29 vom 13. 6. 1942.

53 AUSSME, M3/84, Anweisung General Roattas vom 8. 6. 1942; das folgende Zitat findet sich 
ebenda.
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Auftrag, jeden Gegner und jeden, der diesen Gegner unterstützte, ebenso rasch 
wie unerbittlich auszuschalten. „Im Ein satz ist jeder, der sich feindselig zeigt oder 
die Re bel len unterstützt, sofort mit der Waf fe zu erledigen.“ In diesem Kontext 
entstand auch die Idee ei ner gro ßen Sommeroffensive gegen die Aufständischen, 
die zwei bis drei Monate dauern und in meh rere Teiloperationen zerfallen sollte.

Am 29. Juni genehmigte das Oberkommando der 2. Armee, das in jenen Tagen 
die Be zeich nung Comando superiore Slovenia Dalmazia (kurz Supersloda) führte, ei
nen Operationsplan des XI. Armeekorps, der dem Feind „eine gehörige Tracht 
Prügel“ verabreichen sollte, um mit Roattas Worten zu sprechen54. Es handelte 
sich um eine groß angelegte Säuberungsaktion in der ganzen Provinz, die das Ziel 
hatte, Slowenien von den „kommunistischen Banditen“ zu be  freien. Mit der Ope
ration unter dem Oberfehl von General Robotti wurden hauptsächlich die Divisi
onen „Granatieri di Sardegna“ und „Cacciatori delle Alpi“ betraut, unterstützt von 
Tei len der Divisionen „Isonzo“ und „Mace rata“ sowie von weiteren Einheiten; 
auch ein Ein satz der Luftwaffe war vorgesehen. Um die Grenadiere im Sicherungs
gürtel um Ljubljana zu er  setzen, wurde eine Abteilung der faschistischen Miliz 
dorthin verlegt, die dem Schwarz hem  denGeneral Renzo Montagna unterstand.

Der Einsatzplan war recht einfach gestrickt. Die beiden Regimenter der Divisi
on „Granatieri di Sardegna“ sollten die Operation mit einem Angriff auf den 
Krimberg von Südwesten her er öf fnen, die Divisionen „Isonzo“ und „Mace rata“ 
sollten zugleich von Süden, die Division „Caccia   tori delle Alpi“ und ein Bataillon 
ausgewählter Schwarzhemden von Osten und Nord westen vorrücken. Dann 
sollten die beiden Grenadierregimenter einschwenken und den Ein schlie  
ßungsring im Norden komplettieren55.

Um die Operation vorzubereiten, traf sich General Robotti im Hauptquartier 
der Division „Gra     natieri di Sardegna“ mit den wichtigsten beteiligten Offizieren. 
Der Divisions kom man deur, General Orlando, machte sich die Grundgedanken 
der Anweisung „3C“ zu eigen, als er er     klärte, der Krieg in Jugoslawien sei an 
einem Punkt angekommen, an dem man es sich nicht mehr leisten könne, „Nach
sicht oder Toleranz“ zu üben; „jede Schwäche wäre ein un ver zeih li cher Fehler“56. 
Dieser Feststellung entsprach ein Befehl, den das Kommando des XI. Armee
korps am 7. Juli herausgab und der besagte, dass jede Person erschossen werden 
müsse, die in der Lage sei, Waffen zu tragen und in der Gefechtszone angetroffen 
werde.

Am 14. Juli gab Robotti mit einem verschlüsselten Funkspruch an die unter
stellten Truppen teile den Startschuss für die Operation: „Das besagte Fest wird am 
16. des laufenden Monats um 9 Uhr beginnen.“57 Am 15. Juli ließen Grazioli und 
Robotti überall einen Erlass an schla gen, der jedem mit sofortiger Erschießung 

54 Cuzzi, Occupazione, S. 216.
55 Die Operationspläne in: AUSSME, DS II/1005, sowie abgedruckt bei Cuzzi, Occupazione, 

Anlage 15.
56 Ferenc, Provincia italiana, S. 421. Im Laufe seiner Ausführungen warnte Orlando die Offizie

re auch vor den negativen Folgen von Diebstahl und Plünderung, die der feindlichen Propa
ganda das Geschäft erheblich er leich tern würden. Zum Folgenden vgl. ebenda, S. 468 f.

57 AUSSME, M3/325, Funkspruch, gez. Mario Robotti, vom 14. 7. 1942.
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drohte, der sich feindselig gegen ita lie ni sche Trup pen oder Behörden zeige, der 
mit Waffen, Munition oder Sprengstoff über rascht wer de, der Par tisanen unter
stütze oder der falsche Papiere besitze. Schließlich sollten auch al le „wehr fä hi gen 
Männer“ ihr Leben verwirkt haben, die sich „ohne triftigen Grund in der Kampf
 zone aufhielten“. Zudem wurde die Bevölkerung davon in Kenntnis gesetzt, dass 
alle Ge  bäude „dem Erdboden gleichgemacht“ würden, von denen Angriffe auf 
die ita lie ni schen Trup pen ausgingen; dasselbe galt für Gebäude, in denen Waf
fen, Munition, Sprengstoff und Kriegs gerät gefunden würden, sowie für Wohn
häuser, in denen Partisanen Unterschlupf ge  fun den hätten58.

Am 16. Juli, dem ersten Tag der Offensive, richtete Robotti eine Proklamation 
an seine Sol da ten:

„Heute beginnt der schöne Marsch über die Felder und durch die Wälder Itali
enischSloweniens gegen die Gruppen kom munistischer Banditen im Sold der 
Feinde Italiens, die unsinnigerweise glauben, die italienischen Soldaten auf
halten zu können. Auf diesem Marsch geht es für uns darum, die Meuchelmörder 
unserer Kamera den auf zuspüren und zu bestrafen, die Schlächter zahlreicher 
Slowenen, die auch Frauen und Kinder niederge metzelt ha ben, und darum, die 
Bewohner der friedlichen Bauerndörfer, die wir in den ersten Tagen unserer 
Be satzung wie Brüder geachtet und beschützt haben, von den Partisanen zu be
freien, die weder Gesetz noch Glau ben ken nen. Seid noch einmal Legionäre der 
Zivilisation und übersetzt diese Ei genschaften des ita lie ni schen Bürgers und Sol
daten aus der edlen Einsicht, die aus römischer Zeit stammt, in entschlossenes 
und scho nungs lo ses Handeln gegen den bös artigen Feind, in Hilfe und Unter
stützung für die Schwachen, die ohne Schuld vom Sturm fortgerissen wur den, 
und in Milde gegenüber denen, die ihre Haltung geändert und ihre Waffen recht
zeitig niedergelegt haben. Das Pres tige Italiens und unseres Heeres steht über 
allem.“59

Das Kriegstagebuch der Division „Granatieri di Sardegna“ lässt eine detaillierte 
Re kon struk tion der Operation zu. Die Grenadiere erhielten den Befehl, das Ge
biet um den Krim berg zu säu bern. Die Funksprüche General Orlandos an das 
Kommando des XI. Armeekorps machen die Blutspur gleichsam Schritt für 
Schritt nachvollziehbar, die seine Division hinterließ60. Vom 16. bis zum 19. Juli 
wurden elf Rebellen im Kampf getötet und weitere erschossen. Am 22. Juli griffen 
Schwarzhemden der faschistischen Miliz 31 Personen auf und übergaben sie den 
Grenadieren, die 18 in Šentvid erschossen. Am 29. Juli wurden 17 „kommunis
tische Ban di ten“ im Kampf getötet, ein weiterer wurde erschossen. Am 31. Juli 
fielen zwei „Banditen“ im Kampf, neun wurden erschossen, einen Tag später star
ben 23 Rebellen bei Gefechten, drei wur den erschossen. Am 8. und 9. August wa

58 AUSSME, M3/84.
59 Archivio Centrale dello Stato (künftig: ACS), T 821/217; ein Faksimile findet sich bei Ferenc, 

Si ammazza troppo poco, S. 181.
60 AUSSME, DS II/1005, Funksprüche vom 22.7., 29.7., 31.7., 1.8., 9.8. u. 10. 8. 1942.
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ren es sechs Widerstandskämpfer, die im Kampf ihr Leben verloren und 12, die 
erschossen wurden. Am 10. August wurden fünf Aufständische er schossen und 
122 verhaftet. Zwischen dem 14. und dem 23. August starben weitere 100 Men
schen als Rebellen im Kampf, 36 wurden er schos sen. Als Beute fielen den italie
nischen Sol daten 30 Gewehre und sieben Pistolen in die Hän de61. Im selben Zeit
raum hatte die Di vi sion folgende Verluste zu verzeichnen: zwei verwundete 
Offiziere, zwei verwundete Un ter of fi ziere, zwei tote und 15 verwundete Soldaten.
Das Missverhältnis zwischen der geringen Anzahl erbeuteter Waffen und der Zahl 
getöteter „Ban diten“ lässt darauf schließen, dass die Grenadiere viele Menschen 
ermordeten, die mit Sicherheit über keine Feuerwaffe verfügten. So berichtete 
beispielsweise der Kommandeur des 2. Grenadierregiments am 23. Juli an den 
Divisionsgefechtsstand, dass während einer Säuberungsaktion im Dorf Jersice

„in der Behausung eines gewissen Korosec eine Gasmaske des ehemaligen ju
goslawischen Heeres gefunden wurde. Die Bewohner Korosec Franc, Sohn von 
Franc, Korosec Janez, Sohn von Franc, und Korosec Josef, Sohn von Franc, wur
den hingerichtet. Das Haus wurde dem Erdboden gleichgemacht. Die Ausweise 
sind bei ge fügt.“62

Wenn die Untergebenen Zweifel hatten, was zu tun sei, trug Orlando mit entspre
chenden Be feh len das Seine dazu bei, Klarheit zu schaffen63. Der General schrieb 
am 20. Juli an das Kom   mando des XI. Armeekorps, dass die Grenadiere während 
eines Angriffs auf die Ge mein  den Osredek und Krvava Peč sechs Männer erschos
sen hätten, „von denen zwei Mi li tär un ter wäsche trugen, auf der rechten Schulter 
Druckstellen von Gewehrriemen hatten und von de  nen vier subversives Material 
und Gewehrmagazine mit sich führten“64.

Die Division „Cacciatori“ stand dem nicht nach. In den Operationsberichten 
konnte ihr Kom man deur voller Stolz berichten, dass die Jäger vom 16. bis 19. Juli 
drei Rebellen im Kampf er ledigt und zwei danach erschossen hatten; vom 20. bis 
25. Juli lautete die Bilanz: zehn im Kampf und 67 danach Erschossene, vom 29. 
Juli bis 12. August waren es 11 und neun; vom 16. bis 25. August fielen 50 Aufstän
dische im Kampf, 49 wurden später erschossen65. Ende Au gust, als die Operati
onen abgeschlossen waren, so heißt es bei Marco Cuzzi, waren 1053 Par tisanen im 
Gefecht erledigt und 1236 danach an Ort und Stelle erschossen worden; alles in 
allem hatte man 1381 Gefangene gemacht66. In einem undatierten Bericht des XI. 

61 AUSSME, DS II/1005, Statistische Übersicht über die Operationen vom 14.8.23. 8. 1942.
62 ACS, T 821/221, Funkspruch Oberst Pernas vom 23. 7. 1942, 17.40 Uhr.
63 So hieß es in einem Befehl: „Bezug auf Funkspruch 200/c. Meine Befehle ausführen und 

hinrichten.“ ACS, T 821/221, Funkspruch General Orlandos vom 4. 8. 1942, 17.30 Uhr.
64 ACS, T 821/219, Funkspruch General Orlandos vom 20. 7. 1942.
65 AUSSME, M 3/468, Bericht über die Operationen in Slowenien, undatiert.
66 Vgl. Cuzzi, Occupazione, S. 229. Burgwyn (Impero sull’Adriatico, S. 150) macht dieselben An

gaben, aber für einen Zeitraum bis November. Zum Gesamtzusammenhang vgl. auch Rolf 
Wörsdörfer, Krisenherd Adria 1915–1955. Konstruktion und Artikulation des Nationalen im 
italienischjugoslawischen Grenzraum, Pa der born u. a. 2004, S. 350–380.
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Armee korps ist von niedrigeren Zahlen die Rede. Vom 16. Juli bis 15. September 
seien 965 Par ti sa nen im Kampf und 791 danach erschossen worden, die Zahl der 
Gefangenen habe sich auf 1136 be lau fen67. Diesem Bericht zufolge hatten die Ita
liener 47 Todesopfer zu beklagen: fünf Of fiziere so wie 42 Unteroffiziere und 
Mannschaften, außerdem waren zehn Offiziere sowie 135 Un ter of fiziere und 
Mannschaften verwundet worden.

Die Soldaten taten dabei nichts anderes, als sich an ihre Befehle zu halten. Vor 
allem streuten die Italiener das Gerücht – vielleicht auf Flugblättern wie in Dalma
tien –, dass alle Partisanen, die sich vor einem Gefecht den Besatzungsmächten 
ergäben, mit dem Leben davon kämen. General Ro  botti gab am 8. August dem 
Kommandeur einer SchwarzhemdenEinheit den Befehl, die Par  tisanen „mit al
len Mitteln“ wissen zu lassen, dass sie das Todesurteil vermeiden könnten, wenn 
sie sich mit Waffen und Munition freiwillig stellten68. Allerdings hatte derselbe 
Robotti nur vier Tage früher betont:

„Ich befehle, dass von den Partisanen, die sich mit Waffen ergeben haben und 
denen ihr Leben garantiert wurde, die jenigen erschossen werden sollen, gegen 
die besonders gravierende Vorwürfe erhoben werden, die schwere Ver brechen 
begangen haben oder als führende Kommunisten gelten.“69

Roatta sah sich deshalb am 13. August gezwungen, für Klarheit zu sorgen und an 
die un ter ge ord neten Stellen den Befehl herauszugeben, dass niemand erschos
sen werden dürfe, wenn er sich ergeben hatte70.

Während der Operationen gegen die Partisanen wurde Robotti nicht müde, 
seine drakonischen Be fehle zu wiederholen. Nach einer Inspektion der daran be
teiligten Einheiten schickte er am 23. Juli ein Rundschreiben an die Divisions
kommandeure, wobei er feststellte, dass nicht alle Offiziere gewillt seien, seine 
Befehle in die Tat umzusetzen. Dann bat er die Generäle, ihre Untergebenen vor 
die Wahl zu stellen:

„Entweder sie fühlen sich imstande, so zu verfahren, wie ich es mir vorstelle, 
dann sollen sie meine und eure Befehle ohne falsches Mitleid anwenden. Oder 
sie fühlen sich nicht imstande dazu, dann sollen sie es offen sa gen, so dass ihnen 
ein anderer Auftrag übertragen werden kann.“71

67 AUSSME, M 3/84, Bericht des XI. Armeekorps über die Operationen vom 16.7.16. 9. 1942, 
undatiert.

68 AUSSME, M 3/325, Funkspruch General Robottis vom 8. 8. 1942.
69 AUSSME, M 3/325, Befehl General Robottis vom 4.8.1942 an alle unterstellten Einheiten.
70 AUSSME, M 3/501, Anordnung General Roattas vom 13. 8. 1942.
71 Robottis Befehl findet sich in einem Funkspruch von General Orlando an die Regiments

kommandeure seiner Division vom 23. 7. 1942, in: ACS, T 821/218. Vgl. auch Ferenc, Si am
mazza troppo poco.
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Am 3. August schickte der Kommandierende General des XI. Armeekorps ein wei
teres Rund schrei ben an sei ne Einheiten, in dem er ihnen die Anweisungen für 
die Behandlung der Zi vil be völkerung in Erinnerung rief:

„Alle, die den Aufstand direkt oder indirekt begünstigt haben und sich nicht vor 
Beginn der Kämpfe mit der Waffe in der Hand freiwillig stellen, sollen unerbittlich er
schossen werden. Alle wehrfähigen Männer sind zu in ter nieren; auch wenn sie 
heute nicht als Feinde erscheinen, werden sie morgen durch die Propaganda und 
das feind liche Umfeld dazu gemacht.“72

Und zwei Tage später wiederholte Robotti:

„Mich erreichen von mehreren Seiten Nachrichten über gefangene kommunis
tische Partisanen und über andere, die sich ohne Waffen ergeben haben; sehr 
häufig folgt auf diese Nachrichten aber nicht die Mitteilung, dass eine Erschie
ßung erfolgt sei. Klare diesbezügliche Anweisungen sind in dem Befehl vom 15. 
Juli enthalten. Sie wur den danach mit Schreiben 027037 vom 18. Juli des letz
ten Monats betreffend ‚Umsetzung des Befehls vom 15. Juli 1942XX‘ präzisiert, 
in dem mit großem Nachdruck ‚energisches Durchgreifen und kein falsches Mitleid‘ 
bekräftigt wird. Ich erinnere auch daran, dass – nach einer angekündigten und 
möglichen zeitweiligen Demobili sierung der Partisanen – viele der ruhigen Ar
beiter von heute die Aufständischen von gestern sind, die zu er schießen sind. Ich 
habe nicht die Absicht, mich zu wiederholen.“73

Gewalt äußerte sich nicht nur in den Erschießungen, sondern auch in der Zerstö
rung von Ge bäuden. Um nur ein Beispiel zu nennen: Robotti befahl der Division 
„Isonzo“ am 23. Juli, die Dör fer Hrastj und Jugorie dem Erdboden gleichzuma
chen und alle wehrfähigen Männer zu er schie ßen74. Orlando schickte am 7. Au
gust einen Funkspruch an seine Untergebenen, der an Deut lichkeit nicht zu wün
schen übrig ließ: „Mitglieder des Komitees O.F. müssen erschossen werden.“75 Am 
18. August ließ Orlando einen weiteren Funkspruch an die Kommandeure des 1. 
und 2. Regiments folgen:

„Das KorpsKommando teilt mit: Die vorbereitenden Angriffe unserer Artillerie 
und Luftwaffe haben bereits über 150 Tote und zahlreiche Verletzte verursacht. 
Bestätigt sind Befehle, sich zu zerstreuen, um durch die Ma schen unserer Linien 
zu fliehen und sich im Unterholz zu verstecken. Zieht den Einschließungsring 
zusammen, durch kämmt das Gelände Meter für Meter und erschießt jeden, den 
ihr antrefft.“76

72 ACS, T 821/218, Anweisung Robottis an die unterstellten Truppenteile vom 3. 8. 1942.
73 Ebenda, Anweisung Robottis an die unterstellten Truppenteile vom 5. 8. 1942.
74 AUSSME, M 3/325, Fernschreiben Robottis vom 23. 7. 1942.
75 ACS, T 821/221, Funkspruch vom 7. 8. 1942, 9.00 Uhr.
76 AUSSME, M 3/475.
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Gewalt auf Befehl von oben war freilich nur die eine Seite der Medaille. Darüber 
hinaus mach ten sich die italienischen Soldaten – ohne auf Aweisungen zu warten 
– so vieler anderer Ge walttaten und Exzesse schuldig, dass selbst Orlando am 17. 
Juli einen Funkspruch absetzte, in dem er befahl, die Erschießungen auf „die im 
Rundbrief 3/C vorgeschriebenen Fälle“ zu be schränken; Erschießungen sollten 
nur durch reguläre Hinrichtungskommandos durch ge führt werden, und erst 
nachdem den Todgeweihten die „Sterbesakramente“ erteilt worden seien77.

Ein Truppenarzt der Division „Cacciatori delle Alpi“, der in Slowenien und 
Kroatien Dienst tat, berichtete von einer Erschießung einiger Verdächtiger, die 
im selben Zeitraum stattfand:

„Die 14 wurden aus dem Dorf weggebracht. Sie waren ziemlich ruhig, arme Leute. 
Sie dachten vielleicht, dass sie aufgegriffen worden seien, um Erdarbeiten zu ma
chen. Wir gingen circa einen Kilometer, wobei ich Ge le gen  heit hatte, den Papa 
der zwei kleinen Kinder und einen anderen Jugendlichen ausfindig zu machen, 
denen ich die Ausweispapiere abgenommen hatte. Ich gab sie ihnen zurück und 
forderte sie auf, brz, so schnell wie mög lich um zukehren. Wahrscheinlich haben 
sie mich verstanden, weil sie wie eine Rakete abgingen und sich nicht mehr bli
cken ließen. Aber niemand scherte sich darum, weil alle Offiziere ebenso wie die 
einfachen Soldaten to tal verroht waren. Niemand entschloss sich, dem Einhalt zu 
gebieten, aber nach einer gewissen Zeit erreichten wir auf dem eingeschlagenen 
Pfad eine Anhöhe, die eine Art Bühne bildete. Hier machten wir Halt: dreißig 
wi der willige Soldaten wurden vorne auf der Bühne postiert, und die 12 Unglück
lichen, die übrig geblieben waren, muss ten sich weiter hinten in einer Reihe hin
knien, den Rücken dem Erschießungskommando zugewandt. Und dann brach 
ein Höllenlärm los. Alle schrien mit schrillen Stimmen, erstickt vor Angst; sie 
hatten nicht einmal die Kraft, die Flucht zu versuchen, die irgendjemand si
cherlich gelungen wäre, weil niemand von uns gewillt war, sie umzubringen. Sie 
schrien: Es lebe Italien, es lebe Mussolini, Offiziere, Carabinieri, nach und nach 
wurden die Schreie immer schriller und immer erstickter. Schließlich waren es 
keine Schreie mehr, es war das Gebrüll von Tieren, außer sich vor Angst. Plötzlich 
wurden die Schreie von einer Gewehrsalve beendet, die uns wie ein ge waltiger 
Faustschlag in den Magen fuhr. Wenige fielen nieder, weil die Soldaten nicht tref
fen wollten, sie woll ten nicht töten. Dann begann das Geschrei wieder, vermischt 
mit dem Wehklagen der Verwundeten. Es gab ei ne weitere Salve, einige weitere 
fielen. Eine dritte, und schließlich lagen alle auf der Erde; wie von Zauberhand 
ver schwanden Soldaten und Offiziere. Soviel Blut, so viel Stöhnen auf der Bühne 
dieser abscheulichen Tragödie. Vie le Verwundete versuchten verzweifelt, sich mit 
den Armen hochzustemmen, wie Eidechsen mit gebrochenen Kreuz. Und dann 
weiß ich nicht, was geschah: alle hatten sich vom Ort des Gemetzels entfernt. Ich 
blieb zurück, ich allein, und – wie in einem Traum – ohne zu wissen, wie ich dort
hin gelangt war, befand ich mich auf der Büh ne, mit einer Pistole in der Hand. 
Ich schoss. Ich schoss auf das Genick, derer, die mir am nächsten waren und den 

77 AUSSME, M 3/475, Funkspruch Orlandos vom 17. 7. 1942, 20.44 Uhr.
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Kopf gehoben hatten – es war, als hätte ich ihnen einen schweren Faustschlag 
versetzt. Der Kopf fiel schlag artig zurück und schlagartig verwandelte sich die 
Farbe des Gesichts – vom Rosigen des Lebendigen zum Asch grauen des Toten. 
Ich feuere alle Patronen ab, die ich in der Pistole hatte, und fuhr dann fort, jetzt 
gänzlich von Sinnen, den Abzug der Pistole zu drücken […]. Danach erinnere ich 
mich an nichts mehr. Sie haben mir er zählt, dass ich wie versteinert war und dass 
ich mit den anderen schweigend mitgelaufen bin, über Stunden hin, oh ne ein 
Wort zu sagen und mit Augen wie aus Glas.“78

Hinzu kommt, dass viele Soldaten plünderten. Der Kommandierende General 
des XI. Ar mee korps sah sich am 1. September zu einem Funkspruch gezwungen, 
in dem er betonte, dass „die Truppe fortfahre, zu rauben und zu plündern“, und 
zwar mit Billigung ihrer Vor ge setz ten, die „nur darum besorgt seien, die eigenen 
Truppen in Schutz zu nehmen“. Er appellierte des halb an das „Ehrgefühl“ der 
Offiziere, die sich diesen „ausgesprochen schmerz lichen Ta ten“79 entgegenstellen 
sollten. Aber die schlimmste Gewalttat, derer sich die italienischen Sol daten 
schuldig machten und für die ohne jeden Zweifel ihre Vorgesetzten die Schuld 
tragen, war jene, die in einem Telegramm Robottis vom 30. Juli erwähnt wird:

„Ich habe Nachrichten erhalten über beklagenswertes Verhalten der mobilen 
Kampfgruppe [der Division ‚Ma cerata‘] von Oberst Bruno in der Region und 
der Ortschaft Sodražica, vor allem über Vergewaltigungen von Frauen und die 
Beschlagnahme von Material. Ich bitte, rasche und strenge Ermittlungen einzu
leiten und diese auch auf die Führungsqualität von Oberst Bruno auszudehnen, 
wobei wir uns auch auf seine Führung der Truppe in den Aktionen gegen die 
Rebellen in der Zone Sodražica beziehen. Mein Eindruck von der Garnison Rib
nica ist wegen des starken Durcheinanders wenig zufriedenstellend. Energisch 
vorgehen.“80

Nach dem Ende der Operationen im September 1942 wurde die Division „Grana
tieri di Sardegna“ nach Kroatien verlegt. In Slowenien hatten Grenadiere bis da
hin – nach einem of fiziellen Bericht des Divisionskommandos – 278 Rebellen im 
Kampf getötet, 213 danach er schossen und 126 gefangen gesetzt. Sie hatten au
ßerdem 171 Häuser und 54 Schlupfwinkel zer stört sowie zwei Maschinengewehre, 
drei Maschinenpistolen, 173 Gewehre, 31 Pistolen, 69 Bajonette und 114 Hand
granaten erbeutet81. Der Schluss, den der Historiker Giuseppe Pie mon  tese aus 
diesen Zahlen schon 1946 zog, ist erschütternd:

78 Mario Casanuova, I°/51, Florenz 1965, S.130 f.
79 AUSSME, M 3/475, Funkspruch Orlandos vom 1. 9. 1942, 20.20 Uhr. Auszüge aus dem 

Kriegstagebuch der Division „Granatieri di Sardegna“ und der anderen Divisionen, die im 
Sommer 1942 an den Operationen gegen die Partisanen teilnahmen, finden sich bei Ferenc, 
Si ammazza troppo poco, Teil III.

80 AUSSME, M 3/325, Fernschreiben Robottis vom 30. 7. 1942.
81 AUSSME, M 3/475, Bericht über den Einsatz der Division „Granatieri di Sardegna“ von Juni 

1940 bis Ok to ber 1942, S. 33.
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„Die faschistischen Besatzer haben sich mit Schande bedeckt: Sie haben Hunder
te von Dörfern und Zehntausende von Häusern in Brand gesteckt, eine riesige 
Menge Vieh und andere Güter geraubt, Hunderte friedliche Bauern getötet, die 
auf ihren Feldern arbeiteten, und Krankenhäuser zerstört. Sie haben 35.000 un
schuldige Einwohner in den Lagern von Gonars, Treviso, Padova, Renicci usw., 
sowie auf der Insel Rab interniert (wo über 4700 an Erschöpfung starben oder 
vom Kommandanten, Oberst Cuiuli, mit voller Absicht zu Tode gebracht wur
den, der ein würdiger Schüler der Bestien von Belsen, Auschwitz und Dachau 
ist). Alles in allem belief sich Zahl der To des opfer in den Konzentrationslagern 
auf circa 7000.“82

Auch wenn der Schluss, den Piemontese zieht, sehr einseitig erscheinen mag – 
die neuere For schung hat die gegen die italienischen Besatzungstruppen schon 
früh erhobenen Vorwürfe voll auf bestätigt. Die Einzelheiten sind grauenhaft. Das 
gilt beispielsweise auch für die Kon zen  trationslager, für die aber General Orlando 
und seine Grenadiere nicht verantwortlich wa ren und die deshalb hier nicht wei
ter thematisiert werden83.

4. Verzerrte Erinnerung

Die italienische Geschichtswissenschaft beschäftigt sich erst seit einigen Jahren 
mit der Be satzungs herrschaft in Jugoslawien. In der öffentlichen Meinung spielt 
dieses Thema so gut wie keine Rolle; die damaligen Ereignisse in Jugoslawien sind 
fast ein Mysterium – und das obwohl der Partisanenkrieg der 2. Armee mehr als 
zwei Jahre dauerte und mehr als 200.000 ei gene Soldaten daran beteiligt waren84. 
Die Gründe für diesen Gedächtnisverlust und für das voll  stän dige Fehlen einer 
politischgesellschaftlichen Auseinandersetzung mit der ver bre che ri schen Politik 
des faschistischen Regimes in Jugoslawien sind vielfältig.

Vor allem ist hier die Tatsache zu nennen, dass nur die wenigsten Kriegsheim
kehrer aus dem Bal kan (Grie chen land eingeschlossen) Memoiren geschrieben 
haben85. Die Besetzung und die Re pressalien in Süd osteuropa entbehrten jegli

82 Piemontese, Occupazione italiana, S. 5.
83 Vgl. Brunello Mantelli, Gli italiani in Jugoslavia 1941–1943: occupazione militare, politiche 

persecutorie, cri mini di guerra, in: Storia e memoria 13 (2004) H. 1, S. 23–37, und Carlo 
Spartaco Capogreco, I campi del duce, Turin 2005.

84 Vgl. über die zitierten Arbeiten hinaus Eric Gobetti, L’occupazione allegra. Gli italiani in Ju
goslavia (1941–1943), Rom 2007; Oddone Talpo, Dalmazia. Una cronaca per la storia (1942), 
Rom 1991; ders., Dal mazia. Una cronaca per la storia (1943–1944), Rom 1994; Francesco 
Caccamo/Luciano Monzali (Hrsg.), L’occupazione italiana della Jugoslavia (1941–1943), 
Florenz 2008; Giacomo Scotti/Luciano Viazzi, Le aquile delle montagne nere. Occupazione 
e guerra italiana in Montenegro, Mailand 1987; Legnani, Ginger; nützlich ist auch die Samm
lung älterer Aufsätze aus der Feder von Sala, Fascismo italiano.

85 Eine Ausnahme macht der Beitrag von Angelo Bendotti u. a., „Ho fatto la Grecia, l’Albania, 
la Jugos la via…“ Il disagio della memoria, in: Studi e ricerche di storia contemporanea 32 
(1989), S. 5–26, der auf der Be fragung ehemaliger Soldaten aus der Region Bergamo beruht; 
vgl. auch Casanuova, I°/51; Brignoli, Santa Mes sa; Giulio Bedeschi (Hrsg.), Fronte jugosla
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cher ethischer Mo ti va tion. Es handelte sich da bei zunächst um brutale Angriffs
kriege gegen zwei Staaten (ei gent lich sogar um drei, weil das nur allzu oft verges
sene Albanien mitgezählt werden müsste) und dann um den gewaltsamen, we nig 
ruhmreichen Kampf gegen den Widerstand. Es ist sehr wahrscheinlich, dass die 
Heim keh rer wenig Neigung verspüren, von einem ebenso harten wie „dreckigen“ 
Krieg zu be rich ten, für den es keine „edlen“ Beweggründe gab. Fast niemand hat 
den Mut besessen, von den Mas senhinrichtungen zu erzählen, von der Verwüs
tung ganzer Dör  fer, vom Nie der bren nen von Häusern – kurz: von zentralen As
pekten des Besat zungs all tags der italienischen Sol daten.

Ähnliches gilt übrigens auch für andere Kriegs schau plätze, auf denen die Itali
ener als Be sat zer auftraten. In den Kriegserinnerungen werden die Ereignisse vor 
den Niederlagen und vor dem Rückzug fast immer ausgeblendet. Ein typisches 
Beispiel dafür ist die Sowjetunion; hier konzentrieren sich die Memoiren der 
Heimkehrer in der Regel auf die Katastrophe, die dem Zusammenbruch der 
Front der Heeresgruppe B im Winter 1942/43 folgte. Im Drama des Rückzugs 
haben sich die italienischen Soldaten nur allzu leicht als Opfer beschrieben: als 
Op fer der Kälte, des Krieges und der Deutschen, die sie ohne Kraftfahrzeuge zu
rückgelassen hätten, sowie als Opfer der gewalttätigen Partisanen. Alles, was vor 
der Niederlage geschah, als die italienischen Truppen an der Seite ihres „Achsen“
Partners in einem Angriffskrieg kämpften, hat in der Erinnerung keinen Platz86.

Das kollektive Vergessen hat im Falle Sloweniens ferner mit Fragen der Politik 
zu tun. Nach dem 8. September 1943 agierten die TitoPartisanen ausgesprochen 
brutal, als sie 1945 einige Grenzregionen (einschließlich Triest) besetzten. Dabei 
kam es zu schrecklichen Gewalttaten und zu Massenvertreibungen von Italienern. 
Diese Vorfälle begünstigten die Entstehung einer se lektiven Erinnerung, die sich 
beispielsweise auf die Massaker in den Karsthöhlen, die so ge nann ten FoibeVer
brechen, konzentrierte. Dabei erschienen die Italiener erneut als Opfer, was un
ter den Bedingungen des Kalten Kriegs umso leichter möglich war, weil die Täter 
Sla wen und Kommunisten waren87.

Außerdem hatte die italienische Propaganda in Jugoslawien die eigenen Solda
ten als Re prä sen tanten einer höher stehenden Zivilisation und als Friedensbrin
ger beschrieben. In Kroatien hatte das königliche Heer die unbeschreiblichen 
Massaker der Ustaša von Ante Pa velić an Serben und Juden erlebt; die „Legionen 
Roms“, so hieß es, hatten in diesem vom Bür gerkrieg erschütterten Gebieten für 
Ruhe und Ordnung zu sorgen versucht. In Slowenien nutzte die Pro paganda ähn
liche Topoi. Hier wurden die italienischen Soldaten zum Beispiel von der Trup
penzeitung „La Tradotta del fronte Giulio“ als Verteidiger der friedfertigen Bevöl
kerung ge gen die barba rischen und äußerst gewalttätigen kommunistischen 

vobalcanico: c’ero anch’io, Mailand 1985; Carlo Ceriana Mayne ri, Parla un comandante di 
truppe, Neapel 1947; Angelini, Fuochi di bivacco.

86 Vgl. Amedeo Osti Guerrazzi/Thomas Schlemmer, I soldati italiani nella Campagna di Russia. 
Propaganda, esperienze, memoria, in: Annali dell’Istituto storico italogermanico in Trento 
33 (2007), S. 385–417.

87 Zur politischen Auseinandersetzung um die „Foibe“ vgl. Jože Pirjevec, Foibe. Una storia 
d’Italia, Turin 2009.
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Partisanen stilisiert, die fried liche slowe nische Bauern zwangen, sie zu unterstüt
zen oder selbst am Krieg teil zu neh men88. Eigene Erleb nisse, die diese Deutung 
stützten, wie das Eingreifen einiger Offiziere zu guns ten der Ju den, die Indoktri
nierung durch die Propaganda und das Bedürfnis, an einen „ed len“ Zweck des 
Krieges glauben zu können, der es erlaubte, die eigenen Taten ein zu ord nen und 
zu er  klä ren – all das verleitete die Soldaten und später die Heimkehrer zu dem 
Glau ben, an einer Art „Friedensmission“ teilgenommen und sich dabei ganz an
ständig betragen zu haben.

Schließlich kam nach 1945 die Entschlossenheit der militärischen und politi
schen Führung hin zu, eine wie auch immer geartete Bestrafung jener Soldaten 
und zivilen Angehörigen der Bes atzungsverwaltung zu verhindern, die sich 
Kriegsverbrechen schuldig gemacht hatten. Dank des in der Heimat geführten 
Kampfes gegen den ehemaligen deutschen Verbündeten, der sich seit dem 8. Sep
tember 1943 zum Besatzer verwandelt hatte, fühlten sich die Italiener zumindest 
teilweise der Vorwürfe enthoben und von moralischen Skrupeln befreit, die aus 
dem vorangegangenen Krieg resultierten. Die Aufdeckung und die Ahndung der 
ungeheuerli chen Verbrechen des Dritten Reiches erlaubte es den Italienern, alle 
Schuld den Deutschen anzulasten, und sich selbst als grundlegend anders als die 
cattivi tedeschi zu fühlen und zu be schreiben89.

Die Hauptverantwortlichen für diese Politik des Vergessens waren die militä
rischen Führer. Sie setzten eine Strategie ins Werk, die darauf abzielte, jede Ver
antwortlichkeit von sich ab zu wälzen. Akten, die im Public Record Office in London 
verwahrt werden, erlauben es, die Ent stehungsgeschichte dieser Strategie zu re
konstruieren, die von einigen Offizieren, unter ihnen Taddeo Orlando, vielleicht 
unbewusst ersonnen wurde. Orlando, der frühere Kom man deur der Division 
„Granatieri die Sardegna“, war nach einem kurzen Aufenthalt in der Hei mat nach 
Tunesien versetzt worden, wo er das XX. Armeekorps befehligte, das zur 1. Ita lie
ni schen Armee unter der Führung von Giovanni Messe gehörte, dem ehemaligen 
Kom man die renden General des italienischen Expeditionskorps an der Ostfront. 
Sein Kollege an der Spitze des XXI. Armeekorps in den Endkämpfen in Nordafri
ka war Giuseppe Berardi, der frühere Kommandeur der Division „Sassari“, die im 
selben Zeitraum wie die sardischen Gre na diere in Kroatien eingesetzt war. Diese 
Offiziere gerieten am 13. Mai 1943 in Nordafrika in Gefan genschaft und wurden 
dann in das Kriegsgefangenenlager Wilton Park in England ge bracht, wo sie bis zu 
ihrer Entlassung im November 1943 blieben; danach kämpften sie im Dienste der 
Regierung von Pietro Badoglio an führender Stelle der Streitkräfte des Regno del 
Sud ge gen die Deutschen. Während der Haft belauschten die Briten die Ge
spräche dieser Offiziere, zeichneten sie auf und werteten sie aus, um die poli

88 Vgl. dazu etwa La tradotta del fronte Giulio vom 8. 6. 1942: „ I soldati sono buoni“ (Mario 
Arfea).

89 Vgl. Filippo Focardi, Il cattivo tedesco e il bravo italiano. La rimozione delle colpe della secon
da guerra mondiale, Rom/Bari 2013; Filippo Focardi/Lutz Klinkhammer, The question of 
Fascist Italy’s war crimes: the construction of a selfacquitting myth (1943–1948), in: Journal 
of modern Italian studies 9 (2004), S. 331–348.
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tische Zuverlässigkeit der Ge ne rä le zu tes ten, ehe man sie nach Italien entließ. Es 
handelte sich dabei um ein Projekt, das bereits seit 1939 lief und Abhörprotokolle 
von insgesamt 20.000 Seiten produzierte; et wa 17.000 Sei ten beziehen sich auf 
deutsche, etwa 3000 Seiten auf italienische Soldaten90.

Die Dossiers über Berardi, Messe und Orlando (sowie über andere in Wilton 
Park inhaftierte italienische Offiziere) enthalten etwa 500 Dokumente; hinzu 
kommen 126 Berichte, die von britischen Offizieren stammen, die zur Bewa
chung abgestellt waren. Auch in diesen Do ku men  ten erweist sich die Erinnerung 
der italienischen Offiziere als sehr selektiv. Obwohl Ber ardi und Orlando zwei Jah
re in Jugoslawien gekämpft hatten, sprachen sie kaum von den eben so trau
matischen wie für ihre Karriere wichtigen Ereignissen. Nachdem die königlich
ita lie  ni sche Regierung dem Deutschen Reich am 13. Oktober 1943 den Krieg 
erklärt hatte, eröffnete sich für Italien die Möglichkeit, als Mitglied der Vereinten 
Nationen akzeptiert zu werden, wenn auch nur über den minderen Status als 
„Mitkriegführende Nation“. Diese Entwicklung war nicht unumstritten und löste 
insbesondere bei Griechen und Jugoslawen, aber auch in der britischen Presse 
Proteste aus91. Nicht zuletzt deshalb war das Interesse in London groß, Genaue res 
über die Einstellung der inhaftierten italienischen Offiziere zu er fah ren. Man in
ter es sierte sich für Informationen über Kriegsverbrechen und über die Rolle ei ni
ger Generale (un ter ihnen Roatta) vor dem Seitenwechsel Italiens, die dem König 
treu ge blie ben waren und jetzt Spitzenpositionen im sogenannten Königreich des 
Südens bekleideten. Orl ando und Ber ardi, die beide in Jugoslawien stationiert 
gewesen waren, und die anderen Ge neräle zogen sich dabei auf die strategische 
Position zurück, jede Verantwortung ita lie ni scher Stellen für Kriegs verbrechen zu 
leugnen und die Verantwortung den Partisanen, den Fa schis ten oder den Deut
schen zuzuschieben. In der Aufzeichnung eines britischen Offiziers über ein Ge
spräch mit Berardi und Orlando heißt es:

„Dann begannen beide Generale über einige Artikel zu diskutieren, die vor 
kurzem in der britischen Presse er schienen sind. Diese Artikel handeln haupt
sächlich von Gräueltaten, von denen man annimmt, dass die Generäle Am  brosio 
und Roatta dafür verantwortlich sind. General Berardi, der in Kroatien gedient 
hat, sagte, er habe un an fechtbare Beweise, dass General Ambrosio sich den von 
ihm so genannten Nazimethoden aufs schärfste wi derse tzt habe. General Orlando, 
der ebenfalls in Kroatien stationiert war, hat gesagt, Ambrosio habe ihm persön lich 
mitgeteilt, dass er solche Methoden nicht toleriert hätte. Laut Berardi und Orlando 
hätten die Ita lie ner, trotz anders lautender Befehle der faschistischen Regierung, 
die Serben vor den Kroaten geschützt. Sie sa gen, die Kroaten hätten unerhörte 

90 Vgl. dazu ausführlich Amedeo Osti Guerrazzi, Noi non sappiamo odiare. L’esercito italiano 
tra fascismo e de mocrazia, Turin 2010; eine Zusammenfassung gibt ders., „Wir können nicht 
hassen.“ Zum Selbstbild der italienischen Armee während des Krieges und nach dem Krieg, 
in: Harald Welzer/Sönke Neitzel/Christian Gudehus (Hrsg.), „Der Führer war wieder viel 
zu human, viel zu gefühlvoll“. Der Zweite Welt krieg aus der Sicht deutscher und italienischer 
Soldaten, Frankfurt a.M. 2011, S. 350–392.

91 Vgl. The Times vom 5. 10. 1943: „Italian General’s war crimes“ und „General Roatta“.
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Gräueltaten an den Serben verübt, und General Berardi behauptet, man habe 
ihm von Kroaten berichtet, die mit Säcken voller Augen herumspaziert seien, die 
von massakrierten Serben stamm ten. Wissend, dass es unter den Kroaten viele 
Faschisten gab, die zur Zusammenarbeit bereit waren, zeigte die fa schistische 
Regierung keine Neigung, sich in diese Massaker einzumischen. Die Komman
deure und die ein  fa chen italienischen Soldaten hingegen waren so bestürzt, dass 
sie es trotzdem taten und die Serben be schütz ten. Beide Generale beschreiben 
den General Ambrosio als hervorragenden Soldaten und Ehrenmann. Bei der 
Ver teidigung von Roatta waren die beiden Generale nicht ganz so entschieden. 
Sie versicherten aber, dass jede Re pressalie, für die er verantwortlich ist, unzwei
felhaft von der italienischen Regierung angeordnet worden sei. Roatta wird von 
ihnen als Ehrenmann bezeichnet.“92

Im allgemeinen tendierten die gefangenen Offiziere dazu, die Gräueltaten und 
Kriegs ver bre chen auf dem Balkan den Deutschen aufzubürden. Hauptmann Co
lombo und Admiral Le onardi, beide Haftgenossen von Berardi und Orlando, 
hielten die Deutschen bei Re pres sa lien für viel härter; sie seien „viel geschickter 
darin, weil sie extrem grob sind und nicht zwei  mal überlegen, bevor sie ein ganzes 
Dorf niederbrennen, wenn sie damit den Einwohnern ihren Willen aufzwingen 
können“93. In einem der wenigen, von den Briten aufgezeichneten Ge   sprä che 
über Jugoslawien, betonten auch Berardi und Orlando die „Differenz“ zwischen 
Ita   lie nern und Deutschen:

„Orlando (?): […] Vielleicht ist es wahr, dass die Deutschen diesen Hass geweckt 
haben; denn schau, den Hass in Serbien haben sie wirklich geweckt, Du bist dort 
gewesen und Du weißt, dass die orthodoxen Serben von Deutschland nichts hö
ren wollen, und das nicht umsonst, wegen der Hinrichtungen usw. Warum haben 
wir die Sym pathien der orthodoxen Serben gewonnen? Bleiben sie jetzt erhalten 
oder nicht, ich weiß es nicht, wir be ge hen viele blöde Fehler und sind auch im
stande, die einzige Sympathie, die wir in dieser Situation erworben ha ben, zu 
verspielen. Und warum? Weil wir sie gerettet haben, weil sie unsere Großzügigkeit 
erlebt haben. Ber ardi (?): Nein, weil wir human waren.“94

Auf diese Weise entstand schon vor dem Waffenstillstand vom September 1943 
eine Art Meis  tererzählung. Die Italiener erschienen darin grundsätzlich anders 
als die Deutschen – und sie erschienen über jeden Verdacht erhaben, für Kriegs
verbrechen verantwortlich zu sein. Nach dem Krieg hielt Orlando an dieser Ver
teidigungsstrategie fest. Er kehrte im November 1943 nach Italien zurück und 
setzte seine Karriere mit Erfolg fort. Zuerst war er Staatssekretär im Kriegsministe
rium, dann zwischen Juli 1944 und März 1945 Kommandierender General der 
Carabinieri – ein Kommando, von dem er zurücktreten musste, nachdem wegen 

92 Public Record Office (künftig: PRO), Wo, 208–4179, Dok. 107 vom 9. 10. 1943.
93 PRO, Wo, 208–4179, Dok. 44 vom 3. 7. 1943.
94 PRO, Wo, 208–4185, Dok. 56 vom 3. 6. 1943.
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General Roattas Flucht heftige Kritik laut geworden war. Roatta stand damals we
gen einiger Ver bre chen aus den 1930er Jahren vor Gericht; unter anderem legte 
man ihm den Mord an den Anti faschisten Carlo und Nella Roselli im Juni 1937 
zur Last. Vor dem Urteilsspruch gelang es ihm aber, aus einem Militärkranken
haus zu fliehen und sich nach Spanien abzusetzen. Da die Carabinieri für seine 
Bewachung zuständig waren, sahen sie sich bald schweren Vor wür fen ausgesetzt; 
man warf ihnen vor, die Flucht begünstigt zu haben, weshalb es ihr Kom man deur 
Orlando vorzog zu demissionieren95.

Diese Episode stoppte seine Karriere freilich nicht, er wurde Generalsekretär 
im Ver tei di gungs ministerium, sah sich aber ständig mit Anklagen der jugoslawi
schen Regierung kon fron tiert, die mehrmals seine Auslieferung verlangte, um 
ihn wegen Kriegsverbrechen be lan gen zu können96. In Jugoslawien war bereits 
1944 eine staatliche Kommission gebildet wor den, die Beweise für Gräueltaten 
von Nationalsozialisten und Faschisten zusammentragen soll te. Ihre Arbeit wurde 
dadurch erleichtert, dass sehr viele Akten italienischer Besatzungs trup pen nach 
dem 8. September1943 in die Hände der Partisanen gefallen waren. Im Januar 
1945 begannen der Radiosender „Libera Jugoslavia“ und die Tageszeitung „Slo
bod na Dalma cija“ über einige italienische Militärs zu berichten, unter anderem 
über Taddeo Or lando, und ihnen Kriegsverbrechen zur Last zu legen, wobei sie 
sich auf Dokumente stüt zen, die man nach dem Waffenstillstand vor Ort gefun
den hatte97. Die staatliche Untersuchungs kom    mis sion fasste ihre Ergebnisse in 
einem langen Bericht zusammen, der sich in seiner Glie derung an den Territo
rien orientierte, die die Achsenmächte 1941 be setzt hatten, also Dal ma tien, Kroa
tien, Montenegro und Slowenien. Dieser Bericht umfasst gut 50 Seiten und ist 
2005 von Costantino Di Sante publiziert worden. Mit Blick auf Slowenien heißt 
es98:

„Während der Besatzung vom 11. 4. 1941 bis 8. 9. 1943 haben die italienischen Be
satzer allein in der Provinz Ljubljana circa 1000 Geiseln erschossen, über 8000 
Menschen heimtückisch umgebracht, von denen einige von dem berüchtigten 
Militärtribunal in Ljubljana freigesprochen worden waren, 3000 Häuser in Brand 
gesteckt, über 35.000 Personen, Männer, Frauen und Kinder, in die verschie
denen Konzentrationslager in Italien depor tiert und 800 Dörfer vollkommen 
zerstört.“

95 L’Unità vom 7. 3. 1945: „La destituzione del gen. Orlando“.
96 Vgl. Davide Conti, Criminali di guerra Italiani. Accuse, processi e impunità nel secondo do

poguerra, Rom 2011, S. 283–293; zum Gesamtzusammenhang vgl. ebenda, S. 241–303.
97 AUSSME, I 3/53, Faszikel „Commissione per i crimini di guerra (Alleati – inglesi – tedes

chi – jugoslavi – fran cesi) dal 1944 al 1945“, Bericht „Radio libera Jugoslavia 28. 1. 1945“. 
Eine Übersetzung des Artikels aus der Slobodna Dalmacija findet sich in: Archivio Storico 
del Ministero degli Affari Esteri (Rom), Affari po li tici 1946–1950, Jugoslavia, busta 3, Faszikel 
„Criminali di guerra“.

98 Di Sante (Hrsg.), Italiani senza onore, S. 57–107; das folgende Zitat findet sich ebenda, S. 102. 
Eine eng li sche Fassung wurde bereits 1945 publiziert: Italian crimes in Yugoslavia, hrsg. vom 
Yugoslav Information Of fice, o.O. 1945.
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Der Untersuchungsbericht wurde auch von der italienischen Presse aufgegriffen. 
L’Unita, das Organ der kommunistischen Partei, schrieb im Februar 1945: 

„Wir müssen […] die je ni gen identifizieren, suchen und bestrafen, die den Na
men Italiens vor aller Welt beschmutzt ha ben, die Schergen des Faschismus und 
die Generale Mussolinis, die Peiniger von Frauen und Kindern und diejenigen, 
die jugoslawische Patrioten erschossen haben.“99

1946 legte Giuseppe Piemontese eine Studie vor, die beträchtliche Teile des in 
Jugoslawien zu sammengetragenen Materials über italienische Kriegsverbrechen 
und eine Liste mit 35 Be schul digten enthielt, darunter auch Taddeo Orlando100. 
Die jugoslawische Regierung ver such te um die Jahreswende 1947/48 vergeblich, 
Italien eine Liste mit Kriegsverbrechern zu prä sentieren – sie rief mit ihren Bemü
hungen aber immerhin ein gewisses Presseecho hervor. Die kon servativen Zei
tungen, an der Spitze der Corriere della Sera und La Stampa, ver tei dig ten die Be
schuldigten, während das sozialistische Blatt L’Avanti eine Reihe von Do ku men ten 
publizierte, in denen Orlando bezichtigt wurde, „verabscheuungswürdige Verbre
chen ge gen die Zivilbevölkerung in Jugoslawien begangen“ zu haben101. Bereits 
zuvor, 1946/47, hat te Or lando auf diese Anschuldigungen mit einigen Memoran
den für das Kriegsministerium ge  ant wortet. Anfang 1946 ging er auf die Vorwürfe 
bezüglich der Verbrechen in Kroatien ein:

„Die Division Granatieri di Sardegna, die zuvor in Slowenien gewesen war, blieb 
circa zwei Monate (Sep tem ber/Ok tober 1942) in Kroatien und kehrte dann nach 
Italien zurück. Ihr Auftrag bestand darin, das Becken von Der znica in den Bergen 
westlich von Ogulin zu besetzen, das den Partisanen als Ausgangsbasis diente, 
die von dort aus die östliche Bevölkerung schikanierten und die Stellungen und 
den Nachschub der italienischen Trup pen angriffen. Angesichts massiver Ope
rationen der italienischen Truppen räumten die Partisanen diesen Land strich 
und zwangen die örtliche Bevölkerung, die sich fast geschlossen zum orthodoxen 
Glauben bekannte, sich in die Wäl der zurückzuziehen, um vor den Italienern 
sicher zu sein, die die Partisanen als grausame Mörder be zeich neten. Kurz nach
dem die Bevölkerung die Dörfer verlassen hatte, gingen die Partisanen daran, 
sie an zu zün den und zu plündern, wobei sie alles zerstörten, was vorhanden war, 
auch die großen Holzvorräte in den Sä ge wer  ken, die noch brannten, als die itali
enischen Truppen anrückten. Sie machten das, weil die Italiener an ge sichts des 
nahenden Winters in dieser besonders rauen Region keine Möglichkeit hatten, 
anderswo Zuflucht zu fin den, und aus Hass auf die orthodoxe Bevölkerung, die 
Einheiten der Tschetniks personell unterstützt hatte, die mit den Italienern kol
laborierten. Kurz nachdem die italienischen Befehlshaber in der Gegend einge
troffen wa ren und gesehen hatten, was die Partisanen zum Schaden der unschul

99 L’Unità vom 7. 2. 1945: „Per la nostra amicizia coi popoli della Jugoslavia“.
100 Vgl. Piemontese, Occupazione italiana, S. 35 f.
101 Zit. nach Focardi/Klinkhammer, Question of Fascist Italy’s war crimes, S. 342.
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digen Bevölkerung angerichtet hatten, schick ten sie einige Einheimische, die 
sich Einheiten der Tschetniks angeschlossen hatten, in die Wälder, wo sie ih ren 
Verwandten und Bekannten die wahren Begebenheiten und von der Großzügig
keit der italienischen Trup pen be richten sollten, die gekommen seien, um der 
Bevölkerung zu helfen und sie zu beschützen. Zugleich soll ten sie versuchen, sie 
zur Rückkehr zu bewegen. Tatsächlich kam es dann zu einem starken und kon ti
nuier li chen Rüc k kehrerstrom der örtlichen Bevölkerung, die von unseren Solda
ten jede Hilfe und me di zinische Un ter stüt zung er hielten. Sie teilten sogar ihre 
Essensrationen mit ihr, wie aus den Fotografien her vor geht, die im Anhang 3C 
mei nes Berichts enthalten sind, den ich mit Schreiben 103 vom 28. 3. 1945 ge
schickt habe. Zusammenfassend und nur der Wahrheit verpflichtet, lässt sich sa
gen: alle Zerstörungen und Ex zes se, die man in den lügnerischen Be richten der 
jugoslawischen Kommissionen den italienischen Truppen an hängen will, gehen 
auf heimtückische und grausame Aktionen der Partisanen zurück, um den italie
nischen Truppen das Leben unmöglich zu machen und sich an der Bevölkerung 
zu rächen, die nur in Ruhe leben wollte.“102

Die jugoslawische Botschaft in Rom schickte am 18. Dezember 1947 eine Verbal
note an das ita lie nische Außenministerium, in der sie die Festsetzung und Auslie
ferung Orlandos ver langte, wobei sie sich auf Artikel 45 des Friedensvertrags mit 
Italien berief und die Tatsache be tonte, dass der General als Nr. 149 auf der Liste 
12 der UNKommission für Kriegs ver bre chen fi gu rier te. Im Anhang der Verbal
note befand sich ein vier Punkte umfassender Bericht. Der erste bezog sich auf 
den großen Sicherungsgürtel rund um Ljubljana, von dem schon die Re de war. In 
den Punkten zwei bis vier hieß es:

„2. General Orlando befahl die Erschießung einer großen Zahl von Geiseln. Be
richte von Orlando selbst an die hö heren Kommandostellen besagen, dass sich 
diese Zahl im Zeitraum von 5. Mai bis 30. Juli 1943 auf 118 be lief. 3. Anlässlich 
der Offensive bei Rasta, als die zitierte Division Ende Juli und in der ersten Au
gusthälfte 1942 in der Region Dolenisko südöstlich von Ljubljana operierte, wur
den zehn Dörfer vollkommen ausgeplündert und nie dergebrannt; auch in vielen 
anderen Dörfern kam es zu Brandschatzungen und Plünderungen. Während der 
Of fensive von Rasta setzten die Einheiten der Division ohne Skrupel einen Befehl 
Robottis um, der die Er schie ßung von Gefangenen betraf, die zur nationalen ju
goslawischen Befreiungsarmee gehörten. Der Bericht, den Ge neral Orlando an 
den Befehlshaber des XI. Armeekorps schickte, belegt, dass alle gefangenen Par
tisanen erschossen wurden. In seinen Berichten ist zu lesen, dass zwischen dem 
31. Juli und 7. August 1942 337 Partisanen er schossen worden sind. 4. Im Sep
tember 1942 nahm die Division an den Operationen in der Region teil, die sich 
von DrežnicaJasenak bis Gorski Kotar erstreckt, um dann auf der Linie Ogulin

102 Archivio dell’Istituto campano per la storia della Resistenza (künftig: AICSR), Bestand Ma
rio Palermo, busta 53, Taddeo Orlando an das Ufficio informazioni des Heeresgeneralstabs 
vom 2. 1. 1946.
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Plaški und Brezno und Ka pe la gegen Drežnica vorzurücken. Die Einheiten der 
Division haben Drežnica vollkommen verwüstet und nie der  gebrannt, ebenso die 
nahegelegenen Dörfer Brežna, Mrmor, Tomini, Vukelči, Sekici, Marovici, Zrni
ci, Re du lovici, Trbovici und einige weitere. Während dieser Aktion wurden 3000 
Personen interniert, mehr als 800 aus den umliegenden Dörfern. Alles Vieh, die 
Lebensmittel und Möbel wurden beschlagnahmt und nach Ogulin trans portiert. 
Kein Wohnraum in der ganzen Region blieb unversehrt.“103

Schon fünf Monate zuvor, im Juli 1947, hatte Orlando ein langes Me mo ran dum 
an das Mi nis te rium geschickt, in dem er alle ju gos la wi schen Vorwürfe bezüglich 
des Krieges in Slowenien mit folgender Begründung zurückwies:

„Die herzlichen Beziehungen, die wegen des Auftretens der Grenadiere in der 
Besatzungszone zwischen diesen und der slowenischen Bevölkerung bestanden, 
sind mittlerweile bekannt und dokumentiert. […] Als die sar di schen Grenadiere 
zusammen mit anderen Einheiten und auf höheren Befehl an den Operationen 
zur Eindäm mung der Aufstände teilnehmen mussten, taten sie dies nicht nur, 
um die Okkupationstruppen zu verteidigen, son dern auch zum Schutz der ört
lichen Bevölkerung. Sie traten den Rebellen auf offenem Feld entgegen, mit ihrer 
tra di tio nellen Fairness als Soldaten, wobei sie den Rebellen im Kampf härteste 
Lektionen erteilten. Das ist der wahre Grund dafür, dass die Jugoslawen so über 
die Grenadiere herziehen.“104

Weiter heißt es in dem Memorandum, die Grenadiere hätten niemals Verdächtige 
erschossen. Mit Blick auf die Operation gegen den Krimberg schrieb Orlando:

„Man musste schmerzlicherweise konstatieren, dass unsere Soldaten, die gefan
gen genommen und barbarisch er schossen wurden, buchstäblich nackt waren, 
als wir sie fanden, weil ihnen die Rebellen nach den Schandtaten die Kleider 
abgenommen hatten. Die Führung des Armeekorps befahl damals, dass alle Re
bellen, die geschnappt wur den und im Besitz von Kleidungsstücken unserer Sol
daten waren, erschossen werden sollten. Die Operatio nen begannen im Sommer 
1942; Ende Juli eroberten unsere Truppen das Massiv des Krimbergs, und das 2. 
Gre nadierregiment besetzte das Dorf Rakitna. Nach den Operationen traf ich in 
Rakitna ein, wo mich Oberst Perna, der Kommandeur des 2. Regiments, über die 
Situation seiner Bataillone ins Bild setzte und mir dann be richtete, dass seine 
Männer vier Slowenen gefangen genommen hätten, die im Besitz von Kleidern 
seien, die un seren Soldaten gehört hätten. Er fragte mich, ob er sie – auf der Basis 
der Befehle der vorgesetzten Stäbe – hätte erschießen lassen müssen. Man konnte 
nicht ausschließen, dass die Kleidungsstücke der Gefangenen durch Dieb stahl in 
ihren Besitz gelangt waren; aber nicht einmal darüber gab es eine absolute Sicher
heit. Ich befahl des  halb Oberst Perna, die vier Slowenen vor das Kriegsgericht 

103 Dokument in: AICSR, Bestand Mario Palermo, busta 53.
104  Dokument in: Ebenda.
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zu bringen, damit dort in öffentlicher Ver hand lung die Verantwortlichkeiten ge
klärt würden.“

Orlando wurde nie vor ein jugoslawisches Gericht gestellt, seine alten Kameraden 
ebenso we nig. Die Verzögerungstaktik der italienischen Regierung stellte sicher, 
dass kein Soldat vor den Schranken eines Gerichts erscheinen musste – weder in 
Jugoslawien, noch in Italien. Da mals wurde ein „Krieg der Erinnerung“ geführt 
– und von den italienischen Militärs ge won nen, die zusammen mit der politi
schen Führung eine Meistererzählung des Zweiten Welt kriegs und des italie
nischen Kriegs im Rahmen der „Achse“ etablierten, die bis heute gültig ist. Der 
vollkommene Mangel einer kritischen Auseinandersetzung, wie er bis in die 
1990er zu beklagen war, hat dazu geführt, dass der Krieg der „Achse“ und die 
Rolle der Italiener zwi schen 1940 bis 1943 noch heute vom Mantel des Ver gessens 
verhüllt sind. An ge sichts dieser Geschichtsvergessenheit kann der deutsche Be su
cher, dem man auf der Piazza San ta Croce in Gerusalemme in einem staatlichen Mu
seum – als wäre nichts geschehen – die Re liquien des jugoslawischen Widerstands 
zeigt, getrost auf hö ren, sich zu wundern.

5. Zusammenfassung

Slowenien war der einzige Kriegsschauplatz von einiger Bedeutung, wo das könig
liche Heer au  tonom agieren konnte und wo es mit einer ebenso starken wie hart
näckigen Wi der stands be we gung konfrontiert war. Slowenien ist deshalb ein fast 
ideales Untersuchungsfeld, um Fra gen zu klären, die seit 1945 im Raum stehen, 
aber bis heute nicht umfassend beantwortet sind: Wie betrugen sich die italie
nischen Soldaten im Zweiten Weltkrieg? Waren sie wirklich an stän dige „brave Leu
te“, wie die „italienische Variante der deutschen Wehrmachtslegende“ es will105? 
Oder kam es auch im italienischen Herrschaftsgebiet zu Ausschreitungen und Ex
zes sen? Wenn ja, in welchem Umfang und wie lassen sie sich erklären? Schließ
lich: Gibt es Ähn  lichkeiten zum Verhalten deutscher Soldaten im Zweiten Welt
krieg?

Auch dieser Aufsatz kann nicht alle offenen Fragen beantworten. Er erlaubt 
aber eine exem pla rische Annäherung und bietet Stoff für einige Thesen: Kriegs
verbrechen waren auch in den von italienischen Truppen besetzten jugoslawi
schen Gebieten praktisch an der Tages ord nung. Slo wenien ist übersät mit – be
kannten und unbekannten – Erinnerungsorten, die Schau plätze von willkürlichen 
Erschießungen, Plünderungen und Vergewaltigungen waren; gesühnt wur den sie 
nie. Im täglichen Kleinkrieg gegen die Partisanen ließen auch die italienischen 
Sol  daten jegliche humanitäre Gesittung vermissen; jung, unerfahren und im pro
pagandistisch an ge fachten Hochgefühl kulturellras sischer Überlegenheit war 

105 Süddeutsche Zeitung vom 7. 1. 2002: „Die römische Werwölfin. ‚Gute Leute, diese Italiener‘, 
hieß es einst über die Armeen des Duce, doch neue Quellen dokumentieren Verbrechen 
und Verdrängen“ (Wolfgang Schie der); vgl. auch Angelo Del Boca, Italiani, brava gente? Un 
mito duro a morire, Vicenza 2006.
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auch ihnen jedes Mittel recht, wenn es galt, den Gegner so hart wie möglich zu 
treffen. Angst, das Bestreben, die eigene Haut zu retten, und das Bedürfnis nach 
Rache waren weitere Motive, die Nachsicht und Mensch  lichkeit in den Hinter
grund drängten.

Eine zentrale Rolle spielten dabei die militärischen Führer, die sich des Rück
halts des fa schis ti schen Regimes sicher sein konnten, wenn sie schärfstes Durch
greifen gegen Partisanen und ihre Unterstützer be fahlen; dies taten sie viel zu oft, 
vor allem in Bedrängnis – und wann gab die Lage in Slowenien nicht zu militä
rischpolitischer Sorge Anlass? Verbrecherische Be feh le, die vom Oberkomman
do ausgingen, sucht man allerdings vergeblich, auch wenn ge sagt werden muss, 
dass manche Anordnungen der Befehlsstellen in Slowenien an den Kriegs ge
richts barkeiterlass des Oberkommandos der Wehrmacht erinnern. Italienische 
Soldaten, die – aus welchen Gründen auch immer – viel zu weit gegangen waren, 
ja Verbrechen verübt hat ten, wussten also, dass sie mit großer Nachsicht rechnen 
konnten. General Roatta hatte seiner 2. Armee sogar eine Art Freibrief ausgestellt. 
Er und die anderen Generäle hatten den Sol daten auch eingeschärft, dass kom
mu nis tische Partisanen besonders gefährlich und deshalb besonders unnachsich
tig zu behandeln waren.

Die Ähnlichkeiten zur Befehlslage und zum Verhalten deutscher Soldaten er
schöpfen sich in sol chen Beobachtungen nicht. Sie könnten ergänzt, dürfen aber 
trotzdem nicht über Gebühr betont werden, da ansonsten die signifikanten Un
terschiede aus dem Blick geraten. Die Quo ten bei Geiselerschießungen lagen im 
deutschen Machtbereich in der Regel ungleich höher, das selbe gilt auch für die 
Gesamtzahl der Opfer, von der Verfolgung und Ermordung der Juden gar nicht 
zu reden. Die Italiener führten zwar bestimmte Operationen durch, die auf Ver 
nichtung zielten, aber sie führten auf dem Balkan keinen Ver nich tungs  krieg. Im 
großen und ganzen verhielten sich die italienischen Streitkräfte in Slowenien 
nicht sehr viel anders als die deutschen nach 1943 in Italien106, die dort – wie in 
Frank reich, Holland und Skan di na vi en – ebenfalls einen anderen Krieg führten 
als in Ost eu ropa, wo sie sich zu allem er mächtigt fühl ten. Aber auch das hört man 
in Italien nicht gern.

Aus dem Italienschen übersetzt von Thomas Schlemmer und Hans Woller.

106 Vgl. dazu Carlo Gentile, Wehrmacht und WaffenSS im Partisanenkrieg: Italien 1943–1945, 
Paderborn u. a. 2012.
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Weimar, das lange von der Forschungsagenda verschwunden war, erlebt neuer-
dings eine Art Renaissance. Im Mittelpunkt steht dabei nicht mehr das Problem einer 
„Demokratie ohne Demokraten“, die fast unweigerlich zum Scheitern verurteilt war. 
Der Fokus richtet sich jetzt auf die gegenläufigen Kräfte – auf die zunehmende Zahl 
der Demokraten und ihre vielversprechenden Reformkonzepte, die immer mehr An-
klang fanden und so oder so ähnlich auch in den USA und anderen europäischen Staa-
ten diskutiert wurden. Weimar, so Tim B. Müller, einer der profiliertesten Verfechter 
dieser These, war auf einem guten Weg. Dass er nicht zur Konsolidierung führte, lag 
an der Katastrophe der Weltwirtschaftskrise und daran, dass zur falschen Zeit die fal-
schen Männer an der Regierung waren. Bleibt diese These unwidersprochen?  nnnn

Tim B. Müller

Demokratie und Wirtschaftspolitik in der Weimarer 
Republik

1. Die Weimarer Demokratie im Kontext

„Wir nehmen diesen Ruf von jenseits der Grenzen auf, wir sind einig im Glauben 
an die Unbesiegbarkeit der Demokratie, die nicht nur die Gleichheit zwischen 
den Volksgenossen, sondern auch die Gleichheit, Freiheit und Brüderlichkeit 
zwischen den Völkern, den Völkerbund erschaffen muss.“ Mit diesen von 
„lebhafte[m] Bravo und Händeklatschen“ gefeierten Worten beendete am 23. Juli 
1919 Reichskanzler Gustav Bauer seine Regierungserklärung vor der Nationalver-
sammlung1. Bauer war einer von vielen Demokraten, die nach dem Ersten Welt-
krieg eine transnationale demokratische Dynamik vorantrieben. Der deutsche 
Regierungschef, der auch die Annahme des Versailler Vertrags verteidigte und 
die Verabschiedung der Verfassung und der großen Steuerreform verantwortete, 
vertrat ein Programm, das geradezu typisch für viele Demokratien jener Jahre war. 
Aber was ist von dieser zeitgenössischen Erwartung, von diesem grenzüberschrei-
tenden, europäischen Optimismus in historischen Darstellungen der Zwischen-
kriegszeit zu spüren?

Wer einen neuen Zugang zur Weimarer Republik finden will, muss den demo-
kratischen Erwartungshorizont der Zeit erschließen. Was war Demokratie in der 
Zwischenkriegszeit2? Eine konsequente Historisierung, die darauf verzichtet, 

1 Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Stenographische 
Berichte, Bd. 328, 64. Sitzung, 23. 7. 1919, Berlin 1920, S. 1852. Die Rede hat kaum Beachtung 
gefunden; zum Kontext vgl. Rainer Gruhlich, Geschichtspolitik im Zeichen des Zusammen-
bruchs. Die Deutsche Nationalversammlung 1919/20. Revolution – Reich – Nation, Düssel-
dorf 2012.

2 Zur Geschichte der Demokratie vgl. Pierre Rosanvallon, Die Gesellschaft der Gleichen, Ham-
burg 2013; Christian Meier u. a., Art. Demokratie, in: Otto Brunner/Werner Conze/Reinhart 
Koselleck (Hrsg.), Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen 
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 Demokratiebegriffe der Gegenwart oder des Kalten Krieges auf die Welt nach 
dem Ersten Weltkrieg zu übertragen, ist immer noch eine Seltenheit. Aber erst 
die Einbettung der deutschen Demokratie in ihren internationalen Kontext er-
möglicht ein anderes, ein angemessenes Verständnis der Weimarer Republik. Die-
se Republik war, wie andere auch, als liberale und soziale Demokratie lebensfähig. 
Sie war instabil – das waren jedoch alle Demokratien der Zwischenkriegszeit. Alle, 
selbst Großbritannien und die Vereinigten Staaten, beschritten nach dem Ersten 
Weltkrieg den Weg zur modernen Massendemokratie mit gleichem Wahlrecht für 
alle Bürger, Männer und Frauen, und zur sozialen oder wohlfahrtsstaatlichen 
 Demokratie. Und wenn auch aus deutscher Perspektive die Krise der dreißiger 
Jahre in anderen Ländern oft unterschätzt wird, schien für die Zeitgenossen in 
Amerika oder im Vereinigten Königreich nicht anders als in Deutschland die Zu-
kunft der Demokratie auf dem Spiel zu stehen3. Demokratien sind als Gesellschaf-
ten und Gemeinwesen in unterschiedlichem Maße immer fragil, wie bereits 
 Tocqueville betonte4. In der Zwischenkriegszeit waren die Startbedingungen – das 
internationale System und die ökonomische Situation – für die Demokratie ex-
trem ungünstig5. Und doch hielt sie lange durch. Was dann unter den Bedin-
gungen der bislang größten Katastrophe des Kapitalismus eintrat, ist kein verläss-
licher Maßstab für ein Urteil über die Stabilität einer Demokratie.

Um die Strategien und Visionen, mit denen die Demokraten in der Zwischen-
kriegszeit ihre Demokratie zu errichten und auszubauen, zu stabilisieren und zu 
legitimieren versuchten, geht es in diesem Beitrag. Sie waren entschlossener und 
erfindungsreicher, als es die vorherrschenden Deutungsmuster nahelegen, in de-
nen die Gegenspieler die Hauptrolle übernehmen. Die Weimarer Republik war 
auch ein Laboratorium der Demokratie. Aber die von der Forschung vernachläs-
sigten demokratischen Vorstellungen, „die das Handeln leiten, das Feld des Mög-
lichen durch das des Denkbaren begrenzen und den Rahmen für Kontroversen 
und Konflikte abstecken“, sind erst noch zu rekonstruieren6. Welche Demokratie 
wollten diese Männer und Frauen?

Das Thema im Folgenden ist der Zusammenhang von Demokratie und Wirt-
schaftspolitik, der Zeitraum die frühe Republik bis Mitte der zwanziger Jahre; 

Sprache in Deutschland, Bd. 1, Stuttgart 2004, S. 821–899; Wolfgang Mager, Art. Republik, in: 
Ebenda, Bd. 5, S. 549–651.

3 Vgl. etwa Ira Katznelson, Fear Itself. The New Deal and the Origins of Our Time, New York 
2013, S. 29–57 u. S. 96–129; Martin Pugh, „Hurrah for the Blackshirts!“ Fascists and Fascism 
in Britain Between the Wars, London 2006, S. 314 f.; Richard Overy, The Morbid Age. Britain 
between the Wars, London 2009.

4 Vgl. Alexis de Tocqueville, Über die Demokratie in Amerika, 2 Bde., Zürich 1987, Bd. 1, 
S. 334–337, S. 344–354 u. S. 470 f.

5 Vgl. etwa Charles S. Maier, In Search of Stability. Explorations in Historical Political Economy, 
Cambridge 1987, S. 153–184.

6 Pierre Rosanvallon, Für eine Begriffs- und Problemgeschichte des Politischen. Antrittsvorle-
sung am Collège de France, Donnerstag, den 28. März 2002, in: Mittelweg 36 20 (2011), H. 
6, S. 43–66, hier S. 56; vgl. Anselm Doering-Manteuffel, Die deutsche Geschichte in den Zeit-
bögen des 20. Jahrhunderts, in: VfZ 62 (2014), S. 321–348, hier S. 324; Detlev Peukert, Die 
Weimarer Republik. Krisenjahre der Klassischen Moderne, Frankfurt a. M. 1987.
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doch hatten die hier beschriebenen und in ihren internationalen Kontext gestell-
ten politischen Vorstellungen Relevanz bis zum Anbruch der späten Republik. In 
ihren letzten Jahren kehrte sich das auf Haushaltskonsolidierung bedachte Kri-
senmanagement unter Heinrich Brüning von der demokratischen Wirtschafts-
politik ab, deren Entwicklung untersucht wird.

2. Demokratie in der Zwischenkriegszeit

Demokratie war die zentrale politische Idee im europäisch-atlantischen Raum 
nach dem Ersten Weltkrieg7. Im Krieg bildete sich erstmals die Idee der „west-
lichen Demokratie“ aus. Viele daran geknüpfte Hoffnungen wurden enttäuscht8. 
Der Ruf nach Demokratie war überall zu hören9; selbst Adolf Hitler sprach 
1924/25 noch von der „germanischen Demokratie“10. In Europa schien sich die 
Demokratie überall auszubreiten, allerdings ohne tiefe Wurzeln zu schlagen. Ver-
breitet ist die Vorstellung einer ambivalenten, wenn nicht pathologischen Demo-
kratisierung nach 1918, wie sie die wegweisende Interpretation von Mark Mazo-
wer vertritt: „1918 triumphierte [die Demokratie], war aber nur zwanzig Jahre 
später fast dem Tod geweiht“11. Eine so pessimistische Deutung lässt sich kaum 
aufrechterhalten. Die Demokratieforschung hat die Lebendigkeit, Vielfalt und 
Originalität der Diskussion belegt, zugleich aber sichtbar gemacht, dass es ge-
samteuropäische Demokratiegeschichten vor 1945 nicht geben kann12. Wenn 

 7 Für eine „optimistische“ Interpretation vgl. Tim B. Müller, Nach dem Ersten Weltkrieg. Le-
bensversuche moderner Demokratien, Hamburg 2014.

 8 Vgl. Marcus Llanque, Demokratisches Denken im Krieg. Die deutsche Debatte im Ersten 
Weltkrieg, Berlin 2000; Daniel Larsen, Abandoning Democracy. Woodrow Wilson and Pro-
moting German Democracy, 1918–1919, in: Diplomatic History 37 (2013), S. 476–508; Erez 
Manela, The Wilsonian Moment. Self-Determination and the International Origins of Anti-
colonial Nationalism, Oxford 2007.

 9 „Das deutsche Volk lechzt nach Demokratie“, wurde auf dem Parteitag der DDP 1921 bekun-
det; Wolfgang Hardtwig, Volksgemeinschaft im Übergang. Von der Demokratie zum rassisti-
schen Führerstaat, in: Detlef Lehnert (Hrsg.), Gemeinschaftsdenken in Europa. Das Gesell-
schaftskonzept „Volksheim“ im Vergleich 1900–1938, Köln 2013, S. 227–253, hier S. 247.

10 Adolf Hitler, Mein Kampf, Bd. 1: Eine Abrechnung, München 1925, S. 364; die Formulie-
rung wurde 1930 ersetzt; vgl. Hermann Hammer, Die deutschen Ausgaben von Hitlers „Mein 
Kampf“, in: VfZ 4 (1956), S. 161–178, hier S. 171.

11 Mark Mazower, Der dunkle Kontinent. Europa im 20. Jahrhundert, Berlin 2000, S. 20.
12 Vgl. Kathrin Groh, Demokratische Staatsrechtslehrer in der Weimarer Republik. Von der 

konstitutionellen Staatslehre zur Theorie des modernen demokratischen Verfassungsstaats, 
Tübingen 2010; Christoph Gusy (Hrsg.), Demokratisches Denken in der Weimarer Repu-
blik, Baden-Baden 2000; ders. (Hrsg.), Demokratie in der Krise. Europa in der Zwischen-
kriegszeit, Baden-Baden 2008; Wolfgang Hardtwig (Hrsg.), Politische Kulturgeschichte der 
Zwischenkriegszeit 1918–1939, Göttingen 2005; ders. (Hrsg.), Ordnungen in der Krise. Zur 
Politischen Kulturgeschichte Deutschlands 1918–1933, München 2007; Anthony McElligott 
(Hrsg.), Weimar Germany, Oxford 2011; Thomas Mergel, Parlamentarische Kultur in der 
Weimarer Republik. Politische Kommunikation, symbolische Politik und Öffentlichkeit 
im Reichstag, Düsseldorf 2012; ders., Dictatorship and Democracy 1918–1939, in: Helmut 
Walser Smith (Hrsg.), The Oxford Handbook of Modern German History, Oxford 2011, 
S. 423–452; Gerhard Schulz, Zwischen Demokratie und Diktatur. Verfassungspolitik und 
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 Demokratie nicht die Bedeutung verlieren soll, die ihr viele Zeitgenossen zu-
schrieben, wird man in aufgeklärt eurozentrischer Perspektive auf die Identifizie-
rung einer demokratischen Kernzone in West-, Nord- und Mitteleuropa nicht ver-
zichten können, in der eine liberale und soziale Demokratie – politische 
Gleichberechtigung und Teilhabe aller Bürger in Verbindung mit der sozialpoli-
tischen, wohlfahrtsstaatlichen Ermöglichung politischer Partizipation – ange-
strebt und errichtet wurde. Darin gipfelte die Erwartung einer „Verwirklichung 
der Demokratie“13.

Anregungen dafür, wie sich für die Geschichte der deutschen Demokratie 
neue Erkenntnisse gewinnen lassen, bietet insbesondere die britische For-
schung14. So wird ein anderer Blick auf die Weimarer Republik möglich als in vie-
len klassischen Arbeiten, in denen die Demokratie nicht im Mittelpunkt steht 
und ihre Kontexte und Wandlungen ignoriert werden. Die Weimarer Republik 
war jedoch Teil einer transnationalen Entwicklung, in deren Verlauf sich die west-
liche liberale und soziale Demokratie ausbildete. Eine zweifache Herausforde-
rung stand dabei in Deutschland genauso wie in Skandinavien oder Großbritan-
nien im Vordergrund: die Erneuerung (und Stabilisierung) sowohl der 
Demokratie als auch des Kapitalismus. Wie Demokratien diese Aufgaben bewäl-
tigten, demonstrieren ihre Experimente der zwanziger und dreißiger Jahre – 
pragmatische, von Interessenpluralität und öffentlichen Auseinandersetzungen 
gekennzeichnete und in ihren grundlegenden Handlungsmustern ähnliche poli-
tische Ansätze. Unter wechselseitiger Beobachtung fand weniger die Suche nach 
einem „dritten Weg“ als vielmehr die Konstituierung eines demokratischen Kapi-
talismus statt15. Politische Kultur und politische Ökonomie, Verfahren und Verfas-

Reichsreform in der Weimarer Republik, 3 Bde., Berlin 1963–1992; Petra Weber, Geschei-
terte Sozialpartnerschaft – Gefährdete Republik? Industrielle Beziehungen, Arbeitskämpfe 
und der Sozialstaat. Deutschland und Frankreich im Vergleich (1918–1933/39), München 
2010; Andreas Wirsching (Hrsg.), Herausforderungen der parlamentarischen Demokratie. 
Die Weimarer Republik im europäischen Vergleich, München 2007.

13 Otto Kirchheimer, Weimar – und was dann? Analyse einer Verfassung [1930], in: Ders., Po-
litik und Verfassung, Frankfurt a. M. 1964, S. 9–56, hier S. 15; zu den europäischen Diver-
genzen vgl. Lutz Raphael, Ordnungsmuster der „Hochmoderne“? Die Theorie der Moderne 
und die Geschichte der europäischen Gesellschaften im 20. Jahrhundert, in: Ute Schneider/
Lutz Raphael (Hrsg.), Dimensionen der Moderne, Frankfurt a. M. 2008, S. 73–92; Gerhard 
Schulz, Aufstieg des Nationalsozialismus. Krise und Revolution in Deutschland, Frankfurt a. 
M. 1975, S. 14.

14 Vgl. Helen McCarthy, Whose Democracy? Histories of British Political Culture between the 
Wars, in: The Historical Journal 55 (2012), S. 221–238.

15 Vgl. Müller, Weltkrieg, S. 95–113 u. S. 127–146; zu den USA vgl. Howard Brick, Transcending 
Capitalism. Visions of a New Society in Modern American Thought, Ithaca 2006; Ellis W. 
Hawley, The Great War and the Search for a Modern Order. A History of the American People 
and Their Institutions 1917–1933, New York 1992; Jason Scott Smith, Building New Deal Li-
beralism. The Political Economy of Public Works, 1933–1936, Cambridge 2006; zu Schweden 
Urban Lundberg/Klas Åmark, Social Rights and Social Security. The Swedish Welfare State, 
1900–2000, in: Scandinavian Journal of History 26 (2001), S. 157–176; Francis Sejersted, The 
Age of Social Democracy. Norway and Sweden in the Twentieth Century, Princeton 2011; zu 
Großbritannien McCarthy, Democracy; Ross McKibbin, The Ideologies of Class. Social Rela-
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sungsinstitutionen gehörten für zeitgenössische Demokraten untrennbar zusam-
men. Ein Kernelement des Neuanfangs nach dem Ersten Weltkrieg war die 
Konzipierung einer demokratischen Wirtschaftspolitik. Auf diesen Punkt steuerte 
Gustav Bauers Regierungserklärung vom 23. Juli 1919 zu, nachdem der Reichs-
kanzler sich im Namen seines sozialdemokratisch-zentristisch-liberalen Kabinetts 
zu zwei anderen Aspekten des demokratischen Projekts der Zwischenkriegszeit 
bekannt hatte – zur Demokratie als Lebensform und zum demokratischen Staat 
mit seinen Institutionen.

Demokratiegründung bedeutete mehr, als nur die Institutionen der parlamen-
tarischen Demokratie zu errichten: Bauer stellte sich in die Kontinuität der Revo-
lution von 1848 und ihrer Forderung nach politischer und sozialer Demokratie. 
Seiner Rhetorik gemäß handelte es sich bei der Republikgründung um die Wie-
derbegründung der deutschen Demokratie. Deutschland erschien dabei als 
Avantgarde eines internationalen Prozesses, der zum fortwährenden Ausbau der 
Demokratie führte: „Kein anderes Volk kann sich solch reiner Demokratie rüh-
men.“ Das verdankte die deutsche Republik den noch unvollendeten „demokrati-
schen Errungenschaften“ und der „Demokratisierung“ in allen Lebensbereichen, 
beginnend mit der Bildung: „Wir müssen die Kräfte im Volke schaffen und ausbil-
den, welche die Demokratie, soweit sie noch auf dem Papier steht, ins Leben 
übertragen. Dieses Schaffen und Ausbilden muß da anfangen, wo der wahre 
Mensch selber anfängt, in der Schule, in der Erziehung.“ Bauer ging es um die 
Ermöglichung und Absicherung der Demokratie als Lebensweise, um das „sitt-
liche Bewußtsein“, um eine Erzählung und eine Kultur der Demokratie. Die Aus-
übung der Volkssouveränität setzte den „Geist“ der Demokratie voraus, und die-
sen „Geist“ zu fördern – gewissermaßen in Umkehrung der Böckenförde-These, 
aber nicht im Gegensatz zu ihrem Urheber16 – war die politische Aufgabe der De-
mokratie: „Im neuen Deutschland bestimmt“ das Volk „selbst seine Geschicke 
und ist sein Wille das oberste Gebot“; darum musste die Regierung den Bürgern 
„die Erwerbung“ der „Sachkenntnis und Erfahrung“, die zum Regieren nötig wa-
ren, „möglich machen, damit die Demokratie in der deutschen Republik keine 
Äußerlichkeit, sondern der Geist des Volkes werde“17. Die Sorge um die politische 
Kultur war charakteristisch für viele in der Zwischenkriegszeit im Entstehen be-
griffenen liberalen und sozialen Demokratien18.

tions in Britain 1880–1950, Oxford 1990; ders., Classes and Cultures. England 1918–1950, 
Oxford 2000; Philip Williamson, Stanley Baldwin. Conservative Leadership and National Va-
lues, Cambridge 1999.

16 Vgl. Ernst-Wolfgang Böckenförde, Wissenschaft, Politik, Verfassungsgericht, Frankfurt a. M. 
2011, S. 432–434.

17 Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Stenographi-
sche Berichte, Bd. 328, S. 1843 f.

18 Vgl. etwa Moritz Föllmer/Rüdiger Graf (Hrsg.), Die Krise der Weimarer Republik. Zur Kritik 
eines Deutungsmusters, Frankfurt a. M. 2005; Hardtwig (Hrsg.), Kulturgeschichte; Katznel-
son, Fear; McCarthy, Democracy; dies., Parties, Voluntary Associations and Democratic Poli-
tics in Interwar Britain, in: The Historical Journal 50 (2007), S. 891–912; Müller, Weltkrieg, 
S. 79–88; Jeppe Nevers, Reformism and „Nordic Democracy“. A Journey in Danish Political 
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Die Demokratisierung war, dem Reichskanzler zufolge, mit Blick auf die poli-
tische Kultur fortzuführen, während sie in den Bereichen der institutionellen Re-
gelungen und der Staatsorganisation zum Stillstand zu kommen hatte. Das ist der 
zweite Aspekt von Interesse: Demokratie ist nichts ohne demokratischen Staat – 
eine Erkenntnis, die auch den Demokraten in Dänemark, Großbritannien oder 
Schweden präsent und für den „New Deal“ zentral war. Eine Dichotomie von zwei 
transhistorischen Staatsbegriffen, der eine obrigkeits-, der andere bürgerschafts-
zentriert, der eine deutsch, der andere westlich, wird der Situation nach dem Ers-
ten Weltkrieg nicht gerecht19. Ohne die „Machtmittel“20 des Staates, ohne die Ver-
fügungsgewalt über den Staatsapparat und die Staatsfinanzen, war keine 
Demokratie zu bauen. Und dieser demokratische Staat musste dem eigenen Pro-
gramm entsprechend zum demokratischen Wohlfahrtsstaat werden, in dem die 
politische Partizipation aller Bürger gewährleistet war21.

Das Projekt eines demokratischen Staates wurde in Deutschland lange durch 
antidemokratische Eliten im Staatsapparat verdeckt, die sich – in den wenigen 
Jahren, die die Republik hatte – nicht oder nur langsam mit der Demokratie ar-
rangieren wollten22. Zudem werden seit einiger Zeit Staat und Verwaltung als For-
schungsgegenstand zunehmend unter die Geschichte der Experten und des „so-
cial engineering“ subsumiert, die wichtig für ein Verständnis des 20. Jahrhunderts 
ist, allerdings auch zur Unterschätzung der fundamentalen Differenzen zwischen 
demokratischen und autoritären oder totalitären Staaten beigetragen hat. Insbe-
sondere das Konzept des „social engineering“ blendet politische Kontexte mehr 
oder minder aus23. Die demokratischen Intentionen der Handelnden werden 
marginalisiert, was sich zeigt, wenn in diesem Zusammenhang – wie es kritiklos 
die unterschiedlichsten Historiker tun – auf Wolfgang Schivelbuschs Polemik 

Thought, in: Jussi Kurunmäki/Johan Strang (Hrsg.), Rhetorics of Nordic Democracy, Hel-
sinki 2010, S. 165–178; Sejersted, Age, S. 50–98, S. 106–121 u. S. 154–172.

19 Vgl. etwa Arnd Bauerkämper/Konrad H. Jarausch/Marcus M. Payk (Hrsg.), Demokratie-
wunder. Transatlantische Mittler und die kulturelle Öffnung Westdeutschlands 1945, Göttin-
gen 2005.

20 Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Stenographi-
sche Berichte, Bd. 328, S. 1847.

21 Vgl. T. H. Marshall, Citizenship and Social Class, and Other Essays, Cambridge 1950; Andreas 
Fahrmeir, Citizenship. The Rise and Fall of a Modern Concept, New Haven 2007; Torben 
Iversen, Democracy and Citizenship, in: Francis G. Castles u. a. (Hrsg.), The Oxford Hand-
book of the Welfare State, Oxford 2010, S. 183–195.

22 Vgl. Michael Ruck, Beharrung im Wandel. Neue Forschungen zur deutschen Verwaltung im 
20. Jahrhundert (I), in: Neue Politische Literatur 42 (1997), S. 200–256; exemplarisch für 
einen der vielen führenden Beamten der Republik, die sich als Demokraten verstanden und 
deren Geschichte lange vernachlässigt wurde, vgl. Claus-Dieter Krohn/Corinna R. Unger 
(Hrsg.), Arnold Brecht, 1884–1977. Demokratischer Beamter und politischer Wissenschaft-
ler in Berlin und New York, Stuttgart 2006.

23 Vgl. etwa Thomas Etzemüller, Die Romantik der Rationalität. Alva und Gunnar Myrdal. Social 
Engineering in Schweden, Bielefeld 2010; ders. (Hrsg.), Die Ordnung der Moderne. Social 
Engineering im 20. Jahrhundert, Bielefeld 2009.
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„Entfernte Verwandtschaft“ verwiesen wird, eine Zitatencollage ohne Quellenkri-
tik, die eine strukturelle Nähe von „New Deal“ und Faschismus suggeriert24.

Weit davon entfernt, eine politisch insensible Instanz sozialer Intervention dar-
zustellen, war die effiziente, sozialer Gerechtigkeit verpflichtete Verwaltung des 
Staates ein Element demokratischer Legitimität25. In vielen Demokratien wurde 
nach dem Ersten Weltkrieg die Kontinuität des politischen Handelns angesichts 
häufig wechselnder Regierungen von der Spitzenbürokratie gewahrt. Die Zahl der 
Behörden und Behördenmitarbeiter wuchs stark an26. Professionalisierung, trans-
nationale Kooperation und Demokratisierung prägten die Verwaltungen27. Der 
„Ausbau des neuen Staatshauses“, mit dem die „parlamentarische Regierung“ be-
auftragt wurde, war ein Akt der Demokratie – „die Demokratie selbst erhebt sich 
heute und leuchtet über der neuen Republik“, erklärte Bauer mit Blick auf die 
Verfassung: „Damit ist die demokratische Republik unter Dach und Fach“28.

3. Demokratie und Wirtschaft

Bauer teilte die in der westlichen Welt nach dem Ersten Weltkrieg vorherr-
schende Vorstellung vom Primat der Wirtschaftspolitik. Ökonomische Produktivi-
tät wurde in der Massendemokratie eine Voraussetzung politischer Legitimität29. 
John Maynard Keynes stellte in seinem Versailles-Traktat, einem der bekanntesten 

24 Zur demokratischen Dynamik und parlamentarischen Vorgehensweise des „New Deal“ vgl. 
etwa Katznelson, Fear, S. 227–275.

25 Vgl. etwa Pierre Rosanvallon, Demokratische Legitimität. Unparteilichkeit – Reflexivität – 
Nähe, Hamburg 2010, S. 45–77.

26 Vgl. etwa Kathleen Burk (Hrsg.), War and the State. The Transformation of British Govern-
ment, 1914–1919, Boston 1982; Kurt G. A. Jeserich/Hans Pohl/Georg-Christoph von Unruh 
(Hrsg.), Deutsche Verwaltungsgeschichte, Bd. 4: Das Reich als Republik und in der Zeit des 
Nationalsozialismus, Stuttgart 1985; Katznelson, Fear, S. 36; Pierre Purseigle, The First World 
War and the transformations of the state, in: International Affairs 90 (2014), S. 249–264; Ste-
phen Skowronek, Building a New American State. The Expansion of National Administrative 
Capacities, 1877–1920, Cambridge 1982.

27 Vgl. etwa Peter Brandt, Mit der „Volksregierung“ zum demokratischen Wohlfahrtsstaat. Dä-
nemark 1900–1940, in: Detlef Lehnert (Hrsg.), Gemeinschaftsdenken in Europa. Das Gesell-
schaftskonzept „Volksheim“ im Vergleich 1900–1938, Köln 2013, S. 257–282; Bärbel Holtz/
Hartwin Spenkuch (Hrsg.), Preußens Weg in die politische Moderne. Verfassung – Verwal-
tung – politische Kultur zwischen Reform und Reformblockade, Berlin 2001; Michael J. 
Lacey/Mary O. Furner (Hrsg.), The State and Social Investigation in Britain and the United 
States, Cambridge 1993; Erich Nickel, Politik und Politikwissenschaft in der Weimarer Repu-
blik, Berlin 2004; Pierre-Yves Saunier, Administrer le monde? Les fondations philanthropi-
ques et la public administration aux États-Unis (1930–1960), in: Revue française de science 
politique 53 (2003), S. 237–255.

28 Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Stenographi-
sche Berichte, Bd. 328, S. 1843 f.

29 Vgl. etwa Werner Abelshauser, Freiheitlicher Korporatismus im Kaiserreich und in der Wei-
marer Republik, in: Ders. (Hrsg.), Die Weimarer Republik als Wohlfahrtsstaat, Stuttgart 1987, 
S. 147–170, bes. S. 169; Gerald D. Feldman, The Great Disorder. Politics, Economics, and So-
ciety in the German Inflation 1914–1924, Oxford u. a. 1997, S. 11; Maier, Search, S. 153–184; 
Peter-Christian Witt, Staatliche Wirtschaftspolitik in Deutschland 1918–1923. Entwicklung 
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Bücher jener Jahre, die „Demokratien Westeuropas“ vor die Alternative, Deutsch-
land zu helfen, „einen Teil seines früheren wirtschaftlichen Wohlstandes wieder-
zugewinnen“, oder den „Ruin Mitteleuropas“ durch Armut, Bürgerkrieg und Re-
volution zu verantworten. Der „Weltfrieden“, die „Zivilisation“ standen auf dem 
Spiel; sie waren an den „wirtschaftlichen Wiederaufbau“ Europas und die Erneue-
rung der kapitalistischen „Wirtschaftsorganisation“ geknüpft30. Auch Walther 
 Rathenaus berühmter Satz: „Die Wirtschaft ist das Schicksal“, 1921 vor dem 
Reichsverband der Deutschen Industrie geäußert31, fiel im konkreten Kontext der 
Nachkriegsstabilisierung.

Wirtschaftspolitik war in allen Demokratien – auch in der deutschen – Wirt-
schaftspolitik im Kapitalismus; sowohl Kapitalismus als auch Demokratie waren 
historischem Wandel und politischem Handeln unterworfen. Das Kabinett hatte 
zwei Wochen vor Bauers Regierungserklärung die gemein- und planwirtschaft-
lichen, von der Kriegswirtschaft geprägten Vorstellungen des sozialdemokra-
tischen Wirtschaftsministers Rudolf Wissell und seines (Unter-)Staatssekretärs 
Wichard von Moellendorff abgelehnt32. Das Kabinett teilte jedoch Wissells und 
Moellendorffs Ansicht, dass die Integration von Wirtschafts-, Finanz- und Sozial-
politik für die Republik notwendig sei. Als die beiden am 12. Juli 1919 zurücktra-
ten, übernahmen ihre Gegner am Kabinettstisch das Wirtschaftsministerium, der 
sozialdemokratische Ernährungsminister Robert Schmidt und sein Staatssekretär 
Julius Hirsch, zwei der wichtigsten, in ihren ökonomischen Ideen und Instinkten 
praktisch sozial-liberalen wirtschaftspolitischen Akteure der Republik33. Bei der 
Grundsatzentscheidung der Regierung Bauer – integrierte Wirtschaftspolitik, 
Kontrolle der selbstorganisierten Wirtschaft, auch Interventionen, aber keine 
„Gemeinwirtschaft“ – ging es nicht allein um wirtschaftliche Produktivität, son-
dern um demokratische Prinzipien. Die untrennbare Verbindung von Demokra-
tie und Wirtschaftspolitik machte bereits Bauers Erklärung deutlich: Mit der Ho-
heit über Verkehr, Energieversorgung und Steueraufkommen – in Gestalt der 

und Zerstörung einer modernen wirtschaftspolitischen Strategie, in: Gerald D. Feldman u. a. 
(Hrsg.), Die deutsche Inflation. Eine Zwischenbilanz, Berlin 1982, S. 151–179.

30 John Maynard Keynes, Economic Consequences of the Peace, London 1919, Kap. 7, wie-
der in: Ders., Collected Writings, Bd. 2, London 1988, dt.: Die wirtschaftlichen Folgen des 
Friedensvertrages, Berlin 1920; zit. nach der gekürzten Neuausgabe, Krieg und Frieden. Die 
wirtschaftlichen Folgen des Vertrags von Versailles, Berlin 2006, S. 130 f., S. 134 u. S. 145.

31 Rede Rathenaus vor dem Reichsverband der Deutschen Industrie am 28. September 1921 in 
München, in: Die deutsche Industrie und die Wiedergutmachungsfrage. Bericht über die 
dritte Mitgliederversammlung des Reichsverbandes der Deutschen Industrie (Veröffentli-
chungen des Reichsverbandes der Deutschen Industrie, Heft 17), Berlin 1921, S. 12–20, hier 
S. 20.

32 Vgl. Feldman, Disorder, S. 153–155; zu den Auseinandersetzungen im Kabinett vgl. Denk-
schrift des Reichsschatzministeriums zur „Planwirtschaft“, 5. 7. 1919, in: Akten der Reichs-
kanzlei. Weimarer Republik. Das Kabinett Bauer, bearb. von Anton Golecki, München 1980, 
Nr. 16, S. 61–71; Aufzeichnung des Reichswirtschaftsministers „Zur Frage der Wirtschaftspo-
litik“, 7. 7. 1919, in: Ebenda, Nr. 19 a, S. 82–85; die Entscheidung fiel in der Kabinettssitzung 
am 8. 7. 1919, in: Ebenda, Nr. 20, S. 93–97.

33 Vgl. Feldman, Disorder, S. 155 u. S. 165–188.
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Reichsbahn, der Sozialisierung von Elektrizität, Braunkohle, Erzgewinnung und 
Teilen des Bergbaus sowie der neugeschaffenen Steuerverwaltung auf nationaler 
Ebene – hatte sich der „demokratische Staat“ seine wirtschaftliche Handlungs-
grundlage geschaffen. „Form“ und „Inhalt“ des „deutschen Wirtschaftslebens“ in 
der Zukunft konnten jetzt der demokratischen Diskussion überlassen bleiben: 
Die Interessen der „Mehrheit des Volkes“ waren angemessen repräsentiert; „nicht 
mehr allein der kapitalistische Besitz, sondern die produktive Mitarbeit verleihen 
im neuen Deutschland Recht und Anteil“34 – eine Bestätigung der Vorstellung von 
der demokratischen Volksgemeinschaft als einer Arbeitsgemeinschaft, in der 
Klassendifferenzen durch Beschäftigung nivelliert werden35.

Zugleich war damit „die Zeit der gewaltsamen Umwälzung für jeden demokra-
tisch Denkenden abgeschlossen“. Zwar lehnte Bauer die „Idee des Kapitalismus“ 
ab, doch damit war der alte laissez-faire-Kapitalismus gemeint; es war eine Reform, 
keine Abschaffung des Kapitalismus, worauf er hinauswollte: Der „Unternehmer“ 
spielte weiterhin eine große Rolle in der demokratischen Wirtschaftsordnung, je-
doch sollte sein „einseitiges Übergewicht“ beseitigt und „über das Privatinteresse 
das Allgemeininteresse“ gesetzt werden36. „Allgemeininteresse“ war keine deut-
sche Sondervokabel; das Gemeinwohl wurde auch in Deutschland nicht obrig-
keitsstaatlich oktroyiert, sondern in der öffentlichen und parlamentarischen Dis-
kussion bestimmt, in einem pluralistischen Prozess innerhalb der Demokratie37. 
Darstellungen, die im Hinblick darauf große Differenzen zwischen der deutschen 
und anderen westlichen Demokratien postulieren, übersehen zumeist, dass Libe-
rale nicht nur in den liberalen deutschen Parteien zu finden waren, oder sie un-
terschätzen die Wandlungen und Widersprüche von Pluralismus- und Gemein-
wohlbegriffen in anderen Gesellschaften38. Auch der britische Liberalismus der 
Zwischenkriegszeit hatte eine kollektivistische Seite; er stellte das Individuum in 
seine sozialen Bindungen, politische Freiheit setzte demnach eine gewisse ökono-
mische Gleichheit voraus, Gemeinwohl und soziale Gerechtigkeit waren Schlüs-

34 Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Stenographi-
sche Berichte, Bd. 328, S. 1847.

35 Vgl. Hardtwig, Volksgemeinschaft, in: Lehnert (Hrsg.), Gemeinschaftsdenken in Europa, 
S. 239–241 u. S. 247–249.

36 Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Stenographi-
sche Berichte, Bd. 328, S. 1847.

37 Zur Vitalität des Pluralismus in Weimar vgl. prägnant Groh, Staatsrechtslehrer, S. 579 u. 
S. 586; zu korrigieren ist in dieser Hinsicht Julia Angster, Konsenskapitalismus und Sozial-
demokratie. Die Westernisierung von SPD und DGB, München 2003, S. 219, auch S. 48 f., 
S. 83 f., S. 193–195 u. S. 437.

38 So etwa Stefan Grüner, Zwischen Einheitssehnsucht und pluralistischer Massendemokratie. 
Zum Parteien- und Demokratieverständnis im deutschen und französischen Liberalismus 
der Zwischenkriegszeit, in: Horst Möller/Manfred Kittel (Hrsg.), Demokratie in Deutsch-
land und Frankreich 1918–1933/40. Beiträge zu einem historischen Vergleich, München 
2002, S. 219–249; Bernd Weisbrod, Der englische „Sonderweg“ in der neueren Geschichte, 
in: Geschichte und Gesellschaft 16 (1990), S. 233–252.
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selbegriffe39. Für die dänische, französische, schwedische, selbst für die amerika-
nische Diskussion lässt sich Ähnliches zeigen40.

„Allgemeininteresse“ stellte in diesem Kontext, wie auch „Gemeinwirtschaft“, 
„Volksgemeinschaft“41 oder „Volksgemeinwirtschaft“42, den Bezug zur politischen 
Gemeinschaft der Bürger her, zur Demokratie. Diese Begriffe zeigten keine 
Schwäche der Demokratie an; im Gegenteil, sie wiesen auf die Notwendigkeit von 
politischen Grundverständigungen und von Grenzen sozialer Ungleichheit in der 
Demokratie hin43. Relative Gleichheit und die Konstitution von Gemeinschaft in 
rechtlicher, gesellschaftlicher und politischer Hinsicht sind historische Bedin-
gungen von Demokratie44. Zwar ist es verständlich, wenn retrospektiv in Gemein-
schaftsbegriffen immer schon der antiliberale Wunsch nach ethnischer Homoge-
nität und sozialer Exklusion erkannt wird45. Aber das wird der Vielfalt der 
politischen Debatte in der Zwischenkriegszeit nicht gerecht. Gemeinschaftsbe-
griffe konnten und können liberal und pluralistisch sein46 – und sie waren ein 
unverzichtbares Element der Diskussionen über die Demokratie nach dem Ersten 
Weltkrieg. Gerade „Volksgemeinschaft“ diente als ein sozialdemokratisches und 
bürgerlich-liberales Konzept, das die Integration aller Schichten und Gruppen in 

39 Vgl. etwa Michael Freeden, The New Liberalism. An Ideology of Social Reform, Oxford 
1978; ders., Liberalism Divided. A Study in British Political Thought 1914–1939, Oxford 
1986; ders., Liberal Languages. Ideological Imaginations and Twentieth Century Progressive 
Thought, Princeton 2005; Ben Jackson, Equality and the British Left. A study in progressive 
political thought, 1900–64, Manchester 2007; Rosanvallon, Gesellschaft, S. 21–91 u. S. 197–
246.

40 Vgl. Brick, Capitalism; Nancy Cohen, The Reconstruction of American Liberalism, 1865–
1914, Chapel Hill 2002; James T. Kloppenberg, Uncertain Victory. Social Democracy and 
Progressivism in European and American Thought, 1870–1920, Oxford 1988; Nevers, Re-
formism, in: Kurunmäki/Strang (Hrsg.), Rhetorics; Monica Prasad, The Land of Too Much. 
American Abundance and the Paradox of Poverty, Cambridge 2012; Daniel T. Rodgers, Atlan-
tic Crossings. Social Politics in a Progressive Age, Cambridge 1998; Rosanvallon, Gesellschaft, 
S. 23–91 u. S. 197–246; Sejersted, Age, S. 50–98, S. 106–121 u. S. 154–172.

41 Denkschrift des Reichswirtschaftsministeriums zur wirtschaftlichen Lage, 7. 5. 1919, in: Ak-
ten der Reichskanzlei. Das Kabinett Scheidemann, bearb. von Hagen Schulze, Boppard am 
Rhein 1971, Nr. 63a, S. 280.

42 Bundesarchiv Berlin (künftig: BArch), R 3101/5840, fol. 50 f., Schreiben an Feldbausch, 
17. 4. 1919.

43 Vgl. exemplarisch Hermann Heller, Politische Demokratie und soziale Homogenität [1928], 
in: Ders., Gesammelte Schriften, Bd. 2, Tübingen 1992, S. 421–433, hier S. 427 f. u. S. 430 f.

44 Vgl. Rosanvallon, Gesellschaft, S. 19.
45 Vgl. Michael Wildt, Volksgemeinschaft als Selbstermächtigung. Gewalt gegen Juden in der 

deutschen Provinz 1919 bis 1939, Hamburg 2007, S. 11–13 u. S. 26–68, bes. S. 53, Anm. 84; Et-
zemüller, Romantik, S. 17–19; Mergel, Dictatorship, in: Walser Smith (Hrsg.), Oxford Hand-
book of Modern German History, S. 424 f., S. 428, S. 430 f., S. 433 u. S. 447.

46 Vgl. etwa Freeden, Languages, S. 38–59; Sandrine Kott, Gemeinschaft oder Solidarität? 
Unterschiedliche Modelle der deutschen und französischen Sozialpolitik am Ende des 19. 
Jahrhunderts, in: Geschichte und Gesellschaft 22 (1996), S. 311–330; Klaus Lichtblau, „Ver-
gemeinschaftung“ und „Vergesellschaftung“ bei Max Weber. Eine Rekonstruktion seines 
Sprachgebrauchs, in: Zeitschrift für Soziologie 29 (2000), S. 423–443.
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der neuen Demokratie verhieß47. In der späten Republik, als die Nationalsozia-
listen den Begriff bereits „parasitär“48 zu besetzen begonnen hatten und die „Per-
vertierung des demokratischen Volksgemeinschaftsgedankens“ betrieben49, 
drückte Volksgemeinschaft etwa bei Siegmund Warburg noch immer den Wunsch 
nach demokratischer Partizipation aus; noch immer war der Begriff zu verstehen, 
ohne an Exklusion und Gewalt denken zu müssen50.

Wie weit Reformen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung im Zeichen des 
„Allgemeininteresse[s]“ reichen sollten, war der Regierung Bauer zufolge als Aus-
druck der Demokratie immer wieder neu zu diskutieren und zu bestimmen: „Wen 
das Volk in die Regierung einsetzt, der kann sein Wirtschaftsideal verwirklichen, 
soweit sich Ideale verwirklichen lassen [. . .]. Nach den politischen werden wir 
auch die wirtschaftlichen Schicksalsbestimmungen in die Hand des Volkes selbst 
legen.“51 Stabilisierung war also nicht das einzige Ziel der Wirtschaftspolitik52. Es 
ging auch um die Demokratie, um ihre Normen und Traditionen – nicht nur die 
der Revolution von 1848, sondern auch der Französischen Revolution: Es war ein 
konstitutiver Akt der demokratischen Republik, nicht nur die Verfassung, son-
dern auch das „Wirtschaftsleben“ umzugestalten, „weil politische Freiheit und 
wirtschaftliche Unterdrückung nicht miteinander vereinbar sind, weil Gleichheit 
und Freiheit nicht länger Redensarten bleiben dürfen, und weil wir glauben, daß 
aus ihrer Verwirklichung schließlich das dritte erwachsen muß, was uns in dem 
latenten Bürgerkrieg unserer Tage am bittersten fehlt: die Brüderlichkeit“. In der 
Situation des Jahres 1919 hing die Verwirklichung der demokratischen Ideale vor 
allem von einem ab: „Dazu bedarf es eines Wirtschaftsprogramms, das nicht nega-
tiv in der Ablehnung der sogenannten ‚Planwirtschaft‘ bestehen darf, sondern 
positiv zu planvoller, zielklarer Wirtschaftspolitik führen muß.“53

47 Vgl. Hardtwig, Volksgemeinschaft, in: Lehnert (Hrsg.), Gemeinschaftsdenken in Europa; 
auch Steffen Bruendel, Volksgemeinschaft oder Volksstaat. Die „Ideen von 1914“ und die 
Neuordnung Deutschlands im Ersten Weltkrieg, Berlin 2003; Jeffrey Verhey, Der „Geist von 
1914“ und die Erfindung der Volksgemeinschaft, Hamburg 2000.

48 Hans Mommsen, Beamtentum im Dritten Reich. Mit ausgewählten Quellen zur nationalso-
zialistischen Beamtenpolitik, Stuttgart 1966, S. 13 u. S. 18.

49 Hardtwig, Volksgemeinschaft, in: Lehnert (Hrsg.), Gemeinschaftsdenken in Europa, S. 247.
50 Vgl. Niall Ferguson, High Financier. The Lives and Time of Siegmund Warburg, London 

2011, S. 49 f. u. S. 64–82; Hardtwig, Volksgemeinschaft, in: Lehnert (Hrsg.), Gemeinschafts-
denken in Europa, S. 252 f.

51 Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Stenographi-
sche Berichte, Bd. 328, S. 1847; explizite Ablehnung der „Planwirtschaft“ in: Ebenda, S. 1848.

52 In dieser Hinsicht greift Feldmans gewaltiges und in vielem unübertreffliches Opus zu kurz; 
es geht ihm um ökonomische Stabilisierung, nicht um Demokratie, doch am Ende ist es die 
Demokratie, die von einer kaum abzutragenden Hypothek belastet ist; vgl. Feldman, Disor-
der, S. 837–858.

53 Verhandlungen der Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung, Stenographi-
sche Berichte, Bd. 328, S. 1847 f.
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4. Das Reichswirtschaftsministerium und die Entwicklung der Wirt-
schaftspolitik

Nicht allein die deutsche Regierung betrachtete Wirtschaftspolitik als ein Funda-
ment der Demokratie. Auf ähnliche Weise wurde moderne Wirtschaftspolitik 
auch in Großbritannien, den Vereinigten Staaten, Skandinavien oder Australien 
in der Zwischenkriegszeit konzipiert. Darauf haben zahlreiche Historiker hinge-
wiesen54. Zwar wurde die Bedeutung des Staates für die kapitalistische Wirtschaft 
nicht erst im und nach dem Ersten Weltkrieg entdeckt, doch nun kam es zur wis-
senschaftlichen Ausformulierung und politischen Umsetzung dieses Denkens. Es 
fußte auf international verbreiteten makroökonomischen Annahmen, die seit 
dem späten 19. Jahrhundert die Wirtschaftswissenschaften geprägt hatten: Die 
Diskussionen im Reichswirtschaftsministerium waren ein Teil dessen, was man 
früher die Geschichte der „keynesianischen Revolution“ genannt hat55. Die öko-
nomischen Experten des Statistischen Reichsamts und des Instituts für Konjunk-
turforschung spielten eine bedeutende Rolle in diesem internationalen Prozess 
der Theoriebildung56.

Die Denker des neuen Kapitalismus thematisierten schon vor der 1929/1931 
einsetzenden Weltwirtschaftskrise den Zusammenhang von Krisenanfälligkeit des 
Kapitalismus und Stabilität der Demokratie; Keynes selbst trat zunächst stärker 
auf dem Feld der politischen Interventionen hervor als auf dem der ökono-

54 Vgl. etwa Feldman, Disorder; Witt, Wirtschaftspolitik, in: Feldman u. a. (Hrsg.), Inflation; 
Adam Tooze, Statistics and the German State, 1900–1945. The Making of Modern Economic 
Knowledge, Cambridge 2001, S. 33 u. S. 146; Keith Tribe, Strategies of Economic Order. Ger-
man Economic Discourse, 1750–1950, Cambridge 1995; Guy Alchon, The Invisible Hand of 
Planning. Capitalism, Social Science, and the State in the 1920s, Princeton 1985; William J. 
Barber, Herbert Hoover, the Economists, and American Economic Policy, 1921–1933, Cam-
bridge 1985; Michael A. Bernstein, A Perilous Progress. Economists and Public Purpose in 
Twentieth-Century America, Princeton 2001, S. 7–90; Mary O. Furner/Barry Supple (Hrsg.), 
The State and Economic Knowledge. The American and British experiences, Cambridge 
1990; Peter A. Hall (Hrsg.), The Political Power of Economic Ideas. Keynesianism across Na-
tions, Princeton 1989; Jackson, Equality, S. 117–147; McKibbin, Ideologies, S. 197–227; Keith 
Middlemas, Politics in Industrial Society. The experience of the British system since 1911, 
London 1979; Timothy Mitchell, Economists and the Economy in the Twentieth Century, in: 
George Steinmetz (Hrsg.), The Politics of Method in the Human Sciences. Positivism and its 
Epistemological Others, Durham 2005, S. 126–141; Daniel Ritschel, The Politics of Planning. 
The Debate on Economic Planning in Britain in the 1930s, Oxford 1997; Sejersted, Age, S. 21 
u. S. 122–172; Donald Winch, Economics and Policy. A Historical Survey, London 1972.

55 Vgl. etwa Roger E. Backhouse/Bradley W. Bateman, Capitalist Revolutionary. John Maynard 
Keynes, Cambridge 2011, bes. S. 21–45; Peter Clarke, The Keynesian Revolution in the Mak-
ing, 1924–1936, Oxford 1990; Tyler Beck Goodspeed, Rethinking the Keynesian Revolution. 
Keynes, Hayek, and the Wicksell Connection, Oxford 2012; Hall (Hrsg.), Power; Lars Jonung 
(Hrsg.), The Stockholm School of Economics Revisited, Cambridge 1991; David Laidler, Fa-
bricating the Keynesian Revolution. Studies of the Inter-war Literature on Money, the Cycle, 
and Unemployment, Cambridge 1999; Mary S. Morgan/Malcolm Rutherford (Hrsg.), From 
Interwar Pluralism to Postwar Neoclassicism, Durham 1998; Winch, Economics, S. 177–207.

56 Vgl. Tooze, Statistics, S. 15 f. u. S. 103–148.
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mischen Theorie57. Zwar war die akademische Nationalökonomie in der Weima-
rer Republik von dieser Revolution des ökonomischen Denkens weitgehend abge-
schnitten58. Allerdings waren es nun die politiknahen Felder und die 
Massenmedien, die an Relevanz gewannen und die meisten der jungen Öko-
nomen anzogen, von der Wirtschaftspublizistik und den Informationsdiensten 
über die Gewerkschaften, Unternehmen und Interessenverbände bis zu den staat-
lichen Forschungszentren und Behörden59. Das Statistische Reichsamt nahm als 
Arbeitgeber ebenso wie in der Ideenproduktion eine Schlüsselstellung ein. Den 
Auftrag dazu erhielt es vom Reichswirtschaftsministerium, der übergeordneten 
Reichsbehörde. Der prominente Ökonom Ernst Wagemann, der zur Zentralfigur 
im Statistischen Reichsamt wurde, war gleichzeitig Beamter des Ministeriums60. 
Das Interesse der Spitzenbeamten im Ministerium richtete sich auf die politische 
Praxis, nicht auf die wissenschaftliche Präzision. Aber daraus resultierten ökono-
mische Grundeinsichten und intellektuelle Impulse, denen der wissenschaftliche 
Apparat der Statistiker folgte61. Was ihre politisch-ökonomische Krisendeutung, 
ihre Produktivitäts- und Nachfrageorientierung, ihr Ziel der Stabilität und Vollbe-
schäftigung betraf, waren der Staatssekretär und Wirtschaftsprofessor Julius 
Hirsch und seine Mitarbeiter von Anfang der Demokratie an „Keynesianer“62.

Die 1917 als Reichswirtschaftsamt gegründete, seit Anfang 1919 als Reichswirt-
schaftsministerium bezeichnete oberste wirtschaftliche Reichsbehörde verfügte 
auch nach dem Abgang Moellendorffs über ein intellektuell herausragendes Per-
sonal, das praktische Problemlösung und wirtschaftspolitische Grundsatzdiskus-
sion miteinander verband. Das zeigt eine Rekonstruktion der politischen und 

57 Vgl. etwa Backhouse/Bateman, Revolutionary, S. 47–75; Feldman, Disorder, S. 309–311; Jack-
son, Equality, S. 120–123; Ross McKibbin, Political Sociology in the Guise of Economics. J. M. 
Keynes and the Rentier, in: English Historical Review 128 (2013), S. 78–106; Roman Köster, 
Vor der Krise. Die Keynes-Rezeption in der Weimarer Republik, in: Mittelweg 36 22 (2013), 
H. 3, S. 32–46.

58 Vgl. Roman Köster, Die Wissenschaft der Außenseiter. Die Krise der Nationalökonomie in 
der Weimarer Republik, Göttingen 2011.

59 Vgl. Adam Tooze, The Crisis of Gelehrtenpolitik and the Alienated Economic Mind. Eco-
nomists and Politics in Interwar Germany, in: Martin Daunton/Frank Trentmann (Hrsg.), 
Worlds of Political Economy. Knowledge and Power in the Nineteenth and Twentieth Centu-
ries, New York 2004, S. 189–216.

60 Vgl. Tooze, Statistics, S. 77–84 u. S. 105–122; ders., Crisis, S. 200–211; unter den vielen jungen 
Ökonomen, die das Statistische Reichsamt rekrutierte, machten etliche im Nationalsozia-
lismus Karriere, andere emigrierten wie Gerhard Colm, später Wirtschaftsberater von Prä-
sident Harry Truman; vgl. Wolfram Hoppenstedt, Gerhard Colm. Leben und Werk (1897–
1968), Stuttgart 1997.

61 Für die Etablierung der Weimarer statistischen Apparate wird die entscheidende Rolle Julius 
Hirschs bei Tooze, Statistics, S. 79–84, deutlich: „Hirsch set the agenda“ (S. 81).

62 Die alten Debatten um Keynesianer und Proto-Keynesianer, um Lautenbach und WTB-Plan 
führen demzufolge in ein „intellectual dead end“; Tooze, Statistics, S. 15. Verkannt wurde die-
se lange vor der 1929 beginnenden Krise in der Bürokratie etablierte, wenn auch zunächst 
ignorierte politisch-ökonomische Perspektive durch James, der gerade davon die angebli-
che Chancenlosigkeit „keynesianischer“ Politik abhängig macht; vgl. Harold James, What is 
Keynesian about Deficit Financing? The Case of Interwar Germany, in: Hall (Hrsg.), Power, 
S. 231–262, hier S. 249.
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ideengeschichtlichen Kontexte und Argumente, die sich nicht in den organisato-
rischen Details oder der sich täglich verändernden wirtschaftlichen Datenlage 
verliert63. Wenn sich in den Quellen eine „Grundeinstellung“ oder „Auffassung 
des RWM“64 andeutet, ein institutionalisiertes Ensemble von politischen und öko-
nomischen Ideen, Instinkten und Denkgewohnheiten, dann sollen damit weder 
die internen Gegenstimmen ausgeblendet werden noch der Prozess, in dem sich 
dieses Denken ausformte. Im Gegenteil: Gerade die Divergenzen, repräsentiert 
durch vereinzelte dezidiert industriefreundliche Beamte65, durch Anhänger ge-
meinwirtschaftlicher Ideen, die bald liberaler wurden66, oder durch einen antire-
publikanischen Personalchef Mitte der zwanziger Jahre67, lassen die immer sta-
bilere Etablierung der politisch-ökonomischen Denkmuster, für die Hirsch 
stand68, umso deutlicher erkennen. Die Gegensätze fielen immer weniger ins Ge-
wicht angesichts des sich konstituierenden wirtschaftspolitischen Grundkon-
senses. Man könnte von einer demokratischen Konstellation der Wirtschaftspoli-
tik sprechen, die lange über Hirschs Rücktritt als Staatssekretär 1923 hinaus 
Bestand hatte; von ihm maßgeblich geprägt, war sie dennoch nicht von dessen 

63 Die Wirtschaftspolitik, insgesamt betrachtet und nicht nur in einzelnen Krisenmomenten, 
gehört zu den wenigen eher vernachlässigten Seiten der Weimar-Forschung: Die ältere Lite-
ratur – Friedrich Facius, Wirtschaft und Staat. Die Entwicklung der staatlichen Wirtschafts-
verwaltung in Deutschland vom 17. Jahrhundert bis 1945, Boppard 1959; Walther Hubatsch, 
Entstehung und Entwicklung des Reichswirtschaftsministeriums 1880–1933. Ein Beitrag 
zur Verwaltungsgeschichte der Reichsministerien. Darstellung und Dokumentation, Berlin 
1978; Wilfried Berg, Reichswirtschaftsministerium, in: Jeserich/Pohl/Unruh (Hrsg.), Ver-
waltungsgeschichte, Bd. 4, S. 168–176 – ist lückenhaft und folgt einem unhaltbaren narrati-
ven Schema. Den politisch verordneten gemeinwirtschaftlichen Exzessen der „Übergangs-
wirtschaft“ setzten die klugen Beamten demnach bald einen klassischen, wirtschaftsfreund-
lichen Liberalismus entgegen, den sie auch über 1933 hinaus – letztlich erfolglos – aufrecht-
zuerhalten versuchten. Vgl. jedoch auch Paul Adloff, Das Reichswirtschaftsministerium unter 
besonderer Berücksichtigung seiner Mitwirkung an der Gesetzgebung, Borna/Leipzig 1931.

64 BArch, R 3101/9930, fol. 225–237, Lautenbach, Lage: Unsere taktische Stellung in der Repa-
rationspolitik, Oktober 1929.

65 Zunehmend etwa auch der einstige Moellendorffianer Ministerialrat Paul von Buttlar-Bran-
denfels, in: BArch, R 3101/5746, fol. 240, v. Buttlar an die Sektionen und Generalreferate 
der Abteilung II, 5. 8. 1920; ebenda, R 3101/5822, fol. 47–50, Sektionsleiterbesprechung 
vom 12. 8. 1920; vgl. Erinnerungen Hans Schäffers an Ernst Trendelenburg. Dokumentation, 
in: VfZ 25 (1977), S. 865–888, hier S. 871.

66 Vor allem Ministerialrat Ernst Trendelenburg und seine Umgebung; vgl. Hans Staudinger, 
Wirtschaftspolitik im Weimarer Staat. Lebenserinnerungen eines politischen Beamten im 
Reich und in Preußen 1889 bis 1934, hrsg. und eingel. von Hagen Schulze, Bonn 1982, S. 26–
29 u. S. 32; Erinnerungen Hans Schäffers, S. 870–874; Eckhard Wandel, Hans Schäffer. Steuer-
mann in wirtschaftlichen und politischen Krisen 1886–1967, Stuttgart 1974, S. 26, S. 40, S. 52 
u. S. 55–59.

67 Freiherr von Massenbach; vgl. Staudinger, Wirtschaftspolitik, S. 35 f.
68 „Hirsch’s thinking“ in ökonomischer Hinsicht ist knapp charakterisiert bei Feldman, Disor-

der, S. 259, als „commitment to maintaining the primacy of private economic initiative and 
organization with just that measure of state control and influence necessary to place national 
above private economic interests“. Feldman würdigt Hirsch als führenden wirtschaftspoli-
tischen Protagonisten, doch wird Hirschs politische Perspektive kaum berücksichtigt; vgl. 
ebenda, bes. S. 165–188.
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Person abhängig. Solange amtliche Quellen, die die interne Diskussion anzeigen, 
in reicherem Maße vorliegen, bis 1925, findet sich keine Abweichung davon, und 
auch danach belegen viele Dokumente die Fortführung dieser Denkmuster69.

Die Gruppe von Relevanz ist überschaubar70. Robert Schmidt, den seine Mitar-
beiter „Bobby“ nannten und der eine „nach Westen ausgerichtete Politik“ vertrat, 
und Julius Hirsch hatten zuvor bereits das Reichsernährungsministerium gelei-
tet71. Neben Schmidt, der das Amt dreimal bekleidete (1919–1920, 1921–1922, 
1929–1930), gehörte Eduard Hamm, der später im Widerstand gegen den Natio-
nalsozialismus sein Leben ließ, zu den überzeugten Demokraten in der Position 
des Wirtschaftsministers (1923–1925)72. Länger amtierte auch der Liberale Julius 
Curtius (1926–1929)73. Jüngere Mitarbeiter wurden mitunter direkt von ihren 
Vorgesetzten angeworben74.

Ein intellektuelles Führungstableau der aus unterschiedlichen Regionen und 
sozialen Milieus stammenden höheren Beamten müsste neben den Staatssekre-
tären Hirsch (1882–1961) und Ernst Trendelenburg (1882–1945), die von der 
Verabschiedung der Verfassung bis zum Sturz Brünings diese Stellung einnahmen 
und die Kontinuität der Wirtschaftspolitik über mehr als ein Dutzend Regierungs-
wechsel hinweg sicherten, die Namen des Ministerialdirektors Hans Schäffer 
(1886–1967), des Ministerialrats Hans Staudinger (1889–1980) und ihrer engsten 
Mitarbeiter aufweisen, etwa Cora Berliner (1890–1942), eine Schülerin Emil 
 Lederers, Alexander Rüstow (1885–1963), der im Amt eine Wandlung vom 
 Sozialisten zum Liberalen durchlief, und sein Bruder Hanns-Joachim Rüstow 
(1900–1994), Wilhelm Lautenbach (1891–1948) oder der später noch im Bun des-

69 Personalabbau und Kriegsverluste dürften für die weniger dichte Überlieferung verantwort-
lich sein. Zur Kontinuität der demokratischen Konstellation vgl. etwa Tooze, Statistics, S. 129–
134 u. S. 142–145; Archiv des Instituts für Zeitgeschichte (künftig: IfZArch), ED 93 (Hans 
Schäffer), Bd. 1, 21. 9. 1925 u. 8. 12. 1925, Bd. 3, 24. 3. 1927, u. Bd. 4, 24. 12. 1928.

70 Kriegswirtschaftsbedingt hatte das neue Ministerium 1918 etwa 1600 Mitarbeiter, in der mitt-
leren Republik pendelte sich die Zahl bei etwa 200 ein, die höheren Beamten und Angestell-
ten machten den kleineren Teil davon aus; vgl. Hubatsch, Entstehung, S. 21 u. S. 34, sowie die 
Geschäftsverteilungspläne, in: Ebenda, S. 62–125; BArch, R 3101/5837, fol. 3–28, Haushalt 
des RWM für das Rechnungsjahr 1920; ebenda, fol. 250–269, Haushalt für das Rechnungs-
jahr 1921; BArch, R 3101/5820, fol. 163–166, Geschäftsverteilungsplan des RWM, 1. 1. 1922; 
Hans Schäffer, Die Problematik der kapitalistischen Gegenwart, in: Bernhard Harms (Hrsg.), 
Kapital und Kapitalismus. Vorträge, gehalten in der Deutschen Vereinigung für Staatswissen-
schaftliche Fortbildung, Berlin 1931, Bd. 1, S. 38–52, hier S. 43 f.

71 Staudinger, Wirtschaftspolitik, S. 30; vgl. ebenda, S. 19, S. 21–25, S. 27 f. u. S. 30 f.; Feldman, 
Disorder, S. 143–155; Erinnerungen Hans Schäffers, S. 874 u. S. 881 f.; Hans Schäffer, Meine 
Zusammenarbeit mit Carl Melchior, in: Carl Melchior. Ein Buch des Gedenkens und der 
Freundschaft, hrsg. vom Verein für Hamburgische Geschichte, Tübingen 1967, S. 36–106, 
hier S. 72.

72 Vgl. Wolfgang Hardtwig, Deutsche Geschichtskultur im 19. und 20. Jahrhundert, München 
2013, S. 313–355, bes. S. 320 u. S. 326–336; Erinnerungen Hans Schäffers, S. 876 f. u. S. 882; 
Staudinger, Wirtschaftspolitik, S. 34 f.

73 Vgl. Julius Curtius, Sechs Jahre Minister in der deutschen Republik, Heidelberg 1948.
74 Vgl. Hubatsch, Entstehung, S. 28 f. u. S. 34; Erinnerungen Hans Schäffers, S. 869–873; ders., 

Zusammenarbeit, in: Melchior, S. 67; Staudinger, Wirtschaftspolitik, S. 19 u. S. 27 f.; Wandel, 
Schäffer, S. 26 f., S 28 f., S. 31 f. u. S. 40.
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wirtschaftsministerium tätige Paul Josten (1883-?). Ungeachtet ihrer politischen 
Präferenzen pflegten die führenden Beamten ein überparteiliches demokra-
tisches Amtsethos, das Raum ließ für die publizistische Artikulation der abwei-
chenden „Privatmeinung“75.

Ob noch in Regierungsstellen aktiv oder bereits ausgeschieden, stürzte das 
Jahr 1933 das Leben der meisten von ihnen um. Staudinger kandidierte in den 
letzten freien Reichstagswahlen mit Erfolg für die SPD in Hamburg. Er wurde 
kurzzeitig von der Gestapo verhaftet. Staudinger, Hirsch, Gerhard Colm, der als 
Experte des Statistischen Reichsamts oft zurate gezogen wurde und selbst Mit-
glied von Reichsbanner und SPD war, und andere emigrierten schließlich in die 
Vereinigten Staaten und setzten ihre Arbeit im Rahmen des „New Deal“ fort. Auch 
Schäffer und Alexander Rüstow gingen ins Exil. Cora Berliner blieb in Deutsch-
land; sie wurde 1942 deportiert und ermordet76.

Das Reichswirtschaftsministerium übte Aufsichtsfunktionen aus und trug die 
Verantwortung für die Koordination der Wirtschaftspolitik – besonders für die 
Vorbereitung und Abstimmung der Verordnungen und Gesetzentwürfe77. Für 
Schmidt und seine Beamten stellte Wirtschaftspolitik weder das unkalkulierbare 
Resultat von Kompetenzkonflikten dar noch die technokratische Regelung des 
Produktionsprozesses. Ein institutioneller Mangel wurde dem Ministerium zum 
Vorteil: Gerade weil es nach dem Abbau des kriegswirtschaftlichen Apparats über 
keine territorialen Untergliederungen verfügte, konnte in einigen seiner Abtei-
lungen, Sektionen und Referate über die politischen, ökonomischen und gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen grundsätzlicher nachgedacht werden78. Nicht 
die ökonomische Umgestaltung, sondern die politische Integration der Republik 
war das Ziel von Schmidts „Wirtschaftsleitung“. Die Sicherung des „sozialen Frie-
dens“ genoss Priorität; die wachstumsfördernde und interessenausgleichende 
Aufsicht über die „Gesamtwirtschaft unseres Volkes“ sollte auf „übereilte Experi-
mente“ verzichten79. Visionen einer radikaleren Umgestaltung des Kapitalismus, 
nicht nur die Moellendorff-Wissell-Pläne, sondern nun auch die beiden „Soziali-

75 BArch, R 3101/5851, fol. 29–32, Niederschrift über die Sektionsleiterbesprechung am 
28. 10. 1920.

76 Hanns-Joachim Rüstow verließ 1932 das Ministerium, Lautenbach blieb noch kurze Zeit und 
Josten dauerhaft. Vgl. Hubatsch, Entstehung, S. 32 u. S. 46 f.; Esriel Hildesheimer, Cora Ber-
liner. A Biography, Leo Baeck Institute, MS 518, MSF 49; Hoppenstedt, Colm, S. 32–77 u. 
S. 102–115; Erinnerungen Hans Schäffers, S. 874–876; Staudinger, Wirtschaftspolitik, S. 30–
32 u. S. 108–141; Wandel, Schäffer, S. 28, S. 51 f. u. S. 59 f.; IfZArch, ED 93, Bd. 2, 12. 6. 1926, 
30. 7. 1926 u. 13. 8. 1926.

77 Siehe Schmidt, Rede vor dem Zentralverband des Deutschen Großhandels in Hamburg, 
2. 10. 1919, in: Zum Programm des Reichswirtschaftsministeriums, Berlin 1919, wieder ab-
gedruckt in: Hubatsch, Entstehung, S. 51–55; BArch, R 3101/5840, fol. 50 f., Schreiben an 
Feldbausch, 17. 4. 1919; ebenda, R 3101/5860, fol. 361 f., Schmidt an die Herren Abteilungs-
direktoren und Sektionsleiter, 6. 10. 1921.

78 Vgl. auch etwa Feldman, Disorder, S. 137–150, S. 153–155, S. 165–168, S. 170–173 u. S. 258–
260; Wandel, Schäffer, S. 59; Schäffer, Zusammenarbeit, in: Melchior, S. 67; Staudinger, Wirt-
schaftspolitik, S. 27 f.

79 Schmidt, Rede, 2. 10. 1919, in: Hubatsch, Entstehung, S. 51 u. S. 54.
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sierungskommissionen“ 1918 bis 1920, ließ das Ministerium ins Leere laufen. Die 
Beamten schreckten vor allzu schnellen und weitgehenden Verstaatlichungen 
zurück. Der Rückbau der Kriegswirtschaft und eine demokratische Kontrolle des 
Kapitalismus standen auf ihrem Programm80.

Diese Wirtschaftspolitik war Stabilisierungspolitik: Sie verfolgte Stabilisierung 
durch „politics of productivity“, um den Wohlstand zu fördern und auf diesem 
Wege soziale und politische Konflikte zu entschärfen, wie die klassischen Arbeiten 
von Gerald Feldman und Charles Maier gezeigt haben; Stabilisierung und Produk-
tivität gehörten zu den internationalen politischen Grundbegriffen seit dem 
 Ersten Weltkrieg81. Der Konsens über ökonomisches Wachstum – in den zeitgenös-
sischen Begriffen „Wirtschaftlichkeit“, „Produktivität“ und „Pro  duk tions stei ge run-
gen“ – zum Zwecke des gesellschaftlichen Wohlstands – der „Prosperität“ (oder 
„prosperity“), die sich in der „Konsumkraft“ der Bevölkerung zeigte – bildete von 
Grundlegung der Republik an zusammen mit den politischen Orientierungspunk-
ten „Gemeinwohl“ und „gerechter Ausgleich“ den Denkhorizont der wirtschafts-
politischen Strategen und Statisten im Reichswirtschaftsministerium82, bis in der 
späten Republik die Wirtschaftspolitik dem Primat der Haushaltskonsolidierung 
untergeordnet wurde. Dieses Denken, das sich nach Hirschs Abgang sogar verfes-
tigte83, spiegelte sich sowohl in amtlichen Dokumenten als auch in öffentlichen 
Stellungnahmen und Publikationen wider und selbst in der administrativen Orga-
nisation. Die Beamten dachten global, sie betrachteten die deutsche Wirtschaft in 
ihren internationalen Verflechtungen und begrüßten den „Wiederaufbau einer 
einheitlichen Weltwirtschaft“; die ökonomische Entwicklung anderer Länder, vor 
allem der Vereinigten Staaten, wurde aufmerksam beobachtet und auf Anre-

80 Vgl. Verhandlungen der Sozialisierungskommission über den Kohlenbergbau im Jahre 
1918/1919, Berlin 1921; Verhandlungen der Sozialisierungskommission über den Kohlen-
bergbau im Jahre 1920, 2 Bde., Berlin 1920; siehe dazu etwa BArch, R 3101/5822, fol. 86–88, 
Niederschrift Sektionsleiterbesprechung am 24. 9. 1920; Julius Hirsch, Deutsche Wirtschafts-
wissenschaft und -Praxis im letzten Menschenalter, in: Moritz Julius Bonn/Melchior Palyi 
(Hrsg.), Die Wirtschaftswissenschaft nach dem Kriege. Neunundzwanzig Beiträge über den 
Stand der deutschen und ausländischen sozialökonomischen Forschung nach dem Kriege. 
Festgabe für Lujo Brentano zum 80. Geburtstag, Bd. 2: Der Stand der Forschung, München 
1925, S. 147–197, hier S. 150; ders., Wirtschaftsentwicklung und Wirtschaftsdemokratie, Ber-
lin 1925, S. 20; Staudinger, Wirtschaftspolitik, S. 23 f.

81 Produktivität ist das wirtschaftspolitische Leitmotiv bei Feldman, Disorder, S. 164–171, S. 175, 
S. 195 f., S. 207 u. S. 252 f.; Maier, Search, S. 178 f. (von dieser Stelle aus sowie im Lichte der 
Erkenntnisse Feldmans müssten die Thesen zur „politics of productivity“ und Stabilisierung 
teilweise eine Vordatierung erfahren, vgl. ebenda, S. 121–184); Stabilization. Hearings before 
the Committee on Banking and Currency House of Representatives, 69. und 70. Kongress, 3 
Bde., Washington 1927–28, mit dem gesetzlichen Auftrag, „to promote the stability of com-
merce, industry, agriculture, and employment“.

82 BArch, R 3101/5840, fol. 120–135, Brecht (Sektionsleiter), Ausführlicher Bericht über das 
Arbeitsgebiet der Sektion III/4, 25. 7. 1919.

83 Hirsch schied 1923 aus dem Amt, weil er den außenpolitischen Kurs der Cuno-Regierung, 
besonders den Ruhrkampf, für eine Gefährdung seiner Stabilisierungspolitik hielt; BArch, R 
3101/8412, Hirsch an Schmidt, 21. 11. 1922; vgl. Feldman, Disorder, S. 489–491.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 62 (2014), Heft 4 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2014_4.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 4/2014

586  Diskussion

gungen hin untersucht84. Deutschland galt als Teil einer westlichen politisch-öko-
nomischen Entwicklung kapitalistischer Demokratien – an diesem Befund lassen 
die Quellen keinen Zweifel zu. Eine Korrektur wird man am klassischen Bild des 
Produktivitätskonsenses allerdings vornehmen müssen: Dass damit nicht notwen-
dig eine Entpolitisierung verbunden war, belegt nicht nur die Weimarer Wirt-
schaftspolitik, die eine dezidiert politische Strategie verfolgte – die Ermöglichung 
der Demokratie.

5. Demokratische Wirtschaftspolitik

Anders als die ökonomische Zielsetzung wurde die demokratische Intention der 
Wirtschaftspolitik bislang eher ignoriert85. Bereits Peter-Christian Witt hat jedoch 
darauf hingewiesen, dass die Politiker und hohen Beamten der Republik mit ih-
rer Integration von Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik das Ziel verfolgten, die 
„politische Systemstabilität durch wirtschaftliche Stabilität zu garantieren, das 
heißt die politische Demokratie durch ökonomische Maßnahmen abzusichern“86. 
Die Aufgabe der Wirtschaftspolitik war ihren Protagonisten zufolge, eine kapitalis-
tische Wirtschaftsordnung mit einem politischen Korrektiv zu versehen – dem 
demokratisch bestimmten Gemeinwohl, das zugleich eine regulative Idee und 
das sich wandelnde Resultat des Interessenausgleichs darstellte.

Die ökonomische Notlage ließ die Bereitschaft zum unideologischen Experi-
mentieren wachsen87. Die Irrelevanz der ökonomischen Doktrinen und die Not-

84 Zum gesamten Absatz: Wirtschaftspolitische Richtlinien des Reichswirtschaftsministers, 
19. 9. 1919, in: Akten der Reichskanzlei, Kabinett Bauer, Nr. 65, S. 260–268; Denkschrift des 
Reichsschatzministeriums zur „Planwirtschaft“, 5. 7. 1919, in: Ebenda, Nr. 16, S. 62; BArch, 
R 3101/5851, fol. 29–32, Niederschrift über die Sektionsleiterbesprechung am 28. 10. 1920; 
ebenda, R 3101/5837, fol. 107–108, v. Buttlar an die Sektionen II/1 bis II/9, 25. 2. 1921; 
ebenda, R 3101/5932, fol. 6, Wochenbericht, 13. 7. 1920; ebenda, R 3101/5932, fol. 72, 
Ruelberg [einer der Rationalisierungsexperten] an Sektion I/6, 9. 8. 1921, mit beigefügter 
Denkschrift, fol. 74–90; ebenda, R 3101/5934, fol. 3–9, Leiter II/9 an v. Buttlar, 30. 11. 1920; 
ebenda, R 3101/21253, fol. 234–242, Bericht über die Wirtschaftslage im April an den 
Reichspräsidenten, Unterzeichner Staatssekretär Hirsch, 29. 5. 1922; ebenda, R 3101/5820, 
fol. 163–166, Geschäftsverteilungsplan des RWM, 1. 1. 1922; ebenda, R 3101/7607, fol. 41–
58, Die Wirtschaftslage im Mai [1924]; ebenda, R 3101/7606, fol. 69–89, Die weltwirtschaftli-
che Entwicklung nach dem Kriege, 14. 7. 1924. Unter den Publikationen vgl. etwa die beiden 
programmatischen Reden von Reichswirtschaftsminister Schmidt und Unterstaatssekretär 
Hirsch, wieder abgedruckt in: Hubatsch, Entstehung, S. 51–61; Schäffer, Neue Tendenzen 
in den wirtschaftlichen Organisationen der Gegenwart, in: Archiv für Sozialwissenschaft und 
Sozialpolitik 48 (1920/21), S. 761–768. Die produktivistische Vision erreichte einen Höhe-
punkt bei Julius Hirsch, Das amerikanische Wirtschaftswunder, Berlin 1926, und blieb auch 
in der Krise noch erhalten; vgl. Julius Hirsch, Die Wirtschaftskrise, Berlin 1931; Schäffer, 
Problematik, in: Harms (Hrsg.), Kapital, Bd. 1, S. 38, S. 40, u. S. 51 f.; zum Vorbild Amerika 
auch IfZArch, ED 93, Bd. 2, 24. 3. 1926 u. 18. 6. 1926, Bd. 3, 18. 9. 1927.

85 Wenn über die Stabilisierung des Staates hinaus von politischen Absichten und Auseinander-
setzungen in der Wirtschaftspolitik die Rede ist, geht es nicht um die Demokratie; vgl. etwa 
Feldman, Disorder; Tooze, Statistics, S. 150.

86 Witt, Wirtschaftspolitik, in: Feldman u. a. (Hrsg.), Inflation, S. 160 f., Zitat S. 160.
87 Immer wieder deutlich macht dies Feldman, Disorder.
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wendigkeit, die Wirtschaftspolitik aus der Praxis zu entwickeln, betonte bereits in 
der Kabinettsitzung, die zur Ablehnung der gemein- und planwirtschaftlichen 
Vorhaben führte, der sozialdemokratische Realpolitiker Eduard David88. Wo An-
regungen aus der ökonomischen Theorie aufgegriffen wurden, stammten diese 
von Adam Smith und David Ricardo oder Zeitgenossen wie Keynes, Irving Fisher 
und Gustav Cassel, nicht aus der nationalökonomischen Tradition89.

Für diesen Realismus waren Schmidt und Hirsch verantwortlich. Aus der Sicht 
maßgeblicher Ministerialbeamter fügte sich das Ensemble unterschiedlichster 
Maßnahmen zu einer kohärenten Wirtschaftspolitik, wenn sie unter dem Ge-
sichtspunkt der politischen Ziele betrachtet wurden90. Das zeigt auch die polyglot-
te91 politische Sprache der Wirtschaftspolitik. Der Begriff changierte, selbst bei 
einem so zentralen Protagonisten wie Hirsch fand sich gelegentlich noch ein 
 Gebrauch, der lediglich die politische Vertretung ökonomischer Interessen be-
zeichnete92. Hirsch diente auch nach seinem Rücktritt als gefragter Berater und 
intellektueller Referenzpunkt des Ministeriums. Er trat als „Staatssekretär zur Dis-
position“ auf, und seine Sichtweise korrespondierte weiterhin mit der Diskussion 
im Amt93.

Vorherrschend wurde jedoch eine erweiterte Verwendung des Begriffs, die 
Wirtschaftspolitik als ein Element des integrierten Politikfelds Sozial-, Finanz- 
und Wirtschaftspolitik behandelte, wenn nicht als den Kern des Politischen über-
haupt. Wirtschaftspolitik war zeitlich und sachlich der mit ihr verbundenen Sozi-
al- und Finanzpolitik vorgelagert: Sozialpolitik war in Deutschland aus der 
Nationalökonomie hervorgegangen, sie war ohne das Ökonomische nicht denk-
bar, auch wenn sie in der Gegenwart der mittleren zwanziger Jahre das Ökono-

88 Kabinettssitzung vom 8. 7. 1919, Anlage, in: Akten der Reichskanzlei, Kabinett Bauer, Nr. 20, 
S. 94.

89 Vgl. Hirsch, Wirtschaftswissenschaft, in: Bonn/Palyi (Hrsg.), Wirtschaftswissenschaft, 
S. 149 f., S. 151, S. 153 f., S. 157–159, S. 162–164 u. S. 191; BArch, R 3101/7606, fol. 69–89, Die 
weltwirtschaftliche Entwicklung nach dem Kriege, 14. 7. 1924.

90 Vgl. etwa Hirsch, Wirtschaftswissenschaft, in: Bonn/Palyi (Hrsg.), Wirtschaftswissenschaft, 
S. 158 f.; Staudinger, Wirtschaftspolitik, S. 27 f.; Wandel, Schäffer, S. 35 u. S. 55 f.; IfZArch, ED 
93, Bd. 1, 16. 9. 1924, 10. 8. 1925, 21. 9. 1925 u. 8. 12. 1925, Bd. 2, 18. 6. 1926, Bd. 3, 24. 3. 1927 
u. Bd. 4, 24. 12. 1928.

91 Im Sinne einer Verbindung liberaler und republikanischer (oder sozialdemokratischer) Ele-
mente; vgl. J. G. A. Pocock, The concept of a language and the métier d’historien. Some con-
siderations on practice, in: Anthony Pagden (Hrsg.), The Languages of Political Theory in 
Early-Modern Europe, Cambridge 1987, S. 19–38, hier S. 21; ders., Between Gog and Magog. 
The Republican Thesis and the „Ideologia Americana“, in: Journal of the History of Ideas 48 
(1987), S. 325–346.

92 Vgl. Hirsch, Wirtschaftswissenschaft, in: Bonn/Palyi (Hrsg.), Wirtschaftswissenschaft, 
S. 187 f.

93 Zu Hirschs Tätigkeit und Bedeutung als Professor und Berater nach 1923: IfZArch, ED 93, 
Bd. 1, 7. 1. 1925, Bd. 2, 24. 3. 1926, 26. 3. 1926, 8. 5. 1926 u. 27. 6. 1926 sowie Bd. 3, 18. 9. 1927; 
Hirsch, Wirtschaftsentwicklung; ders., National and International Monopolies from the 
Point of View of Labour, the Consuming Public, and Rationalisation. Submitted to the Pre-
paratory Committee for the International Economic Conference, Genf 1926; ders., Neues 
Werden in der menschlichen Wirtschaft, Jena 1927; ders., Wirtschaftskrise.
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mische in der öffentlichen Vorstellung zu überlagern drohte. Doch Sozialpolitik 
musste auf einem stabilen ökonomischen Fundament errichtet werden: Für 
Hirsch war Wirtschaftspolitik die Voraussetzung der Sozialpolitik, ohne die die 
moderne Demokratie ein leeres Versprechen blieb, und infolgedessen eine 
 Voraussetzung der Demokratie. Das deuten auch die Kontexte des Begriffs und 
seiner Entsprechungen wie „Wirtschaftsgestaltung“, „Wirtschaftslenkung“, „Wirt-
schaftsleitung“, „Wirtschaftstechnik“, „Wirtschaftsbeeinflussung“ oder „plan-
mäßi ge Wirtschaft“ an. Diese und ähnliche Begriffe standen immer im Zusam-
menhang mit dem republikanischen „Allgemeininteresse“. Allgemeininteresse 
und „Gemeinwohl“ waren dabei zuerst auf Deutschland und seine ökonomische 
„Selbsterhaltung“ bezogen, aber einen ökonomischen Nationalismus sucht man 
hier vergebens. Immer wieder wurde der Segen sowohl des freien Welthandels als 
auch der international erfolgreichen Sozialpolitik betont, die einen sozialen Kapi-
talismus ermöglichte. Diese Kombination war das Kennzeichen demokratischer 
Wirtschaftspolitik. Der wirtschaftliche Liberalismus galt folglich als größte „Frei-
heitsströmung der Menschheit“. Konstruktive ökonomische Konkurrenz sollte 
für immer den „Verzicht auf die Waffengewalt“ festschreiben. Dem Nationalis-
mus, selbst in der harmloseren Gestalt des „englischen wirtschaftlichen Anleihe-
Nationalismus“, wurde eine Absage erteilt. Aus dieser internationalen Perspektive 
lobte Hirsch sogar den Versailler Vertrag und die anderen Friedensverträge als 
Dokumente, die „wohl zum erstenmal in der Weltgeschichte“ den „internationa-
len Willen zur Sozialpolitik“ widerspiegelten94.

Die demokratische Wirtschaftsplanung oder „planmäßige Wirtschaft“ stand in 
völligem Gegensatz zur Planwirtschaft nicht-liberaler Ökonomien, sowohl in ih-
rer gemeinwirtschaftlichen als auch in ihrer bolschewistischen Form95. Der libe-
rale Planungsbegriff hatte nichts mit dem zu tun, was sich im Schrifttum der radi-
kalen Linken und Rechten findet96. Die „planmäßige Wirtschaft“ war einfach der 
neue Kapitalismus und die den „Erfordernissen der neuesten Wirtschaftsentwick-

94 Vgl. Hirsch, Wirtschaftswissenschaft, in: Bonn/Palyi (Hrsg.), Wirtschaftswissenschaft, 
S. 149–151, S. 153 f., S. 160–164, S. 166 f., S. 168, S. 186, S. 190 f. u. S. 195; vgl. auch ders., Wirt-
schaftsentwicklung, S. 3, S. 5, S. 19 u. S. 21; ders., Werden; BArch, R 3101/5749, fol. 108–111, 
Niederschrift über die Sektionsleiterbesprechung am 30. 9. 1920; ebenda, R 3101/5840, fol. 
120–135, Brecht (Sektionsleiter), Ausführlicher Bericht über das Arbeitsgebiet der Sektion 
III/4, 25. 7. 1919; IfZArch, ED 93, Bd. 2, 17. 5. 1926 u. 16. 9. 1926; Programm, in: Hubatsch, 
Entstehung, S. 56 f. u. S. 61 (Hirsch vor Pressevertretern). Ökonomischer Nationalismus ist 
ein Leitmotiv bei Adam Tooze, The German National Economy in an Era of Crisis and War, 
1917–1945, in: Walser Smith (Hrsg.), Oxford Handbook of Modern German History, S. 400–
422.

95 Programm, in: Hubatsch, Entstehung, S. 56 (Hirsch); vgl. Kabinettssitzung vom 8. 7. 1919, in: 
Akten der Reichskanzlei, Kabinett Bauer, Nr. 20, Anlage, S. 96.

96 Vgl. etwa Dieter Gosewinkel, Zwischen Diktatur und Demokratie. Wirtschaftliches Planungs-
denken in Deutschland und Frankreich. Vom Ersten Weltkrieg bis zur Mitte der 1970er Jahre, 
in: Geschichte und Gesellschaft 34 (2008), S. 327–359; Patrick Wagner/Isabell Heinemann 
(Hrsg.), Wissenschaft – Planung – Vertreibung. Neuordnungskonzepte und Umsiedlungs-
politik im 20. Jahrhundert, Stuttgart 2006; treffend Werner Plumpe, Rathenau als Planwirt-
schaftler, in: Zeitschrift für Ideengeschichte 7/1 (2013), S. 105–114.
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lung“ angemessene Wirtschaftspolitik; sie war kein deutsches Sonderphänomen, 
sondern kam „im Weltausmaß“ zum Einsatz. Ihr standen „alle wirksamen Hilfs- 
und Heilmittel des freien ebenso wie des gebundenen Marktes“ zur Verfügung. 
Sicherung der „Menschheitsbereicherung“ und „Steigerung des Massenkonsums“ 
wurden damit angestrebt, langfristig die Milderung der Konjunkturzyklen oder 
(ironisch gesprochen) „das Geheimnis ewiger Konjunktur“ nach amerikanischem 
Vorbild, wo „eine Politik der Eindämmung der Konjunkturschwankungen“ – bei 
grundsätzlicher Unvermeidlichkeit von Fluktuationen – mit einigem Erfolg be-
trieben wurde97. Die Quellen, sowohl die Akten als auch die Veröffentlichungen 
und Tagebücher, lassen eine Kontinuität dieser wirtschaftspolitischen Zielrich-
tung einer geschickten „Beeinflussung der Konjunktur“ bis zum Ende der zwanzi-
ger Jahre erkennen98.

Institutionell und situativ verstärkte Deutungs- und Handlungsmuster zeichne-
ten sich ab, die die Wirtschaftspolitik in Richtung eines demokratischen Kapitalis-
mus lenkten. Deutschland war dabei ein Fall unter anderen. Ähnliche Vorgänge, 
Parallelen und Verflechtungen finden sich in vielen Demokratien. Die Debatten, 
die britische Ökonomen, Politiker, Gewerkschafts- und Industrievertreter etwa 
gleichzeitig über die „politics of economic planning“ führten, verliefen nach Mus-
tern, die aus der Weimarer Republik vertraut sind. Die Dogmen der konkurrie-
renden Lager machten letztlich einem „keynesianischen“ Kompromiss Platz, der 
im Modus eines unideologischen Experimentierens begrenzte staatliche Eingriffe 
in die kapitalistische Wirtschaftsordnung mit den politischen Zielen der Vollbe-
schäftigung und der Stabilisierung der demokratischen Gesellschaft verband99. 
Als Resultat politischen Handelns und politischer Reflexion bildete sich nicht nur 
in Deutschland und Großbritannien ein sozial-liberaler Handlungshorizont aus, 
der liberale und sozialistische Perspektiven integrierte100. Den Kampf gegen einen 
amerikanisch-britisch-deutschen „Sozialliberalismus“ nahm 1926 der bekannte 
marktradikale und antietatistische Ökonom Ludwig von Mises auf, der das Ende 
des laissez-faire-Kapitalismus befürchtete101. Im selben Jahr fand Keynes, als Publi-

97 Programm, in: Hubatsch, Entstehung, S. 56 f. u. S. 59–61 (Hirsch); Hirsch, Wirtschaftskrise, 
S. 10, S. 12 f. u. S. 78 f.; Schäffer, Problematik, in: Harms (Hrsg.), Kapital, Bd. 1, S. 40 u. S. 52; 
BArch, R 3101/7607, fol. 69–77, Die weltwirtschaftliche Entwicklung nach dem Kriege, 
14. 7. 1924; ebenda, fol. 213–284, Die Weltwirtschaftslage im Frühjahr 1925, 7. 3. 1925; vgl. zu 
Keynes’ Auffassung Backhouse/Bateman, Revolutionary, S. 62 f.

98 Vgl. etwa Fritz Blaich, Die Wirtschaftskrise 1925/26 und die Reichsregierung. Von der Er-
werbslosenfürsorge zur Konjunkturpolitik, Kallmünz 1977, S. 152–174; Tooze, Statistics, 
S. 129–134 u. S. 142–145; Wandel, Schäffer, S. 94 u. S. 100; IfZArch, ED 93, Bd. 1, 21. 9. 1925 u. 
8. 12. 1925, Bd. 2, 15. 6. 1926, Bd. 3, 24. 3. 1927 u. 18. 9. 1927 (Zitat), sowie Bd. 4, 24. 12. 1928.

99 Vgl. Ritschel, Politics, S. 14–16, S. 329 u. S. 335–345; auch Robert W. D. Boyce, British Capita-
lism at the Crossroads, 1919–1932. A Study in Politics, Economics and International Relati-
ons, Cambridge 1987; Jackson, Equality, S. 117–147; Middlemas, Politics.

100 Vgl. Brick, Capitalism, der eine sozial-liberale Konvergenz beschreibt; exemplarisch Hirsch, 
Wirtschaftsentwicklung, bes. S. 17–23; ders., Wirtschaftswunder.

101 Vgl. Ludwig von Mises, Sozialliberalismus, in: Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft 
81 (1926), S. 242–278, bes. S. 244 f., S. 250 f., S. 253 f. u. S. 277 f.; einer der Autoren der von 
Mises kritisierten Brentano-Festschrift war Julius Hirsch. Lujo Brentano war mit seiner so-
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zist und Propagandist eines neuen, sozialen Kapitalismus auch in der deutschen 
sozialdemokratischen Presse begrüßt, für den Konvergenzbereich von „Libera-
lism“ und „Labour“ die Formel: „economic efficiency, social justice, and individu-
al liberty“102. Die schwedische und die dänische Sozialdemokratie und ihre libe-
ralen Partner entwickelten ähnliche Konzepte in den zwanziger und dreißiger 
Jahren103. Vor dem „New Deal“ waren in den Vereinigten Staaten ein „social capi-
talism“ und eine „new economy“, wissenschaftsgestützt und mit staatlicher Unter-
stützung von professionellen Standesorganisationen koordiniert, das Ziel der 
Wirtschaftspolitik104.

Überall wurde in Politik und Wirtschaft um eine neue kapitalistische Ordnung 
gerungen, die den Partizipationsstrukturen und kollektiven Erwartungen der 
Massendemokratie gerecht wurde, ohne den ökonomischen und politischen 
 Liberalismus und Individualismus preiszugeben. Für dieses neue Kapitalismus-
konzept stand der deutsche Begriff der „planmäßigen Wirtschaft“.

6. Der „Kampfboden“ der Demokratie

Was sich davon angesichts der kurzen Zeit, die der Republik blieb, in die Praxis 
umsetzen ließ, ist eine andere Frage. Es lässt sich zwar ein Katalog der Maßnah-
men aufstellen, von der Förderung von Rationalisierung, Modernisierung und 
Statistik105 über die Ansätze der Konsumstimulierung und der Konjunkturpoli-
tik106, auch durch die Einführung einer Exportversicherung107, bis hin zur Kartell-

zialpolitischen und internationalistisch-freihändlerischen Orientierung einer der wenigen 
Vertreter der Nationalökonomie, die unter den Praktikern der modernen Wirtschaftspolitik 
große Anerkennung genossen.

102 John Maynard Keynes, Liberalism and Labour, in: Ders., Collected Writings, Bd. 9: Essays 
in Persuasion, London 1972, S. 307–311, hier S. 311; vgl. auch Keynes’ sogleich ins Deut-
sche übersetzten Vortrag, Das Ende des Laissez-Faire. Ideen zur Verbindung von Privat- und 
Gemeinwirtschaft, München 1926; zu dessen sozialdemokratischer Aneignung vgl. Gregor 
Bienstock, Die Mauserung des Kapitalismus, in: Vorwärts vom 1. 8. 1926; im Gegensatz dazu 
die Kritik Ludwig von Mises, in: Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft 82 (1927), 
S. 190 f.

103 Vgl. etwa Nevers, Reformism, in: Kurunmäki/Strang (Hrsg.), Rhetorics, S. 175–177; Sejer-
sted, Age, S. 21 u. S. 122–172.

104 Vgl. etwa Alchon, Hand; Barber, Hoover; Brick, Capitalism; Hawley, Great War, S. 47–96; Pa-
trick Reagan, Designing America. The Origins of New Deal Planning, 1890–1943, Amherst 
1999; Smith, New Deal Liberalism.

105 BArch, R 3101/5934, fol. 3–9, Leiter II/9 (Ruelberg) an v. Buttlar, 30. 11. 1920; ebenda, fol. 
10–16, Die Hebung der Wirtschaftlichkeit der gewerblichen und industriellen Produktion, 
6. 12. 1920; vgl. Feldman, Disorder, S. 181; Tooze, Statistics, S. 76–102; Mary Nolan, Visions of 
Modernity. American Business and the Modernization of Germany, Oxford 1994.

106 BArch, R 3101/7607, fol. 41–51, Bericht über die Lage der Einzelindustrien in den Mona-
ten Oktober 1923-März 1924, Anhang; vgl. Tooze, Statistics, S. 129–134 u. S. 142–145; Blaich, 
Wirtschaftskrise; Hak-Ie Kim, Industrie, Staat und Wirtschaftspolitik. Die konjunkturpoliti-
sche Diskussion in der Endphase der Weimarer Republik 1930–1932/33, Berlin 1997.

107 IfZArch, ED 93, Bd. 1, 19. 12. 1925 u. Bd. 2, 10. 6. 1926.
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politik108, den Staatsbetrieben109 oder der „korporatistischen“ Selbstverwaltung 
bei Vorrang des Parlaments110. Aber hier stehen die handlungsleitenden Vorstel-
lungen der Wirtschaftspolitik im Vordergrund, die „intellektuellen Macht ver-
hältnisse“111. Der in der Weimarer Republik entwickelte Ansatz der Wirtschaftspo-
litik wurde bislang kaum gewürdigt, was dazu beitrug, dass sich seit über dreißig 
Jahren Deutungsmuster erhalten haben, die Politik und Wirtschaft schematisch 
gegeneinanderstellen und die politische Handlungsfähigkeit unterschätzen. 
 Diese Polarisierung gipfelt, mit gegensätzlichen Verantwortungszuweisungen, im 
Topos der „Überforderung“ der Weimarer Demokratie112.

„Zur Revision des üblichen Geschichtsbildes“ trat zuerst Knut Borchardt an113. 
Zu den von Borchardt stark gemachten Argumenten – dass die Wirtschaft der 
 Republik strukturreformbedürftig und „krank“ war, also nicht erst die Weltwirt-
schaftskrise sie erschütterte, während die Löhne und Lohnnebenkosten für Un-
ternehmer zur untragbaren Belastung wurden und die Politik in „Zwangslagen“ 
geriet – trat der Hinweis auf das internationale Finanzsystem, das durch Goldstan-
dard und Reparationsordnung die Handlungsmöglichkeiten der deutschen 
 Regierung in der Krise minimierte114. Obwohl diese Thesen auch Konsequenzen 
für die politische Geschichte beanspruchten, erfolgte ihre Diskussion weitgehend 

108 BArch, R 3101/5749, fol. 108–111, Niederschrift über die Sektionsleiterbesprechung am 
30. 9. 1920; IfZArch, ED 93, Bd. 2, 24. 3. 1926, Bd. 3, 18. 9. 1927 u. Bd. 4, 24. 12. 1928; Verord-
nung gegen den Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen vom 2. 11. 1923, in: Reichs-
gesetzblatt 1923, S. 1067–1070, mit Berichtigung (gez. Schäffer), in: Ebenda, S. 1090; vgl. 
Wandel, Schäffer, S. 68–71.

109 Vgl. etwa Hans Staudinger, Der Staat als Unternehmer, Berlin o.J. [1932], S. 101–119; Hagen 
Schulze, Otto Braun oder Preußens demokratische Sendung, Frankfurt a.M. 1977, S. 580–
583.

110 BArch, R 3101/5767, fol. 2–11, Niederschrift über die Sitzung, betreffend den Entwurf 
eines vorbereitenden Reichswirtschaftsrats, 17. 11. 1919; ebenda, R 3101/5851, fol. 29–32, 
Niederschrift über die Sektionsleiterbesprechung am 28. 10. 1920; ebenda, fol. 38–42, Nie-
derschrift über die Sektionsleiterbesprechung vom 8. 9. 1921; vgl. Programm, in: Hubatsch, 
Entstehung, S. 60 f. (Hirsch); Abelshauser, Korporatismus, in: Ders. (Hrsg.), Wohlfahrtsstaat; 
Hardtwig, Geschichtskultur, S. 335 f.; Andrea Rehling, Konfliktstrategie und Konsenssuche 
in der Krise. Von der Zentralarbeitsgemeinschaft zur Konzertierten Aktion, Baden-Baden 
2011, S. 41–192; Wandel, Schäffer, S. 44–50; der Versöhnbarkeit von Parlamentarismus, Li-
beralismus und Korporatismus widerspricht Charles S. Maier, Recasting Bourgeois Europe. 
Stabilization in France, Germany, and Italy after World War I, Princeton 1988, S. 581.

111 Hirsch, Wirtschaftsentwicklung, S. 22.
112 Vgl. Ursula Büttner, Weimar. Die überforderte Republik 1918–1933, Stuttgart 2008; dies., 

Politische Alternativen zum Brüningschen Deflationskurs. Ein Beitrag zur Diskussion über 
„ökonomische Zwangslagen“ in der Endphase von Weimar, in: VfZ 37 (1989), S. 209–252; 
Jürgen von Kruedener, Die Überforderung der Weimarer Republik als Sozialstaat, in: Ge-
schichte und Gesellschaft 11 (1985), S. 358–376.

113 Vgl. Knut Borchardt, Wachstum, Krisen, Handlungsspielräume der Wirtschaftspolitik. Stu-
dien zur Wirtschaftsgeschichte des 19. und 20. Jahrhunderts, Göttingen 1982, S. 165–182.

114 Vgl. etwa Barry Eichengreen, Golden Fetters. The Gold Standard and the Great Depression, 
1919–1939, Oxford 1992.
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auf dem Terrain der Wirtschaftsgeschichte115. Die Handlungsmacht der Politik 
wurde dabei immer weiter geschmälert116. Zahlen erzeugen eine Aura der Wahr-
heit, doch sind sie, von ihrer Erhebung angefangen, nicht weniger umstritten 
und interpretationsbedürftig als jedes andere historische Artefakt. Den zeitgenös-
sischen Krieg um die Zahlen hat Adam Tooze vorgeführt; die Ergebnisse der Be-
rechnungen, zu denen er selbst gelangt, decken sich zumeist eher mit denen der 
Regierungsstellen als mit denen der Unternehmerverbände. Wie Julius Hirsch 
stellt Tooze sich gegen die deutsche Obsession der Außenhandelsbilanz117. Die 
Zahlen, die der Revision zugrunde lagen, sind mittlerweile in Teilen selbst von 
Historikern korrigiert worden, die diesem Lager zuneigten; die Löhne waren in 
der Weimarer Republik wohl kaum „zu hoch“118. Letztlich handelt es sich dabei 
um politische Fragen. Verhandelt wurden argumentative Konstruktionen, deren 
rhetorische Funktion kaum berücksichtigt wurde, wie Petra Weber gezeigt hat. 
Der soziale Konsens in der Weimarer Republik war größer, als die historiogra-
fische Fortschreibung der zeitgenössischen Kontroversen glauben ließ. Die Wirt-
schaftspolitik der Republik scheiterte nicht, sondern wurde durch die gezielte 
Zerstörung gesellschaftlicher Grundkompromisse am Ende der Republik beseiti-
gt119. Ökonomische Interessenkonflikte sind nicht mit politischen Zwangslagen 
gleichzusetzen. Das Problem hatte bereits Hirsch erkannt: Auch die in  einen 
 Objektivitätsschleier gekleideten Interessenartikulationen der Arbeitnehmerver-
bände in Fragen wie Verkehrsleistungen, industrielle Produktivität, statistische 

115 Vgl. Jürgen von Kruedener (Hrsg.), Economic Crisis and Political Collapse. The Weimar 
Republic 1934–1933, New York 1990.

116 So zugespitzt im Interview mit Werner Plumpe, Warum wird der Kapitalismus nicht geliebt?, 
in: Frankfurter Rundschau vom 7. 1. 2013; vgl. zum Topos der Alternativlosigkeit und der 
Verweigerung politischer Handlungsmacht bereits kritisch sowohl gegenüber Borchardt als 
auch Bernd Weisbrod: Peukert, Weimarer Republik, S. 14 mit Anm. 7; Schulz, Demokratie, 
Bd. 2: Deutschland am Vorabend der Großen Krise, Berlin 1987, S. 19–23.

117 Vgl. Adam Tooze, Trouble with Numbers. Statistics, Politics, and History in the Construction 
of Weimar’s Trade Balance, 1918–1924, in: American Historical Review 113 (2008), S. 678–
700; Hirsch, Wirtschaftswissenschaft, in: Bonn/Palyi (Hrsg.), Wirtschaftswissenschaft; ders., 
Wirtschaftsentwicklung.

118 Vgl. etliche Beiträge in: Harold James (Hrsg.), The Interwar Depression in an International 
Context, München 2002; zur Ausgangslage vgl. Carsten Burhop, Wirtschaftsgeschichte des 
Kaiserreichs 1871–1918, Stuttgart 2011, bes. S. 215. Bezeichnend die stillschweigende Kehrt-
wende bei Niall Ferguson, Paper and Iron. Hamburg business and German politics in the 
era of inflation, 1897–1927, Cambridge 1995, S. 419–433, der hier noch von der Zerstörung 
der bürgerlichen Zivilisation durch die inflationäre republikanische Wirtschafts- und Sozial-
politik spricht, aber in: Ders., Financier, S. 28–97, zeigt, wie groß bis zum Ende die Chancen 
der Demokratie waren und die Bereitschaft einiger Unternehmer, dafür Opfer zu bringen.

119 Bis 1932 waren die Basiskompromisse der Republik nicht völlig aufgelöst, und auch danach 
hätte die Möglichkeit bestanden, daran wieder anzuknüpfen; vgl. Weber, Sozialpartner-
schaft, etwa S. 816–819, S. 915–925 u. S. 963–972. Danach lässt sich weder der Hinweis auf 
die einseitig gewerkschaftsfreundliche Rolle des Staates bei Tarifverhandlungen aufrechter-
halten – die staatliche Zwangsschlichtung wirkte in der Praxis eher mäßigend –, noch waren 
die Löhne oder Lohnnebenkosten massiv überhöht (die Effektivlöhne in sektoralen oder 
regionalen Bereichen ohne Tarif waren mitunter höher als die Tarife). Siehe auch IfZArch, 
ED 93, Bd. 3, 26. 12. 1927.
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Vergleichbarkeit der Jahre 1913 und 1924, Lohnniveau, Steuerpolitik und Kapi-
talbildung unterzog er einer scharfen Kritik. Für ihn, dessen Sinn für eine demo-
kratische Streitkultur geschärfter war als der mancher Historiker, handelte es sich 
bei diesen Stellungnahmen um Vorstöße auf dem „Kampfboden“ der 
„Demokratie“120.

Die Wirtschaftspolitik war ein wichtiger Beitrag der deutschen Republik zum 
politischen Arsenal der Demokratie. Der Realitätssinn der Protagonisten darf 
nicht unterschlagen werden: Ihr politisches Ziel war, gemeinsam und gleichzeitig 
mit dem Sozialstaat dessen ökonomische Basis zu errichten. Die Funktion, die 
sozialpolitischen Institutionen und Garantien in diesem Denken zukam, war die 
von rechtlich konstitutiven, praktisch aber kompensatorischen Instrumenten. Ein 
Urteil über die Leistungsfähigkeit des jungen und im Ausbau befindlichen 
 Weimarer Sozialstaats auf wenige Jahre Mitte oder Ende der zwanziger Jahre zu 
gründen, ist alles andere als überzeugend. Die Möglichkeit langfristig positiver 
makroökonomischer Konsequenzen, wie sie die vergleichende Forschung über 
Wohl fahrtsstaaten herausgearbeitet hat, ist nicht zu leugnen121. Ansonsten 
schleicht sich die Rede von der Überforderung und der Explosion der sozialen 
Erwartungen ein. Es ist an der Zeit, dieses einst als Revision angetretene Ge-
schichtsbild zu revidieren und das Feld der Wirtschaftspolitik für die Geschichte 
der Politik, der politischen Visionen, der Demokratie zurückzuerobern122.

Dann hellt sich das Bild der deutschen Demokratie auf. Demokratische Inten-
tionen der Weimarer Wirtschaftspolitik kamen in dreierlei Hinsicht besonders 
anschaulich zum Ausdruck. Erstens vertrat das Reichswirtschaftsministerium in 
der Frage des Verbraucherschutzes einen Standpunkt, der für amerikanische Pro-
gressive, britische Liberale, französische Republikaner und deutsche Sozialdemo-
kraten gleichermaßen zentral war123. Stets waren den organisierten Interessen der 
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbände und auch des Mittelstands gegenüber 
die Interessen der „letzten Verbraucher“ zu wahren. Auch darum kam dem freien 
Welthandel eine so bedeutende Stellung in den Argumentationen zu. Verbrau-

120 Hirsch, Wirtschaftsentwicklung, S. 21 f.
121 Die meisten Zahlen, die kursieren, bewegen sich auf einem international vergleichbaren 

Niveau. Ökonomische Lasten können nicht abgeschätzt werden, ohne einerseits die Kriegs-
folgen und andererseits die Kostenersparnis durch die sozialen Stabilisierungsleistungen 
weit stärker zu veranschlagen. Unberücksichtigt blieb bislang, dass im Einklang mit der 
neueren vergleichenden Wohlfahrtsstaatsforschung die Annahme berechtigt erscheint, 
dass es langfristig durch Arbeitslosenversicherung, Gesundheitswesen, Wohnungsbau und 
andere sozialpolitische Maßnahmen sogar zu eindeutig positiven ökonomischen Effekten 
gekommen wäre, die notwendige Investitionen in „Humankapital“ ebenso wie in Industrie 
und Hochtechnologie erleichtert hätten; vgl. etwa Isabela Mares, Macroeconomic Out-
comes, in: Castles u. a. (Hrsg.), Oxford Handbook of the Welfare State, S. 539–551; Mariana 
Mazzucato, The Entrepreneurial State. Debunking Public vs. Private Sector Myths, London 
2013; zeitgenössische Ansätze zu solchen Deutungen stellen etwa Gerhard Colms Arbeiten 
zur Steuerverwendung dar; vgl. dazu Hoppenstedt, Colm, S. 32–49.

122 Vgl. als Beispiele für einen solchen Ansatz Jackson, Equality; Katznelson, Fear, S. 227–275; 
Ritschel, Politics; Smith, New Deal Liberalism.

123 Vgl. etwa Prasad, Land; Rosanvallon, Gesellschaft, S. 159–165 u. S. 211–216.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 62 (2014), Heft 4 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2014_4.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 4/2014

594  Diskussion

cherschutz und Kartellpolitik waren von einer Vision des „Massenkonsums“ gelei-
tet, die zur Genealogie der Konsumentendemokratie gehört. Der Massenkonsum 
war Anfang und Mitte der zwanziger Jahre in den Bereich des Möglichen getre-
ten, wenn auch noch nicht wie in Amerika zur Alltagspraxis geworden124.

Die Bedeutung des Verbraucherschutzes wurde, zweitens, noch gesteigert durch 
eine Grundhaltung, die sich im Begriff des Volkskapitalismus verdichten lässt125. 
Zur „Aufrechterhaltung der wirtschaftlichen Produktion“ schien dem Staatssekre-
tär „die gemeinschaftliche Kapitalbildung notwendig. In ihr erblicke er einen der 
zentralen Punkte der künftigen Wirtschaftsgestaltung und Wirtschaftsbeeinflus-
sung überhaupt“. Im Hintergrund stand eine „keynesianische“ ökonomische Ana-
lyse, die die wiederkehrenden Krisen der deutschen Wirtschaft schon Anfang der 
zwanziger Jahre auf zwei nicht mehr durch konjunkturelle Selbstreinigung lös-
bare Grundprobleme zurückführte: den Zusammenbruch der Nachfrage und die 
nicht ausreichende Kapitalbildung, was zu fehlenden oder falschen Investitionen 
führte. Eine Wirtschaftsordnung, die auf diese Weise stabilisiert wurde, war ein 
demokratischer Kapitalismus; sie musste „wirtschaftlichen und sozialen Grundan-
schauungen“ folgen, die den Menschen und seine Selbstbestimmung in den Mit-
telpunkt rückten: Wichtiger als die „Erhaltung des wirtschaftenden Betriebes“ 
war „die des wirtschaftenden Menschen“. In der ökonomischen Vision Hirschs 
würde auf Dauer schließlich „der Mensch“ der „Sieger“ in diesem „Kampf“ sein. 
Oder wie Hirsch an anderer Stelle einige Jahre später formulierte: „Die Demokra-
tie ist kein Geschenk, sie ist ein Kampfboden, der sich langsam zugunsten des 
Arbeitnehmertums verschiebt.“ Das Vorbild der ökonomischen Entwicklung, die 
aus den Deutschen ein Volk von Kleinkapitalisten machen würde, die sich mit 
ihrer Republik identifizierten, weil sie auch materiell einen Anteil an ihr hatten, 
war hier erneut: Amerika126. So war auch die demokratische Kultur zu stärken: 

124 BArch, R 3101/5767, fol. 2–11, Niederschrift über die Sitzung, betreffend den Entwurf 
eines vorbereitenden Reichswirtschaftsrats, 17. 11. 1919; ebenda, R 3101/5749, fol. 66 f., 
Niederschrift über die Sektionsleiterbesprechung am 6. 5. 1920; ebenda, R 3101/5860, fol. 
361 f., Schmidt an Abteilungsdirektoren und Sektionsleiter, 6. 10. 1921; IfZArch, ED 93, Bd. 
1, 14. 8. 1925 u. 21. 8. 1925, Bd. 2, 17. 5. 1926 u. 16. 9. 1926; vgl. Programm, in: Hubatsch, 
Entstehung, S. 56 f. (Hirsch); Feldman, Disorder, S. 187; Hirsch, Wirtschaftswunder; schon 
Paul Josten, Deutschlands Stellung im Welthandel. Eine wirtschaftspolitische Studie, Köln 
1908, S. 170–172. Das Wirtschaftsministerium positionierte sich deutlich gegen protektionis-
tische Tendenzen, wie sie die ältere Forschung beschreibt; vgl. etwa Heinrich August Wink-
ler, Liberalismus und Antiliberalismus. Studien zur politischen Sozialgeschichte des 19. und 
20. Jahrhunderts, Göttingen 1979, S. 17 f., S. 22 u. S. 163–194. Über Deutschland hinaus vgl. 
Rosanvallon, Gesellschaft, S. 159–165 u. S. 211–216; Cohen, New Deal; Nancy Cohen, A Con-
sumers’ Republic. The Politics of Mass Consumption in Postwar America, New York 2003; 
Kathleen G. Donohue, Freedom from Want. American Liberalism and the Idea of the Con-
sumer, Baltimore 2003. Tooze, National Economy, in: Walser Smith (Hrsg.), Oxford Hand-
book of Modern German History, S. 406, unterschätzt diese Vision womöglich; vgl. dagegen 
etliche der Beiträge in: Föllmer/Graf (Hrsg.), Krise.

125 Für die gleichzeitige und vorbildhafte Entwicklung in den USA vgl. Julia C. Ott, When Wall 
Street Met Main Street. The Quest for an Investors’ Democracy, Cambridge 2011.

126 BArch, R 3101/5749, fol. 108–111, Niederschrift über die Sektionsleiterbesprechung am 
30. 9. 1920; vgl. Hirsch, Wirtschaftsentwicklung, S. 21, S. 18 f. u. S. 14–17; ders., Wirtschafts-
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Wie bei Keynes, der in seiner Publizistik der zwanziger Jahre eine Moralphiloso-
phie des Kapitalismus entwarf, kam dem Individuum der Vorrang vor der Ökono-
mie zu; die wirtschaftliche Produktivität zielte auf Höheres als „Geldliebe“, näm-
lich auf individuelle Entfaltung127. Die DDP hielt entsprechend Achtstundentag 
und Freizeit notwendig für die Ausbildung einer der Demokratie unverzichtbaren 
„Persönlichkeitskultur“128.

Drittens artikulieren die Quellen ein Verständnis von Demokratie, das Öffent-
lichkeit, Transparenz, Kritik und Diskussion für die demokratische Willensbil-
dung als wesentlich betrachtete und das parlamentarische Prinzip über alle orga-
nisierten gesellschaftlichen Interessen stellte129. In diesem deliberativen Prozess, 
der die Demokratie auszeichnete, kam dem Wirtschaftsministerium und den 
Wirtschaftsexperten eine Funktion der Aufklärung zu: Die Fachleute durften sich 
nicht aus der politischen Diskussion zurückziehen, ihnen wurde, bis sich die Re-
publik stabilisiert hatte, ein normatives Bekenntnis abverlangt. Ihr Engagement 
sollte in einer „Erziehungsaufgabe“ bestehen, in der „Popularisierung“ wirtschaft-
lichen Wissens – um den Regierenden und den Bürgern erkennen zu helfen, über 
welche Ressourcen sie verfügten und auf welchen Grundlagen sie Entscheidungen 
treffen konnten. Ökonomisches Wissen als Ermöglichung von Freiheit und poli-
tischer Selbstbestimmung war das Motiv dieses Denkens: „Es ist in der Demokratie 
immer falsch, sich auf irgend jemand zu verlassen. Es ist der Sinn der Demokratie, 
daß die öffentliche Kritik einsetzt, daß niemand an den Fragen, die sein Lebens-
schicksal bedeuten, vorübergehen darf, indem er etwa sagt, er verstehe nichts da-
von. Die anderen nämlich, glauben Sie mir, verstehen es auch nicht besser.“ Wo 
der Ausbau der Demokratie stockte, geschah es „zum großen Teil infolge Nicht-
verstehens wirtschaftlicher Vorgänge“, weshalb Hirsch erklärte: „Wenn aber je-
mand denkt, er hätte seine Pflicht getan, wenn er gewählt hat, so ist das falsch.“ 
Die Kultur der Demokratie zeigte sich auch in der geistigen Auseinandersetzung 
mit den wirtschaftlichen Grundlagen des Gemeinwesens – der Republik, die nun 
alle gemeinsam waren. Es ging um mehr und um etwas anderes als betriebliche 
Mitbestimmung; darum zog Hirsch gegen die von Gewerkschaftsvertretern propa-
gierte Version der „Wirtschaftsdemokratie“ zu Felde: „Der Weg von der Sozialpoli-

wissenschaft, in: Bonn/Palyi (Hrsg.), Wirtschaftswissenschaft, S. 184; Wandel, Schäffer, S. 43; 
zur Krisenanalyse BArch, R 3101/21253, fol. 234–242, Bericht über die Wirtschaftslage im 
April, 29. 5. 1922; ebenda, R 3101/7607, fol. 41–51 u. 59–62, Bericht über die Lage der Ein-
zelindustrien in den Monaten Oktober 1923-März 1924, Anhänge; IfZArch, ED 93, Bd. 1, 
22. 10. 1924.

127 Vgl. Backhouse/Bateman, Revolutionary, S. 55–75; John Maynard Keynes, Economic Possi-
bilities for our Grandchildren [1930], in: Ders., Collected Writings, Bd. 9, S. 321–332.

128 Hardtwig, Volksgemeinschaft, in: Lehnert (Hrsg.), Gemeinschaftsdenken in Europa, 
S. 242 f.

129 Siehe etwa Programm, in: Hubatsch, Entstehung, S. 61 (Hirsch); BArch, R 3101/5851, 
fol. 38–42, Niederschrift über die Sektionsleiterbesprechung vom 8. 9. 1921; ebenda, R 
3101/5840, fol. 192–212, Schmidt an die anderen Reichsressorts, Verordnungsentwurf, 
14. 10. 1919; ebenda, R 3101/5860, fol. 361 f., Schmidt an Abteilungsdirektoren und Sekti-
onsleiter, 6. 10. 1921.
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tik zur Wirtschaftspolitik, [. . .] das ist der entscheidende Weg zur wirklichen 
Mitbestimmung.“130

Im Gegensatz zu Historikern, die diese Gewerkschaftsposition übernahmen, 
hielten die Protagonisten der demokratischen Wirtschaftspolitik die Vorstellung 
einer Wirtschaftsdemokratie der vollen Mitbestimmung in der Unternehmens-
führung keinesfalls für eine notwendige Erweiterung der Demokratie; im Gegen-
teil, von dieser Forderung konnte eine Gefahr für die ökonomische Stabilität und 
für die Demokratie selbst ausgehen. Gerhard Colm, der von allen Beteiligten aus 
diesem Umfeld im Exil als Berater des amerikanischen Präsidenten die erstaun-
lichste Karriere machte, brachte in den dreißiger Jahren die zuvor im Ministeri-
um zirkulierende Idee einer Wirtschaftsdemokratie, die mit betrieblicher Mitbe-
stimmung wenig, mit Demokratie aber viel zu tun hatte, auf den Begriff des 
„liberal interventionism“: Staatseingriffe in die kapitalistische Wirtschaft ver-
folgten im Namen des „common interest“ das Ziel, die Demokratie nicht nur for-
mell, sondern auch substanziell zu bewahren, im internationalen Konkurrenz-
kampf mit den Diktaturen. Das war für ihn Wirtschaftsdemokratie: Sicherung der 
Demokratie durch Wirtschaftspolitik131.

Das war der bereits von Hirsch bezeichnete Weg zur „wirklichen“, politischen 
Mitbestimmung durch Wirtschaftspolitik. Demokratische Wirtschaftspolitik 
diente in diesem Selbstverständnis dem Ziel, die Partizipation der Bürger, die 
Selbstbestimmung über ihre Republik, die Demokratie als Lebensform in einer 
Gesellschaft zu ermöglichen, in der soziale und ökonomische Ungleichheit eine 
permanente Bedrohung der gleichberechtigten politischen Teilhabe darstellte. 
Dieses Denken brach weder mit Hirschs Abgang ab, noch konnte es durch den 
wirtschaftspolitischen Kurswechsel unter Brüning völlig erstickt werden: Es fand 
seine direkte Fortsetzung im Exil. Besonders die Vereinigten Staaten des „New 
Deal“ zeigten sich an den emigrierten deutschen Wirtschaftspolitikern interes-
siert, mancher wurde in eine einflussreiche Stellung berufen. Die Summe ihrer 
Erfahrungen zogen etliche von ihnen in der bald als Buch veröffentlichten Vor-
tragsreihe „Political and Economic Democracy“ 1935/36 in New York. Ihr theo-
retischer und zunehmend auch praktischer Beitrag zur Neugestaltung des ame-
rikanischen Kapitalismus übertrug den sozialen Kapitalismusbegriff und die 
„planmäßige Wirtschaft“ der Weimarer Republik auf die amerikanische Demo-
kratie. In diesem transnationalen Kontext gab es keine Verständigungsschwierig-
keiten. Sie bewegten sich weiterhin in der Welt des demokratischen Kapita-

130 Hirsch, Wirtschaftsentwicklung, S. 17, S. 19 u. S. 20–23, Zitat S. 21; ders., Wirtschaftswissen-
schaft, in: Bonn/Palyi (Hrsg.), Wirtschaftswissenschaft, S. 189 f. u. S. 195–197; Schäffer, Pro-
blematik, in: Harms (Hrsg.), Kapital, Bd. 1, S. 44–46.

131 Vgl. Gerhard Colm, Is Economic Planning Compatible with Democracy?, in: Max Ascoli/
Fritz Lehmann (Hrsg.), Political and Economic Democracy, New York 1937, S. 21–41, hier 
S. 23, S. 25 f., S. 30 u. S. 33–41; vgl. im Gegensatz dazu das Verständnis von Wirtschaftsdemo-
kratie bei Winkler, Liberalismus, S. 195–204; Bernd Weisbrod, Schwerindustrie in der Wei-
marer Republik. Interessenpolitik zwischen Stabilisierung und Krise, Wuppertal 1978.
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lismus, an dessen Entstehung sie bereits in Deutschland beteiligt gewesen 
waren132.

7. „Noch eine ziemlich schwierige Strecke, etwa eine Generation lang“

Aber ist das alles nicht nur die eine Seite der Geschichte? Es gab gewaltige Gegen-
kräfte, die dieser demokratischen Dynamik entgegenwirkten und sich nicht ab-
sorbieren ließen. Welche historische Bedeutung hatte angesichts dessen eine de-
mokratische Wirtschaftspolitik, wenn seit 1930 zunehmend die Gegenseite zum 
Zuge kam und die demokratische Entwicklung 1933 schließlich zunichte machte?

Erstens sind auch Deutungen der Weimarer Republik abhängig von interpreta-
tiven und narrativen Mustern und von unterschiedlichen Geschichtsbegriffen. 
Selbst überzeugende und theoretisch informierte Versuche, Kontinuitäten der 
deutschen Geschichte aufzuspüren, die zur nationalsozialistischen Herrschaft 
oder zum Vernichtungskrieg und Völkermord hinführten, lassen deutlich erken-
nen, wie sehr die Perspektiven und wie wenig die „Fakten“ über die Plausibilität 
solcher Kontinuitäten entscheiden133. Was das Typische und was das Individuelle 
eines Zeitalters ist; ob sich post factum schließen lässt, dass aus einem bestimmten 
Früherem ein bestimmtes Späteres folgte; oder ob nicht der „Zufall“, wenn er auch 
eine theoretisch unbefriedigende Kategorie und für den sozialwissenschaftlich 
geschulten Blick vieler Historiker sperrig sein mag, innerhalb des historisch Mög-
lichen immer wieder Regie führt; ob nicht individuellem Handeln, zumal in Situ-
ationen der Unübersichtlichkeit und Krisen, die entscheidende Bedeutung zu-
kommt und die historische Verantwortung zufällt; und nicht zuletzt, ob Gewalt 
und Zerstörung auf Kontinuitäten zurückzuführen oder nicht vielmehr immer 
verfügbar sind und ihr Gebrauch situativ bedingt ist – all das sind theoretisch und 
methodisch komplexe Fragen, in denen die zeithistorische Profession reflektiert 
Stellung beziehen muss. Ist nicht eine der Aufgaben der Geschichtswissenschaft, 
die Geschichte „dem Schein des Soges von Notwendigkeit der Strukturen und 
Prozesse“ zu entziehen, „an individuelle Entscheidungen, an kontingente Ereig-
nisse, an Alternativen und Optionen“ zu erinnern, „die Offenheit aller Situati-
onen im Bewusstsein zu halten“? Nur so lässt sich vermeiden, dass Zufälligkeit 
verabsolutiert wird „durch die Beseitigung jeden Zufalls“134.

132 Vgl. Ascoli/Lehmann (Hrsg.), Democracy; Hoppenstedt, Colm, S. 119–153; Julius Hirsch, 
Price Control in the War Economy, New York 1943.

133 Vgl. etwa Helmut Walser Smith, Jenseits der Sonderweg-Debatte, in: Sven Oliver Müller/
Cornelius Torp (Hrsg.), Das Deutsche Kaiserreich in der Kontroverse, Göttingen 2009, 
S. 31–50; Benjamin Ziemann, Weimar was Weimar. Politics, Culture and the Emplotment of 
the German Republic, in: German History 28 (2010), S. 542–571; grundsätzlich Wolfgang 
Hardtwig, Hochkultur des bürgerlichen Zeitalters, Göttingen 2005, S. 19–34; Tim B. Müller, 
Arbeiter und Dichter. Über professionelle, ästhetische und ethische Motive moderner His-
toriker, in: Martin Baumeister/Moritz Föllmer/Philipp Müller, Die Kunst der Geschichte: 
Historiographie, Ästhetik, Erzählung, Göttingen 2009, S. 29–51.

134 Reinhart Koselleck, Vergangene Zukunft. Zur Semantik geschichtlicher Zeiten, Frankfurt a. 
M. 1989, S. 175; Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte 1866–1918, Bd. 2: Machtstaat vor 
der Demokratie, München 1998, S. 418; zur sozialen Verfügbarkeit und situativen Mobilisie-
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Zweitens fällt auf, wie sehr an den entscheidenden Punkten, die den Gegnern 
der demokratischen Dynamik in der Weimarer Republik schrittweise die Ober-
hand verschafften, es immer wieder auf die Faktoren Kontingenz und Individuum 
ankam. Daran erinnert Ulrich Herbert: „Bei den Reichstagswahlen vom 20. Mai 
1928 erzielten die Nationalsozialisten ganze 2,6 Prozent der Stimmen. [. . .] Wer 
nur nach der Vorgeschichte der Probleme der Gegenwart oder der zeitlich je un-
terschiedlichen Gegenwarten fragt, folgt einer verborgenen Teleologie und blen-
det jene Entwicklungen aus, die abgebrochen wurden, die scheiterten oder im 
Sande verliefen“135. Schon kleine Veränderungen der Perspektive führen zu groß-
en Unterschieden der Deutung. Das ließe sich an vielen Entwicklungen zeigen, 
kann hier aber nur im Hinblick auf drei Bedingungen angedeutet werden, die zu 
den ausschlaggebenden auf dem Weg Hitlers zur Macht gehörten.

Entscheidend in vielfacher Hinsicht und in letzter Instanz war Paul von 
 Hindenburg. Aber auch wenn er und sein Umfeld schon vor 1930 nach auto-
ritären Alternativen zur parlamentarischen Demokratie suchten – wäre ihr Erfolg 
möglich gewesen ohne die politische und ökonomische Krise, die dann einsetzte? 
1925 war Hindenburg, der sich demonstrativ zur Verfassung bekannt hatte, nicht 
als Antidemokrat, sondern als „Verkörperung des nationalen Einheitswillens“, 
vielleicht auch als Symbol der Integration der bürgerlichen Rechtsparteien in die 
Republik, von sehr unterschiedlichen Milieus in einer knappen Wahl ins Amt des 
Reichspräsidenten gewählt worden. Und um eine kontrafaktische Frage zu  stellen: 
Hätte später nicht alles anders ausgesehen, wenn der Zentrumspolitiker Wilhelm 
Marx im zweiten Wahlgang drei Prozent der Stimmen mehr erhalten hätte136?

Widersprüchlich waren die Optionen und Potentiale der DNVP. Die monar-
chistische Partei, die gerade ihren Kaiser verloren hatte, wurde nicht zur demo-
kratischen Partei. Aber ihre Verhaltensmuster unterschieden sich eher graduell 
als fundamental von denen anderer konservativ-nationalistischer Parteien oder 
Parteiflügel in den Nachkriegsdemokratien. Den schwedischen Konservativen 
musste ein politisches Schwergewicht wie Arvid Lindman noch in den zwanziger 
Jahren antidemokratische Haltungen austreiben, auch im rechten Flügel der bri-
tischen Tories gab es Demokratiefeinde. Die Basis der DNVP war weit davon ent-
fernt, sich mit der Republik zu identifizieren. Aber die Partei wandelte sich sozial 
immer weiter. Ihre gouvernementale Mitwirkung auf allen Verwaltungsebenen 
des Reichs machte sie praktisch und provisorisch gleichsam zur demokratischen 
Partei. Die Arbeitslosenversicherung, die wichtigste Innovation des demokrati-
schen Wohlfahrtsstaates von Weimar, wurde von einer Regierung, an der die 
DNVP beteiligt war, eingerichtet und mit überwältigender Mehrheit im Reichstag 
verabschiedet – wobei nicht das für die zwanziger Jahre typische Institut einer 
Arbeitslosenversicherung, sondern die Konsensfähigkeit und die sozialpolitische 

rung von Gewalt vgl. etwa Jan Philipp Reemtsma, Vertrauen und Gewalt. Versuch über eine 
besondere Konstellation der Moderne, Hamburg 2008.

135 Ulrich Herbert, Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert, München 2014, S. 15 f.
136 Wolfram Pyta, Hindenburg. Herrschaft zwischen Hohenzollern und Hitler, München 2009, 

S. 461–476, Zitat S. 474.
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Öffnung der Nationalkonservativen bemerkenswert waren. Hätte die parlamenta-
rische Kooperation nicht fortgesetzt und langfristig die Integration der radikalna-
tionalistischen Basis folgen können, wenn nicht 1928 in einer knappen Abstim-
mung Alfred Hugenberg die Leitung der Partei übernommen hätte137?

Dass die antidemokratischen Kräfte und die antirepublikanischen Neigungen 
Hindenburgs überhaupt ihr entscheidendes Gewicht erhielten, war die Folge ei-
ner tragischen Doppelkontingenz: der von Weltwirtschaftskrise und Fehlentschei-
dungen der Brüning-Regierung in der Bewältigung dieser Krise. Brüning erwies 
sich als nicht imstande, Politik in einer der Demokratie angemessenen Komplexi-
tät zu denken und zu betreiben. Er gab die demokratische Wirtschaftspolitik nicht 
nur auf, er handelte im Gegensatz zu ihren Grundeinsichten. Wer eine so gewal-
tige soziale Destabilisierung in Kauf nahm, wie Brüning es tat – dessen Hand-
lungsspielraum aufgrund von theoretischen Vorannahmen oft unterschätzt wird, 
aber gerade in seinen Fehlkalkulationen zum Ausdruck kam –, der riskierte den 
Zusammenbruch der Demokratie und den Aufstieg der scheindemokratischen 
Extremisten, die das Partizipations- und das Stabilitätsbedürfnis der Bevölkerung 
gleichermaßen für sich nutzen konnten138. Ist es wirklich denkbar, dass ohne die 
ökonomische Katastrophe und ohne die damit einhergehende soziale Destabili-
sierung die NSDAP ihren blitzartigen Aufschwung erlebt hätte? So sahen es auch 
Zeitgenossen, unter den demokratisch gesinnten Wirtschaftsgrößen etwa Sieg-
mund Warburg. Am 30. September 1930 notierte er, dass es jetzt allein auf poli-
tische Maßnahmen ankomme und die Brüning-Regierung völlig darin versage, 
die Zustimmung des Volkes zu gewinnen: Brüning sei nicht in der Lage, den Mas-
sen die „Richtung“ zu weisen und das notwendige „Pathos“ aufzubringen139. In 
dieser zweiten Fundamentalkrise nach jener von 1922/23, in der demokratische 
Lösungen gesucht und gefunden worden waren, war das Ungeschick der politisch 
Handelnden verantwortlich für die Destabilisierung einer demokratischen Ge-
sellschaft und die Delegitimierung eines demokratischen Gemeinwesens. Aber 
selbst dann waren noch von Mitte 1932 an die Maßnahmen der Papen-Regierung, 

137 Vgl. Mergel, Kultur, S. 323–331 u. S. 428–456; ders., Das Scheitern des deutschen Tory-Kon-
servatismus. Die Umformung der DNVP zu einer rechtsradikalen Partei 1928–1932, in: His-
torische Zeitschrift 276 (2003), S. 323–368; Müller, Weltkrieg, S. 84 u. S. 133–146; Maik Oh-
nezeit, Zwischen „schärfster Opposition“ und dem „Willen zur Macht“. Die Deutschnatio-
nale Volkspartei (DNVP) in der Weimarer Republik 1918–1928, Düsseldorf 2011; Thomas 
Raithel, Das schwierige Spiel des Parlamentarismus. Deutscher Reichstag und französische 
Chambre des Députés in den Inflationskrisen der 1920er Jahre, München 2005.

138 Vgl. Karl Dietrich Bracher, Brünings unpolitische Politik und die Auflösung der Weima-
rer Republik, in: VfZ 19 (1971), S. 113–123; Conan Fischer, The Failed European Union. 
Franco-German Relations during the Great Depression of 1929–32, in: International History 
Review 34 (2012), S. 705–724; Paul Köppen, „Aus der Krankheit konnten wir unsere Waffe 
machen.“ Heinrich Brünings Spardiktat und die Ablehnung der französischen Kreditan-
gebote 1930/31, in: VfZ 62 (2014), S. 349–375; Peukert, Republik, S. 260 f. u. S. 266–271; 
 Tooze, Statistics, S. 153–161 u. S. 166–171; ders., Ökonomie der Zerstörung. Die Geschich-
te der Wirtschaft im Nationalsozialismus, München 2007, S. 39–42; Weber, Sozialpartner-
schaft, S. 853–989; ausführlicher zu Brünings Optionen Müller, Weltkrieg, S. 114–123.

139 Ferguson, Financier, S. 68.
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die gezielt die Demokratie schwächte und die politische Gewalt entfesselte, und 
letztlich die Entscheidungen Hindenburgs notwendig, um beim 30. Januar 1933 
zu enden: alles Handlungen einzelner, die nicht unausweichlich waren140.

Drittens sollte die zeitgenössische Perspektive nicht ausgeblendet werden. Die 
Beteiligten waren selbst vom Erfolg ihrer demokratischen Politik überzeugt. Diese 
Erwartung brach nach 1923 keinesfalls in sich zusammen, wie dieser Beitrag ge-
zeigt hat. Die wirtschaftspolitischen Strategen deuteten ihr Handeln mit einem 
Narrativ, das man als ein Ensemble von proto-modernisierungstheorischen An-
nahmen auffassen kann. Es setzte sich zusammen aus Elementen sowohl einer 
Spartentheorie, die die Vorreiterfunktion eines sozialen Systems für die gesell-
schaftliche Entwicklung betonte, als auch einer Prozesstheorie, die Erwartungen 
über Dauer und Verlauf ausdrückte. Das erste Element ist bereits deutlich gewor-
den: Die Akteure identifizierten die Wirtschaftspolitik, ihre Interventionen und 
Regulierungen auf dem Feld der kapitalistischen Ökonomie, als eine Vorausset-
zung der Demokratie und als den Motor der Demokratisierung. Die immer noch 
einer systematischen Erforschung harrenden Bemühungen um die Demokratisie-
rung der politischen Kultur – von den Volkshochschulen und der Hochschule für 
Politik über die Museumspädagogik und Sozialarbeit bis zur Schul- und Universi-
tätsreform – sollten diesen Prozess verstärken.

Das zweite Element findet sich in Julius Hirschs Erwartung von 1925, es würde 
„etwa eine Generation“ dauern, bis das der Demokratie zuträgliche Maß ökono-
mischer Stabilität erreicht wäre141. Für Alexander Rüstow war die Demokratie 
1929 den Deutschen selbstverständlich geworden; sie gehörten unwiderruflich zu 
den demokratischen Nationen, wenn er auch politische Reformen für notwendig 
hielt und den Reichskanzler nach dem Vorbild des britischen Premierministers 
zum echten „demokratischen Führer“ machen wollte. Die demokratische Selbst-
kritik jener Jahre wird allzu oft als Kritik an der Demokratie missverstanden; sie 
lässt sich mit mindestens ebenso großer Plausibilität als Zeichen der Stärke und 
fortschreitenden „Konsolidierung“ der Demokratie lesen142. Auch aus Otto Kirch-
heimers Sicht durchlief das deutsche Bürgertum 1930 weiterhin einen „Re publi-
kanisierungsprozess“143. Die Weimarer Demokratie war auf dem Weg gewesen, 
eine Demokratie mit immer mehr Demokraten zu werden. Ihre Instabilität weist 
auf die Fragilität jeder Demokratie in existentiellen Krisen hin. Erst in der Krise 
erreichten antidemokratische Kräfte ihre großen Wahlerfolge, zuvor hatte sich 
eine demokratische Mehrheit gefestigt. Für viele Zeitgenossen stand die Lebens-
fähigkeit der deutschen Demokratie und die demokratische Perspektive ihrer 
führenden Beamten bis zum Schluss nicht in Frage.

140 Vgl. Dirk Blasius, Weimars Ende. Bürgerkrieg und Politik 1930–1933, Göttingen 2006; Her-
bert, Geschichte, S. 259–301; Pyta, Hindenburg, S. 685–805; Weber, Sozialpartnerschaft, 
S. 963–972.

141 Hirsch, Wirtschaftswissenschaft, in: Bonn/Palyi (Hrsg.), Wirtschaftswissenschaft, S. 190.
142 Vgl. Müller, Weltkrieg, S. 56–60.
143 Kirchheimer, Weimar, S. 19.
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Das galt offenbar selbst für die Kreise um Hindenburg, die die Republik zum 
autoritären Präsidialregime umbauen, die demokratische Wirtschafts- und Sozial-
politik beenden und dafür als Massenbasis sich auf die Nationalsozialisten stützen 
wollten: „Da sich die Konjunkturlage seit Ende 1932 wieder zu verbessern schien, 
drohte das gesamte Projekt einer Demontage der parlamentarischen Demokratie 
zu scheitern.“144 Erst recht galt es für die Demokraten. Noch Ende 1932, Anfang 
1933 konnte Siegmund Warburg sich vorstellen, als demokratischer Wirtschaftsre-
former in die Politik zu gehen145, und der später so prominente Politikwissen-
schaftler Carl J. Friedrich erklärte: „Germany will remain a constitutional, demo-
cratic state with strong socializing tendencies whose backbone will continue to be 
its professional civil service.“146

Stimmen wie diese sprechen dafür, der Weimarer Republik die Chance eines 
neuen Blicks zu geben, der im demokratischen Neuanfang keine flüchtige Er-
scheinung, sondern das Konstitutive dieses politischen und sozialen Gefüges er-
kennt – das, was sie in den Augen der Zeitgenossen vor allem war: eine liberale 
und soziale Demokratie, Teil einer demokratischen Völkergemeinschaft147. Nicht 
allein die Perspektiven der Wirtschaftspolitik legen eine historische Betrachtungs-
weise nahe, die diese Republik weniger in ihren Kontinuitäten als in ihren Kon-
texten untersucht: als eine Demokratie im Werden in einer Welt entstehender 
westlicher Demokratien, deren gesellschaftliche Fragilität überall durch die Insta-
bilität der internationalen Ordnung und der ökonomischen Lage gesteigert wur-
de. Die Weimarer Republik war nicht nur eine entscheidende Epoche der deut-
schen Geschichte, sondern auch der Geschichte der westlichen Demokratie.

144 Herbert, Geschichte, S. 297.
145 Vgl. Ferguson, Financier, S. 66–70; Warburgs optimistische Erwartung war bis zuletzt, dass 

am Ende der Krise eine reformierte Republik ähnlich der französischen oder amerikani-
schen stehen und die Nationalsozialisten nicht die Herrschaft übernehmen würden.

146 Carl J. Friedrich, The Development of the Executive Power in Germany, in: American Politi-
cal Science Review 27 (1933), S. 185–203, hier S. 203.

147 Dass Anhängern wie Gegnern der Demokratie die Stärke der demokratischen Ordnung un-
ter faktischer amerikanischer Hegemonie bis 1930 außer Zweifel stand und die Konfliktlinie 
nicht die deutsche Demokratie von einer gerade erst entstehenden „westlichen Demokra-
tie“ trennte, sondern sich durch alle westlichen Gesellschaften, in besonderem Maße durch 
die deutsche Gesellschaft zog, wird auch deutlich bei Adam Tooze, The Deluge. The Great 
War and the Remaking of Global Order, London 2014.
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„Wir alle waren Gegner des Regimes, mussten aber um der Arbeit und des Über-
lebens willen unser Auskommen mit den Machthabern und ihren Stellen suchen“, 
schrieb Theodor Eschenburg 1987 über seine berufliche Tätigkeit im „Dritten Reich“. 
Wie weit kam Eschenburg dem Regime dabei entgegen? Welche Konzessionen machte 
er als Verbandsgeschäftsführer und Leiter industrieller Prüfungsstellen dem zuneh-
mend rassistischen NS-Staat? Die darüber entbrannte Kontroverse hat bislang noch 
keine Klarheit geschaffen. Inzwischen hat sich herausgestellt, dass Eschenburg nicht 
nur an einem einzigen „Arisierungs“-Fall beteiligt war. Nach dem „Anschluss“ Öster-
reichs war er in zwei weitere Enteignungen jüdischer Unternehmer involviert. Ein 
vierter und fünfter Fall zeichnen sich ab. Wie in den neu aufgefundenen und hier 
erstmals präsentierten Dokumenten deutlich wird, gehörte die Mitwirkung an der 
sozialen Diskriminierung und wirtschaftlichen Ausplünderung deutscher wie öster-
reichischer Juden zur Routine der von Eschenburg geleiteten Geschäftsstellen. nnnn

Rainer Eisfeld

Theodor Eschenburg und der Raub jüdischer Vermögen 
1938/39

Die Debatte um Theodor Eschenburg, die 2011 mit neuen Aktenfunden begon-
nen hatte, litt zuletzt darunter, dass mehr und mehr Zeitgenossen, die sich 
Eschenburg auf die eine oder andere Weise verpflichtet fühlten, ihre subjektiven 
Eindrücke zu Protokoll gaben. Nach intensiven Archivrecherchen, die zu substan-
ziellen Ergebnissen geführt haben, gewinnt die Diskussion neuerdings wieder an 
Gewicht und Seriosität. Im Mittelpunkt der Forschungen steht dabei nach wie vor 
Eschenburgs berufliche Tätigkeit zwischen 1933 und 1945. Die neuen Funde stel-
len das überlieferte Eschenburg-Bild immer tiefgreifender in Frage.

Theodor Eschenburg etablierte sich in Politikwissenschaft und Zeitgeschichte 
erst nach 1945 als „Seiteneinsteiger“1. Promoviert hatte er 1929 in Berlin über den 
konservativ-liberalen „Bülow-Block“ der Jahre 1907/09. Die Buchfassung seiner 

1 Beginnend mit der „Lehrermächtigung“, die Carlo Schmid als Staatspräsident von Süd-
württemberg-Hohenzollern im WS 1946/47 Eschenburg (seinerzeit Staatskommissar für 
Flüchtlingsfragen) erteilte, an der Universität Tübingen eine Vorlesung über die Geschichte 
der Weimarer Republik zu halten. Zum WS 1947/48 wurde die Ermächtigung durch die Phi-
losophische Fakultät in einen 4stündigen Lehrauftrag (Vorlesung mit Übung) umgewandelt, 
1949 folgte Eschenburgs Ernennung zum Honorarprofessor für Politik, 1951 die Schaffung 
eines Ordinariats, 1952 nach längerem Tauziehen dessen Besetzung mit Eschenburg. Vgl. 
Arno Mohr, Politikwissenschaft als Alternative. Stationen einer wissenschaftlichen Disziplin 
auf dem Wege zu ihrer Selbständigkeit in der Bundesrepublik Deutschland 1945–1965, Bo-
chum 1988, S. 153 f., S. 156 f. u. S. 158.
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Dissertation, eingeleitet durch Gustav Stresemann2, war unter dem Titel Das Kai-
serreich am Scheideweg. Bassermann, Bülow und der Block erschienen.

 Als „Alpha und Omega aller inneren Staatspolitik“ bezeichnete Eschenburg 
darin, dass die Regierung „von sich aus bestimmen“ konnte, welches „Maß und 
Ziel“ politische Reformen besitzen sollten, ohne dass „sie sich die Führung […] 
aus der Hand nehmen“ ließ3. Dieses Programm versah Eschenburg mit dem Eti-
kett „staatskonservativ“. Ihm gehörte seine erkennbare Sympathie. Geradezu als 
„Offenbarung“4 hatte er zuvor Alfred Webers Konzept der „unegalitären Führerde-
mokratie“ empfunden, mit dem Weber den Staat als „etwas Selbständiges gegen-
über den gesellschaftlichen Kraftzentren“ erhalten wollte5. Die Führung sollte 
nach Weber zwar abwählbar, die Kompetenz zu „selbständiger Entscheidung und 
Willensbildung der ausgelesenen Führerspitze“ jedoch nicht parlamentarisch 
kontrollierbar sein6. Dass Stresemann Alfred Webers „führerdemokratische“ Posi-
tion teilte7, dürfte Eschenburg in seiner Fixierung auf den starken Staat bestärkt 
haben. 

Nach seiner Promotion nahm Eschenburg zunächst eine Referentenstelle beim 
Verein Deutscher Maschinenbauanstalten an8.  1932 wechselte er für ein Jahr in 
die Geschäftsführung des Deutschen Bundes für freie Wirtschaftspolitik, einer 
von exportorientierten Branchen (Maschinenbau, Chemie, Schifffahrt) ins Le-
ben gerufenen Lobbyorganisation, die für Deutschlands Ausfuhrsteigerung warb. 
Danach war er bis 1945 innerhalb der Wirtschaftsgruppe9 Bekleidungsindustrie 
geschäftsführend tätig bei der Fachuntergruppe Knopf- und Bekleidungsver-

2 Dank Stresemanns Unterstützung hatte Eschenburg den Nachlass des seinerzeitigen natio-
nalliberalen Parteivorsitzenden Ernst Bassermann als Quelle nutzen können. Dabei kam es 
zur politischen und persönlichen Annäherung zwischen Stresemann und Eschenburg. Der 
Vorgang wurde von der Stresemann-Vertrauten Antonina Vallentin, Stresemann. Vom Werden 
einer Staatsidee, Leipzig 1930, S. 233 f., seinerzeit auf den Nenner gebracht, Stresemann habe 
Eschenburg „von Hitler weg zu sich selbst bekehrt“. Zu Vallentin vgl. Kurt Koszyk, Antoni-
na Vallentin: Stresemanns Sekundantin, in: Ders., Publizistik und politisches Engagement, 
Müns ter 1999, S. 480–482; zu Eschenburgs vorausgegangener Studienphase in Tübingen und 
seiner Rolle als Tübinger Vorsitzender des Hochschulrings deutscher Art vgl. zusammenfas-
send Rainer Eisfeld, Ausgebürgert und doch angebräunt. Deutsche Politikwissenschaft 1920–
1945, Baden-Baden, 2., erw. Auflage, 2013, S. 99–102.

3 Theodor Eschenburg, Das Kaiserreich am Scheideweg. Bassermann, Bülow und der Block, 
Berlin 1929, S. 281.

4 Theodor Eschenburg, Also hören Sie mal zu. Geschichte und Geschichten 1904–1933, Berlin 
1995, S. 182. Eschenburg fügte 1995 hinzu: „Noch heute sehe ich in der Konstruktion Alfred 
Webers die optimale Lösung des demokratischen Problems.“

5 Alfred Weber, Die Krise des modernen Staatsgedankens in Europa, Stuttgart 1925, S. 126 u. 
S. 138.

6 Ebenda, S. 138.
7 Eschenburg, Also hören Sie mal zu, S. 204.
8 Theodor Eschenburg, Lebenslauf vom 15. 7. 1936, in: Bundesarchiv Berlin (künftig: BArch), 

R 3101: Akten Reichswirtschaftsministerium, Bd. 15221, S. 10.
9 Im Zuge der „organischen“ Reorganisation der deutschen Wirtschaft wurde 1934/35 die 

Reichsgruppe Industrie als Zusammenschluss der gesamten Industrie eingerichtet. Die In-
teressenverbände der einzelnen Branchen wurden in Wirtschaftsgruppen umgewandelt und 
der Reichsgruppe untergeordnet. Auf den nächst tieferen Ebenen bildete man Fachgruppen 
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schlussindustrie10. Zugleich, so in einem 1936 verfassten Lebenslauf, fungierte er 
als Geschäftsführer der Fachgruppe Schnitz- und Formerstoffe (“Schnitzform“) 
der Wirtschaftsgruppe Holzverarbeitende Industrie sowie „einiger Kartelle“11, da-
runter der Patent-Treuhandgesellschaft Berlin (des deutschen Reißverschluss-
kartells)12.

 In der Wirtschaftsgruppe Bekleidungsindustrie wurde Eschenburg am 4. März 
1937 außerdem als Beauftragter der Prüfungsstelle für die Fachuntergruppe 
Knopf- und Bekleidungsverschlussindustrie berufen13. Derartige Stellen, von den 
Wirtschaftsgruppen parallel zu den staatlichen Überwachungsstellen eingerich-
tet, waren zuständig für Fragen der Preis- und Markt-, vor allem aber der Export- 
bzw. Importbeobachtung und -kontrolle. Zu einem nicht mehr feststellbaren Zeit-
punkt folgte die weitere Berufung als Beauftragter der Vorprüfstelle „Schnitzform“ 
bei der Prüfungsstelle Holzverarbeitende Industrie.

 Unerwähnt ließ Eschenburg bereits in dem Lebenslauf von 1936 seine (vermut-
lich zeitweilige) SS-Zugehörigkeit, über die sein SS-Stammrollenblatt nicht völlig 
schlüssig Auskunft gibt. Er wurde seit dem 30. Juni 1933 als SS-Anwärter geführt, am 
6. März 1934 mit der Nummer 156 004 in die SS aufgenommen und dem Motor-
sturm 3/III/3 zugewiesen. Die Rubrik „Verwendung, Versetzungen, Ausscheiden“ 
des Stammrollenblatts enthält keinen Eintrag14. In Eschenburgs erst nach seinem 
Tod publiziertem zweitem Memoirenband stehen dazu die Sätze: „Im Spätherbst 
1934 lieferte ich meine Uniform ab. Meine Mitgliedschaft in der SS war beendet.“ 
Seine beruflichen Verpflichtungen, ergänzte Eschenburg, hätten immer häufiger 
mit dem Dienst in der SS kollidiert. Da Wirtschaftsankurbelung „groß geschrieben“ 
wurde, sei es ihm „mit Billigung der SS“ gelungen, wieder auszuscheiden15.

 Über seine Tätigkeit als „Kartellgeschäftsführer“ schrieb Eschenburg später, 
die Arbeit der beteiligten Verbände habe lediglich insoweit „auch politischen 
Charakter“ gehabt, als die Gruppierungen im Rahmen des staatlichen Lenkungs-
systems als „eine Art von politischen Gebilden“ fungierten – „nur dass ihr Wir-
kungskreis beschränkter war“16. Eschenburgs Schüler Gerhard Lehmbruch stützte 
diese Sichtweise, die darauf zielte, die Relevanz seines Verhaltens nach 1933 so 
weit wie möglich herabzustufen: „Zwar wird auch in den Zwangsverbänden des 
NS-Systems politisch agiert, […] aber das beschränkt sich auf diesen eng umris-
senen Aufgabenbereich.“17

und Fachuntergruppen. Vgl. zu dem Vorgang am Beispiel des Bankgewerbes Harold James, 
Verbandspolitik im Nationalsozialismus, München 2001, S. 85 u. S. 88 ff.

10 Eschenburg, Lebenslauf, in: BArch, R 3101, S. 10.
11 Ebenda, S. 11.
12 Österreichisches Staatsarchiv (künftig: Österr.StA), Archiv der Republik (AdR), Abt. Finan-

zen, AdR/06/VVSt/FLD.HF: Fa. Max Blaskopf, St. 7146, Bd. I, S. 236.
13 BArch, R 3101, Bd. 15221, S. 95 f. u. S. 141.
14 BArch, Unterlagen SS-Angehörige: Theodor Eschenburg.
15 Theodor Eschenburg, Letzten Endes meine ich doch. Erinnerungen 1933–1999, Berlin 

2000, S. 27 f.
16 Ebenda, S. 19.
17 Gerhard Lehmbruch, Vita Theodor Eschenburg, in: Theodor Eschenburg (1904–1999). Tü-

binger Perspektiven, Katalog zur Ausstellung anlässlich seines 100. Geburtstages, Tübingen 
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 Ein angeblich eng umrissener politischer Bereich existierte jedoch im NS-
Staat nicht. „Das Politische“ galt als „Objekt des Maßnahmenstaates“, nicht des 
Normenstaates, und „die Entscheidung darüber, was politisch sei, [oblag] aus-
schließlich den politischen Instanzen“18. Die damit verbundene Ausschaltung des 
„Recht[s] schlechthin“ für den fließenden Bereich des Politischen19 betraf in be-
sonderem Maße die Herausdrängung der Juden aus der rassistisch definierten 
„Volksgemeinschaft“, die mit der „Entjudung“ der deutschen Wirtschaft eine 
neue Stufe erreichte.

 Seit Ende 1937 wurde die wirtschaftliche Existenzvernichtung jüdischer Deut-
scher schrittweise vorbereitet. Nach dem Einmarsch in Österreich (März 1938), 
dem sich wochenlange pogromartige Drangsalierungen von Juden vor allem in 
Wien anschlossen, nahmen unter Druck von „unten“ wie von „oben“ soziale Diffa-
mierung und Entrechtung der Juden drastisch zu. Seit der im April 1938 erlas-
senen Verordnung über die Anmeldung jüdischen Vermögens, die jüdischen 
Deutschen zugleich verbot, Betriebe zu erwerben oder neu zu eröffnen, kam die 
„Raubmaschinerie“ der Zwangsverkäufe jüdischer Unternehmen „auf Touren“20. 
Einen Monat später wurde beim Wiener Ministerium für Wirtschaft und Arbeit 
die sogenannte Vermögensverkehrsstelle (VVSt) in der Absicht geschaffen, „wil-
de“ durch staatlich geregelte „Arisierungen“ – beziehungsweise Betriebsstillle-
gungen – von Klein- und Mittelbetrieben abzulösen21.

 Eine besonders forcierte Enteignungswelle traf unter der Hassparole „Ausmer-
zung der Konfektionsjuden“ die Textilbranche – als Folge eines aggressiven 
 Propagandafeldzugs der Arbeitsgemeinschaft deutsch-arischer Fabrikanten der 
Bekleidungsindustrie (ADEFA)22. 1933 aus dem Reichsverband der Bekleidungs-
industrie hervorgegangen, betrieb die ADEFA von Anfang an systematisch die 
„Ausschaltung jüdischer Unternehmen aus dem gesamten textilen Pro duk-
tionsprozess“23. Das antisemitische Klima, das ihre Agitation schuf24, schlug sich 
auch in der Geschäftsstelle nieder, die Eschenburg leitete: Am 21. Januar 1938 

2004, S. 10.
18 Ernst Fraenkel, Der Doppelstaat, Frankfurt/Köln 1974, S. 65 u. S. 67.
19 Ebenda, S. 67.
20 Gerald D. Feldman, Die Allianz-Versicherung und die politische Ökonomie des Holocaust, 

in: Dieter Stiefel (Hrsg.), Die politische Ökonomie des Holocaust, Wien/München 2001, 
S. 95–115, hier S. 104.

21 Knapp und anschaulich ist dieser Zusammenhang herausgearbeitet bei Gerhard Botz, Ari-
sierungen in Österreich (1938–1940), in: Stiefel (Hrsg.), Die politische Ökonomie des Holo-
caust, S. 29–56, bes. S. 32–37 u. S. 42–46. Zum Vorgehen im Falle von Großunternehmen vgl. 
ebenda, S. 46 f.

22 Vgl. Avraham Barkai, Vom Boykott zur „Entjudung“. Der wirtschaftliche Existenzkampf der 
Juden im Dritten Reich 1933–1943, Frankfurt a. M. 1988, S. 139.

23 Gerd Höschle, Die deutsche Textilindustrie zwischen 1933 und 1939, Wiesbaden 2004, 
S. 306.

24 Der ADEFA gehörten „Anfang 1938 etwa 500 Firmen [an], mithin jeder sechste Industrie-
betrieb der Herren- und Damenoberbekleidung […]“. Als „die letzten jüdischen Textilun-
ternehmen arisiert worden waren, löste sich die Adefa im August 1939 auf“; Christiane Frit-
sche, Ausgeplündert, zurückerstattet und entschädigt. Arisierung und Wiedergutmachung in 
Mannheim, Ubstadt-Weiher/Heidelberg 2013, S. 444 f.
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versandte er „auf Veranlassung der Wirtschaftsgruppe Bekleidungsindustrie“ eine 
Einladung zu einem „Kameradschaftsfest“ an die „arische[n] Mitglieder in Ber-
lin“, deren Schlusssätze betonten: „Zu der Veranstaltung haben selbstverständlich 
nur Arier Zutritt. Heil Hitler! Die Geschäftsstelle, gez. Dr. Eschenburg“ (Doku-
ment  1).

 Diese Einladung stempelt Eschenburg nicht zwangsläufig zum Antisemiten. 
Wahrscheinlich wurde der Text bei der Wirtschaftsgruppe Bekleidungsindustrie 
entworfen und von Eschenburg an seine Fachuntergruppe weitergegeben. Aber 
das Dokument belegt, dass Eschenburg routinemäßig beteiligt war an der sozialen 
Diskriminierung von Deutschen jüdischer Konfession. Wie vergleichbare Einrich-
tungen entwickelte sich auch seine Geschäftsstelle zu einem Mikrokosmos der 
„rassistischen ‚Volksgemeinschaft’“, in die das NS-Regime die deutsche Gesell-
schaft sukzessiv transformierte25. Dieser Mikrokosmos – und nicht private Bezie-
hungen zu jüdischen Mitbürgern26 – bestimmte das Umfeld, innerhalb dessen 
Eschenburg durch Vorschläge und Stellungnahmen an der wirtschaftlichen Aus-
plünderung österreichischer und deutscher Juden mitwirkte. Der Prozess der 
„Veralltäglichung nationalsozialistischer Normen“, der sich gerade auch in sol-
chen Institutionen abspielte, ist jüngst folgendermaßen resümiert worden: „Es 
musste also kein Widerspruch sein, sich reserviert gegenüber der antisemitischen 
Propaganda zu zeigen, zugleich aber sein persönliches Fortkommen auf dem Rü-
cken der Juden oder durch die Enteignung jüdischen Besitzes zu betreiben – und 
damit die Stabilität des Regimes, trotz womöglich persönlicher Distanz zu Teilbe-
reichen des ‚Dritten Reiches’, bis weit in die zweite Kriegshälfte zu gewährleisten.“27

 Zum Zeitpunkt des „Anschlusses“ existierten in Wien zwei Reißverschlussfa-
briken in jüdischem Besitz: Alfred Auerhahn (Marke „Alfa“) und Max Blaskopf 
(Marke „Ritsch“). Abwickeln oder „arisieren“ lautete aus Sicht der VVSt die Frage 
– im Falle einer „Arisierung“ musste geklärt werden, auf welchen der zahlreichen 
Bewerber die Firma zu übertragen sei. Eschenburg wurde hinzugezogen. Namens 
der Fachuntergruppe befürwortete er gegenüber dem zuständigen Sachbearbei-
ter mündlich (am 28. Oktober) wie schriftlich (am 1. November 1938) die Aus-
schaltung beider Betriebe als Konkurrenten um knapp gewordene Rohstoffe. 
Eschenburg argumentierte, infolge der Einverleibung der Sudetengebiete und 
ihrer einschlägigen „arischen“ Firmen sei die Branche überbesetzt, weshalb „an 
einer Liquidierung aller nichtarischen Betriebe, soweit sie noch nicht arisiert 
sind, Interesse besteht“ (Dokument 2). Der Sachbearbeiter folgte Eschenburg be-
züglich der (kleineren) Firma Auerhahn, sprach sich aber – auch hier nach einge-
hender Erörterung der Sachlage mit Eschenburg – mit Rücksicht auf die deut-

25 Michael Wildt, Generation des Unbedingten. Das Führerkorps des Reichssicherheitshaupt-
amtes, Hamburg 2002, S. 858.

26 Vgl. Hans-Joachim Lang, Eschenburg, das Dritte Reich und die Juden, in: Schwäbisches Tag-
blatt vom 23. 1. 2013, S. 31.

27 Dietmar Süß, Leistung, Aufstieg und Vernichtung, in: Martina Steber u. a., Volksgemeinschaft 
und die Gesellschaftsgeschichte des NS-Regimes, in: VfZ 62 (2014), S. 463–467, hier S. 466.
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schen Exportinteressen für den Erhalt der Firma Blaskopf bei gleichzeitiger 
„Entjudung“ aus (Dokument 3).

 In einem ausführlichen Schreiben an das Reichswirtschaftsministerium 
(RWM) vom 7. Juli 1939 betreffend „Entjudung der Firma Alfred Auerhahn“ be-
kräftigte Eschenburg, der „zweckmäßigste Weg“ scheine zu sein, „diesen Betrieb 
alsbald der Liquidation zu überführen“ (Dokumente 4a und 4b). Am 26. März 1940 
übermittelte das RWM der VVSt seine Zustimmung: „Eine Aufrechterhaltung des 
Betriebes ist nach der Stellungnahme der Knopf- und Bekleidungsindustrie [sic] 
nicht gerechtfertigt“28. Am 31. Oktober 1940 bestätigte die VVSt, „Abt. Betriebs-
entjudung“, die erfolgte Abwicklung „wegen Überbesetzung der Reißverschlussfa-
brikation“. Die Löschung im Handelsregister erfolgte schließlich zum 11. August 
194329. Die Firma Blaskopf wurde 1939 „arisiert“, und zwar durch Veräußerung – 
über die seit 1914 bestehende, seit 1938 für „Arisierungs“zwecke eingesetzte Ös-
terreichische Kontrollbank für Industrie und Handel30 – an einen „alten Kämp-
fer“, SA-Obersturmbannführer Josef Geissler, der 1946 wegen Kriegsverbrechen 
zu sieben Jahren schweren Kerkers verurteilt wurde31.

 Am 1. November 1938 befasste sich Eschenburg nach seiner Rückkehr aus Ös-
terreich nicht nur mit der „Entjudung“ der Wiener Firmen Auerhahn und Blas-
kopf (vgl. Dokument 1), sondern auch – in seiner Funktion als Leiter der Vorprüf-
stelle „Schnitzform“ – mit der anstehenden „Arisierung“ des Köln-Berliner 
Unternehmens Wilhelm Runge & Co. sowie dessen Tochtergesellschaft Lozalit 
AG. Der Betrieb für Kunstharz- und Zelluloseerzeugnisse war Ende 1937, unge-
achtet der jüdischen Konfession seines Inhabers Wilhelm Fischbein, durch den 
Leiter des Rohstoffamts, Generalmajor Fritz Löb, in den Vierjahresplan aufge-
nommen worden, weil die verwendeten Materialien als devisensparende Ersatz-
stoffe galten. Mitte 1938 hatten im RWM jedoch Überlegungen eingesetzt, Fisch-
bein zu enteignen32.

 Am selben Tag, an dem er wegen der beiden Wiener Betriebe an die VVSt 
schrieb, war Eschenburg zu einer Besprechung der Angelegenheit Runge/Lozalit 
ins RWM geladen. Laut Gesprächsvermerk des Sachbearbeiters hielt er die Lö-
sung der „Arisierungsfrage“ gleichfalls für „schnellstens […] erforderlich“. Er 
nannte für eine eventuelle Übernahme zwei Firmen, kündigte weitere „einge-
hende Vorschläge“ an, teilte mit, ihm sei „zu Ohren gekommen“, man habe Fisch-

28 Österr.StA, AdR, Finanzen, AdR/06/VVSt, St. 7806 Bd. II, Bl. 208.
29 Ebenda, AdR/06/VVSt, Band „Laconia“ II (nicht paginiert).
30 Vgl. dazu Botz, Arisierungen, in: Stiefel (Hrsg.), Die politische Ökonomie des Holocaust, 

S. 47.
31 Österr StA, AdR, Finanzen, AdR/06/VVSt/FLD. Fa. Max Blaskopf, Teilband 05205 P6a-1 

„Theresienstadt“.
32 Vgl. William J. Fischbein, Erklärung unter Eid vom 13. 6. 1961, Landesarchiv (künftig: LA) 

Nordrhein-Westfalen, Abt. Rheinland, Gerichte Rep. 266 Nr. 9693 (Wiedergutmachungsamt 
bei dem Landgericht Köln, Rückerstattungssache William J. Fischbein ./.  Deutsches Reich, 
vertreten durch den Bundesminister der Finanzen), Bl. 12 f.; Wilhelm Runge, Eidesstattliche 
Erklärung vom 26. 4. 1961, in: Ebenda, Bl. 24 f.; BArch, R 3101, Band 18383, Bl. 661 f. u. Bl. 
703 f.
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bein in England „einen Angestelltenposten angeboten“, und sah überhaupt die 
„Gefahr“, Fischbein könne sich „in das Ausland beg[eben]“ und „ein neues Un-
ternehmen aufzieh[en]“. Konsequenz: „Dr. Eschenburg hält ebenfalls die alsbal-
dige Einziehung des [Reise-] Passes für erforderlich“ (Dokument 5).

 Von dieser Auffassung rückte Eschenburg in einer weiteren Besprechung am 4. 
November ab, damit „die Exportmöglichkeiten nicht beeinträchtigt würden“33. 
Außerdem schrieb er dem RWM in einem Brief vom 8. November, betreffend die 
„Ausstellung eines Reisepasses für den Juden Wilhelm J. Fischbein“, er habe „we-
der gegen die Erteilung eines neuen Reisespasses“ Bedenken noch gegen die Er-
teilung einer „Ausreisegenehmigung zu gegebener Zeit“, wobei er wiederum wirt-
schaftliche Erwägungen ins Feld führte. Andererseits erwähnte er, konkreter als in 
der Unterredung am 1. November, er habe „vorsorglich“ dem RWM von der „Ver-
mutung“ Kenntnis gegeben, „dass Fischbein unter dem Vorwand, Exportaufträge 
hereinzuholen, unter Benutzung deutscher Devisen im Auslande Fabriken […] 
einrichtete, um sich selbst eine neue Existenzbasis zu schaffen“ (Dokument 6).

 Damit hätte Fischbein gegen das Gesetz gegen Wirtschaftssabotage vom 1. De-
zember 1936 verstoßen. Dieses von Göring als Beauftragtem für den Vierjahres-
plan initiierte Gesetz bedrohte Kapitalflucht sowie das Belassen von Vermögens-
werten im Ausland (sogenannte Devisenschiebung) mit der Todesstrafe. Es war im 
Völkischen Beobachter vom 3. Dezember 1936 auf der Titelseite sowie auf S. 11 
(dort unter der sechsspaltigen Überschrift „Bekämpfung von Devisenvergehen“) 
bekanntgegeben worden. Laut Gesetzestext galt die Strafe auch, wenn die Tat im 
Ausland begangen wurde. Für die Aburteilung war der Volksgerichtshof zustän-
dig.

 In der lückenhaften Überlieferung des Bundesarchivs zum Volksgerichtshof 
sind bislang keine Urteile nach dem Gesetz gegen Wirtschaftssabotage aufge-
taucht. In den Akten des Oberreichsanwalts beim Volksgerichtshof finden sich 
jedoch zwei Ermittlungsverfahren wegen „Verbrechens der Wirtschaftssabotage“ 
aus den Jahren 1938/39. Im ersten Fall handelte es sich um einen jüdischen Fir-
menbesitzer, der Mitte 1938 nach England geflohen war und die Flucht durch 
Belassen von Exporterlösen im Ausland vorbereitet hatte. Gegen den Betref-
fenden wurde Haftbefehl erlassen, er wurde ausgebürgert, und für die Firma wur-
de ein Treuhänder eingesetzt34.

 Was Eschenburgs ohne Not geäußerte „Vermutung“ für den Fabrikanten be-
deuten konnte, musste ihm klar sein. Fischbein jedenfalls mied nach dem 9. No-
vember wohlweislich seine Wohnung: Misshandlungen und Massenfestnahmen 
im Anschluss an die Reichspogromnacht, gefolgt von Überstellungen der Verhaf-
teten nach Dachau, Buchenwald und Sachsenhausen, sollten vor allem „wohlha-

33 BArch, R 3101, Bd. 18383, Bl. 702.
34 Barch, R 3017, Band 5362, Blatt 2–7, sowie ebenda, R 3017, Band 11J143/38, Blatt 1–12 u. 

Bl. 35–43. – Das Gesetz wurde 1998 vom Deutschen Bundestag im Gesetz zur Aufhebung na-
tionalsozialistischer Unrechtsurteile unter Nr. 52 als eines von 59 Gesetzen aufgelistet, die ge-
gen „elementare Gedanken der Gerechtigkeit“ verstoßen hatten, um das NS-Unrechtsregime 
aufrechtzuerhalten.
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bende Juden“ zwingen, „ihr Vermögen Nichtjuden [zu] übertragen“35. Fischbein 
und er, gab Wilhelm Runge – bei der Gründung des Unternehmens 1934 nomi-
neller Inhaber, später Firmenangestellter – während des Wiedergutmachungsver-
fahrens 1965 zu Protokoll, hätten wochenlang im Hotel Kaiserhof in Berlin im 
selben Appartement gewohnt. „Während ich mit meinem vollen Namen eingetra-
gen war, glaube ich, dass Herr Fischbein sozusagen schwarz bei mir wohnte.“36

 Mitte Dezember 1938 verfasste der zuständige RWM-Referent den Unheil kün-
denden Vermerk, „dass im Falle Fischbein möglicherweise ein Interesse daran 
bestehen wird, den Juden nicht auswandern zu lassen“. Fischbein sei deshalb „der 
Auslandspaß abgenommen worden. Der Paß befindet sich bei den Akten.“37 Einen 
Monat zuvor hatte der Referent am 15. November 1938 ein Gespräch vom Vortag 
festgehalten, in dem er Fischbein unter Verweis auf die zwei Firmen, die Eschen-
burg genannt hatte, anheim gestellt habe, sich wegen der „Arisierung“ „noch ein-
mal mit Dr. Eschenburg in Verbindung zu setzen“. Fischbein werde „Herrn Dr. 
Eschenburg heute Nachmittag aufsuchen“ (Dokument 7).

 Auch in einer weiteren Ministeriumsbesprechung am 18. November blieb 
Eschenburg nicht passiv. Die Gesprächsrunde ventilierte die Idee, an Stelle eines 
Treuhänders einen „politischen Kommissar“ mit „umfassenden Vollmachten“ zur 
Beschleunigung der „Arisierung“ einzusetzen. „Als geeignete Persönlichkeit“ wur-
de laut Gesprächsvermerk „von den Herren Willée [Hauptabt. I, Abt. Chemie] 
und Dr. Eschenburg der Vortragende Legationsrat a. D. Redelhammer genannt, 
der in Berlin bereits eine Fabrik mit Kunstharzerzeugnissen betreibt und als Sach-
kenner gelten kann.“ Doch stellte sich rasch heraus, dass der Gedanke bindenden 
Weisungen Görings „hinsichtlich der Überführung jüdischer Betriebe in deut-
schen Besitz“ widersprach und fallen gelassen werden musste38. Eschenburgs 
Name tauchte in den einschlägigen Akten zuletzt als Adressat eines RWM-Schnell-
briefs vom März 1939 auf, in dem er aufgefordert wurde, der nunmehr „arisier-
ten“ Firma seine besondere Aufmerksamkeit zu widmen und auf Stärkung des 
Exports hinzuwirken39.

Bis zur Auffindung der Unterlagen über die „Entjudung“ der Wiener Unter-
nehmen Auerhahn und Blaskopf konnte die 2011 aufgedeckte40, mit Wilhelm 

35 Susanne Heim (Bearb.), Die Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch das 
nationalsozialistische Deutschland 1933–1945, Bd. 2: Deutsches Reich 1938 – August 1939, 
München 2009, S. 56.

36 LA Nordrhein-Westfalen, Abt. Rheinland, Gerichte Rep. 266 Nr. 9694, Blatt 143: Öffentliche 
Sitzung der Wiedergutmachungskammer des Landgerichts Köln am 16. 6. 1965, Zeugenver-
nehmung Wilhelm Runge.

37 BArch, R 3101, Bd. 18383, Bl. 737.
38 Ebenda, Bl. 717.
39 BArch, R 3101, Bd. 18384, Bl. 88 u. Bl. 89.
40 Vgl. Rainer Eisfeld, Theodor Eschenburg: Übrigens vergaß er noch zu erwähnen… Eine Stu-

die zum Kontinuitätsproblem in der Politikwissenschaft, in: Zeitschrift für Geschichtswissen-
schaft 59 (2011), S. 27–44. Vgl. ferner ders., Ausgebürgert, S. 11 f. u. S. 163–168, sowie das 
von Hannah Bethke (Universität Greifswald) im Auftrag der Deutschen Vereinigung für Po-
litikwissenschaft 2012 erstellte Gutachten, abrufbar unter http://www.dvpw.de/fileadmin/ 
docs/Kongress2012/Paperroom/Eschenburg-Gutachten.pdf.
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Fischbeins Namen verbundene „Arisierung“ im Hinblick auf Eschenburg noch 
als „ein Fall von Opportunismus“ – mit Betonung auf „ein“ – „bei unumstrittener 
Lebensleistung“41 erörtert werden. Gelegentlich wurde sogar suggeriert, Eschen-
burg habe überhaupt nicht an der „Arisierung“, sondern „nur“ bei der Reisepass-
Entscheidung mitgewirkt42. Die hier präsentierten Dokumente belegen eindeu-
tig: Eschenburg war in seinen beruflichen Funktionen an drei „Arisierungs“-Fällen 
maßgeblich beteiligt. Die Mitwirkung bei den einzelnen Etappen der Enteignung 
jüdischer Vermögen gehörte 1938/39 zum Alltagsgeschäft der von ihm geleiteten 
Stellen. Dafür, dass mit weiteren Fällen zu rechnen ist, spricht der vorletzte Satz in 
seinem Brief an die VVSt vom 1. November 1938 (Dokument 2): „Unter diesen An-
trag“ – i. e. den Vorschlag der Fachuntergruppe „zur Liquidierung aller nichta-
rischen Betriebe, soweit sie noch nicht arisiert sind“ – „fallen auch zwei Firmen im 
Altreichsgebiet“. Deren Akten harren noch der Entdeckung43. Erschwert wird die 
Suche dadurch, dass Ende 1943, einem Rundschreiben Eschenburgs zufolge, ein 
Großteil der Unterlagen – offenbar bei einem Bombenangriff – vernichtet wurde 
und die Geschäftsstelle umziehen musste44.

 Das letzte Wort über Eschenburg ist damit nach wie vor nicht gesprochen. An 
den hier vorgelegten Dokumenten aber kommt man nicht vorbei. Eschenburgs 
Brief vom 1. November 1938 an die VVSt (Dokument 2) dokumentiert die Konse-
quenz, mit der er das Interesse der kartellierten Branche an der Ausschaltung von 
Konkurrenten vertrat, als die antijüdische Politik des NS-Regimes die Chance 
dazu bot. Sein Schreiben vom 8. November 1938 an das RWM offenbart die beflis-
sene Zweckrationalität, mit der er sich in den Dienst des Regimes stellte. Münd-
lich wie schriftlich unterrichtete Eschenburg die Behörden darüber, was ihm „zu 
Ohren gekommen“ war, er gab ihnen „vorsorglich“ Kenntnis von einer „Vermu-
tung“, bat um Durchführung „einer eingehenden Betriebsprüfung“ (Dokumente 5 

41 Michael Naumann, Ein Fall von Opportunismus bei unumstrittener Lebensleistung, in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 25. 10. 2013, S. 39.

42 Vgl. Hans-Joachim Lang, Die Enteignung von Wilhelm Fischbein, in: Schwäbisches Tagblatt 
vom 2. 11. 2013; ders., Die Enteignung Wilhelm Fischbeins – und was Theodor Eschenburg 
damit zu tun hat, in: Indes – Zeitschrift für Politik und Gesellschaft (2014) H. 1, S. 133–144, 
sowie meine Entgegnung: Theodor Eschenburg und die deutsche Vergangenheit, in: Eben-
da (2014), H. 2, S. 123–125.

43 Nicht in Frage kommen hierbei zwei im Handbuch der Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung, Berlin/Leipzig 71932, aufgeführte, in Berlin-Reinickendorf ansässige Unternehmen 
mit jüdischen Eigentümern: Die Reißverschluss-GmbH und die Reißverschluss-Vertriebs-
GmbH. Die erste, Anfang 1930 gegründete Firma stellte bereits Mitte desselben Jahres den 
Geschäftsbetrieb wieder ein. Das zweite, 1928 errichtete Unternehmen meldete 1932 Insol-
venz an und wurde nach längerem Konkursverfahren Anfang 1938 im Handelsregister ge-
löscht. Vgl. Landesarchiv Berlin, Rep. 342–02, Nr. 67829 (Berliner Reißverschluss G.m.b.H.), 
Bl. 1–4 u. Bl. 11; ebenda, Rep. 342–02, Nr. 55398 (Berliner Reißverschluss-Vertriebs-Gesell-
schaft m.b.H.), Bl. 9, Bl. 97, Bl. 133 u. Bl. 135.

44 BArch, R 13 XV, Bd. 117 (nicht paginiert), Rundschreiben Nr. 8/43 betr. Anschriftenän-
derung vom 14. 12. 1943 an die Mitglieder der Fachuntergruppe Knopf- und Bekleidungs-
verschlussindustrie: „Durch den Verlust unserer Akten ist unsere Arbeit noch weit schwieri-
ger geworden als bisher. Es wird daher um weitgehendes Verständnis für diese Verhältnisse 
gebeten. Heil Hitler! Fachuntergruppe Knöpfe, gez. Dr. Eschenburg.“
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und 6). Kurz, er legte „einem jüdischen Mitbürger“ in einer für deutsche und ös-
terreichische Juden „immer schwieriger[en]“ Situation „Steine in den Weg“45, um 
das Mindeste zu sagen. Hier traten die Schwachstellen seiner eingangs geschilder-
ten Staatsauffassung zu Tage, die „effizientes“ Regieren „von oben“ zum Eigenwert 
überhöhte46.

 Wilhelm Fischbein gelang es dennoch, wie die Restitutionsakten zeigen47, am 
15. Januar 1939 über Köln und Basel illegal in die Schweiz und weiter nach Eng-
land zu entkommen. Freunde in London gründeten eine Auffanggesellschaft für 
ihn, die ihn als geschäftsführenden Direktor einstellte. Am 9. und am 20. Februar 
1939 wurde beim RWM festgehalten, der Fabrikant sei „inzwischen flüchtig 
 geworden“ beziehungsweise „ohne Pass in das Ausland gegangen“48. 1966 sprach 
ihm das Landgericht Köln 20 000 DM als Erstattungsbetrag zu. Nach Aufhebung 
des Urteils durch das OLG Köln und Hinzuziehung eines Sachverständigen 
 einigte man sich 1971 (Fischbein war mittlerweile 67 Jahre alt) im Sinne eines 
Vergleichs auf einen Betrag von 125 000, abzüglich der bereits zuerkannten 20 000 
DM49.

 Alfred Auerhahn war vom 28. Juni–8. Juli 1938 in Gestapohaft. Ende März 
1939 reiste er mit einem ordnungsgemäß ausgestellten Pass nach Berlin, flüchtete 
von dort nach London und nahm als englischer Staatsbürger den Namen Alfred 
Austin an. Seine Firma war fast ausschließlich mit englischen Finanzmitteln aufge-
baut worden. Ein Restitutionsantrag des englischen Kapitalgebers konnte in den 
Akten nicht ermittelt werden50.

 Max Blaskopf wurde 70jährig 1942 mit seiner Frau nach Theresienstadt depor-
tiert. Beide überlebten den Lageraufenthalt nicht. Für Max Blaskopf wurde als 
Todestag der 28. September 1943 ermittelt51. Sein und seiner Frau Schicksal illus-
triert, dass außer im Falle jener Minderheit, die sich – „zerrissen von Zweifeln und 

45 Hans Woller/Jürgen Zarusky, Der „Fall Theodor Eschenburg“ und das Institut für Zeitge-
schichte. Offene Fragen und neue Perspektiven, in: VfZ 61 (2013), S. 551–565, hier S. 557.

46 Seine Vorbehalte gegenüber den Aufstandsplänen, die zum 20. Juli 1944 führten, begrün-
dete Eschenburg folgerichtig damit, er sei sich „nicht sicher“ gewesen, „ob wirklich die 
richtigen Leute an der Spitze der Verschwörung standen“. Besonders bei Goerdeler hatte er 
„(s) eine Zweifel“, „ob er wirklich ein Mann für Führungsaufgaben sei“; Eschenburg, Letzten 
Endes, S. 72 f.

47 William J. Fischbein, Vernehmung unter Eid in der Deutschen Botschaft London, 10. 9. 1965, 
Protokoll, in: LA Nordrhein-Westfalen, Abt. Rheinland, Gerichte Rep. 266 Nr. 9694 (Wieder-
gutmachungsamt bei dem Landgericht Köln, Rückerstattungssache William J. Fischbein ./. 
Deutsches Reich, vertreten durch den Bundesminister der Finanzen), Bl. 178–189, hier Bl. 
180 u. Bl. 181.

48 BArch, R 3101, Band 18384, Bl. 47 u. Bl. 57.
49 LA Nordrhein-Westfalen, Abt. Rheinland, Gerichte Rep. 266 Nr. 9694, Bl. 217 u. Bl. 268 ff.
50 Österr.StA, AdR, Finanzen, AdR/06/VVSt, Bl. 19 u. Bl. 160; ebenda, AdR/06/VVSt, Teil-

band „Laconia“ I betr. Alfred Auerhahn (nicht paginiert); ebenda, AdR/06/VVSt/FLD.HF., 
Bd. 50165 (nicht paginiert).

51 Österr.StA, AdR, Finanzen, AdR/06/VVSt/FLD. Fa. Max Blaskopf, Teilband 05205 P6a-1 
„Theresienstadt“, S. 18 f., S. 30 u. S. 119.
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widerstreitenden Gefühlen“52 – rechtzeitig zur Flucht entschloss und auch ent-
kam, die Zerstörung der wirtschaftlichen Existenzgrundlage eine Zwischenstufe 
bedeutete auf dem Weg in die Ermordung.

Dokumente

Dokument 1:  Einladung zum Kameradschaftsfest der deutschen Bekleidungsindus-
trie am 18. Februar 1938

Fundort: BArch, R 13/XV, Bd. 98 (unpaginiert) [Durchschlag]

den 21. Januar 1938
K/N/6

An die
arischen Mitglieder in Berlin !
Betr.: Kameradschaftsfest der deutschen Bekleidungsindustrie
Auf Veranlassung der Wirtschaftsgruppe Bekleidungsindustrie geben wir Ihnen fol-
gendes bekannt:
Bitte notieren Sie:

 Freitag, 18. Februar 1938, 20 Uhr
 im Marmorsaal des Zoo mit sämtlichen Nebenräumen:

 K a m e r a d s c h a f t s f e s t
 der deutschen Bekleidungsindustrie.

Und notieren Sie bitte weiter:
Es ist ein Fest für Alle! Jeder in der Bekleidungsindustrie schaffende deutsche Volksge-
nosse soll dabei sein! Jeder vom Betriebsführer bis zum Lehrling!
Unsere Kameradschaftsabende der vergangenen Jahre sind Ihnen sicherlich in guter 
und froher Erinnerung. Das diesjährige Fest aber wird Ihnen noch besser gefallen. Und 
noch mehr wie in den vergangenen Jahren soll diese Gemeinschaftsveranstaltung eine 
gewaltige Demonstration der immer stärker werdenden deutschen Bekleidungsindustrie 
sein.
Vom Programm verraten wir Ihnen folgendes:
Einlass 19 Uhr
Von ca. 20 bis ca. 21 Uhr Promenadenkonzert des Musikzuges der Leibstandarte SS Adolf 
Hitler unter Leitung des Obermusikmeisters Müller-John.
Ab ca. 21 Uhr in sämtlichen Räumen Tanz.
Zwischen den Tanzrunden werden allererste Bühnen- und Kabarettkräfte durch sorgfäl-
tig ausgewählte Darbietungen Alle erheitern und erfreuen.
Eine

wertvolle Riesen-Tombola
(zu Gunsten des Winterhilfswerkes)

wird Überraschungen, Freude und Stimmung verbreiten.

52 John V. H. Dippel, Die große Illusion. Warum deutsche Juden ihre Heimat nicht verlassen 
wollten, Weinheim/Berlin 1997, S. 35.
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Also säumen Sie nicht ! Machen Sie heute noch Ihrer Gefolgschaft diese freudige Mittei-
lung und bestellen Sie die Eintrittskarten geschlossen für Ihren Betrieb in der Wirt-
schaftsgruppe Bekleidungsindustrie, Berlin W 62, Kielganstr. 4 (21.3254/55) oder bei 
der Firma Franz H. Winkelmann, Berlin SW 19, Jerusalemerstr. 32 (16.1140). (Preis pro 
Karte RM 1,50).
Zu der Veranstaltung haben selbstverständlich nur Arier Zutritt.

Heil Hitler!
Die Geschäftsstelle
gez. Dr. Eschenburg

Dokument 2:  Schreiben der Fachuntergruppe Knopf- und Bekleidungsverschluss-
industrie in der Wirtschaftsgruppe Bekleidungs-Industrie (Berlin)  
vom 1. 11. 1938 an  die Österreichische Vermögensverkehrsstelle (VVSt, 
Wien), z. Hd. von Herrn Dr. George53

Fundort:  Österreichisches Staatsarchiv, Archiv der Republik (Finanzen), AdR/06/VVSt/ 
FLD.HF, Fa. Max Blaskopf, St. 7146 Bd. I, Bl. 201

Eingangsstempel:  Vermögensverkehrsstelle im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, 
3. Nov. 1938, Abt. Export, Vlg. G

Weiterer Stempel: Achtung Akt auch bei Abt. Ind. 5 G
 Unser Zeichen: U/Hf/6  Tag: 1. 11. 1938

Reißverschlußfirmen Blaskopf und Auerhahn
Der unterzeichnete Geschäftsführer, Dr. Eschenburg, hatte Gelegenheit, mit Herrn Dr. 
George am 28. v. M. betr. Arisierung der Firma Max Blaskopf-Wien zu verhandeln. Im 
Verlauf dieser Verhandlungen wurde auch die Frage der Arisierung der Firma Alfred 
Auerhahn-Wien erörtert.
Wir wiesen darauf hin, daß mit Rücksicht auf die Rohmaterialknappheit, die bezüglich 
Messing besteht, und die Schwierigkeit, die Reißverschlußfabrikation auf Leichtmetall 
(das zur Zeit auch knapp ist) umzustellen, sowie im Hinblick darauf, daß 5 oder 6 Reiß-
verschlußfabriken aus dem Sudetengau hinzukommen (wovon die eine gröüer [sic] ist 
als die zweitgrößte und die andere größer ist als die drittgrößte im Altreichsgebiet) an 
einer Liquidierung aller nichtarischen Betriebe, soweit sie noch nicht arisiert sind, Inte-
resse besteht.
Die Fachuntergruppe hat daher beantragt, daß sämtliche jüdischen Betriebe der Knopf- 
und Bekleidungsverschlußindustrie [handschriftlicher Zusatz am Rand: im Altreichsgebiet, 
in der Ostmark u. im Sudetengau], wozu auch die Reißverschlußbetriebe gehören, nicht 
arisiert werden, sofern sie noch nicht arisiert sind.
Unter diesen Antrag fallen auch zwei Firmen im Altreichsgebiet. Die Firmen im Sudeten-
gau sind alle arisch.
  Heil Hitler
  [Stempel] Fachuntergruppe Knopf- und Bekleidungsverschluß-Industrie

53 Der Name des Sachbearbeiters lautete nicht „George“, sondern „Georg“ (vgl. Dokument 3). 
Ein Vorname ließ sich in den Akten nicht ermitteln.
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  in der Wirtschaftsgruppe Bekleidungs-Industrie
  [Unterschrift] Eschenburg

Dokument 3: Vermerk des VVSt-Sachbearbeiters Georg vom 28. 12. 1938

Fundort:  Österreichisches Staatsarchiv, Archiv der Republik (Finanzen), AdR/06/VVSt/
FLD.HF, Fa. Max Blaskopf, St. 7146 Bd. I, Bl. 235–237

Abteilung E x p o r t  Wien, 28. Dezember 1938
Gg/Klm.

An den Staatskommissar in der Privatwirtschaft
Dipl. Ing. R a f e l s b e r g e r .54

Betrifft: Entjudung der Firma Max B l a s k o p f , Wien VII., Lindengasse 56.
[Es folgen eine Aufstellung der Umsätze sowie der Exporte des Unternehmens für 1937/38, ferner 
eine Liste von 6 Bewerbern um die Firma, an 1. Stelle die Fa. Bickford & Co., Wien, an 2. Stelle SA-
Oberstubaf. Josef Geißler, Wien, gemeinsam mit Alfred Treiber, Graz]

… Am 28. 10. 1938 wurde der Vorgang von Ing. Tonner/Abt. Industrie der Exportabtei-
lung abgetreten.
Ich habe den Leiter der Fachuntergruppe Knopf- und Bekleidungsindustrie Berlin, Dr. 
Eschenburg, der gleichzeitig Geschäftsführer der PTG (Patent-Treuhandgesellschaft)55 
ist, nach Wien gebeten, um mich über die verschiedenen Bindungen, den Aufbau des 
Kartells etc. zu informieren. Im Akt befanden sich mehrere Schreiben des General-Refe-
renten des Reichs-Wirtschaftsministerium [sic] Hans Kehrl56 [,] in denen der Wunsch 
ausgesprochen wurde, vor einer Entscheidung seine Zustimmung einzuholen.
 Nach Rücksprache mit Dr. Eschenburg habe ich [,] unter Bedachtnahme auf die we-
sentlichen Exportinteressen bei Blaskopf, dem Büro Kehrl einen Bericht gegeben und 
darin ausgeführt, dass zur Erhaltung der Exportumsätze bei Blaskopf die Heranziehung 
der Firma Bickford zweckmäßig erschiene, da diese im Hinblick auf ihre bestausgebaute 
Verkaufsorganisation im gesamten Ausland, sowie ihre Abhängigkeit vom englischen Ka-
pital für die Aufrechterhaltung der bisherigen Exportsätze die beste Gewähr gäbe.
 Ich habe gleichzeitig darauf hingewiesen, dass ich zu diesem Entschluss von Dr. 
Eschenburg angeregt wurde, da dieser erklärte, dass die zuständigen Stellen des Reiches 
mit der Lightened Fasters [richtig: Lightning Fasteners], dem Stammhaus von Bickford, 

54 Walter Rafelsberger (1899–1989), 1938/39 Leiter der VVSt, als gleichzeitiger Gauwirtschafts-
berater der NSDAP Wien und ‚Staatskommissar in der Privatwirtschaft’, zuständig für die 
Durchsetzung von Parteiinteressen bei der Besetzung von Firmenleitungen, „der mächtig-
ste Wiener NS-Wirtschaftsfunktionär“; Botz, Arisierungen, in: Stiefel (Hrsg.), Die politische 
Ökonomie des Holocaust, S. 42.

55 Vgl. Eschenburg, Letzten Endes, S. 19.
56 Hans Kehrl (1900–1984), Textilindustrieller, 1933 NSDAP, 1936 SS (1944 SS-Brigadeführer), 

1938–1942 Generalreferent für Sonderaufgaben im RWM, 1941 Verwaltungsratsvorsitzender 
der Ostfaser GmbH zur Organisation der Textilerzeugung in den besetzten Ostgebieten, 
1943 Chef des Planungsamts im Rüstungsministerium.
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die auch das Zipp-Werk in Nürnberg kontrolliert, bestens zusammenarbeiten und von 
seiner Seite diese Lösung befürwortet würde. Assessor Pötschlies vom Büro Kehrl schloss 
sich dieser Auffassung an und wollte in diesem Sinne berichten.
 Am 23. November d. J. wurde ich von Pötschlies verständigt, dass Bickford ihre Bewer-
bung zurückziehe, da die Übernahme des Betriebes Blaskopf für sie aus betriebstech-
nischen Gründen undurchführbar sei und dass der Vorschlag gemacht wurde, Blaskopf 
zu liquidieren und die frei werdende Quote an die Firma Bickford zu übertragen.
Pötschlies bat mich noch, die Angelegenheit bis zur Rückäußerung des RWM, an das ein 
Bericht gegeben wurde, zurückzustellen.
 Trotz wiederholter Urgenzen erhielt ich vom RWM keinen Bescheid, wobei zu bemer-
ken ist, dass die Firma Blaskopf infolge der ungeklärten Verhältnisse mit Schwierigkeiten 
zu kämpfen hatte und dauernd auf eine endgültige Lösung drängt.
 Bei meiner Rückkehr aus London sprach ich im RWM selbst vor und führte in einer 
Besprechung mit Dkfm. Eggebrecht und Assessor Disselberg alle Gründe, die für die 
Ablehnung des Vorschlages Bickford sprechen, an.
 Es wurde für Samstag eine neue Besprechung angesetzt und mir sofortige Verständi-
gung zugesagt. Am 14. d. M. suchte mich Direktor Jung im Auftrag des RWM auf, um 
neue Informationen einzuholen. Er sagte mir zu, dass ich binnen kurzem endlich die 
Entscheidung des RWM in Händen haben werde. Diese steht jedoch heute noch aus.
 Zur Frage der Liquidation oder Entjudung wäre grundsätzlich Folgendes zu sagen:
 Durch den Anschluss Sudetendeutschlands sind 5 Reissverschluss-Firmen an das Reich 
gefallen, worunter die erste die zweitgrösste, die zweite die viertgrösste des Reiches sein 
soll. Diese Firmen haben hauptsächlich für den Export gearbeitet, wobei der Amerika-
Export vorherrschend war. Durch die Boykott-Bewegung in USA sind Schwierigkeiten bei 
diesen Firmen zu erwarten, weshalb die Vorprüfstelle Berlin (Dr. Eschenburg) grundsätz-
lich für eine Liquidation sämtlicher österreichischer Reissverschlussfirmen eintritt.
V o r s c h l a g .
Die österreichische Reissverschlussfirma Auerhahn ist zu liquidieren, die Firma Blaskopf 
zu erhalten und zu entjuden… [Im Folgenden werden Gründe angeführt, die aus Sicht des Sach-
bearbeiters gegen eine Liquidation der Fa. Blaskopf sprechen.]
A n t r a g .
Grundsätzliche Ablehnung der Liquidation und Entscheidung nach mündlicher Bespre-
chung hinsichtlich der Kaufwerber, wobei ich noch bemerke, dass sich soeben ein neuer 
Interessent, nämlich Dr. Heinrich Bleckmann von Schoeller-Bleckmann Stahlwerke A. G. 
gemeldet hat.

[Unterschrift] Georg

Dokument 4a:  Schreiben der Fachuntergruppe Knopf- und Bekleidungsverschluß-
industrie vom 7. 7. 1939 an Anton Lipscha, Fa. Alfred Auerhahn, Wien57

57 Lipscha war im Zuge der „Entjudung“ des Unternehmens als Treuhänder eingesetzt worden.
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Fundort:  Österreichisches Staatsarchiv, Archiv der Republik (Finanzen), AdR/06/
VVSt,St. 7806, Bd. II, Bl. 82

Eingangsstempel: 10. Juli 1939
 Unser Zeichen: U/Lw/6    7. Juli 1939
Betr.: Arisierung
In der Anlage übersenden wir Ihnen Durchschrift unseres heutigen Schreibens an das 
Reichswirtschaftsministerium zur gefälligen Orientierung.

Heil Hitler !
Fachuntergruppe Knopf- und Bekleidungsver-
schlußindustrie in der Wirtschaftsgruppe Beklei-
dungs-Industrie
[Unterschrift] Eschenburg

1 Anlage
Dokument 4b:  Schreiben der Fachuntergruppe Knopf- und Bekleidungsverschluß-

industrie vom 7. 7. 1939 an das Reichswirtschaftsministerium zu Hän-
den von Herrn Dr. Dießelberg, Berlin

Fundort:   Österreichisches Staatsarchiv, Archiv der Republik (Finanzen), AdR/06/VVSt,  
St. 7806, Bd. II, Bl. 77–81 [Durchschlag]

III Jd. 16101/39 U/Lw/6     7. Juli 1939
Entjudung der Fa. Alfred Auerhahn, Metallwarenfabrik, Wien VII, Neubeugasse
Wir nehmen Bezug auf die telefonische Unterredung mit Herrn Dr. Dießelberg vom 
6. Juli 1939. Wir teilen Ihnen in obiger Angelegenheit folgendes mit:
In der Ostmark bestehen vier Reissverschlussfabriken, nämlich die Firmen:

William Prym, Wien I, Baumgasse 42
Bickford & Co. A.G., Wien III, Schwarzenbergplatz 6
Max Blaskopf, Wien VII, Lindengasse 56
Alfred Auerhahn, Metallwarenfabrik, Wien VII;

Prym und Bickford sind arische Firmen, Blaskopf ist arisiert, Auerhahn wird verwaltet 
von Herrn Anton Lipscha.
Soweit dem Treuhänder bekannt ist, ist die Österreichische Kontrollbank für Industrie 
und Handel seitens des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit, Abteilung Vermögens-
Verkehrsstelle damit betraut worden, die Arisierung der Firma Auerhahn in die Wege zu 
leiten; ob und inwieweit diese Betreuung [sic] noch rechtsgültig ist, da die Arisierung u. 
W. am 31. März 1939 abgeschlossen sein sollte, entzieht sich unserer Kenntnis.
Auerhahn ist die kleinste der ostmärkischen Reissverschlussfirmen; der Umsatz betrug 
im Jahre 1937, in Mark umgerechnet,

RM 92,324,-- Inland
8.000,-- Export,

im Jahre 1938 insgesamt RM 119.000, wovon der Exportanteil sehr gering war…
[Es folgen längere Ausführungen über die Eigentumsverhältnisse an Firma und Inventar im An-
schluss an die Aufnahme eines Auslandskredits mit Sicherungsübereignung der Maschinen an den 
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britischen Gläubiger sowie über die zwischenzeitlich erfolgte Geltendmachung dieser Ansprüche durch 
den Gläubiger. Die daraus gezogene Schlussfolgerung lautet:]
 So wie die Dinge hier liegen, müssen aus den Folgen der Ansprüche des Gläubigers 
beim Verkauf der Firma eine Reihe kostspieliger, die an sich schon nicht ausreichende 
Leistungsfähigkeit beeinträchtigender Komplikationen entstehen. Nach Rücksprache 
mit dem Treuhänder scheint uns der zweckmässigste Weg zu sein, diesen Betrieb alsbald 
der Liquidation zu überführen…
[Es folgen zwei weitere Absätze über entstehende rechtliche Probleme im Falle eines Verkaufs der Firma 
sowie über die ausbleibende Schädigung deutscher Exporte angesichts der geringen Kapazität des 
Unternehmens im Falle einer Liquidation.]
 Die Reissverschlussfabriken in der Ostmark werden in kürzester Frist eine wesentliche 
Herabsetzung ihrer Messing-Zuteilung erfahren, so dass es im Interesse der lebensfä-
higen Betriebe liegt, wenn ein lebensunfähiger Betrieb ausscheidet, so dass dadurch die 
Kapazität der drei lebensfähigen Betriebe erhöht wird. Was die Beschäftigung der Arbei-
ter angeht, so hat der Treuhänder insofern Vorsorge getroffen, als andere Betriebe sich 
bereit erklärt haben, diese Arbeiter zu übernehmen.
 Der Treuhänder selbst ist uns seit einem halben Jahr als zuverlässig und uneigennützig 
bekannt; er ist weder direkt noch indirekt an anderen Reissverschlussfabriken in der Ost-
mark interessiert, so dass seinen Angaben durchaus Glauben zu schenken ist.

Heil Hitler !
Fachuntergruppe Knopf- und Bekleidungsverschlußindustrie
in der Wirtschaftsgruppe Bekleidungs-Industrie

Dokument 5:  Vermerke des zuständigen Referenten im Reichswirtschaftsministerium, 
Hauptabteilung IV,58 vom 9. 11. 1938

Fundort: BArch, Bestand R 3101, Bd. 18383, Bl. 699–702

Der Reichswirtschaftsminister  Berlin, den 9. November 1938.
Nr. IV Fin. 3/IV Fin 1011838

Referent: GA. Dr. v. Borries
I. V e r m e r k :
Betrifft: Neocell Runge & Co. – Lozalith A.G.
1) Rechtsanwalt Langbehn59 sprach am 27. Oktober 1938 bei Herrn Oberregierungsrat 
Dr. Reinbothe vor. Er wurde darauf hingewiesen, daß eine weitere finanzielle Unterstüt-
zung des Unternehmens durch das Reich nur dann vertretbar sei, wenn zuvor die Arisie-

58 Seit März 1938 bestanden folgende RWM-Hauptabteilungen, ihrerseits untergliedert in 
Abteilungen, diese wieder in Referate: I: Industrielle Fachgebiete, Chemie, Mineralölwirt-
schaft, Ersatzrohstoffe; II: Bergbau, Eisen- und Energiewirtschaft; III: Wirtschaftsordnung, 
Handel, Handwerk; IV: Geld- und Kreditwesen; V: Außenhandel, Devisenwirtschaft, Export-
förderung.

59 Carl Langbehn (1901–1944), wie Theodor Eschenburg Mitglied des Deutschen Herrenclubs, 
1933 NSDAP-Beitritt; Kontakte zu Himmler, zum Widerstand (von Hassell, Popitz) und zur 
OSS (Dulles); nach Enttarnung 1944 vom Volksgerichtshof unter Vorsitz Freislers zum Tode 
verurteilt und hingerichtet.
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rungsfrage gelöst werde. Rechtsanwalt Langbehn erklärte, daß dem Unternehmen sei-
nerzeit die Hilfe des Reiches trotz des jüdischen Inhabers in Aussicht gestellt worden sei. 
Man habe sich auf den Standpunkt gestellt, daß die Neocell-Fabrikation im Rahmen des 
Vierjahresplans ohne Rücksicht auf den jüdischen Inhaber gefördert werden müsse. 
Rechtsanwalt Langbehn habe seinerzeit eine schriftliche Erklärung in dieser Hinsicht 
verlangt. Es sei ihm darauf jedoch erwidert worden, daß er sich auf die mündlichen Zusi-
cherungen verlassen könne.
 Oberregierungsrat Dr. Reinbothe erklärte demgegenüber, daß heute aus politischen 
Gründen die alsbaldige Durchführung der Arisierung auch dann notwendig erscheine, 
wenn hinsichtlich der Förderung der Neocell-Fabrikation tatsächlich Zusagen gemacht 
worden wären, daß der jüdische Inhaber der Unterstützung des Unternehmens durch 
das Reich keinen Abbruch tun sollte. Oberregierungsrat Dr. Reinbothe erklärte jedoch, 
daß er inzwischen das Fachreferat (Abteilung I, Chem. 3) veranlaßt habe, zur Frage der 
Förderungswürdigkeit der Neocell-Fabrikation baldmöglichst eingehend Stellung zu 
nehmen und erforderlichenfalls schnellstens eine Betriebsprüfung durchzuführen. Mit 
der Stellungnahme des Fachreferats könne somit in Kürze gerechnet werden. Weiterhin 
werde er dafür Sorge tragen, daß der Kredit von

RM 150.000,--
nach Möglichkeit noch genehmigt werde.
 Rechtsanwalt Langbehn wurde anschließend nochmals gebeten, auf die alsbaldige Lö-
sung der Arisierungsfrage hinzuwirken. Er will zunächst mit der IG. Farben-Industrie 
noch weiter verhandeln.

 ––
2)  Besprechung mit Herrn Willée (I Chem. 3) vom 1. November 1938:
Die Prüfung des Verfahrens wird durch die Reichsstelle für Wirtschaftsausbau60 (Dr. 
Eckell) durchgeführt. Mit der Stellungnahme des Fachreferats und der Reichsstelle kann 
in absehbarer Zeit gerechnet werden. Auf Grund der mit Herrn ORR. Reinbothe getrof-
fenen Vereinbarung hat Herr Willée keine Bedenken dagegen, daß der beantragte Zwi-
schenkredit von 150.000,-- RM erforderlichenfalls noch genehmigt wird, falls sich hier-
durch ein alsbaldiger Zusammenbruch der Firmen vermeiden läßt.

 ––
3)  Besprechung mit Herrn Assessor Dr. Schütt (V Dev.) vom 1. 11. 1938:  

a)  Der Entwurf betreffend die Bewilligung des Zwischenkredits von 150.000,-- RM ist 
seinerzeit von der Hauptabteilung V bereits in Umlauf gesetzt worden. Die Aus-
landsorganisation61 hat jedoch die Mitzeichnung abgelehnt, sodaß zunächst noch 
an Herrn Weigel herangetreten werden müsste. 

  b)  Der Prüfungsauftrag der Hauptabteilung V an die zuständige Devisenstelle wird 
uns demnächst abschriftlich übermittelt werden, damit auch die Deutsche Revisi-
ons- und Treuhand A. G. entsprechend beauftragt werden kann. Der Entwurf des 

60 Seit 1939 Reichsamt für Wirtschaftsausbau, verantwortlich für die Steigerung der heimischen 
Rohstofferzeugung sowie die Erforschung, Entwicklung und Fabrikation von Ersatzstoffen 
zur Herstellung deutscher „Kriegsfähigkeit“.

61 NSDAP-AO. Vgl. den folgenden Unterpunkt 6.

Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte

Jahrgang 62 (2014), Heft 4 
Inhaltsverzeichnis: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv.html 
URL: http://www.ifz-muenchen.de/heftarchiv/2014_4.pdf 
VfZ-Recherche: http://vfz.ifz-muenchen.de



VfZ 4/2014

620  Dokumentation

Schreibens an die Devisenstelle ist bislang noch nicht an Herrn Dr. Schütt zurück-
gelangt.

  c)  Es wurde mit Dr. Schütt vereinbart, das Polizeipräsidium, Fremdenamt, alsbald 
um die Einziehung des für Fischbein ausgestellten Auslandspasses zu bitten.

4) Besprechung mit Dr. Eschenburg (Prüfungsstelle Holzverarbeitende Industrie) vom 
1. November 1938: (12 14 18)
 Dr. Eschenburg hält die Neocell-Fabrikate für einen ausgezeichneten Exportartikel. Er 
ist der Ansicht, daß in diesen Erzeugnissen insbesondere nach Amerika ein guter Export 
möglich sein müßte. Er bittet deshalb darum, das Verfahren als solches auf jeden Fall in 
weitest-gehendem Maße zu fördern. Herr Eschenburg hält es jedoch ebenfalls für erfor-
derlich, zunächst die Arisierungsfrage schnellstens zu lösen. Da Fischbein bereits davon 
unterrichtet ist, daß das Unternehmen erst nach Durchführung der Arisierung mit einer 
weiteren Unterstützung durch das Reich rechen kann, besteht nach Ansicht von Dr. 
Eschenburg die Gefahr, daß Fischbein sich in das Ausland begibt und dort mit Unterstüt-
zung seiner ausländischen Geldgeber ein neues Unternehmen aufzieht. Dr. Eschenburg 
hält ebenfalls die alsbaldige Einziehung des Passes für erforderlich. Dr. Eschenburg er-
klärte noch, daß Fischbein in der vergangenen Woche in Liverpool gewesen sei und daß 
man ihm dort, wie ihm, Dr. Eschenburg, zu Ohren gekommen sei, einen Angestellten-
pos ten angeboten habe.
 Der Umsatz in Neocell-Erzeugnissen hat nach den Feststellungen der Prüfungsstelle 
bisher insgesamt lediglich 19.000,-- RM betragen. Fischbein hat somit die bewilligten 
Sperrmarkdarlehen offensichtlich für andere Zwecke, nämlich insbesondere für die För-
derung des Absatzes in Kunstharz-Erzeugnissen, verwandt. Dr. Eschenburg wiederholte 
deshalb die Bitte um Durchführung einer eingehenden Betriebsprüfung. Ich wies ihn 
darauf hin, daß von uns im Einvernehmen mit der Hauptabteilung V das in dieser Hin-
sicht Erforderliche veranlaßt wird.
 Für die Durchführung der Arisierung nannte Dr. Eschenburg zwei Firmen, die im Ex-
portgeschäft als besonders rührig bekannt sein sollen. Er wird uns die genauen Anschrif-
ten dieser Firmen noch angeben und auch eingehende Vorschläge für die Lösung der 
Arisierungsfrage einreichen.

 ––
5) Ich habe am 1. November vormittags den Oberinspektor Kretschmann (425281) vom 
Polizeipräsidium angerufen und ihn gebeten, den für Fischbein ausgestellten Aus-
landspaß einzuziehen, da das Reichswirtschaftsministerium an den Auslandsreisen des 
Juden Fischbein kein Interesse mehr habe.

 ––
6) Besprechung mit Herrn Weigel (Verbindungsstelle der AO im RWM) vom 1. Novem-
ber 1938:

 ––
Ich habe Herrn Weigel von der gegenwärtigen Sachlage unterrichtet. Herr Weigel ist mit 
der Bewilligung eines Zwischenkredits von letztmalig 150.000,-- RM einverstanden, falls 
hierdurch der alsbaldige Zusammenbruch der Firma verhindert werden kann und der 
Jude Fischbein durch die Bewilligung des Sperrmarkdarlehns seine Position nicht ver-
bessert.
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7) Fischbein sprach am 2. November bei mir vor und bat dringend, auf die Ausstellung 
eines Passes für seine Reise nach London hinzuwirken. Er sehe keine Möglichkeit, die 
Arisierung im befriedigenden Sinne durchzuführen, wenn er nicht zuvor in die Lage 
versetzt werde, eine Regelung mit den ausländischen Gläubigern zu treffen.
 Ich habe Herrn Fischbein erwidert, daß das Reichswirtschaftsministerium sich außer-
stande sehe, seine Auslandsreisen noch weiterhin zu befürworten.

8) Anruf aus dem Polizeipräsidium vom 2. November 1938:
Der Paß des Juden Fischbein sei nicht zu beschaffen. Fischbein habe dem zuständigen 
Polizeirevier erklärt, das RWM. habe den Paß bereits eingezogen und direkt an das Poli-
zeipräsidium geschickt.
 Ich habe dem Beamten erklärt, daß mir hiervon nichts bekannt sei, und anheimge-
stellt, sich mit Rechtsanwalt Dr. Langbehn in Verbindung zu setzen.

9) Auf Grund eines neuen Besuches des Rechtsanwalts Dr. Langbehn bei Herrn ORR. 
Dr. Reinbothe am 3. 11. 1938 wurde im Einvernehmen mit Herrn Assessor Dr. Schütt (V 
Dev. 4a) vereinbart, eine neue Referatsbesprechung am 4. 11. 1938 einzuberufen.

10)  Besprechung bei Herrn ORR. Dr. Reinbothe vom 4. November 1938: 
Anwesend: 
1) Dr. Martell, AO RWM 
2) Ass. Blunk, III Jd. 2 
3) Ass. Dr. Schütt, V Dev. 4 a 
4) Kreuz, V Export 5 a 
5) Dr. Eschenburg, Vorprüfstelle Schnitz- und Formerstoffe verarbeitende Indu-
strie, 
6) Rechtsanwalt Dr. Langbehn 
7) der Unterzeichnete.

Rechtsanwalt Dr. Langbehn legte nochmals eingehend die Gründe dar, aus denen seiner 
Ansicht nach die Reise Fischbeins nach London und gegebenenfalls auch die Aufnahme 
weiterer Sperrmarkdarlehen vor der Durchführung der Arisierung erforderlich ist. Falls 
Fischbein nicht zu den Besprechungen nach London fährt, besteht die Gefahr, daß die 
Sassoon Banking Corp. Seine Beteiligung an der International Container Ltd. mit be-
schlag belegt, die Auslandspatente ohne Rücksicht auf das deutsche Werk verwertet und 
damit einen Export von Neocell-Erzeugnissen aus Deutschland unmöglich macht. Ein 
Vertreter könne für Herrn Fischbein nicht nach London fahren, da die englische Grup-
pe Wert darauf lege, mit ihrem Schuldner Fischbein persönlich zu verhandeln. Es beste-
he durchaus die Möglichkeit, daß die Arisierungsfrage in einem für die deutsche Volks-
wirtschaft günstigen Sinne geregelt werde, wenn den ausländischen Gläubigern 
Gelegenheit gegeben werde, diese Frage im einzelnen mit Fischbein zu erörtern. Die 
Gefahr, daß Fischbein nicht wieder nach Deutschland zurückkehrt, besteht nach Ansicht 
des Rechtsanwalts Dr. Langbehn nicht, da Fischbein gegenüber der englischen Gruppe 
persönlich mit etwa 95 000 Pfund Sterling verschuldet sei und deshalb den allergrößten 
Wert darauf lege, wegen der Überführung des Unternehmens in deutschen Besitz mit 
den englischen Gläubigern zu einer Einigung zu kommen. Er müsse anderenfalls be-
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fürchten, daß die Sassoon Banking Corp. wegen seiner erheblichen Schuldverpflich-
tungen alsbald gegen ihn vorgehe und ihm dadurch den Aufbau einer Existenz im Aus-
land unmöglich mache.
 Nach Ansicht des Rechtsanwalts Dr. Langbehn kann sich deshalb die Erteilung der 
Ausreisegenehmigung an Fischbein im Sinne einer Lösung der Arisierungsfrage nur gün-
stig auswirken, während seine Zurückhaltung in Deutschland ein Exportgeschäft mit Si-
cherheit unmöglich machen würde.
 Rechtsanwalt Dr. Langbehn wies nochmals darauf hin, daß wegen der Arisierung insbe-
sondere mit der IG.-Farbenindustrie verhandelt werde. Sollte diese das Werk überneh-
men, so bestehe die begründete Aussicht, daß das Interesse der englischen Gruppe an 
der deutschen Neocell-Fabrikation bestehen bleibt. Es sei jedoch erforderlich, die Ver-
handlungen und eine ruhige Abwicklung nicht dadurch zu gefährden, daß der Lozalit 
A.G. vor Durchführung der Arisierung die Aufnahme weiterer Sperrmarkdarlehen 
schlechthin unmöglich gemacht werde. Rechtsanwalt Dr. Langbehn wies in diesem Zu-
sammenhang nochmals darauf hin, daß bei der Lozalit A.G. neuerdings ein dringender 
Kapitalbedarf aufgetreten sei und daß die englische Gruppe trotz der schwebenden Ari-
sierungsverhandlungen nicht abgeneigt sei, für die Neocell-Fabrikation weitere Mittel 
aus Sperrguthaben zur Verfügung zu stellen.
 Die Zweifelsfragen werden sodann in Abwesenheit von Dr. Langbehn unter den anwe-
senden Vertretern der beteiligten Referate erörtert. Dr. Eschenburg lässt seinen Stand-
punkt, daß dem Juden Fischbein weitere Auslandsreisen für die Lozalit A.G. unmöglich 
gemacht werden müßten, fallen. Er ist der Ansicht, daß unter allen Umständen eine Re-
gelung angestrebt werden müsse, bei der die Exportmöglichkeiten nicht beeinträchtigt 
würden.
 Die Herren Martell (AO) und Blunk )III Jd.) vertraten demgegenüber den Stand-
punkt, daß die Befürwortung von Auslandsreisen für den Juden Fischbein aus politi-
schen Gründen nicht tragbar sei. Die wirtschaftlichen Erwägungen können ihrer Ansicht 
nach in diesem Falle nicht ausschlaggebend sein. [Gestrichen und handschriftlich geän-
dert in:] Sie sind der Ansicht, daß die Verhandlungen auch durch einen Vertreter ge-
führt werden können.
 Es wurde beschlossen, die Angelegenheit dem Herrn Staatssekretär62 zur Entschei-
dung vorzulegen. Rechtsanwalt Dr. Langbehn ist hiervon benachrichtigt worden. Er hat 
inzwischen noch einen neuen Schriftsatz eingereicht. Der Aktenvermerk für den Herrn 
Staatssekretär ist bereits unterwegs.

 .//.
II. Herrn ORR. Dr. Reinbothe zur Kenntnisnahme [Paraphe Rheinbothe:] R 13/11
III. Z. d. A. Neocell  [Unterschrift] v. Borries

62 Rudolf Brinkmann, von Februar 1938 bis Februar 1939 Staatssekretär im Reichswirtschaftmi-
nisterium. 1939 schwere Nervenkrankheit, dauerhaft beurlaubt (unter Einweisung in eine 
Nervenklinik) bis 1945.
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Dokument 6:  Schreiben der Vorprüfstelle Schnitz- und Formerstoffe verarbeitende 
Industrie der Prüfungsstelle Holzverarbeitende Industrie vom 
8. 11. 1938 an das Reichswirtschaftsministerium zu Händen von Herrn 
Kreuz63, Berlin

Fundort: BArch, Bestand R 3101, Bd. 18383, Bl. 705–709

D u r c h   B o t e n !  8. 11. 1938

[Stempel] IV Fin 1009238

Eingangsstempel: R. Wi. Min. 11. Nov. 1938, mit Paraphe „R“ [= Reinbothe]
Handschriftlicher Referentenvermerk: „Hat dem Herrn Staatssekretär mit vorgelegen. 
Bo [= v. Borries] 11/11“
 Unser Zeichen: PU/Ja/A
Betreff: Ausstellung eines Reisepasses für den Juden Wilhelm J. Fischbein.
(Lozalit AG – Neocell)
 Die Firma Wilhelm R u n g e & Co. mit ihren Waren aus Kunstharz-Pressmischungen 
und die Firma Lozalit AG mit ihren Neocellwaren gehören in meinen Zuständigkeitsbe-
reich. Mir war die grosse Zukunftsbedeutung von Neocell – als Ersatzstoff für den Vierjah-
resplan einerseits, für den Export andererseits – bekannt; ich habe daher sowohl die Pro-
duktions- als auch die Absatzentwicklung aufmerksam verfolgt.
 Die Tatsache, dass Fischbein seit der Leipziger Messe fast unaufhörlich im Auslande 
weilte, der Absatz in Neocellwaren dagegen nur unbedeutend stieg (die Firma hat seit 
September 1937, d. h. seitdem diese Ware erstmalig auf den Markt kam, insgesamt nur 
für RM 19.000,-- Neocellwaren exportiert), gab zu der Vermutung Anlass, dass Fischbein 
unter dem Vorwand, Exportaufträge hereinzuholen, unter Benutzung deutscher Devi-
sen im Auslande Fabriken für diesen Artikel einrichtete, um sich selbst eine neue Exi-
stenzbasis zu schaffen. Ich gab hiervon dem Reichswirtschaftsministerium (Herrn von 
Borries) vorsorglich Kenntnis und wies auf die Notwendigkeit hin, die Patentlage im ein-
zelnen zu prüfen. Inwieweit dieser Hinweis entscheidend war für den Passentzug von 
Fischbein, entzieht sich meiner Kenntnis.
 Nachdem ich die Ausführungen der Herren Oberregierungsrat R e i n b o t h e vom 
Reichswirtschaftsministerium und Rechtsanwalt Dr. L a n g b e h n in der Sitzung vom 
4. 11. 38 gehört und die mir zur Verfügung stehenden Unterlagen geprüft habe, nehme 
ich zu dieser Angelegenheit wie folgt Stellung:
 Ich habe weder gegen die Ausstellung eines neuen Reisepasses für Fischbein noch da-
gegen, ihm die Auswanderungsgenehmigung zu gegebener Zeit zu erteilen, Bedenken.
Begründung:
1.) Aus dem Vertrage zwischen der Deutschen Revisions- und Treuhand-AG und der Loza-
lit AG., der Firma Wilhelm Runge & Co. und deren Inhaber, Wilhelm J. Fischbein, ergibt 
sich, dass der Kredit von Sassoon unter der Voraussetzung gegeben worden ist, dass 
Fischbein die verantwortliche Leitung des Unternehmens hat und behält. In dem ge-

63 Hauptabteilung V (Außenhandel, Devisenwirtschaft, Exportförderung), Abt. Export, Referat 
5a (vgl. Dokument 5, Unterpunkt 10).
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nannten Vertrage ist ausdrücklich festgelegt worden, dass Fischbein trotz seiner jü-
dischen Herkunft die Leitung innehat. Hieraus ergibt sich, dass ein Inhaberwechsel 
ohne Einwilligung der Sassoon-Gruppe nicht möglich ist
2.) Die Sassoon-Gruppe ist aber bereit, einer Arisierung zuzustimmen, vorausgesetzt dass 
ein wirtschaftlich leistungsfähiges, exportaktives Unternehmen an die Stelle von Runge 
& Co. bzw. Fischbein tritt. Verhandlungen zwischen der Sassoon-Gruppe einerseits und 
Fischbein andererseits sind in Aussicht genommen. Es liegt im Rahmen des Möglichen, 
dass die Sassoon-Gruppe, wenn Fischbein infolge des Passentzuges nicht erscheint, miss-
trauisch wird, da Fischbein ihr Schuldner ist, und Massnahmen trifft, um ihre Kredite so 
weit wie möglich zu schützen. Ein Weg hierfür wäre, Beschlagnahme des Besitzes der In-
ternational Container Ltd., an der die deutsche Seite mit 51% beteiligt ist, zu erwirken.
3.) Der hierdurch entstehende Schaden wäre aber wesentlich grösser als die Tatsache, 
dass Fischbein unter Umständen im Auslande neue Fabriken einrichten wird. Zunächst 
wird Fischbein – schon mit Rücksicht auf die grosse Zukunftsbedeutung von Neocell – 
tunlichst den legalen Weg wählen, d. h. er wird alle Massnahmen nur im Einvernehmen 
mit der International Container Ltd., an der die deutsche Seite wiederum 51% besitzt, 
treffen. Ich nehme an, dass er nach seiner Auswanderung im Dienst der Sassoon-Gruppe 
arbeiten wird, so dass also indirekt auf seine Tätigkeit deutscherseits immer ein Einfluss 
bestehen bleibt.
4.) Voraussichtlich wird auch die Arbeit im Dienste der Sassoon-Gruppe für ihn wesent-
lich einträglicher sein als eine Tätigkeit gegen dieselbe (Patentverletzung) oder ausser-
halb derselben.
5.) Gerade wegen dieser Möglichkeit wird Fischbein ein Interesse daran haben, mög-
lichst freizügig in der Welt hereumreisen [sic] zu können, d. h. er wird alles vermeiden, 
was zu einem Passentzug für ihn führen würde. Wenn er also jetzt nach England zu einer 
Verhandlung fährt, so wird er aller Voraussicht nach zurückkehren, um nicht seines 
Passes verlustig zu gehen.
6.) Sassoon hat kein Interesse daran, dass Fischbein nach dieser Verhandlung nicht nach 
Deutschland zurückfährt, da er an einer ordnungsmässigen Übergabe des Betriebes abso-
lut interessiert ist. Würde also Fischbein nach diesen Verhandlungen nicht nach Deutsch-
land zurückkehren, so könnte sich daraus unter Umständen für die Sassoon-Gruppe die 
Verpflichtung ergeben, gegen ihren Schuldner Fischbein klagend vorzugehen. Daran hat 
aber wiederum Sassoon kein Interesse, der als Hauptkreditgeber des Unternehmens Loza-
lit AG, das in seiner Produktion und in seinem Absatz ausschliesslich auf die Tätigkeit von 
Fischbein bisher angewiesen war, vielmehr darauf Wert legt, sich des Fischbein in Zukunft 
als Berater für die Errichtung weiterer Betriebe im Ausland, an denen die deutsche Seite 
mit 51% beteiligt ist, und für die Entwicklung des Absatzes zu bedienen.
7.) Andererseits ist nicht anzunehmen, dass die Sassoon-Gruppe Fischbein aus dem 
Schuldverhältnis, selbst wenn die Lozalit-AG arisiert wird, vollständig entlassen wird. Da-
raus ergibt sich meines Erachtens wiederum folgendes:
Würde man Fischbein die Auswanderungsgenehmigung verweigern, so würde unter Um-
ständen die Sassoon-Gruppe ähnliche Massnahmen treffen, wie sie sie jetzt einleiten 
könnte, wenn ihrem Schuldner der Pass entzogen wird. Sie hat nämlich auch insofern ein 
Interesse an Fischbein, als die Rückzahlung des Kredites nur aus Exporterlösen der Fir-
ma Lozalit AG möglich ist, d. h. Fischbein wird als der einzige Sachkundige unter Um-
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ständen im Auftrag der Sassoon-Gruppe neue Absatzmöglichkeiten für deutsche Neo-
cellwaren bzw. für die der Neocellwarenherstellung dienenden Maschinen suchen 
müssen. Würde also Fischbein weder die Lozalit AG weiter leiten können – womit sich 
anscheinend die Sassoon-Gruppe abfinden wird – noch im Auslande für die Rückzah-
lung des diesem Unternehmen gegebenen Kredites Sorge tragen können, so würde das 
für die Sassoon-Gruppe einen sehr schweren Verlust bedeuten, der sie unter Umständen 
zu entsprechenden Gegenmassnahmen veranlassen könnte.
Ich empfehle aber, dem Fischbein bei der Ausstellung des Passes die Auflage zu machen, 
dass Herr Rechtsanwalt Dr. Langbehn an dieser wie auch an künftigen Reisen, die der Ver-
handlung mit der Sassoon-Gruppe dienen, teilnimmt. Ich empfehle weiterhin, Herrn Dr. 
Langbehn zu veranlassen, dass bei der neuen vertraglichen Regelung zwischen der Sas-
soon-Gruppe und dem neuen Inhaber der Lozalit AG er von dieser Gruppe eine dahinge-
hende Erklärung verlangt, dass sie darauf verzichtet, weder direkt noch indirekt irgendwel-
che Ansprüche gegenüber dem Deutschen Reich bzw. den von ihm beauftragten Stellen 
(in diesem Fall die Deutsche Revisions- und Treuhand-AG) daraus geltend zu machen, dass 
Fischbein aus der Lozalit AG ausgeschieden ist. Diese Verzichtserklärung erscheint mir mit 
Rücksicht auf den Vertrag vom 3. Februar 1938 unter Umständen erforderlich zu sein.
Ich bin der Auffassung, dass die ganze Angelegenheit mit grösster Vorsicht behandelt 
werden muss, da hier ausserordentlich grosse wirtschaftliche Werte auf dem Spiel stehen. 
Bis jetzt sind nur Investitionen vorgenommen worden; aber schon die Ausstellung auf 
der Leipziger Messe hat die grossen Fortschritte dieses Artikels gezeigt. Ich halte ihn 
nach wie vor für einen sehr zukunftsträchtigen Exportartikel einerseits, bzw. einen für 
die Zukunft bedeutsamen Lizenzeinbringer andererseits, sofern die Herstellung in drit-
ten Ländern unternommen wird. Es liegt daher auch im dringenden Interesse des Reichs 
– sowohl aus Gründen des Vierjahresplanes als auch des Exports – [,] den Betrieb auf 
jeden Fall aufrecht zu erhalten.

[Stempel] V o r p r ü f s t e l l e
Schnitz- und Formerstoffe verarbeitende Industrie
D e r B e a u f t r a g t e
[Unterschrift] Eschenburg

Dokument 7:  Vermerk des zuständigen Referenten im Reichswirtschaftsministerium,  
Hauptabteilung IV, vom 15. November 1938

Fundort: BArch, Bestand R 3101, Bd. 18383, Bl. 710

Der Reichswirtschaftsminister  Berlin, den 15. November 1938.
Nr. IV Fin. 3/9711/38 II Ang.
Referent: Dr. v. Borries

Handschriftlicher Zusatz (v. Borries) linke Spalte [vgl. auch Einleitung zu dieser Doku-
mentation, Anm. 40]:
Zur Sitzung am 18. 11., 17.30 h, sind eingeladen:
Dr. Schütt (V Dev. 4a)
Willée (I Chem. 3)
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Dr. Schmidt (Treuarbeit)64

Tschacher (RfW) 65

Dr. E… [unleserlich]
Kreuz (V Exp 5)
Dr. Eschenburg (Vorprüfstelle – 121418)
Ass. Blunk (Jd)
Dr. Martell

1) Vermerk
Der Jude Fischbein sprach am 14. November 1938 bei mir vor und erklärte, daß er von 
sich aus die Arisierung schnellstens vorwärts treiben werde. Er habe auf Grund der Ent-
wicklung in der Judenfrage, die in den letzten Tagen eingetreten sei, inzwischen auch 
von der Sassoon Banking Corporation aus London ein Telegramm mit der Auforderung 
[sic] bekommen, alsbald für die Durchführung der Arisierung Sorge zu tragen.
 Ich stellte Herrn Fischbein anheim, sich deshalb noch einmal mit Herrn Dr. Eschen-
burg in Verbindung zu setzen, der mir vor einigen Tagen außer der IG.-Farben noch zwei 
weitere Firmen genannt hat, die möglicherweise für die Übernahme in Betracht kom-
men. Fischbein wird Herrn Dr. Eschenburg heute Nachmittag aufsuchen. Ich unterrich-
tete Herrn Fischbein im übrigen von der inzwischen getroffenen Entscheidung des 
Herrn Staatssekretärs und wies insbesondere daraufhin, daß weitere Sperrmarkdarlehen 
nur Zug um Zug gegen die Arisierung erteilt werden sollen.
 
[Unterschrift] v. Borries

64 Abkürzung für die 1925 errichtete staatliche Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Deutsche Re-
visions- und Treuhand-AG. Vgl. auch Frank Pega, Die Tätigkeit der Deutsche Revisions- und 
Treuhand AG von 1925 bis 1945, Diss. Ludwig Maximilians-Universität, München 2010.

65 Reichsstelle für Wirtschaftsausbau; vgl. Anm. 60.
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Hermann Wentker, The German Green Party and Gorbachev. Metamorpho-
ses of a Complex Relationship, 1985–1990.
In their appraisal of Gorbachev and his policies, the Greens were shaped by a worl-
dview which denied the existence of any serious willingness to disarm among the 
American leadership while simultaneously not allowing for an overall damnation 
of the Soviet Union. Gorbachev’s disarmament initiatives fitted into this world-
view and were thus welcomed. Due to their hostility to modern industrial society 
and the market economy, the Green assessment of Soviet domestic policy under 
Gorbachev was dominated by scepticism with respect to his efforts at increasing 
economic efficiency and intensifying cooperation with the West. Additionally 
the Greens saw themselves and the Peace Movement as allies of Gorbachev, even 
though they did not notice that their importance for him lessened as of 1987. At 
the same time, only few Greens maintained grass-roots contacts in Eastern Europe 
and the Soviet Union. These Greens widely appreciated the grie vances of the dis-
sidents and the respective societies and understood that they were striving for the 
fulfilment of their consumption needs and even more for a democratic state un-
der the rule of law. Other Greens, who, if at all, only dealt with the Eastern Block 
theoretically, wanted to continue discussion about a “Third Way” with the increas-
ingly eroding Soviet regime even in 1989. All Greens were however surprised by 
the revolutionary developments in 1989/90, as they had underestimated the resil-
ience of the nation state.

Alexander Vatlin, A World Revolutionary on the Margins. The Commissar 
of the Bavarian Soviet Republic Tobias Axelrod.
In many portrayals, Tobias Axelrod appears as one of the leaders of the second, 
Communist, Bavarian Soviet Republic, even though little is known about his pre-
vious or later biography. The Moscow historian Alexander Vatlin has engaged in 
a biographical search through Russian and German archives in order to paint a 
more complete picture of the professional revolutionary Axelrod, which simul-
taneously sheds new light on his role in the Soviet Republic. Axelrod joined the 
socialist movement at a young age, took part in the 1905 revolution and was ban-
ished to Siberia, from where he fled abroad in 1910. In 1917 he returned to revolu-
tionary Russia, but found no suitable duties there and was sent to Germany as head 
of a foreign press agency in early 1919. Once there, he quickly became embroiled 
in the Bavarian turmoil. After the bloody suppression of the attempted revolution 
by military Reichswehr and paramilitary Freikorps forces, it was probably due to 
political pressure from Moscow (insisting on his supposed diplomatic status) that 
he was not sentenced to death like his comrade Eugen Leviné, but instead to 15 
years in prison. After a few months he was exchanged and returned to Russia. The 
unfulfilled and erratic life of a revolutionary who had lost the revolution ended in 
Stalin’s Great Terror in 1938: Following Stalin’s orders, the Military Collegium of 
the USSR Supreme Court sentenced him to death as a “counter revolutionary”. He 
was shot on 10 March 1938.
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Amedeo Osti Guerrazzi, “Merciless Actions against the Malicious Enemy”. 
Italian Warfare and Occupational Practice in Slovenia, 1941/42.
The means of warfare and the practice of occupation by the Italian armed forces 
between 1940 and 1943 have hitherto aroused little interest by scholars. For this 
reason, the legend until recently has survived that Italy may have been a country 
with a Fascist government, but waged no Fascist (i. e. criminal) war. With his arti-
cle, Amedeo Osti Guerrazzi joins a group of researchers who reject this interpre-
tation and are painting a new image of Mussolini’s soliders. Using the example of 
the elite “Granatieri di Sardegna” division of the Royal Army and Italian rule in oc-
cupied and partially annexed Slovenia, he shows that war crimes were practically a 
daily occurrence. This included random shootings, looting and rapes, which have 
remained unpunished. In the daily guerrilla war against the partisans, Italian sol-
diers similarly showed the lack of any humanitarian considerations; young, inex-
perienced and imbued with a propagandistically kindled feeling of cultural-racial 
superiority, they were ready to use any means necessary in order to hit the enemy 
as hard as possible. Osti Guerazzi points to the central role of the military leaders, 
who could be certain of the support of the Fascist leadership in Rome whenever 
they ordered drastic measures. One looks in vain for criminal orders emanating 
from the high command, but some instructions of the command posts in Slove-
nia evoke the Kriegsgerichtsbarkeitserlass of the Wehrmacht high command which ex-
empted German soldiers from punishment for the killings of civilians. While Osti 
Guerrazzi summarizes that the Italians did not wage a war of annihilation, their 
war was still similar to that waged by the armed forces of the German Reich in Italy 
after the Kingdom changed sides in September/October 1943.

Tim B. Müller, Democracy and Economic Policy During the Weimar Re-
public.
If research into the Weimar Republic is not so much guided by the search for 
national continuities, but rather by their investigation in international and trans-
national contexts, a democracy is revealed which exhibited no major differences 
to the other liberal and social democracies of the time. This is true just as much 
for the political institutions as it is for the political culture as well as the social and 
economic crises, challenges and possibilities. After the First World War, modern 
mass democracy was not only emerging in Germany. The present article places the 
economic policy of the Republic into its democratic horizon of expectation. Over 
and above economic stabilisation and productivity, the sources clearly reveal the 
enabling of democracy as a form of government and way of life as the political goal 
of economic policy. Analyses by economic historians have hitherto not revealed 
this political dimension. Here however, the perspective of the history of demo-
cracy as well as of political and economic thought is chosen in order to consider 
central actors within the Reich Economics Ministry. Their concepts and strategies 
were part of an international discussion about economic policy in the Western 
democracies. It was not structural exigencies, but rather individual political deci-
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sions which ended this democratic economic policy step by step since 1930, while 
other democracies extended and continued these strategies of economic policy – 
also with the participation of German émigrés from the Reich Economic Ministry. 
This article sees itself as a plea for an “optimistic”, non-teleological reading of the 
history of German democracy after 1918.

Rainer Eisfeld, Theodor Eschenburg and the Robbery of Jewish Property 
during 1938/39.
A 2011 journal article based on newly-found archival sources showed that Theo-
dor Eschenburg, one of the “founding fathers” of post-World War II (West) Ger-
man contemporary history and political science, had been involved in a Jewish 
company’s “Aryanization” during the Nazi regime. Employed by the textile indus-
try, Eschenburg had served as cartel manager from 1933–1945. The publication 
of the article was followed by an emotional and often polemical debate. The pres-
ent documentation takes the debate back to the sources and presents further, re-
cently discovered records which prove that, subsequently to the 1938 Anschluss 
of Austria, Eschenburg was also involved in the “Aryanization” of two Viennese 
Jewish firms. One of the former owners later perished in Theresenstadt. Eschen-
burg emerges as an example of a conservative non-Nazi (staatskonservativ, in his 
own words) who, even while maintaining personal contacts with Jews, assiduously 
placed himself at the service of the racist regime.
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Dr. Hermann Wentker, Leiter der Abteilung Berlin- 
Lichterfelde des Instituts für Zeitgeschichte München-Berlin 
(Finckensteinallee 85/87, 12205 Berlin) und außerplan-
mäßiger Professor an der Universität Leipzig; veröffentlichte 
u. a. „Außenpolitik in engen Grenzen. Die DDR im interna-
tionalen System 1949–1989“ (München 2007); als Herausge-
ber zusammen mit Philipp Gassert und Tim Geiger „Zweiter 
Kalter Krieg und Friedensbewegung. Der NATO-Doppelbe-
schluss in deutsch-deutscher und internationaler Perspektive“ 
(München 2011); als Herausgeber zusammen mit Matthias 
Peter „Die KSZE im Ost-West-Konflikt. Internationale Politik 
und  gesellschaftliche Transformation 1975–1990“ (München 
2012).

Dr. Alexander Vatlin, ordentlicher Professor am Lehrstuhl 
für moderne Geschichte der Moskauer Lomonossow-Staats-
universität (119899 Moskau, Leninskie Gory, MSU, Fakultät 
für Geschichte – Ul. Grastello 41–65, 187014 Moskau, Russ-
land); veröffentlichte u. a. in deutscher Sprache „Tatort Kun-
zewo. Opfer und Täter des Stalinschen Terrors 1937–1938“ 
(Berlin 2003); zusammen mit Natalia Mussienko „Schule der 
Träume. Die Karl-Liebknecht-Schule in Moskau (1924–1938)“ 
(Bad Heilbrunn 2005); „Die Komintern. Gründung, Program-
matik, Akteure“ (Berlin 2009); „‘Was für ein Teufelspack‘. Die 
Deutsche Operation des NKWD in Moskau und im Moskauer 
Gebiet 1936 bis 1941“ (Berlin 2013).

Dr. Amedeo Osti Guerrazzi, Projektmitarbeiter am Deut-
schen Historischen Institut in Rom (Via Aurelia Antica 391, 
00165 Rom); ver öffentlichte u. a.: „Caino a Roma. I complici 
romani della Shoah” (Rom 22006); „Noi non sappiamo odiare. 
L’esercito italiano tra fascismo e democrazia” (Turin 2010); 
als Herausgeber zusammen mit Lutz Klinkhammer und Tho-
mas Schlemmer „Die ‚Achse‘ im Krieg. Politik, Ideologie und 
Kriegführung 1939–1945” (Paderborn u. a. 2010); „The Italian 
Army in Slovenia. Strategies of antipartisan repression, 1941–
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Dr. Tim B. Müller, wissenschaftlicher Mitarbeiter am Ham-
burger Institut für Sozialforschung sowie Redakteur der „Zeit-
schrift für Ideengeschichte“ (Mittelweg 36, 20148 Hamburg); 
veröffentlichte u. a.: „Krieger und Gelehrte. Herbert Marcu-
se und die Denksysteme im Kalten Krieg“ (Hamburg 2010); 
„Nach dem Ersten Weltkrieg. Lebensversuche moderner De-
mokratien“ (Hamburg 2014); als Mitherausgeber die Bände 
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Dr. Rainer Eisfeld, emeritierter Professor für Politikwissen-
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